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    Vorwort


    


    Für weite Strecken der deutschen Geschichte hat es den Anschein, als hätten sich die Angehörigen des deutschen Volkes nur in blindem Gehorsam ihrer jeweiligen Obrigkeit untergeordnet, als hätten sie keine eigenen Impulse und Forderungen zum Ausdruck gebracht oder gar entsprechende Aktionen durchgeführt. So konnte die Meinung entstehen, die Deutschen seien allen revolutionären Erhebungen und Kämpfen abgeneigt, seien vor allem Befehlsempfänger, ja, Prototypen des Untertans. Diese Auffassung ist teilweise in das Bewußtsein des Volkes selbst eingedrungen. Und immer wieder führt dieses negative Geschichtsbewußtsein zu Lähmung und Resignation in entscheidenden Fragen der Politik. Aber stimmt jene scheinbare politische Enthaltsamkeit, jene politische Inaktivität mit dem tatsächlichen Geschehnisablauf überein? Haben die Deutschen keine revolutionäre Tradition? Wurden sie als Untertanen geboren, und ist es ihnen für alle Zukunft bestimmt, als Untertanen zu sterben?


    Der Versuch, die politischen Willensäußerungen und die revolutionären Aktivitäten des deutschen Volkes aufzuzeichnen, führt zu einem überraschenden Ergebnis. Die Geschichte des deutschen Volkes ist – so betrachtet – nicht nur eine Geschichte seiner Kaiser und Staatsmänner, seiner Bischöfe und Reformatoren, seiner Philosophen und Dichter, nicht nur eine Folge diplomatischer und kriegerischer Vorgänge, sie ist vielmehr gleichzeitig und nicht zuletzt Ausdruck eines unzerstörbaren politischen Willens seiner Bürger und ihres nie abreißenden Kampfes um gesellschaftliche und politische Freiheit. Tausende von Deutschen sind in diesen Kämpfen gestorben und geopfert worden. Zwar gibt es in der Geschichte der deutschen Aufstände mehr Niederlagen als Siege, mehr Blut und Tränen als Jubel und Triumphe. Aber der Glaube an Fortschritt und Gerechtigkeit, an Brüderlichkeit und Freiheit war nie zu ersticken. Wie viele leidenschaftliche Rebellen sind namenlos gestorben, wie wenige Revolutionäre sind in das Bewußtsein ihres Volkes eingegangen! Wie viele der Kämpfe, die mit großer Hingabe geführt wurden, sind vergessen, als wären sie nie gewesen!


    Dieses Buch will an der Neubildung eines politischen Bewußtseins der Deutschen mitwirken; es will der Jugend eine Vergangenheit zeigen, die zwar nie ohne Irrwege war, aber auch voll des Glaubens an eine bessere Zukunft und voller Opferbereitschaft für eine Gesellschaftsordnung, in der soziale Gerechtigkeit und politische Freiheit, Humanität und Frieden unverrückbare Leitsterne sind.


    


    Chronik 1000–1234


    Der Kampf der Stedinger Bauern. 1232–1233


    


    Um das Jahr 1000 n. Chr. entwickelt sich in Deutschland der Feudalismus, jene soziale Ordnung, die auf dem Lehnswesen beruht, einem System von Abhängigkeiten durch »Verleihen« von Ämtern, Grund und Boden, Münzrechten und anderen Pfründen. Als die Lehen allmählich erblich werden, verfestigen sich die Herrschaftsstrukturen, und es entsteht, bei freilich regional und institutionell sehr unterschiedlichen Gegebenheiten, die mittelalterliche Standes- und Klassengesellschaft. Die Wirtschaftsform des Feudalismus entwickelt sich aus der zweiten gesellschaftlichen Arbeitsteilung durch die Konstituierung selbständiger Handwerker wie Töpfer mit Werkstätten, Bronze- und Edelmetallarbeiter in Produktionsgruppen, Drechsler, Wagenbauer, Böttcher und Zimmerleute. Gemünztes Geld wird allgemein anerkanntes Zahlungsmittel. Luxusartikel und Gebrauchsgegenstände werden eingeführt; Vieh, Honig, Wachs, Pelze und Sklaven werden exportiert. Marktflecken und Marktrechte werden durch Könige und Fürsten geschaffen. Bestimmte Gewerbe schließen sich zu Zünften zusammen, denen politische und wirtschaftliche Privilegien zugestanden werden. Die Erdbefestigungen werden durch Mauern ersetzt, und es bilden sich Städte, in denen die Patrizier das Recht bestimmen und die Exekutive ausüben. Man baut Ziegelhäuser und Steinbrücken. Die Wasserkraft wird in den Dienst des Menschen gestellt, und auch auf diese Weise wird die Errichtung von Werkstätten mit Arbeitsteilung gefördert.


    Zunächst dominiert die Naturalwirtschaft, allmählich aber spezialisiert sich die Produktion, und es zeichnet sich eine stetig zunehmende gesellschaftliche Arbeitsteilung ab. So blüht denn zwar die Wirtschaft auf, doch müssen Handwerk und Gewerbe immer höhere Abgaben verschiedener Art leisten. Insbesondere geraten die ehemals freien Bauern mehr und mehr in die Abhängigkeit von Feudalherren und Fürsten, die sie zu Frondiensten zwingen. Wirtschaftliche Ausbeutung und politische Unterdrückung provozieren denn auch allenthalben Erhebungen, Aufstände, Klassenkämpfe.


    


    1060: Im Kampf um die Allmende, die gemeindeeigenen Weiden und Wälder, die von allen Gemeindemitgliedern genutzt werden, nimmt der Bischof von Osnabrück den Bauern die Wälder um Iburg weg, um Rodungsland für sich selbst zu gewinnen.


    1073–1075: Als die königlichen Ministerialen vor allem im Harzgebiet Allmenderechte an sich reißen und mehr Frondienste und höhere Abgaben fordern, erheben sich die sächsischen Bauern gegen ihre Zwingherren.


    1094: Der Herzog von Bayern droht säumigen Zinszahlern des Klosters Weinsberg, sie zu Eigenleuten des Klosters zu machen.


    1117: Der Abt von Maurmünster im Elsaß löst die Frondienste seiner Bauern durch Geldleistungen ab, da die Fronen »gleichgültig, stumpf und träge« verrichtet würden.


    1127: Der Erzbischof von Mainz läßt den Kornzehnt vor dem Einfahren auf dem Felde entrichten, weil die Bauern sich sonst mehr von der Ernte »aneignen«, als ihnen zusteht.


    Um 1204 Die Stedinger Bauern verteidigen erfolgreich ihre Unabhängigkeit, die sie bei der Besiedelung der Wesermarschen gewonnen haben, zerstören dabei die neuerbauten Burgen des Grafen von Oldenburg und des Erzbischofs von Bremen und vertreiben deren Truppen aus ihrem Lande.


    1216 Kölner Handwerker erregen einen Aufruhr, um die Beteiligung der Zunftmeister an der Stadtregierung zu erzwingen.


    1229 Dezember: Die Stedinger Bauern schlagen ein Ritterheer, das ihr Land dem Erzbischof von Bremen unterwerfen soll.


    1230 17. März: Eine Bremer Synode erklärt die Stedinger Bauern zu Ketzern. Der Erzbischof erwirkt beim Papst die Erlaubnis, »das Kreuz« gegen die Bauern predigen zu dürfen.


    1231 23. Januar: Heinrich VII. verbietet auf Betreiben der Fürsten in Worms den Städten »alle Eidgenossenschaften und Bündnisse«.


    1232 März: Friedrich II. bestimmt als generelle Strafe für Ketzerei den Feuertod.


    Mai: Die Bürger von Worms müssen auf Geheiß des Kaisers ihr Rathaus, das Symbol städtischer Freiheit, niederreißen. Konrad von Marburg, seit Oktober 1231 mit der Inquisition in Deutschland beauftragt, läßt in Köln, Trier, Straßburg, Goslar und Erfurt Ketzer aufspüren und verbrennen. Er wird 1233 von Rittern erschlagen.


    Juli: Die Stedinger Bauern weisen bei Hemmeiskamp die Angriffe eines Kreuzfahrerheeres zurück.


    1234 27. Mai: Die Stedinger erleiden bei Altenesch gegen ein weit überlegenes Kreuzfahrerheer eine schwere Niederlage und müssen sich dem Grafen von Oldenburg und dem Erzbischof von Bremen wieder unterwerfen.


    


    


    Der Kampf der Stedinger Bauern 1232–1233


    


    Während zu Beginn des 13. Jahrhunderts die Bauern des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation durch den größten Grundbesitzer, die katholische Kirche, und den Adel ihres freien Grundbesitzes und ihrer bäuerlichen Freiheiten bereits beraubt waren, während sie fast ohne Ausnahme ihren Lehensherrn Zins- und Frondienste leisten mußten, während sie zum Teil zu Leibeigenen degradiert wurden, gab es an der unteren Weser und an der Hunte einen friesischen Stamm, der sich der Bedrückung durch die adeligen Herren und die Kirche mit solchem Erfolg zu erwehren wußte, daß seine Mitglieder »freie Bauern auf freier Scholle« waren; man nannte sie die Stedinger.


    Doch bereits im Jahre 1204 versuchen Junker in diesem Gebiet auf einzelnen Hügeln Raubnester zu bauen und Fronburgen zu errichten. Die Stedinger Bauern gehen vom passiven Widerstand zum offenen Kampf über, führen schließlich mit dem feindlichen Adel einen regelrechten Krieg, vertreiben die eingedrungenen Grafen und Herren und vernichten ihre Burgen. Kaum sind die Stedinger mit den Junkern fertig, so geraten sie mit der Kirche in Streit. Der Erzbischof von Bremen versucht, die Bauern mit Abgaben zu belasten, und verbündet sich mit dem Grafen von Oldenburg, um im Falle der Weigerung Gewalt anwenden zu können. Als sich die Stedinger weigern, dem Erzbischof von Bremen Abgaben und Zinsen zu bezahlen, erklärt der Erzbischof die zahlungsunwilligen Bauern als Ketzer, bezichtigt sie »schwärmerischer Religionsübungen« und schreckt nicht vor der Behauptung zurück, sie beteten in ihren Kirchen und religiösen Versammlungen einen Kater an.


    Der sonst als so freisinnig geltende Kaiser Friedrich II. von Hohenstaufen bestimmt 1232 als generelle Strafe für Ketzerei den Feuertod. 1231 im Oktober wird der Dominikaner Konrad von Marburg mit der Ausübung der Inquisition in Deutschland beauftragt. Er läßt in Köln, Trier, Straßburg, Goslar und Erfurt Ketzer aufspüren und verbrennen. Noch raucht das Land der ausgerotteten Albigenser, und die Trümmer ihrer einst blühenden Städte zeugen von der Grausamkeit dieses Vernichtungsfeldzuges; in Spanien gelangte die Inquisition zu einem ersten Gipfel, und in Frankreich brennen bereits die Scheiterhaufen. Kein Wunder, daß der Bischof von Bremen und sein adeliger Anhang die Stedinger als Erzketzer verschreien. Das entscheidende waren dabei wohl nicht ihre angeblichen religiösen Ketzereien, sondern die Tatsache, daß sie das Evangelium der Freiheit gegen die Lehre der Unterdrückung predigten und dadurch auch für das übrige Volk zu einem Beispiel der Auflehnung wurden.


    Der Erzbischof unternimmt in Verbindung mit seinem Bruder, dem Grafen von der Lippe, einen Kriegszug gegen die Bauern. Sie glauben, mit ihrer Ritterschaft das »dumme und kriegsungeübte« Bauernvolk leicht niederwerfen zu können. Die Ritter aber erleiden eine schmähliche Niederlage, und der Bruder des Erzbischofs büßt sein Leben ein.


    In diesem Augenblick wendet sich der Erzbischof von Bremen an Papst Gregor IX. und ersucht um die offizielle Erlaubnis, den Glaubenskrieg gegen die Stedinger eröffnen und führen zu dürfen. Und nun wird gegen die Bauern »das Kreuz gepredigt«. 1233 zieht der Graf von Oldenburg mit 200 Kreuzfahrern gegen die »Ketzer« zu Felde. Aber die Stedinger erschlagen den Grafen mit allen 200 Rittern. Nun beginnen die erbitterten Mönche eine neue und heftige Predigtpropaganda gegen die Stedinger, und sie haben Erfolg. Im nächsten Jahre strömen über 40000 Streiter unter dem Herzog von Brabant und den Grafen von Holland, von Cleve, von der Mark und von Oldenburg herbei. Gegen diese Übermacht erheben sich alle Männer des Stedinger Landes, 11000 Bauern ziehen zur Verteidigung ihrer Freiheit gegen die Ritter aus. An ihrer Spitze stehen Bolke von Bardenfleet, Tammo von Hunthorpe und Detmar von Damme. Die Bauern sind nur mit einem kurzen Schwert, einem fünf Fuß langen, vorn zum Stoß, hinten zum Hieb eingerichteten Speer bewaffnet, tragen zum Schutz einen leichten Panzerrock, einen kleinen Schild und eine wenig wehrhafte Kopfbedeckung. Bei Altenesch treten sie gegen den viermal so starken Feind zum Kampfe an. Sie töten den neuen Grafen von Oldenburg, mehrere andere Fürsten und 4000 ihrer Reisigen. Aber am Ende entscheiden doch die Zahl und die Bewaffnung: die Ritter umkreisen auf ihren Pferden das Schlachtfeld, treiben die Aufständischen auf immer engerem Platze zusammen, und die Hälfte der Bauern findet den Tod in der Schlacht oder in der Weser. Der Rest flüchtet zu dem verwandten Stamm der Rüstringer und vereint sich völlig mit ihm. Das Land der Stedinger aber fällt in die Gewalt des Erzbischofs von Bremen. Damit ist der letzte Hort eines freien Bauerntums in Deutschland liquidiert.


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    Chronik 1306–1476


    Pfeiferhänslein – oder Die erste Bauernverschwörung


    1476


    


    14. Jahrhundert: Ein Viertel der deutschen Bevölkerung lebt schätzungsweise in etwa 3000 bis 4000 Städten. Köln, die größte Stadt, hat rund 35.000 Einwohner. In 25 Städten leben mehr als je 10000 Menschen, in über 200 Städten leben je 2000 bis 10000 Einwohner. Die Mehrzahl der städtischen Gemeinden zählt 100 bis 1000 Einwohner.


    


    1306 Kampf der abhängigen Bauern des Augustinerchorherrenstifts Suben am Inn um das Erbrecht, das die Versorgung der Familie des Bauern garantiert und eine festgesetzte Höhe der Feudallasten gewährleistet. Die »Zeitpacht« bietet dagegen den Feudalherren die Möglichkeit, die Abgaben und Dienste bei jeder Erneuerung des Pachtvertrages willkürlich zu erhöhen.


    1321 Gemeinsame Vereinbarung der Böttchermeister aus Lübeck, Hamburg, Rostock, Wismar, Stralsund und Greifswald zum Schutz gegen die Gesellenorganisationen: Ausdruck des Kampfes zwischen Zunftmeistern und Zunftgesellen.


    1329 Streik der Breslauer Sattlergesellen. Die Gürtlerzunft beschließt die Anlegung von »schwarzen Listen« der aufsässigen Gesellen.


    1336–1339 Aufstand der »Armlederbewegung« in Südwestdeutschland. Ein Bauernbund, der zeitweise mit Teilen der städtischen plebejischen Schichten zusammengeht, vor allem gegen das »Wucherkapital« gerichtet ist und kirchenfeindliche Forderungen vertritt.


    1351 Aufruhr der Gesellen des Weberhandwerks in Speyer zur Durchsetzung höherer Löhne und kürzerer Arbeitszeit.


    1361 Der Schweidnitzer Schneidertag (20 Schneiderzünfte schlesischer und benachbarter Städte) beschließt einheitliches Vorgehen gegen die Gesellen in Fragen der Entlohnung und der Arbeitsverhältnisse.


    In Südwestdeutschland bilden sich weitere Bündnisse der Zünfte mit klassenkämpferischem Charakter.


    1364 Unruhen der Weber in Köln gegen das Patriziat. Die Erhebung wird niedergeschlagen.


    1370 Eine erneute Erhebung der Zünfte in Köln, insbesondere der Weber, ist erfolgreich. Ein Teil der Ratsstellen wird mit Vertretern der Zünfte besetzt. Ein Jahr später gelingt es den Patriziern, die Erfolge der Zünfte wieder zu liquidieren. 33 Weber werden hingerichtet.


    1374–1386 Braunschweiger Aufstand. Die Opposition der Handwerker- und Kaufleutegilden stürzt den alten Rat, acht Ratsherren werden hingerichtet. 1386 werden durch eine neue Verfassung die Kämpfe beendet.


    1375 Erhebung der »gemeynen luthe und hantwerkluthe« gegen die »richen geslechte« in Nordhausen. Die Patrizierherrschaft wird gestürzt und die Herrschaft der Zünfte errichtet.


    1393–1394 Verfolgung von Anhängern der Waldenser in Brandenburg und Pommern. Diese gegen die katholische Kirche gerichtete Volksbewegung breitet sich auch in Bayern, Franken und im Rheingau aus. Anhänger dieser »Ketzerbewegung«, welche die Ideale des Christentums praktisch zu verwirklichen sucht, sind vor allem mittlere und kleine Handwerker.


    1394–1401 Aktionen der Vitalienbrüder (Likendeeler), aus den unterdrückten sozialen Schichten, gegen die reichen Kaufleute. 1398 wird ihr Hauptstützpunkt, die Insel Gotland, durch das Heer des Deutschen Ordens besetzt. 1401 wird die Hauptmacht der Likendeeler durch die Hanseflotte Hamburgs und Bremens bei Helgoland völlig vernichtet. Ihre Anführer Klaus Störtebecker und Godeke Michels werden in Hamburg hingerichtet.


    1400 Erstmalig wird die zwischen 1350 und 1400 gegründete Gesellschaft der Häuer in Freiberg in Sachsen genannt. Es ist die älteste bekannte deutsche Bergarbeiterorganisation.


    1401–1408 Appenzeller Krieg. Diese Bauernbewegung im südlichen Bodenseegebiet – »Bund ob dem See« – fügt im Bündnis mit der Stadt St. Gallen den vereinigten Feudalgewalten Österreichs und Württembergs schwere Niederlagen zu. 1408 kommt es zu einer Niederlage des Bundes vor Bregenz und damit zum Friedensschluß: Auflösung des Bundes, Befreiung der Bauern von Reichsacht und Kirchenbann und Erlaß der Schadenersatzleistung für die Bauern.


    1406 Bündnis der Allgäuer Bauern gegen den Bischof von Augsburg und andere Feudalherren. Im Vertrag von Isny werden die Auflösung des Bundes, aber Straffreiheit für die Bauern vereinbart.


    1430 Aufstand der »Stadtarmut« und der Handwerker in Bamberg unter dem Einfluß der heranrückenden Hussitenheere. Patrizier und kirchliche Würdenträger verlassen die Stadt, deren sich die Handwerker für kurze Zeit bemächtigen.


    1431–1432 Bauernaufstand in der Umgebung von Worms, der sich zunächst gegen den Wucher richtet, dann weitergehende Forderungen erhebt, vor allem gegen die Geistlichkeit. Der Aufstand wird durch Pfalzgraf Ludwig unterdrückt.


    1442 Der Kurfürst von Brandenburg bricht die Selbständigkeit der Doppelstadt Berlin-Kölln. Das ist der erste volle Erfolg der Fürstenmacht in Deutschland bei der Eingliederung einer Stadt in das zentralisierte Landesfürstentum.


    1443 Das Dorf Schliengen im Bistum Basel verweigert die Zahlung einer bischöflichen Sondersteuer und sammelt sich unter dem Zeichen des Bundschuhs, wird jedoch unterworfen.


    1447–1448 »Berliner Unwille«. Aufstand der Bürger, um ihre alte Freiheit wiederzugewinnen: Aufhebung der schriftlichen Zugeständnisse an den Kurfürsten, Verjagung der fürstlichen Beamten, Unterbrechung des Schloßbaus, Wiederherstellung der Union von Berlin-Kölln. Der Aufstand scheitert am Versagen militärischer und finanzieller Hilfe durch die Hanse, die durch innerstädtische soziale und politische Gegensätze in ihrer Handlungsfreiheit gelähmt ist.


    1460 Bundschuhbewegung im Hegau. Ihre Forderungen: Dienstleistungen »nach Gewohnheit und Billigkeit«, nicht nach »freiem Ermessen der Herren«; als Grundlage der Justiz das Recht statt adeliger Willkür; Abschaffung einer bäuerlichen Besitzwechselabgabe.


    1465 Die Zunftmeister von Straßburg und anderen Städten beschließen das Verbot der Gesellenbrüderschaften und besonders der Trinkstuben als Versammlungsorte für die Gesellen.


    1476 Hans Böheim, der Pfeifer von Niklashausen, beginnt im April seine gegen Papst, Klerus und weltliche Obrigkeit gerichteten Predigten, in denen er die Gleichheit aller Menschen und von den Besitzenden die Aufteilung ihres Vermögens verlangt. Böheim fordert die Bauern aus verschiedenen Gegenden. Deutschlands auf, am 12. Juli in Niklashausen bewaffnet zu erscheinen. In der Nacht zum 12. Juli wird Böheim verhaftet und am 19. in Würzburg verbrannt.


    Pfeiferhänslein – oder Die erste Bauernverschwörung 1476


    


    1476. Das Bistum Würzburg ist ein »durch schlechte Regierung, vielfältige Steuern, Abgaben, Fehde, Feindschaft, Krieg, Brand, Mord, Gefängnis und dergleichen früh verarmtes Land«, das durch seinen Bischof, die Kirche und den Adel weiter ausgeplündert wird. Da ersteht den Armen und Ausgebeuteten plötzlich ein Prophet. Georg Widmann (1486–1560) berichtet in seiner Chronika:


    »Anno domini 1476 hat sich im Dorf Niklashausen, so in der Grafschaft Wertheim am Tauberfluß liegt, ein Hirt und Paukenschläger erhoben und heftig wider die Obrigkeit, Klerisei, auch spitze Schuh, ausgeschnittene Koller und lange Haare gepredigt, auch daß Wasser, Weid, Holz sollten gemein sein, daß kein Zoll und kein Geleitgeld gegeben werde, und wäre Deutschland in großer Sund und Uebermut. Wo sie nit Buße täten und davon abstünden, würde Gott in kurzem Deutschland untergehen lassen. Solches hätte die Mutter Gottes in einer Samstagnacht, als er das Vieh auf dem Felde gehütet, in großem Lichterglanz erscheinend, ihm geoffenbart und zu predigen befohlen.« In der Kirche »Unserer lieben Frauen« zu Niklashausen verkündet dieser Hirte und Pauker Hans Böheim, den das Volk das Pfeiferhänslein nennt, ein kommunistisches Gottesreich auf Erden. Er fordert:


    


    Die Wiederherstellung des alten Marktrechts,


    die Einziehung aller Güter der Adeligen und Geistlichen zugunsten der Gemeinde;


    alle sich widersetzenden Pfaffen totzuschlagen;


    und die Arbeit der Fürsten und Herren um Taglohn.


    


    Das Volk strömt in Scharen nach Niklashausen, um die Predigt des jungen Rebellen zu hören. Es zieht vom Odenwald, vom Main, von Neckar und Jagst, von Bayern, Schwaben und vom Rhein herbei, um »Unserer Frauen Botschaft« zu erfahren.


    An den Sonntagen sammeln sich um den Propheten 40000 und mehr Menschen. Bald bildet sich um ihn eine revolutionäre Sekte. Die Wundersüchtigen reißen ihm förmlich die Kleider vom Leibe. Aber das Pfeiferhänslein schreitet von der Predigt zur Aktion. Zwei Ritter, Kunz von Thunfeld und sein Sohn, hangen der neuen Lehre an und sind als militärische Führer des Aufstands ausersehen. Als dem Pfeiferhänslein die Zeit reif scheint, verkündet er am Ende seiner Predigt am Sonntag vor St. Kilian:


    »Und nun gehet heim und erwäget, was euch die allerheiligste Mutter Gottes verkündet hat; und lasset am nächsten Samstag Weiber und Kinder und Greise daheim bleiben, aber ihr, ihr Männer, kommet wieder her nach Niklashausen auf St. Margarethentag und bringt mit eure Brüder und Freunde, soviel ihrer sein mögen. Kommt aber nicht mit dem Pilgerstab, sondern angetan mit Wehr und Waffen, in der einen Hand die Wallkerze, in der andern Schwert und Spieß oder Hellebarde; und die Heilige Jungfrau wird euch alsdann verkünden, was ihr Wille ist, daß ihr tun sollt.«


    Über den Fortgang der Ereignisse berichtet Widmann in seiner Chronika:


    »Da solches Bischof Rudolf zu Würzburg, aus dem Geschlechte von Scherenberg, vernommen, wo man hinaus wollte, wie die aufrührischen Bauern, mit ihrem Evangelio gesinnet, wollte er solchen Samstag nit abwarten, bestimmte etliche Reiter, welche zu Niklashausen diesen Paukenschläger samt etlichen seiner fürnehmsten Ratgeber vor solchem Samstag verhaften und zu Würzburg auf Unserer Frauen Berg gefangen halten sollten. Als nun am angekündigten Samstag viel Volk gen Niklashausen kam und vernahm, daß der Paukenschläger, den sie ›Unserer Frauen Botschafter‹ nannten, zu Würzburg im Turm lag, hat sich das ganze Volk zu Niklashausen mit Waffen, Stangen, Wandelkerzen und Fahnen – was jeder in seine Hand bekam – nach Würzburg aufgemacht, den Bischof zu bitten, daß er ›Unserer Frauen Botschaften ledig gebe.


    Als aber die Reisigen dieses tobende Volk versuchten zu beruhigen, ist das Volk mit Stangen und was jeder an Waffen gehabt unter die Reisigen gelaufen, hat sich unterstanden, sie zu Schaden zu bringen, und sie Pfaffenknecht und Ketzer gescholten. Das hat die Reisigen zur Ungeduld bewogen, und sie haben ihrer viel mit blutigen Köpfen abgewiesen. Als nun das Volk vor Unsrer Frauen Berg gekommen, hat Bischof Rudolf gewollt, daß man mit großen Büchsen unter sie schießen solle. Seine Rät aber, so ein Mitleid mit diesem armen Völkchen hatten, haben veranlaßt, daß die Büchsen ohne Schaden über sie hinweg gerichtet worden sind. Darauf ist das Volk noch halsstarriger worden und hat gesagt, Unsre Frau beschütze sie, man könne ihnen nichts tun. Das verursachte, daß die Würzburgischen Reisigen unter sie gerannt sind, etliche erstochen und verwundet haben, damit sie sähen, was man ihnen tun könne. Viele wurden gefangen, und zu Würzburg Türme und Gewölbe lagen voll davon. Doch sind sie später losgebeten worden, nur der Paukenschläger samt anderen zweien oder dreien sind zu Staub verbrannt, und ihre Asche, Aberglauben zu verhüten, ist in den Main gestreuet worden. Dennoch haben etliche Anhänger dieses Paukers nächtlicherweil an dem Ort, da er verbrannt worden, die Erde ausgegraben und sie als ein Heiligtum heimgetragen.«


    Aber es dauerte ein Vierteljahrhundert, bis aus der Asche des Propheten und Rebellen von Niklashausen neue Feuer schlugen.


    


    Chronik 1478–1517


    Die revolutionäre Krise. 1476–1517


    


    1478 In Oberennstal beschließen bäuerliche Verschwörer, dem Grundherrn keinen höheren Zins und dem Kaiser keinen höheren Zoll zu zahlen.


    1478 Mai: In Villach in Kärnten versammeln sich aufständische Bauern, die einen Bauernstaat unter kaiserlicher Oberhoheit anstreben; sie geben sich eine »Ordnung« und wählen einen obersten Bundesrat.


    1481 18. September: Das Zunftbürgertum in Köln, dem sich plebejische Schichten anschließen, fordert vom Rat die Abschaffung neuer Steuern. Mit der Wahl eines Ausschusses von 48 Mann, der den Rat zu Zugeständnissen zwingt, beginnt eine Periode der Doppelherrschaft. Aufständische Volksmassen dringen am 18. Februar 1482 in das Rathaus ein und setzen den Rat ab. Der Aufstand wird jedoch niedergeschlagen.


    1483 Mai-Juli: Ein Aufstand der Hamburger Handwerker, insbesondere der Brauer, Schiffszimmerleute, Glaser und Böttcher gegen den Rat, der durch wirtschaftliche Schwierigkeiten verursacht wird, wird mit Hilfe wohlhabender bürgerlicher Schichten niedergeworfen.


    1485 In Regensburg erheben sich die Zunfthandwerker gegen die Steuerpolitik des Rates und erreichen eine Beteiligung der Zünfte an der Macht und die Abschaffung einer neuen Steuer.


    1487: Die mittleren und unteren Schichten des Bürgertums von Rostock erheben sich am 14. Januar gegen das Patriziat. Der Aufstand endet mit der Errichtung eines demokratischen Stadtregimentes.


    1488: In den Auseinandersetzungen zwischen dem Rat und der Gemeinde in Braunschweig geht die Macht in der Stadt zeitweilig an einen von den Aufständischen eingesetzten Ausschuß über, wodurch eine weitere Demokratisierung des Stadtregimentes erreicht wird.


    1488 14. Februar: In Esslingen vereinen sich der Adel und die Reichsstädte Schwabens zum Schwäbischen Bund. Andere Adelige, Bischöfe und Städte Südwestdeutschlands schließen sich an. Der Bund wird zum wirksamsten Instrument der Herrschenden in Deutschland, um die Rechte des Adels, besonders der Fürsten, zu sichern und Volkswiderstand zu unterdrücken.


    1491 15. November: Die Bauern aus der Klostergrundherrschaft Kempten verbünden sich gegen ihren Abt, der versucht, die Leibeigenschaft erneut durchzusetzen. Die Bauern bilden »ein bewaffnetes Lager« bei Durach, aber der Schwäbische Bund wirft den Aufstand im Oktober 1492 nieder.


    1502 Mitte April: Die Bundschuhverschwörung im Bistum Speyer, an der auch Bürger beteiligt sind, unter Führung des ehemaligen Leibeigenen Joß Fritz, wird aufgedeckt. Ihr revolutionäres Programm sieht die Vernichtung aller Landesobrigkeit, die Aufteilung aller geistlichen Güter, die Abschaffung aller Feudalabgaben, Steuern, Zehnten und Zinsen und die Aufhebung der Leibeigenschaft vor. Die Verschwörer berufen sich dabei auf das göttliche Recht.


    1509 23. Mai bis Januar 1510: Im »tollen Jahr« in Erfurt erheben sich die durch den Zusammenbruch der städtischen Finanzen erbitterten Bürger. Sie erzwingen die Annahme einer neuen Verfassung, die den Zunftbürgern mehr Rechte gewährt. Die kleinen Handwerker und die »Stadtarmut« bleiben jedoch von der politischen Herrschaft auch weiterhin ausgeschlossen.


    1512 22. Mai: Der Reichstag von Trier und Köln verbietet unter dem Druck des Volkes die Monopole der großen Handelsgesellschaften, die – mit Recht – als Urheber der Zinsverteuerungen und Preissteigerungen angesehen werden. Bei Zuwiderhandlungen soll die zuständige Obrigkeit, notfalls der Reichsfiskal, einschreiten. Praktisch wird gegen die Monopolbestrebungen der großen Gesellschaften jedoch nichts unternommen.


    1512 6. Juni: Aufständische Bürger in Braunschweig zwingen den Rat, seine Steuerpolitik zu ändern. Unzufriedenheit mit dem Erreichten führt 1513 zu einem erneuten Aufstand, an dem auch plebejische Schichten beteiligt sind. Er wird jedoch niedergeschlagen.


    1512–1513 In Regensburg erhebt sich das Volk gegen die Herrschaft des Rates und erobert die Macht. Der Aufstand wird durch das Eingreifen der Reichsgewalt 1514 endgültig unterdrückt.


    1513 5. Januar: Aufstand der Zunftbürger in Köln gegen die finanzpolitische Mißwirtschaft des Rates, dem sich auch die Plebejer anschließen. Am 5. Dezember wird eine neue Verfassungsurkunde angenommen, auf Grund deren die Gemeinde die Aufsicht über das städtische Finanzwesen erhält.


    1513 Frühjahr: Joß Fritz organisiert eine neue Bundschuhverschwörung in Lehen, der sich auch die Stadt Freiburg im Breisgau anschließt. Die Aufständischen wollen nur noch den Kaiser anerkennen und sonst niemandem mehr gehorsam sein.


    1513 26. Juni: Erhebung der Berner Bauern auf der Könitzer Kirchweih. Damit beginnt der Schweizer Bauernkrieg.


    1513 Herbst: Versammlung der Mitglieder des Bundschuhs zu Lehen, die beschließen, den Aufstand in den nächsten Tagen zu beginnen, und Joß Fritz zum Hauptmann wählen. Der Aufstandsplan wird am 4. Oktober dem Markgrafen Philipp von Baden verraten. Dreizehn Verschwörer werden hingerichtet, Joß Fritz flieht.


    1513 19. November: Eine Erhebung der Gemeinde Schweinfurt gegen die Finanzpolitik des Rates endet mit neuem Vertrag. Im Jahre 1513 kommt es in einer Reihe weiterer Städte, wie Worms, Lübeck, Göttingen, Duisburg, Neuß, Aachen und Nördlingen, zu Erhebungen des Kleinbürgertums gegen den Rat. Ziel dieser Aufstände ist eine weitere Demokratisierung der städtischen Verfassung. Die an den Aufständen beteiligten plebejischen Schichten gewinnen jedoch keinen entscheidenden Einfluß auf diese Bewegung.


    1514 2. Mai: In Württemberg beginnt eine Erhebung der Bauern unter dem Namen des »Armen Konrad«, der sich auch Handwerker anschließen. Die Aufständischen wenden sich gegen die Regierung des Landes und die beamteten Richter, verlangen die Abschaffung einer indirekten Steuer zu Gunsten des Herzogs Ulrich, fordern freie Nutzung der Allmende und wenden sich gegen Fron- und Abgabensteigerung.


    1514 11. Juni: In Bühl in Baden erhebt sich der Arme Konrad. Einen Monat später überfallen Truppen des Markgrafen von Baden die Aufständischen und bereiten ihnen eine Niederlage.


    1514 2. August: Der Herzog von Württemberg zwingt die in Schorndorf versammelten aufständischen Bauern, ihre Waffen niederzulegen. Er nimmt 1682 Mann in Haft und läßt die Führer der Aufständischen hinrichten – das Ende des Armen Konrad.


    1515 Frühjahr: Die aufständischen Bauern aus Krain und Untersteiermark stürmen die Schlösser ihrer Herren und vertreiben sie. Nach anfänglichen Erfolgen wird der Aufstand im August niedergeschlagen.


    1516: Für den amtlichen Nachrichten verkehr der Reichsbehörden werden durch die Familie von Taxis regelmäßige Postverbindungen eingerichtet. Später werden auch Privatsendungen übernommen. 1595 wird das Amt des Generalpostmeisters Reichsamt, 1615 erbliches Reichslehen der Grafen von Taxis.


    1517 22. April: In der Nähe von Bretten versammeln sich neue Verschwörer des Bundschuhs unter Joß Fritz, der sich mehr als bisher auf plebejische Elemente stützt und die ganze oberrheinische Tiefebene in seine Aufstandspläne einbezieht. Im August wird die Verschwörung entdeckt und niedergeworfen.


    Die revolutionäre Krise. 1476–1517


    


    1493. Kolumbus hat eben den atlantischen Ozean überquert, und Maximilian i. wird deutscher Kaiser. Die Bauern, die unter der herrschenden Teuerung und den Frondiensten leiden, interessieren diese Neuigkeiten wenig. Aber sie wissen, daß sie verbündet eine Macht darstellen.


    Im Elsaß schließen sich Bauern und Plebejer zu einem geheimen Bund zusammen, mit dem auch ein Teil des niederen Adels sympathisiert. Ihr Programm: Einführung eines »Jubeljahres«, in dem alle Schulden verjähren; Aufhebung des Zolls, Umgelds und anderer Lasten; Abschaffung des geistlichen Gerichts; Steuerbewilligungsrecht; Beschränkung der Geistlichen auf eine Pfründe von 50 bis 60 Gulden; Abschaffung der Ohrenbeichte; dazu eigene, gewählte Gerichte für jede Gemeinde.


    Ihr Aktionsplan: das feste Schlettstadt einzunehmen, die Klöster- und Stadtkassen mit Beschlag zu belegen und die unterdrückte Bevölkerung des ganzen Elsaß zum Aufstand zu führen.


    Ihr Symbol: eine Bundesfahne mit einem Bauernschuh mit langen Bindriemen, das einzige Schuhwerk, das den Bauern zu tragen erlaubt war. Zu Beginn des Aufstands soll sie entrollt werden. Verrätern werden die härtesten Strafen angedroht.


    Trotzdem scheitert der Schlag, der gegen Schlettstadt in der Karwoche des Jahres 1493 geführt werden soll, an Verrat. Viele der Verschworenen werden verhaftet, gefoltert, gevierteilt, enthauptet, an Händen und Füßen verstümmelt oder des Landes verwiesen.


    Aber der Bundschuh lebt weiter. Die Flüchtlinge sind seine besten Agenten.


    1502. Fast zehn Jahre sind seit der ersten Niederlage des Bundschuhs vergangen. Zehn Jahre der Konspiration, der Vorbereitung, des Nachdenkens. Da taucht er in der Gegend um Bruchsal im Bistum Speyer wieder auf. »An 7000 Männer«, schreibt Friedrich Engels, »waren in der Verbindung, deren Zentrum zu Untergrombach, zwischen Bruchsal und Weingarten, war und deren Verzweigungen sich den Rhein hinab bis an den Main, hinauf bis über die Markgrafschaft Baden erstrecken. Ihre Artikel enthielten: es solle kein Zins noch Zehnt, Steuer oder Zoll mehr an Fürsten, Adel und Pfaffen gezahlt werden; die Leibeigenschaft soll abgetan sein, die Klöster und sonstigen geistlichen Güter eingezogen und unter das Volk verteilt und kein andrer Herr mehr anerkannt werden als der Kaiser … Der erneuerte Bundschuh hatte, wie der alte, seinen geheimen Versammlungsort, seinen Eid der Verschwiegenheit, seine Aufnahmezeremonien und seine Bundschuhfahne mit der Inschrift: ›Nichts denn die Gerechtigkeit Gottes!‹ Der Plan der Handlung war dem der Elsässler ähnlich; Bruchsal, wo die Majorität der Einwohner im Bunde war, sollte überrumpelt, dort ein Bundesheer organisiert und als wandelndes Sammlungszentrum in die umliegenden Fürstentümer geschickt werden.


    Der Plan wurde verraten durch einen Geistlichen, dem einer der Verschworenen gebeichtet hatte. Sogleich ergriffen die Regierungen Gegenmaßregeln … Man zog Truppen zusammen und ließ massenhafte Verhaftungen bewerkstelligen. Kaiser Maximilian, der »letzte Ritter«, erließ die blutdürstigsten Strafverordnungen gegen das unerhörte Unternehmen der Bauern. Hier und dort kam es zu Zusammenrottungen und bewaffnetem Widerstand; doch hielten sich die vereinzelten Bauernhaufen nicht lang. Einige der Verschworenen wurden hingerichtet, manche flohen; doch wurde das Geheimnis so gut bewahrt, daß die meisten, selbst der Führer, entweder in ihren eigenen Ortschaften oder doch in benachbarter Herren Länder ganz ungestört bleiben konnten.«


    1513. Fünfzehn Jahre dauert es, bis es gelingt, die zerrissenen Fäden wieder zu einer großen Verschwörung zu verweben. In Schwaben ist es der »Arme Konrad« und im Schwarzwald wiederum der »Bundschuh«.


    »Der Wiederhersteller des oberrheinischen Bundschuhs Joß Fritz aus Untergrombach« – so weiterhin Friedrich Engels –, »Flüchtling von der Verschwörung von 1502, ein ehemaliger Soldat und ein in jeder Beziehung hervorragender Charakter … Es gelang dem diplomatischen Talent und der unermüdlichen Ausdauer dieses Musterkonspirateurs, eine ungemeine Anzahl von Leuten der verschiedensten Klassen in den Bund zu verwickeln: Ritter, Pfaffen, Bürger, Plebejer und Bauern; und es scheint ziemlich sicher, daß er sogar mehrere, mehr oder minder scharf geschiedene Grade der Verschwörung organisierte. Alle brauchbaren Elemente wurden mit der größten Umsicht und Geschicklichkeit benutzt. Außer den eingeweihteren Emissären, die in den verschiedensten Verkleidungen das Land durchstreiften, wurden die Landstreicher und Bettler zu den untergeordneteren Missionen verwandt. Mit den Bettlerkönigen stand Joß in direktem Verkehr und hielt durch sie die ganze zahlreiche Vagabundenbevölkerung unter der Hand. Diese Bettlerkönige spielen in seiner Verschwörung eine bedeutende Rolle … Es waren ihrer mindestens zehn – sie sollten, gegen 2000 Gulden Belohnung, zu gleicher Zeit im Elsaß, in der Markgrafenschaft Baden und im Breisgau Feuer anlegen und sich mit wenigstens 2000 Mann der Ihrigen auf dem Tag der Zaberner Kirchweih in Rosen unter das Kommando Georg Schneiders, eines ehemaligen Landsknechthauptmanns, stellen, um die Stadt einzunehmen. Unter den eigentlichen Bundesmitgliedern wurde von Station zu Station ein Stafettendienst eingerichtet, und Joß Fritz und sein Hauptemissär, Stoffel von Freiburg, ritten fortwährend von Ort zu Ort und nahmen nächtlich Heerschau ab über die Neuangeworbenen. Über die Verbreitung des Bundes am Oberrhein und im Schwarzwald legen die Untersuchungsakten hinreichend Zeugnis ab; sie enthalten unzählige Namen von Mitgliedern, nebst den Signalements aus den verschiedensten Orten jener Gegend. Die meisten sind Handwerksgesellen, dann Bauern und Wirte, einige Adelige, Pfaffen und brotlose Landsknechte … Die Verzweigungen der Verschwörungen gingen über das ganze Elsaß, das jetzige Baden-Württemberg und an den Main. Zuweilen wurden auf abgelegenen Bergen größere Versammlungen gehalten und die Bundesangelegenheiten beraten. Die Zusammenkünfte der Chefs, denen die Mitglieder der Lokalität sowie Delegierte der entferntesten Ortschaften häufig beiwohnten, fanden auf der Hartmatte bei Lehen statt, und hier wurden auch die 14 Bundesartikel angenommen. Kein Herr mehr als der Kaiser; Abschaffung des rottweilschen und Beschränkung des geistlichen Gerichts auf geistliche Sachen; Abschaffung aller Zinsen, die so lange gezahlt seien, bis sie dem Kapital gleichkämen; fünf Prozent Zinsen als höchster erlaubter Satz; Freiheit der Jagd, Fischerei, Weide und Holzung; Beschränkung der Pfaffen auf je eine Pfründe; Konfiskation der geistlichen Güter und Klosterkleinodien für die Bundeskriegskasse; Abschaffung aller unbilligen Steuern und Zölle; ewiger Friede in der gesamten Christenheit; energisches Einschreiten gegen alle Gegner des Bundes; Bundessteuer; Einnahme einer festen Stadt, um dem Bunde zum Zentrum zu dienen; Eröffnung von Unterhandlungen mit dem Kaiser, sobald die Bundeshaufen versammelt seien, und mit der Schweiz, im Fall der Kaiser abschlage – das sind die Punkte, über die man übereinkam.


    Gegen Herbst 1513 sollte losgeschlagen werden. Es fehlte nur noch an der Bundesfahne, und diese malen zu lassen, ging Joß Fritz nach Heilbronn. Sie enthielt neben allerlei Emblemen und Bildern den Bundschuh und die Inschrift: Herr, steh deiner göttlichen Gerechtigkeit bei. Aber während er fort war, wurde ein übereilter Versuch zur Überrumpelung von Freiburg gemacht und vor der Zeit entdeckt; einige Indiskretionen bei der Propaganda halfen dem Freiburger Rat und dem badischen Markgrafen auf die richtige Spur, und der Verrat zweier Verschworener vollendete die Reihe der Enthüllungen. Sofort sandten der Markgraf, der Freiburger Rat und die Kaiserliche Regierung zu Ensisheim ihre Häscher und Soldaten aus; eine Anzahl Bundschuher wurde verhaftet, gefoltert und hingerichtet; doch auch diesmal entkamen die meisten, namentlich Joß Fritz. Die Schweizer Regierungen verfolgten die Flüchtlinge diesmal mit großer Heftigkeit und richteten selbst mehrere hin … Joß Fritz selbst hielt sich meist auf dem schweizerischen Rheinufer auf, ging aber häufig nach dem Schwarzwald herüber, ohne daß man seiner je habhaft werden konnte.«


    Im Jahre 1503 erklärt Kaiser Maximilian i. den jungen Herzog Ulrich von Württemberg noch vor der gesetzlichen Zeit in seinem sechzehnten Jahre für volljährig und hofft, sich dadurch dessen Ergebenheit zu erwerben. Aber der junge Herzog Ulrich ist von trotzigem Selbstgefühl und von einer maßlosen Sucht nach Ausschweifung beherrscht. Er wird des Kaisers Feind und für das Volk ein Tyrann, der ihm die politischen Rechte entzieht und es wirtschaftlich in einem solchen Maße ausbeutet, daß es sich zwangsläufig erheben muß, will es nicht völlig verderben.


    So bildete sich in Württemberg gleichzeitig mit der Bundschuhbewegung in Baden unter den Bauern eine Verschwörung, die den Namen der »Arme Konrad« trug. »Hauptsitz, der Verschwörung«, so Friedrich Engels, »war das Remstal, unterhalb des Hohenstaufenbergs … Der schamlose Druck der Regierung Ulrichs und eine Reihe von Hungerjahren … hatten die Zahl der Verbündeten verstärkt; die neuaufgelegten Steuern auf Wein, Fleisch und Brot sowie eine Kapitalssteuer von einem Pfennig jährlich für jeden Gulden provozierten den Ausbruch. Die Stadt Schorndorf … sollte zuerst genommen werden. Im Frühjahr 1514 brach der Aufstand los. 3000, nach andern 5000 Bauern zogen vor die Stadt, wurden aber durch gütliche Versprechungen der herzoglichen Beamten zum Abzug bewogen … Aber die Chefs der Verbindung wußten sehr gut, daß Ulrich weiter nichts beabsichtigte, als das Volk so lange ruhig zu halten, bis er hinreichende Truppen angeworben und zusammengezogen habe, um sein Wort brechen und die Steuern mit Gewalt eintreiben zu können. Sie ließen daher von Kaspar Bregizers Haus in Schorndorf, ›des armen Konrad’s Kanzlei‹, Aufforderung zu einem Bundeskongreß ausgehen … Und so wurde der am 28. Mai in Untertürckheim abgehaltene Kongreß zahlreich von allen Teilen Württembergs beschickt. Es wurde beschlossen, schleunig fortzuagitieren und bei der ersten Gelegenheit im Remstal loszuschlagen, um von hier aus den Aufstand weiter zu verbreiten. Während Bantelhans von Dettingen, ein ehemaliger Soldat, und Singerhans von Würtingen, ein angesehener Bauer, die Schwäbische Alb in den Bund brachten, brach schon von allen Seiten der Aufstand los. Singerhans wurde zwar überfallen und gefangen, aber die Städte Backnang, Winnenden, Markgröningen fielen in die Hände der mit den Plebejern verbündeten Bauern, und das ganze Land von Weinsberg bis Blaubeuren und von dort bis an die badische Grenze war in offenem Aufstand; Ulrich mußte nachgeben. Während er aber den Landtag auf den 25. Juni einberief, schrieb er zu gleicher Zeit an die umliegenden Fürsten und freien Städte um Hilfe gegen den Aufstand, der alle Fürsten, Obrigkeit und Ehrbarkeit im Reich gefährde und ›ein seltsam bundschühlich Ansehen habe‹.


    Inzwischen kam der Landtag, d. h. die Abgeordneten der Städte und viele Delegierte der Bauern, die ebenfalls Sitz auf dem Landtag verlangten, schon am 18. Juni in Stuttgart zusammen. Die Prälaten waren noch nicht da, die Ritter waren gar nicht eingeladen. Die Stuttgarter städtische Opposition sowie zwei nahe, drohende Bauernhaufen, zu Leonberg und im Remstal, unterstützten die Forderungen der Bauern. Ihre Delegierten wurden zugelassen, und man beschloß, die drei verhaßten Räte des Herzogs … abzusetzen und zu bestrafen, einen Rat von vier Rittern, vier Bürgern und vier Bauern dem Herzog beizugeben, ihm eine fixe Zivilliste zu bewilligen und die Klöster und Stifter zum besten des Staatsschatzes zu konfiszieren.


    Herzog Ulrich setzte diesen revolutionären Beschlüssen einen Staatsstreich entgegen. Er ritt am 21. Juni mit seinen Rittern und Räten nach Tübingen, wohin ihm die Prälaten folgten, befahl der Bürgerschaft, ebenfalls dorthin zu kommen, was auch geschah, und setzte hier den Landtag ohne die Bauern fort. Hier verrieten die Bürger, unter den militärischen Terrorismus gestellt, ihre Bundesgenossen, die Bauern. Am 8. Juli kam der Tübinger Vertrag zustande, der dem Lande beinahe eine Million herzoglicher Schulden, dem Herzog einige Beschränkungen auflegte, die er nie einhielt, und die Bauern mit einigen dünnen allgemeinen Redensarten und einem sehr positiven Strafgesetz gegen Aufruhr und Verbindungen abspeiste … Das Landvolk schrie über Verrat … Nur im Remstal leistete der Arme Konrad Widerstand; der Herzog, der wieder selbst hinritt, wurde fast ermordet und ein Bauernlager auf dem Kappelberg gebildet. Aber als die Sache sich in die Länge zog, verliefen sich die meisten Aufständischen wieder aus Mangel an Lebensmitteln, und der Rest ging in Folge eines zweideutigen Vertrags mit einigen Landtagsabgeordneten ebenfalls heim. … Ulrich überfiel trotz des Vertrags das Remstal, dessen Städte und Dörfer geplündert wurden. 1600 Bauern wurden verhaftet, davon 16 sofort enthauptet, die übrigen meist zu schweren Geldstrafen zum Besten von Ulrichs Kasse verurteilt. Viele blieben lange im Gefängnis. Gegen die Erneuerung der Verbindung, gegen alle Versammlungen der Bauern wurden strenge Strafgesetze erlassen, und der schwäbische Adel schloß einen speziellen Bund zur Unterdrückung aller Aufstandsversuche.«


    Aber die Bauern lassen sich weder in Schwaben noch in anderen Ländern des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation endgültig unterdrücken und entrechten. In Ungarn bildet sich ein großes Bauernheer, in Kärnten, Krain und Steiermark bricht ein Aufstand aus, der unter dem Einfluß von ehemaligen Bundschuhführern steht, in Dörfern und Flecken kommt es immer wieder zu Zusammenrottungen und Aufruhr.


    Joß Fritz, der noch immer die alte Bundschuhfahne von 1513 auf der Brust mit sich führt, organisiert die Bauern des Schwarzwalds, Versammlungen werden abgehalten, aber die Regierungen erfahren von der Sache und schreiten ein. Einige der Anführer werden gefangen und hingerichtet und andere müssen fliehen, unter ihnen Joß Fritz. Er scheint bald darauf in der Schweiz gestorben zu sein, da sein Name bei keinem Aufstandsversuch mehr genannt wird.


    


    Chronik 1522


    Aufstand des Adels. 1522


    


    1522 16. Juni: In Wismar setzen sich die Bürger, die von den Plebejern unterstützt werden, mit dem Rat der Stadt auseinander, mit dem Ziel einer Demokratisierung des städtischen Lebens. Ein Bürgerausschuß übt fast zwölf Jahre lang entscheidenden Einfluß auf den Rat aus.


    1522 In Landau konstituiert sich unter Führung des Grafen Franz von Sickingen und Ulrich von Huttens die »Großbrüderliche Vereinigung«, in der sich Ritter vom Rheingau bis Schwaben gegen Fürsten und Städte verschwören. Sickingen führt als ersten Kampf eine Fehde gegen den Bischof von Trier. Die Belagerung endet erfolglos und führt am Ende zum Untergang der Reichsritterschaft und zum Tode ihrer Führer Sickingen und Hutten.


    


    Aufstand des Adels. 1522


    


    Zu Beginn des 16. Jahrhunderts verfällt die Reichsgewalt mit beängstigender Schnelligkeit. Der deutsche Adel verliert seine Unabhängigkeit an die fortschreitend mächtiger werdenden weltlichen und geistlichen Fürsten. Das Reich zerfällt in eine Unzahl souveräner Fürstentümer. Die Reichsritterschaft, der reichsunmittelbare Adel, ursprünglich durch seine militärischen Funktionen der politisch einflußreichste Stand, ist mehr und mehr zur politischen Ohnmacht verurteilt. So verlangt die Ritterschaft nach einer Reichsreform. Ulrich von Hutten und Franz von Sickingen werden zu führenden Kräften bei den Bestrebungen, das Reich wieder einig, frei und mächtig zu machen. Hutten wird zum ideologischen Vorkämpfer, Sickingen zum politischmilitärischen Haupt des mitteldeutschen Adels.


    Da die ursprüngliche Adelsdemokratie auf der Leibeigenschaft beruht, gelingt es der Ritterschaft nicht, die Bauern als Bundesgenossen in dem Freiheitskampf gegen die Fürsten und die Abhängigkeit von Rom zu gewinnen, obwohl es in den Reihen der Bauernschaft gärt und revolutionäre Vorbereitungen im Gange sind. Denn der Adel wollte ja gerade durch den Aufstand seine Privilegien wiedergewinnen. Ohne die Reformation sind Adelsaufstand und Bauernkrieg undenkbar. Aber auch hier bilden sich bald zwei Parteien. Adel und Bürger scharen sich um Luther, die Bauern und Plebejer um Thomas Müntzer.


    Ulrich von Hutten, der Repräsentant des deutschen Adels, entfaltet sein Banner mit der Inschrift: »Durch Wahrheit zur Freiheit, durch Freiheit zur Wahrheit!« Mit 16 Jahren entflieht er am Vorabend seiner Weihe zum Mönch aus dem Kloster, wirft die Kutte ab und greift zum Degen. Er wandert durch die Welt, brandmarkt die Macht der »Fürsten und Pfaffen« als »Gewalt, Betrug, Lüge und Unrecht«. Er sucht Verbindung mit Luther und versucht ihn dafür zu gewinnen, religiöse und politische Freiheit gemeinsam zu erringen.


    Kurfürst Albrecht ii. von Mainz wird Huttens erster und guter Freund. »Wo«, sagt Hutten, »ist in Deutschland ein wahrhaft gelehrter Mann, den Albrecht nicht kennt? … Wie sorgfältig hat er Reuchlin gegen seine Feinde, die Finsterlinge, geschützt! Mit welcher Sehnsucht hat er nicht Erasmus zu sich berufen! Wie oft fragte er uns nicht nach den Arbeiten, nach dem Wohlergehen jedes guten Kopfes! Hier lacht man des Aberglaubens, hier herrscht die freieste Denkart, die freieste menschliche Sitte.« Aber schließlich wird der Druck des Papstes auf seinen Mainzer Erzbischof so stark, daß Hutten es vorzieht, den Mainzer Hof zu verlassen. Und er findet in Franz von Sickingen seinen zweiten und besten Freund. Hutten versucht seine Freunde davon zu überzeugen, daß die politische Freiheit mit der religiösen Hand in Hand gehen müsse und daß die religiöse Reform ohne politische Reform nicht von entscheidender und langer Dauer sein könne. Ehe Hutten das Äußerste, die Revolution, proklamiert, versucht er, die Mächtigen für den friedlichen Fortschritt zu gewinnen. So schreibt er an den jungen, neugewählten Kaiser Karl v.: »Tag und Nacht will ich Dir dienen ohne Lohn, manchen stolzen Helden will ich Dir aufwecken. Du sollst der Hauptmann sein, Anfänger und Vollender. Es fehlt allein an Deinem Gebot.« Aber Kaiser und Papst haben sich bereits verständigt.


    Franz von Sickingen tritt nach dem Reichstag zu Worms aus den Diensten des Kaisers. Und Hutten läßt den großen Erasmus wissen: »Eine größere Seele gibt es nicht in Deutschland. Ein Mann, wie ihn Deutschland seit langem nicht mehr gehabt hat … Er ist weise, beredt, tatkräftig, und alles, was er spricht und tut, ist edel und groß. Gott segne die Unternehmungen dieses deutschen Helden!«


    Die Ebernburg, Franz von Sickingens Stammsitz, heißt bald die »Herberge der Gerechtigkeit«. Sickingen rechtfertigt sich vor einigen nachdenklichen Freunden mit den Worten: »Die Sache, die ich verteidige, ist gar nicht bedenklich oder zweifelhaft, sondern ist die Sache Christi und der Wahrheit. Auch verlangt es das Wohl unseres Vaterlandes, daß Luthers und Huttens Ratschläge gehört und der wahre Glaube verteidigt werde.«


    Jetzt werden die Worte Huttens laut: »So wir Diebe mit Strang, Mörder mit Schwert, Ketzer mit Feuer strafen, warum greifen wir nicht vielmehr diese schädlichen Lehrer des Verderbens als Päpste, Kardinale, Bischöfe und das ganze Geschwärm der römischen Sodoma mit allerlei Waffen an und waschen unsere Hände in ihrem Blute?«


    Aber Luther meint: »Ich möchte nicht, daß man das Evangelium mit Gewalt und Blutvergießen verfechte. Durch das Wort ist die Welt überwunden worden, durch das Wort ist die Kirche erhalten, durch das Wort wird sie auch wieder instand kommen, und der Antichrist, der ohne Gewalt sich seiner Sache bemächtigte, wird ohne Gewalt fallen.« Hitzig entgegnet Hutten: »Wie, der Antichrist, die Hierarchie, habe sich ohne Gewalt festgesetzt? Man müßte, um das zu behaupten, nie ein Blatt in der Geschichte studiert haben. Durch Gewalt, durch Krieg, durch die Unterdrückung aller Freiheiten, durch die empörendsten, barbarischsten Gewalttätigkeiten, durch Betrug, List, Kerker und endlich durch Beil und Holzstoß hat sich der Antichrist der Welt bemächtigt. Das Christentum hat sich in Deutschland mit den Waffen in der Hand Bahn gebrochen. Seine Taufe ist eine Bluttaufe. Dem Priester geziemt es, das heilige Wort zu verbreiten, um Wahrheit und Freiheit zu verkünden; dem Ritter aber, das Schwert zu ergreifen, um Lüge und Knechtschaft auszurotten.«


    Im Frühjahr 1522 vereinigen sich in Landau die Herren von Kronberg, Schauenburg, Fürstenberg, Heimstatt, Gemmingen, Menzingen und andere Ritter aus Franken, Schwaben und vom Rhein zu einem Schutz- und Trutzbund für sechs Jahre. Sickingen wird zum Haupt des Bundes gewählt. Sein Wort: »Wir greifen mit offenem Visier an, denn unsere Sache ist gerecht.«


    Sickingen zieht ein Heer zusammen. Hutten versucht fieberhaft, Bauern und Städter als Bundesgenossen für den großen Kampf zu gewinnen. Aber seine Bemühungen bleiben ohne Erfolg.


    Am 1. September 1522 bricht Sickingen mit seinem Heer gegen Trier auf und erklärt dem Erzbischof Richard von Greifenklau die Fehde, »um der Dinge willen, die der Kurfürst gegen Gott und Kaiserliche Majestät begangen« habe. Den Bürgern Triers erklärt er, er komme, »sie von dem schweren antichristlichen Gesetze der Pfaffen zu erlösen und sie zur evangelischen Freiheit zu führen.« Das Unternehmen ist als Auftakt gedacht, der große Krieg soll erst ein Jahr später beginnen. Aber die hohen Herren und Fürsten wissen, was die Stunde geschlagen hat. Sie rufen alle Lehensherren unter die Waffen. Sickingen wird gezwungen, die Belagerung Triers aufzuheben. Zuerst werden Sickingens Freunde angegriffen und zahlreiche Burgen und Festungen zerstört. Sickingen selbst muß sich auf seine Feste Landstuhl zurückziehen. Am 30. April beginnt die Beschießung der Burg, einige Tage später wird Sickingen selbst tödlich getroffen. Hutten flüchtet in der Schweiz von Dorf zu Dorf und stirbt schließlich arm und verlassen auf der Insel Ufenau im Zürchersee.


    Ein Jahr später bricht der Bauernkrieg los. Mit Sickingen und Hutten an der Spitze wäre dadurch wahrscheinlich ganz Europa umgestaltet worden. Aber die Zeit der Ritterschaft war vorbei, ihr Aufstand ein heroisches, aber anachronistisches Unternehmen.


    


    Chronik 1523–1526


    Der Bauernkrieg. 1525


    


    1523 Unter dem Einfluß des Reformators Thomas Müntzer setzt die kleinbürgerliche Opposition in Mühlhausen in Thüringen die Wahl eines Ausschusses von 40 Mann und einer Bürgervertretung von 8 Mann durch. Sie stellen ihre Beschwerden in 54 Artikeln zusammen. Anfang Juli erzwingen sie durch einen Aufstand die Annahme der Artikel, die im wesentlichen auf eine Demokratisierung der städtischen Verfassung und auf die Durchsetzung der Reformation gerichtet sind.


    1524 26. Mai: Im Bistum Bamberg revoltieren die Bürger aus Forchheim und Bauern aus den umliegenden Dörfern.


    30. Mai: Die Bauern des Klosters St. Blasien im Schwarzwald erheben sich gegen ihren Grundherrn.


    1524 23. Juni: Beginn des Bauernaufstandes in der Landgrafschaft Stühlingen unter Hans Müller von Bulgenbach. Damit beginnt der große deutsche Bauernkrieg.


    24. August: Bündnis zwischen den aufständischen Bauern aus Stühlingen und den Bürgern der Stadt Waldshut.


    19. September: Aufstand radikaler Kleinbürger und Plebejer in Mühlhausen in Thüringen. Die Aufständischen schaffen sich, beeinflußt durch Thomas Müntzer, im »Ewigen Bund Gottes« ihre Organisation und mit den elf Mühlhäuser Artikeln ihr Programm.


    27. September: Dem Rat der Stadt Mühlhausen gelingt es mit Hilfe der Bauern, den Aufstand zu unterdrücken. Müntzer. muß die Stadt verlassen.


    2. Oktober: Die aufständischen Stühlinger Bauern beginnen mit den Untertanen des Abtes von St. Blasien, der Grafen von Fürstenberg u. a. einen Marsch durch den Hochschwarzwald, um die Bauern überall im Hegau zum Aufstand aufzurufen. Mitte Oktober: Die Klettgauer Bauern kündigen ihrem Grafen sämtliche Frondienste.


    November bis Januar 1525: Müntzer weilt unter den aufständischen Bauern im Klettgau und im Hegau.


    Mitte November: Beginn der Bauernunruhen im Brigachtal und allmähliches Übergreifen der Bewegung auf württembergische Dörfer und den Breisgau.


    10. Dezember: Das Kloster St. Trudpert im Breisgau wird von aufständischen Bauern gestürmt.


    16–17. Dezember: Die oppositionellen kleinbürgerlichen Kräfte in Mühlhausen erheben sich erneut und zwingen gemeinsam mit der plebejischen Fraktion den Rat zum Nachgeben.


    24. Dezember: Zusammenkunft unzufriedener oberschwäbischer Bauern in Baltringen, denen sich mehr und mehr Aufständische anschließen und die schließlich den »Baltringer Haufen« bilden.


    1525 22. Januar: Die Schwazer Bergknappen in Tirol erheben sich gegen ihre Brotgeber, die Fugger, und verlangen weitgehende Selbstverwaltung.


    23. Januar: Versammlung der Bauern aus der Fürstabtei Kempten und Bildung eines Bundes gegen den Abt. Der Aufstand greift bald auf das ganze Allgäu über.


    9. Februar: Abgesandte des Schwäbischen Bundes verhandeln mit dem Baltringer Haufen, um Zeit für die Sammlung von Kräften zur Niederschlagung des Aufstandes zu gewinnen.


    14. Februar: Die Allgäuer Bauern schließen sich in Sonthofen zusammen.


    16. Februar: Die Baltringer Bauern überreichen den Vertretern des Schwäbischen Bundes 300 Beschwerdeartikel, unter denen die Forderung nach Aufhebung der Leibeigenschaft den wichtigsten Platz einnimmt.


    21. Februar: Beginn des Aufstandes der Bodenseebauern.


    1. März: Der Memminger Kürschnergeselle Sebastian Lotzer stellt die »12 Artikel der Bauernschaft in Schwaben« auf, das am weitesten verbreitete Bauernprogramm. Lotzer wird Feldschreiber des Baltringer Haufens.


    Anfang März: Zusammenschluß der aufständischen Bauern aus der Landschaft um den Bodensee zum »Seehaufen«.


    6.–7. März: Die Vertreter des Baltringer, des Allgäuer und des Seehaufens schließen sich zur »Christlichen Vereinigung« Oberschwabens zusammen.


    7. März: Annahme der Memminger Bundesordnung durch das Bauernparlament. Das gemäßigte Programm zeugt von der Absicht der Abgeordneten, friedlich zum Ziel zu gelangen.


    15.–17. März: Wahl des »Ewigen Rates« in Mühlhausen, der ein Instrument der ökonomisch stärksten Kreise des Kleinbürgertums und des mittleren Bürgertums ist. Er sorgt für die endgültige Durchsetzung der Reformation und leitet eine Reihe von Maßnahmen zur Erleichterung der sozialen Lage der »Stadtarmut« ein.


    22. März: Der Bauernaufstand greift auf Franken über. Alserste erheben sich die Bauern der Rothenburger Landwehr.


    24.–25. März: Die Gemeinde der Stadt Rothenburg schließt sichdem Aufstand an.


    26. März: Vertreter der Christlichen Vereinigung von Oberschwaben und des Schwäbischen Bundes verhandeln in Ulm.Die Vertreter der Bauern erklären sich damit einverstanden,daß ein Schiedsgericht ein verbindliches Urteil über ihre Forderungen fällt.


    27. März: Die Baltringer Bauern lehnen die Vereinbarung ihrer Führer ab, gehen zum offenen Kampf über und stürmen das Schloß Schemmerberg. Die Bauern aus dem Deutschordensgebiet stürmen den Schönthaler Klosterhof im württembergischen Mergentheim und veranlassen die Bauern dieser Gegend, sich dem Aufstand anzuschließen.


    Zusammenkunft der Bauern aus dem Dorf Oberschüpf im Odenwald. Grundlage für das Entstehen des von Georg Metzler geführten »Odenwälder Haufens«.


    1. April: Die Bauern im Bistum Würzburg erheben sich.


    2. April: Am Neckar bildet sich unter Führung des LeibeigenenJäcklein Rohrbach ein Bauernbund, dem sich auch HeilbronnerBauern und Bürger, Untertanen der Deutschordensherren,und Württemberger anschließen.


    2.–3. April: Die Allgäuer Aufständischen gehen gleichfalls zum offenen Angriff über. Sie nehmen das Schloß Liebenthann und das Kloster Kempten ein.


    4. April: Schlacht bei Leipheim. Die Truppen des Schwäbischen Bundes besiegen einen Teil der aufständischen Bauern Oberschwabens. Etwa 1000 Bauern werden erschlagen, 4000 gefangengenommen. Mitte April ist der Baltringer Haufen zersprengt.


    Anfang April: Die Bauernhaufen der Rothenburger Landwehr, aus dem Bistum Würzburg und dem Deutschordensgebiet vereinigen sich zum »Taubertalerhaufen«, dem ersten großen Bauernbund Frankens, dessen radikales Programm auf eine Abschaffung der gesamten Feudalordnung gerichtet ist.


    6. April: Neuer Aufstand der Bauern aus dem Hegau und dem Schwarzwald. Die Aufständischen machen den Artikelbrief, das radikalste Programm, zur Grundlage ihres Bundes.


    12. April: Bürger der Stadt Münnerstadt stürmen das Kloster Bildhausen. Ihnen schließen sich Bauern aus dem nördlichen Stift Würzburg an. Sie bilden den »Bildhäuser Haufen«, den zweiten großen Bauernbund Frankens.


    14. April: Die Elsässer Bauern erheben sich unter Führung des Handwerkers Erasmus Gerber.


    Mitte April: Der Odenwälder Haufen vereinigt sich mit den aufständischen Bauern vom Neckar und der Grafschaft Hohenlohe zum »Neckartal-Odenwälder-Haufen«, dem dritten großen Bauernbund Frankens.


    16. April: Der vereinigte Neckartal-Odenwälder-Haufen nimmt die Stadt Weinsberg ein und hält Gericht über den Adel. Beginn des Bauernaufstandes in Württemberg unter Führung des sehr gemäßigten Gastwirtes Matern Feuerbacher.


    17. April: Weingartner Vertrag zwischen Truchseß von Waldburg und den oberschwäbischen Bauern; ein Schiedsgericht soll über die Beschwerden der Bauern entscheiden.


    18. April: Erhebung der limburgischen Bauern.


    Aufstand der Bürger von Fulda, die sich mit den gleichfalls in Empörung geratenen Bauern verbünden und ihre Forderungen in acht Artikeln zusammenstellen.


    Die aufständischen Bauern in Südwestthüringen bilden den »Werra-Haufen«, das erste Zentrum des Thüringer Aufstandes.


    19. April: Heilbronn ergibt sich dem Neckartal-Odenwälder-Haufen.


    21. April: Bauern und Bürger des Stiftes Hersfeld verbünden sich mit den Aufständischen von Fulda.


    23. April: Bauernaufstand in der Pfalz. Bruchsal wird besetzt.


    25. April: Die aufständischen württembergischen Bauern besetzen Stuttgart.


    Aufstand in der Stadt Mainz.


    26. April: In Mühlhausen bildet sich das zweite Zentrum desThüringer Aufstandes. Thomas Müntzer schreibt einen Briefan die Allstedter; er fordert sie auf, sich dem Aufstand in Thüringen anzuschließen und unter den Berggesellen von Mansfeld für den Aufstand zu werben.


    27. April: Erhebung der Bürgerschaft von Köln.


    28. April: Erfurt öffnet seine Tore den aufständischen Bauern.


    28.–30. April: Erhebung der Bauern von Solothurn und im Bistum Basel.


    30. April: Die plebejischen Schichten der Stadt Frankenhausen verbünden sich mit den aufständischen Bauern und bilden das »Frankenhausener Lager«; damit entsteht das dritte große Zentrum des Thüringer Aufstandes.


    2. Mai: Zweite Erhebung der Bauern im Allgäu.


    Beginn des Bauernaufstandes in der Markgrafschaft Baden und Übernahme der 12 Artikel.


    3. Mai: Landgraf Philipp von Hessen besetzt das aufständischeFulda.


    5. Mai: Luther verfaßt seine Schrift »Wider die räuberischen und mörderischen Rotten der Bauern«.


    Im »Amt Zwickau« erheben sich die Bauern.


    7. Mai: In Kraichgau bilden die aufständischen Bauern einen »Haufen«, dessen radikales Ziel es ist, den Adel seiner politischen Gewalt zu berauben und diese der Bauernschaft zu übergeben.


    8. Mai: Der Neckartal-Odenwälder-Haufen, der Taubertaler und der Heidenfelder-Haufen erobern gemeinsam Würzburg.


    9. Mai: Beginn des Bauernaufstandes in Tirol.


    10. Mai: Müntzer, dem die Stadt Mühlhausen größere Hilfe versagt, zieht mit seinen Anhängern und acht Karrenbüchsen nach Frankenhausen.


    11. Mai: Landgraf Philipp von Hessen vereinigt seine Truppenmit den braunschweigischen und besetzt Eisenach.


    12. Mai: Die Württemberger Bauern werden von den Truppendes Schwäbischen Bundes bei Böblingen besiegt, womit derAufstand in Württemberg niedergeschlagen ist.


    14.–15. Mai: Die vereinigten hessischen, braunschweigischen und sächsischen Truppen besiegen die Aufständischen Thüringens und nehmen Müntzer gefangen. Etwa 6000 Bauern, Plebejer und Bürger werden grausam hingeschlachtet.


    Mitte Mai: Das Heilbronner Bauernparlament entwickelt ein Programm zur Reichsreform, muß sich jedoch vor den Truppen des Schwäbischen Bundes zurückziehen.


    16–17. Mai: Die elässischenBauern ergeben sich inZaberndem Herzog von Lothringen und werden massenhaft umgebracht. Etwa 18000 Aufständische sollen ums Leben gekommen sein.


    24. Mai: Die Stadt Freiburg im Breisgau ergibt sich 12000 aufständischen Bauern.


    27. Mai: Müntzer und andere Angehörige der plebejischen Opposition werden im Lager zu Görmar hingerichtet.


    2. Juni: Die Odenwälder Bauern werden bei Königshofen von einem Heer des Schwäbischen Bundes geschlagen.


    4. Juni: Die aufständischen fränkischen Bauern ziehen einem Heer des Schwäbischen Bundes entgegen und werden in Ingolstadt bei Würzburg so vernichtend geschlagen, daß der Aufstand in Franken damit beendet ist.


    Der Bildhäuser Haufen ergibt sich in Memmingen den Truppen des Kurfürsten von Sachsen.


    31. August: Nach wechselvollen Kämpfen in Tirol verlaufen sich die aufständischen Bauern; trotzdem erreichen sie einen Vertrag, in dem ihnen weitgehende Zugeständnisse gemacht werden.


    1526 Februar-März: Neue Versuche der Tiroler Bauern, eine utopischklassenlose Gesellschaft zu errichten. Am 2. Juli laufen die Aufständischen auseinander. Damit ist der letzte große Versuch des Bauernkrieges gescheitert, die gesellschaftlichen Verhältnisse im Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation zu verändern.


    


    


    


    Der Bauernkrieg. 1525


    


    Am 20. Januar 1518 läßt der päpstliche Ablaßhändler und Dominikaner Johann Tetzel die 95 Glaubenssätze, die Luther ein Jahr vorher an die Tore der Schloßkirche zu Wittenberg geschlagen hatte, diese Kriegserklärung an die katholische Hierarchie, in Frankfurt an der Oder verbrennen. Von diesem Zeitpunkt an bis zum Jahre 1523 folgt im Schwarzwald und in Oberschwaben ein lokaler Bauernaufstand dem anderen. Sie wirken alle noch planlos und sind nicht systematisch organisiert.


    Das verändert sich seit dem 24. August 1524 völlig. An diesem Tag beginnt der deutsche Bauernkrieg. Die Gräfin von Lupfen auf dem Schloß Stühlingen im Alpengau bot dazu den Anlaß. Sie zwang die Bauern, sogar am Sonntag Erdbeeren und Schneckenhäuser zu sammeln, letztere, um Seide darauf zu wickeln. Diese Schneckenhäuser waren gleichsam jener Tropfen, der das Faß zum Überlaufen brachte. 600 Bauern rotten sich zusammen und marschieren unter Hans Müller von Bulgenbach, einem erfahrenen Kriegsmann, zur Kirchweih in Waldshut ein. In Gemeinschaft mit den Bürgern der Stadt wird die »evangelische Bruderschaft« gegründet, eine »Bundessteuer« zur Finanzierung des gemeinsamen Kampfes für alle Mitglieder auferlegt und das Aktionsprogramm proklamiert: Abschaffung der Feudalherrschaft, Zerstörung aller Schlösser und Klöster und Entmachtung aller Herren außer dem Kaiser. Die Bundesfahne ist schwarz, rot und gold. Nach vier Wochen stehen bereits 4000 Bauern und Bürger unter dieser Fahne. Emissäre mit dem Programm des Bundes eilen in den Hegau, den Breisgau, den Sundgau, nach Schwaben, Franken, Thüringen, ins Elsaß, den Rhein auf- und abwärts, ja sogar nach Frankreich.


    Hans Müller von Bulgenbach proklamiert als Ziel, die Bauernschaften im Reiche Deutscher Nation insgesamt »frei zu machen«. Hinter dem Kriegsmann steht der Reformator Thomas Müntzer, der in allen Gauen von der Befreiung Israels und der Aufrichtung eines himmlischen Reiches auf Erden predigt.


    Den oberschwäbischen Adel, dessen Streitkräfte im Krieg gegen Franz i. den König von Frankreich, gebunden sind, ergreift panischer Schrecken. Der Schwäbische Bund, dieses wirksamste Instrument der Herrschenden in Deutschland, ist gezwungen, mit den Aufständischen einen Waffenstillstand zu schließen.


    Nach und nach treten die Untertanen der Grafen Werdenberg, Montfort, Sulz, des Abtes von Reichenau und des Bischofs von Konstanz den aufständischen Stühlingern bei. Die Bauern legen dem Landgericht Stockach 16 gemäßigte Artikel vor und verlangen deren Anerkennung. Der Adel fordert die Erfüllung sämtlicher strittiger Leistungen, bis das Gericht entschieden habe. Daraufhin ziehen die Bauern ihre Haufen wieder zusammen, und es kommt zu einer Reihe von Kämpfen mit den Truppen des Adels, die von dem gnadenlosen Georg Truchseß von Waldburg geführt werden.


    Zu Ende des Jahres beginnen endlich die Verhandlungen über die strittigen Punkte vor dem Landgericht zu Stockach, das nur aus Adeligen besteht. Während sich die Verhandlungen hinziehen, rüsten der Adel, die Fürsten und die schwäbischen Bundesbehörden: der Waffenstillstand ist damit gebrochen. – Das Stift Kempten wird zu einem neuen Brennpunkt des Aufstands.


    »Nirgends«, schreibt Leopold von Ranke, »mögen wohl die Beschwerden der Untertanen begründeter gewesen sein. Unaufhörlich erwarben oder bauten oder reisten die Äbte; unaufhörlich mußten die Untertanen steuern. Schon 1492 war hierüber ein Aufruhr ausgebrochen; aber er hatte zu keiner Abhilfe geführt. Fortwährend wurden die freien Bauern, die noch sehr zahlreich in dem Stifte saßen, zum Stande der Zinser, die Zinser zur Leibeigenschaft herabgedrückt, die Leibeigenen zu Verschreibungen, die ihren Zustand noch verschlimmerten, genötigt; lehenfreie Höfe wurden eingezogen, zehntfreie Güter dem Zehnten unterworfen, das Schirmgeld der Bauern auf das Zwanzigfache gesteigert; die Gerichte der Märkte, die Nutzungen der Landgemeinden zog man ein: zuweilen ist die geistliche Gewalt angewendet worden, um diese Anmaßungen durchzuführen. Kein Wunder, wenn im Jahre 1523, als ein neuer Abt, Sebastian von Breitenstein, eintrat, die Untertanen nur mit dem Vorbehalt huldigen wollten, daß er ihre Beschwerden abstelle. Und wirklich ließ er dies anfangs hoffen; aber die dreizehn Tagsatzungen, die darüber abgehalten wurden, waren alle vergeblich. Der Abt rief zuletzt aus: Er wolle es dabei lassen, wie er es gefunden; würden die Untertanen ihm nicht gehorchen, so solle Georg Frundsberg über sie kommen. Wahrhaftig, eine sehr unzeitige Übertreibung der geistlichen Herrschaftsrechte, eben als niemand mehr an den Grund derselben, die göttliche Autorität dieser Geistlichkeit, glauben wollte.«


    Im Februar 1525 erheben sich die Allgäuer wider den Bischof von Augsburg und schließen mit den Gemeinden von Kempten einen engen Bund. Wer sich in diesen Bezirken weigert, dem Bündnis beizutreten, dem wird ein Pfahl vor das Haus gesetzt – zum Zeichen, daß er ein »öffentlicher Feind« ist.


    Den Allgäuern gesellt sich weiterhin der Haufe der Seebauern: Einwohner der weit um den Bodensee gelegenen Dörfer, bis über das Gebirge hin nach Pfullendorf.


    Ein dritter Haufe bildet sich aus den Untertanen des Abtes von Ochsenhausen, des Freiherrn von Waldburg und anderer Herren und Städte. Mittelpunkt ist Baltringen.


    Nirgendwo dürfen die Glocken mehr zum Gottesdienst geläutet werden. Wenn sie ertönen, bedeutet es Sturm.


    Um diese Zeit gehen von Oberschwaben die »Zwölf Artikel«, das Manifest der aufständischen Bauern aus. »Ein jeder erfuhr«, schreibt Ranke, »was er zu erwarten, wofür er die Waffen zu ergreifen habe. Diese Artikel enthalten dreierlei Forderungen. Vor allem wird darin Freiheit der Jagd, des Fischfangs und der Holzung, Abstellung des Wildschadens in Anspruch genommen … Ferner dringen die Artikel auf die Abschaffung einiger neu aufgelegter Lasten, neuer Rechtssatzungen und Strafen, Wiederherstellung der hier und da eingezogenen Gemeindegüter … Endlich treten aber auch hier die geistlich reformierenden Bestrebungen ein; die Bauern wollen nicht mehr leibeigen sein: denn Christus habe auch sie mit seinem kostbaren Blute erlöst; sie wollen den kleinen Zehent nicht mehr zahlen, sondem nur noch den großen: denn diesen habe Gott im Alten Testament festgesetzt; hauptsächlich fordern sie das Recht, ihre Prediger selbst zu wählen, um von ihnen in dem wahren Glauben unterwiesen zu werden, ohne den sie nichts sein würden, als Fleisch und Blut, und zu gar nichts nütze.«


    Alles in allem erstrebten die »Zwölf Artikel« der Bauern nicht mehr und nicht weniger als eine radikale Veränderung der bisherigen gesellschaftlichen Verhältnisse.


    Und im Frühjahr des Jahres 1525 hatte es den Anschein, als ob es im weiteren Verlauf der Entwicklung zu einer großen, allgemeinen Revolutionierung der Gesellschaft im Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation kommen würde.


    Am 6. und 7. März 1525 tagt ein Bauernparlament in Memmingen. Die Vertreter des Baltringer, des Allgäuer und des Seehaufens schließen sich zur Christlichen Vereinigung Oberschwabens zusammen. Am 22. März springt der Funke des Aufruhrs von Oberschwaben nach Franken über. Die von Hans Müller von Bulgenbach ausgesandten Boten hatten das Ihre dazu getan. Die Bauern der Rothenburger Landwehr erheben sich als erste. Die Zunftbürgerschaft von Rothenburg ob der Tauber stellt eine Reihe von kirchenreformatorischen Forderungen, die auch durchgesetzt werden. Von den religiösen Neuerungen zu den sozialen Forderungen ist nur ein Schritt: in Rothenburg reißt ein Ausschuß der Zünfte die öffentliche Macht an sich, die Bauerngemeinden sammeln sich zu einem großen Verband, und so ist Franken bald in offenem Aufruhr.


    Im Odenwald sammeln sich ein paar tausend Bauern, wählen den verwegenen Georg Metzler, Wirt von Ballenburg, zu ihrem Hauptmann und bilden die Grundlage für den Großodenwälder Haufen.


    »Es ist«, schreibt Ranke, »als führe eine geheime Leitung die Empörten nach einem bestimmten Ziele. Ihre Absicht war, sich zwar zunächst von den Herrschaften zu befreien, aber dann mit ihnen zu verbünden und eine gemeinschaftliche Richtung gegen die Geistlichkeit, vor allem gegen die geistlichen Fürsten zu nehmen. Zwei Haufen begaben sich ins Feld, um diese Sache mit Gewalt durchzusetzen, der eine, genannt der schwarze, von Rothenburg her unter Hans Kolbenschlag, der andere, der sich vorzugsweise den hellen nannte, vom Odenwald unter Georg Metzler. Die Herrschaften wurden genötigt, die zwölf Artikel anzunehmen, von welchen der Odenwälder Haufe eine besondere Erklärung erließ, in der er vor allem auf Abschaffung des Todfalls, des kleinen Zehnten und der Leibeigenschaft drang … Und diesen Haufen stellte sich nun kein Bundesheer entgegen wie in Schwaben; niemand konnte ihnen widerstehn. Die Grafen von Hohenlohe und Löwenstein, der Komtur des Deutschen Ordens zu Mergentheim, der Junker von Rosenbach wurden nacheinander genötigt, die Bedingungen zu unterschreiben, die ihnen die Bauern machten, und sich der Reform, die sie einführen würden, im voraus zu unterwerfen. Die Grafen Georg und Albrecht von Hohenlohe bequemten sich, auf dem Grünbühl vor dem Heere der Bauern zu erscheinen: ›Bruder Georg und Bruder Albrecht‹, rief ihnen ein Keßler von Öhringen zu, ›kommt her und gelobt den Bauern, bei ihnen als Brüder zu halten; denn auch ihr seid nun nicht mehr Herren, sondern Bauern.‹ Wehe denen, die sich widersetzten, wie Graf Helfenstein in Weinsberg! In den Bauern entzündete sich bei dem ersten Widerstände ihre angeborene Rohheit zu dem wildesten, übermütigsten Blutdurst; sie schwuren, alles zu töten, was Sporen trage; als sie Helfensteins mächtig geworden, war es vergebens, daß sich seine Gemahlin, natürliche Tochter Kaiser Maximilians, ihren Knaben auf dem Arme, vor den Oberhäuptern niederwarf: man bildete eine Gasse, ein pfeifender Bauer schritt dem Schlachtopfer voran; unter Trompeten- und Schalmeienklang ward Helfenstein in die Spieße seiner Bauern gejagt … Ende April, Anfang Mai 1525 war bereits in ganz Oberdeutschland ein ähnlicher Zustand eingetreten. Allenthalben waren Bewegungen ausgebrochen und im Grunde auch überall siegreich geblieben.


    Der Bischof von Speyer hatte auf die Bedingungen der Bauern eingehen müssen; der Kurfürst von der Pfalz hatte sich in freiem Felde bei dem Dorfe Horst ihnen gestellt und ihnen Erledigung ihrer Beschwerden auf Grundlage der zwölf Artikel versprochen. Im Elsaß war selbst die Residenz des Bischofs, Zabern, in die Hände der Bauern gefallen … Da Markgraf Ernst von Baden auf die Bedingungen der Bauern nicht eingehen wollte, wurden seine Schlösser eingenommen, und er mußte flüchtig werden. Die Ritterschaft des Hegau ward in der Stadt Zell am Untersee von den Bauern eingeschlossen und belagert. Auch der gewaltige Truchseß, an der Spitze der schwäbischen Bundesvölker, mußte sich endlich zum Vertrage mit den Bauern von Allgäu, See und Ried bequemen und ihnen eine Erledigung ihrer Beschwerden unter Vermittlung der Städte vor der Unterwerfung versprechen …In Württemberg wollten sie von keinem Landtage mehr hören, sondern alles augenblicklich ihrer christlichen Vereinigung unterwerfen, die sich bereits über den größten Teil des Landes verbreitete: jeder Ort stellte eine bestimmte Anzahl ins Feld. Der Bischof von Bamberg, der Abt von Hersfeld, der Koadjutor von Fulda hatten sich zu geistlichen und weltlichen Konzessionen verstanden … Vielleicht den kühnsten Versuch einer Umgestaltung aller Verhältnisse machten die Einwohner des Rheingaus. Noch einmal versammelten sie sich auf dem Grund und Boden ihrer uralten Malstatt, der Lützelaue, zu St. Bartholomä, und vereinigten sich, vor allem ihre alte Verfassung zurückzufordern, das Haingericht nach dem alten Rechte, … überdies aber eine gleichmäßige Herbeiziehung der weltlichen und geistlichen Herren zu den Lasten der Gemeinde, Verwendung der Klostergüter zum Nutzen der Landschaft; gelagert auf dem Wacholder bei Erbach, in offener Empörung, nötigten sie Statthalter, Dechant und Kapitel, ihre Forderungen in der Tat zu bewilligen. Auch in Aschaffenburg mußte der Statthalter des Erzbischofs von Mainz auf die Bedingungen der Bauern eingehen.


    Dergestalt war der ganze schwäbische und fränkische Stamm der deutschen Nation in einer Bewegung begriffen, die sich zu einer vollständigen Umkehr aller Verhältnisse anließ; schon nahm neben den Bauernschaften auch eine ganze Anzahl von Städten daran teil.


    Zuerst gesellten sich die kleineren Städte zu ihnen, wie Leipheim und Günzburg an der Donau … Dann wurden auch einige Reichsstädte zweiten und dritten Ranges in Güte oder mit Gewalt herbeigezogen, Heilbronn, Memmingen, Dinkelsbühl, Wimpfen; Rothenburg trat endlich in feierlicher Versammlung in der Pfarrkirche auf hundertundein Jahr in den Bund der Bauern … Aber selbst in den größeren Städten regten sich ähnliche Bestrebungen.«


    Mitte April beginnt der Aufstand der Bauern im Elsaß unter der Führung des Handwerkers Erasmus Gerber. Um die gleiche Zeit vereinigt sich der Odenwälderhaufen mit den aufständischen Bauern vom Neckar, die der ehemalige Leibeigene Jäcklein Rohrbach führt, einer der revolutionärsten und entschiedensten unter den Aufständischen. Die Odenwälder bringen als einen ihrer Führer Wendel Hipler, einen Adeligen und ehemaligen Kanzler des Grafen von Hohenlohe, mit. Hipler wird zu einem der führenden Köpfe, versteht aber sehr wenig von militärischen Dingen und stellt sich vor allem gegen Florian Geyer, einen fränkischen Ritter, der sich den aufständischen Bauern angeschlossen und ein Elitekorps gebildet hat: Die Schwarze Schar. Der vereinigte Neckartal-Odenwälderhaufen nimmt die Stadt Weinsberg ein und hält ein blutiges Gericht über den Adel. Der Bauernaufstand in Württemberg, der am 16. April beginnt, gerät unter die Führung des gemäßigten Gastwirtes Matern Feuerbacher. Jörg Truchseß von Waldburg, der Führer der konterrevolutionären Truppen, der nicht in der Lage ist, die Aufständischen zu besiegen, schließt mit den oberschwäbischen Bauern den Weingartener Vertrag, nach dem ein Schiedsgericht später über die Beschwerden der Bauern entscheiden soll.


    In Südwestthüringen an der Werra bildet sich das erste Zentrum des Thüringer Bauernaufstandes.


    Eine neue Wende bringen die Ereignisse in Würzburg. Der Bischof muß fliehen, Florian Geyer zieht mit seiner »Schwarzen Schar« in die Bischofsstadt ein. Ihm folgen die Haufen unter dem Ritter Götz von Berlichingen, der allerdings nur gezwungen den Bauern als militärischer Führer dient.


    Im Limburgischen bildet sich ein weiteres Zentrum des Aufstandes, Klöster und Schlösser gehen in Flammen auf.


    Weitere Bauernhaufen und Aktionszentren bilden sich zu beiden Seiten des Rheins in der Pfalz.


    In Württemberg verbinden sich Bürger und Bauern gegen die Regierung, die schließlich zu Verhandlungen bereit ist. Die Bauern bestehen auf der Anerkennung der zwölf Artikel, was das Ende der Regierung bedeutet hätte und darum nicht erfolgt. Die Aufständischen bedrohen bereits Stuttgart.


    Truchseß versammelt seine zahlenmäßig schwachen Truppen bei Ulm. Er meidet eine große Schlacht, greift überraschend kleinere Haufen an und versucht es mit Verhandlungen, wenn die Lage für ihn bedrohlich wird. Und mit solchen Listen sprengt er auch die Einkreisung seiner Truppen, die sich einer bäuerlichen Streitmacht von 30000 Mann gegenübersehen, und verhindert damit ihre Vernichtung. Bald aber gerät der Truchseß in neue Schwierigkeiten, schließt einen neuen Waffenstillstand, um ihn am 12. Mai wieder zu brechen und zum Angriff überzugehen.


    Die Vorgänge schildert Alexander Weill: »Rasch stellten sich die Bauern in Schlachtordnung. Sie waren beinahe 15000 an der Zahl. Das Terrain war sehr günstig für sie. Es war eine Ebene zwischen zwei Städten, wovon die eine, Böblingen, mit ihrem Schloß die Spitze der Schlacht bildete. Von hier aus konnte der Feind ihnen nicht bei. Die rechte Flanke war durch Teiche und Binsensümpfe vor der Reiterei geschützt, so daß die Wucht der Schlacht sich auf eine Seite konzentrierte, wo der Feind gleich beim Angriff mit bedeutenden Verlusten zurückgeschlagen wurde. Die Schlacht begann um zehn Uhr morgens, um ein Uhr schien sie für die Bauern gewonnen. Mehr als 4000 Tote und Verwundete bedeckten bereits das Walfeld. Man gab keinen Pardon. Nicht umsonst war Jäcklein dabei.


    Plötzlich spie des Truchseß Geschütz feurige Kugeln vom Stadtschloß herab auf die Bauern. Der Amtmann der Stadt, Leonhard von Breitschward, der die Bauern verraten hatte und sich dem Truchseß verkauft, hatte diesem das hintere Tor der Stadt geöffnet, so daß die Bündischen ihr Geschütz auf der Spitze der Anhöhe aufstellen konnten. Daran hatten die Bauern nicht gedacht. Sie hatten ihr eigenes Geschütz auf einem Vorsprung des Berges aufgestellt. In einigen Augenblicken wurde dieses durch die höher postierte Batterie der Bündischen zum Schweigen gebracht, und gleich darauf wurde ihre eigene Artillerie gegen sie selbst gerichtet. Im Rücken also und schräg in der Flanke von den Kanonenkugeln vorwärtsgetrieben, mußten die Bauern ihre Stellung verlassen und wurden buchstäblich dem Feinde in den Rachen geworfen: denn während des Verrates der Stadt hatte die Reiterei der Bündischen Zeit gehabt, das Lager zu umreiten. Die Bauern wurden reihenweise von hinten nach vorne und von vorne nach hinten gestoßen und so aufgerieben, daß nur die wenigsten flüchten konnten, und auch diese nur durch Berechnung des Truchseß, welcher der Schlacht ein Ende machen wollte, ehe der Herzog Ulrich mit seiner Reiterei auf dem Walfelde erscheinen konnte. Um drei Uhr war die Schlacht für die Bauern gänzlich verloren. Mehr als 9000 Mann blieben auf dem Platze. Der Truchseß erbeutete fünf Fahnen, achtzehn Kanonen, die ganze Wagenburg der Bauern; aber er hatte schwere Verluste erlitten. Ohne die Verräterei eines Breitschward wäre die Schlacht für ihn verloren gewesen.« Damit ist der Aufstand in Württemberg niedergeschlagen, und es beginnen die Racheakte an den Bauern. Jäcklein Rohrbach wird gefangen, an einen Pfahl gekettet und lebendig verbrannt, während sich die Sieger bei einem Mahl an diesem Anblick weiden.


    Zur gleichen Zeit wird die bäuerliche Aufstandsbewegung in Thüringen liquidiert.


    Am 17. März 1525 bricht die Revolution in der Stadt Mühlhausen in Thüringen aus. Die Macht, bisher in den Händen der Patrizier, geht in die des neugewählten »ewigen Rates« über, der ausschließlich aus Anhängern des Reformators Thomas Müntzer besteht. »Es ist das Schlimmste, was dem Führer einer extremen Partei widerfahren kann«, schreibt Friedrich Engels in seinem »Bauernkrieg«, »wenn er gezwungen wird, in einer Epoche die Regierung zu übernehmen, wo die Bewegung noch nicht reif ist für die Herrschaft der Klasse, die er vertritt, und für die Durchführung der Maßregeln, die die Herrschaft dieser Klasse erfordert … Er findet sich notwendigerweise in einem unlösbaren Dilemma: was er tun kann, widerspricht seinem ganzen bisherigen Auftreten, seinen Prinzipien und den unmittelbaren Interessen seiner Partei; und was er tun soll, ist nicht durchzuführen … Wer in diese schiefe Stellung gerät, ist unrettbar verloren …«


    Mühlhausen mit seinem »ewigen Rat« ist am Ende nicht mehr als eine republikanische Reichsstadt mit einer äußerlich demokratischen Verfassung. Die geforderte Gemeinschaft aller Güter, die Verpflichtung aller zur Arbeit und die Abschaffung aller Obrigkeit bleiben Programm und Proklamation.


    Auf dem Papier wird Mühlhausen in eine christliche Gemeinde umgeschaffen, und alle Bürger werden als gleiche Glieder einer Brüderschaft erklärt. Die Reichen entsagen freiwillig ihren Privilegien und geloben, den Armen ein Minimum an Kleidung und Nahrung zu sichern.


    Gerade weil Müntzer die Kluft zwischen seinen Theorien und der Wirklichkeit erkennt, setzt er alle Kraft ein für die Organisierung der von ihm ausgelösten Bewegung. Er weiß, daß nur ein äußerstes Maß an Leidenschaft in der Lage ist, die objektiven Schwierigkeiten zu überwinden. So wird aus dem Reformator ein Revolutionsprophet, und Mühlhausen die Zitadelle der Revolution.


    Die Ausstrahlung ist gewaltig. In Thüringen, im Eichsfeld, im Harz, in den sächsischen Herzogtümern, in Hessen und Fulda, in Oberfranken und im Vogtland hören die Bauern auf Müntzer, organisieren sich nach seinem Gebot, erheben sich auf seinen Ruf.


    Die großen Herren in Thüringen sind anfänglich gegenüber der Aufstandsbewegung ebenso ratlos, wie es die Herren in Schwaben und Franken waren. Aber sie sind Meister im Kriegshandwerk und nicht minder in Listen. Und sie haben einen unter sich, den einundzwanzigjährigen Landgrafen Philipp von Hessen, der es fertigbringt, eine Armee gegen die Bauern anzuwerben. Die Bauern ziehen sich erschreckt auf Fulda zurück, dessen Koadjutor Mitglied der Evangelischen Brüderschaft ist. Aber kaum nähert sich der Landgraf, so geht er zu diesem über. Die Bauern plündern sein Schloß. Der Koadjutor verhandelt weiter, und die Bauern ziehen sich in die Stadt zurück. Der Landgraf beschießt die Mauern, und die Bürger ergeben sich ihm auf Gnade und Ungnade. Die Bauern suchen sich durch Flucht zu retten, aber 1500 von ihnen werden in die Schanzgräben der Zitadelle gestoßen und eingeschlossen; sie müssen den Hungertod sterben.


    Bald sind Hessens aufrührerische Bauern niedergeworfen. Der Angriff gilt nun dem Hauptquartier Müntzers.


    Der Revolutionsprophet, der kein besonders fähiger Soldat ist, zieht einige Geschütze und 8000 Mann bei Frankenhausen zusammen. Die Fürsten versprechen den Bauern Amnestie, wenn sie Müntzer lebendig ausliefern. Man verhandelt und schließt einen Waffenstillstand von zwei Stunden. Die Fürsten bestehen auf der Auslieferung. Müntzer läßt einen Kreis bilden und über den Antrag der Fürsten debattieren. Ein Ritter und ein Priester sind dafür. Müntzer läßt die beiden sofort als Verräter enthaupten und predigt den Bauern »Mut und Ausdauer«: »Ich sehe mit Schmerz und Unwillen, daß ihr nicht würdig seid, frei zu sein. Meine Freunde und ich selbst, wir werden uns schon vor dem Joch der Tyrannei zu retten wissen; denn wir fürchten den Tod nicht. Eilt es doch, für Gott zu sterben. Aber ich sehe, daß ihr die eigene innere Freiheit nicht besitzt, um die äußere zu gewinnen. Mich hat Gott gesandt, um die Schwachen gegen die Starken, die Unterdrückten gegen die Tyrannen und Gottlosen, die Gerechten gegen die Ungerechten zu schützen. Gott selbst verspricht in der Heiligen Schrift den Sieg den Gerechten. Ihr wollt Frieden! Toren, die ihr seid – der Friede für euch, das ist die Sklaverei, der Sieg der Widerchristen über die Diener Gottes, der Sieg des Fleisches über den Geist, der Sieg des Teufels über Gott. Wenn unsere Feinde euch Friedensvorschläge machen, glaubt sicher, sie tun’s, weil sie den Mut nicht haben, uns anzugreifen. Gideon, David und Jonathan haben mit wenigen Tapferen große Armeen überwunden. Nur Mut und Ausdauer! Hört nicht auf die Stimme des Fleisches, es ist die Stimme des Teufels!«


    Müntzer und den Bauern bleibt nicht mehr viel Zeit. Der Berg wird umstellt, die Landsknechte rücken planmäßig vor, die Geschütze und Büchsen sprengen die kampfungewohnten Bauern auseinander. Von 8000 Bauern werden über 5000 erschlagen. Der Rest flüchtet in die Stadt Frankenhausen, in die gleichzeitig die fürstlichen Reiter einrücken. Der im Kampf verwundete Müntzer wird in einem Haus entdeckt, gefangengenommen, auf der Folter verhört und verhöhnt. Noch widersteht Mühlhausen. Am 26. Mai schicken die Einwohner 1200 Frauen mit zerrissenen Röcken und fliegenden Haaren sowie 500 dornengekrönte Jungfrauen in das Lager der Fürsten, um Gnade zu erflehen. Aber den Männern bleibt nicht erspart, barfuß und barhaupt die Schlüssel der Stadt kniend zu übergeben. Alle Hauptleute und Bauern werden ausgeliefert und hingerichtet. Müntzers schwangere Frau wird der Soldateska preisgegeben.


    Noch lebt Müntzer. Er wird auf einem Wagen gefesselt nach Mühlhausen gebracht. Den Fürsten, die ihm vor seinem Tode noch gute Ratschläge geben wollen, erwidert er: »An mir ist es, euch zu raten. Ich rate euch, gut, gerecht für die Armen und Schwachen zu sein. Leset oft die Bibel, namentlich das Buch der Könige und Samuel. Glaubet nicht, daß das ewig so dauern werde. Es wird ein Tag der Rache über euch kommen, wenn ihr nicht unterdes dem Evangelium gemäß lebt. Ich habe Großes, zu Großes verlangt. Geduld nur! Ein Mann wie ich stirbt nicht. Ihr alle und euere Kindeskinder werden verfault sein, und Thomas Müntzer wird leben!«


    Danach fällt sein Haupt und wird auf eine Stange gespießt.


    Zur gleichen Zeit, zwischen dem 16. und 17. Mai, müssen sich die elsässischen Bauern dem Herzog Anton von Lothringen in der Stadt Zabern ergeben. Weill berichtet über die Vorgänge in Zabern:


    »Gerber übergab die Stadt nur in der Absicht, frei abzuziehen und zu den Bauern im Oberelsaß zu stoßen. ›Weil sie doch nicht zu uns kommen‹, sagte er, ›so ist das Beste, wir gehen zu ihnen.‹ Allein in dieser Absicht trat er mit dem Herzog in Unterhandlung und bot ihm an, die Stadt zu verlassen, die Waffen niederzulegen und sich bis ins Innere des Elsaß zurückzuziehen. Die Bauern sollten, mit Ausnahme der Waffen, ihr Hab und Gut, ja sogar die Beute mitnehmen dürfen.


    Offenbar aber hatte Gerber seinen Freunden in Briefen angezeigt, daß er in kurzer Zeit mit 60000 Mann zurückzukehren gedenke; wenigstens behauptete der Herzog, Briefe dieses Inhalts von ihm aufgefangen zu haben. Wie dem auch sei, der Herzog unterzeichnete den Traktat in treuloser Absicht. Er beschloß, der Bauern Bedingungen anzunehmen, um sie alle, sobald sie entwaffnet seien, meuchelmörderisch niederzumetzeln. Mit weißen Stäben in der Hand sollten sich die Bauern aus der Stadt auf den Marterberg zurückziehen. Kaum hatten einige Hundert das Tor durchschritten, als ein Landsknecht, der Händel suchte, sich an einem Bauern vergriff. ›Schandluder!‹ sagte der Bauer. – ›Il a crie, vive le gentil Luther!‹ schrie der Landsknecht. ›Nieder mit ihm!‹ Dies war das unerwartete Signal des Angriffs, der übrigens auf alle Fälle beschlossen war. Die Bauern, die sich verraten sahen, kehrten in die Stadt zurück, um die Waffen wieder zu ergreifen; aber hier wurden sie von den Knechten der Herren von Salm und Richarmeuil, welche die Stadt besetzt hatten, ebenfalls hinterrücks angegriffen. Es war ein gräßliches Blutbad. Die Straßen von Zabern waren so voll Blut, daß sie drei Tage lang ungangbar waren. Mehr als 16000 Personen, Männer, Weiber und Kinder, wurden niedergemetzelt. Alle Häuser wurden ausgeplündert, sogar die der Adligen und die Klöster; alle Frauen und Mädchen ins Lager geschleppt und dort auf die unzüchtigste Weise entehrt und mißhandelt. Die Herzöge von Guise und Beaudemont waren bei diesen Greueln zugegen und rührten sich nicht. Ihr Großmut beschränkte sich darauf, zu verhindern, daß die Stadt wie Lupf stein an allen vier Ecken angezündet wurde.«


    Daß sich diese Niederlagen demoralisierend auf die anderen Aufständischen auswirken, ist nicht verwunderlich. Um so erstaunlicher ist es, daß gerade in dieser Zeit die Bauern in Franken unter der geistigen Führung von Wendel Hipler die Ideen zu einer Reformation des Reiches entwickeln. Hipler versucht, die Ziele der fortschrittlichen Elemente in den Städten mit den Forderungen der Gemäßigten unter den Bauern zum Plan einer Reichsreform zu vereinigen, der in Heilbronn ausgehandelt werden soll. »Man wollte vor allem versuchen«, schreibt Ranke, »der in sich zügellosen Bewegung eine allgemeine Leitung zu geben. In Heilbronn sollte eine gemeinschaftliche Kanzlei für alle Haufen, eine Art von Regierung eingerichtet werden. Die Massen selbst sollten nach Hause an ihr Tagewerk gehen; nur ein Aufgebot sollte im Felde bleiben und es sein Geschäft sein lassen, die noch Unüberwundenen zur Annahme der zwölf Artikel zu nötigen.


    Indem man dann weiter an eine definitive Einrichtung dachte, war die vornehmste Idee, die alles beherrschte, folgende: Die Bauern sollten von allen drückenden Gerechtsamen geistlicher und weltlicher Herrschaften befreit werden. Zu dem Ende wollte man zu einer allgemeinen Säkularisation der geistlichen Güter schreiten. Indem dadurch die geistlichen Herrschaften weggefallen wären, hätte man auch die Möglichkeit erhalten, die weltlichen zu entschädigen; denn nicht ohne Entschädigung wollte man die letzteren ihrer Rechte berauben. Die Masse der Güter war aber so groß, daß man damit auch noch alle öffentlichen Bedürfnisse des Reiches zu befriedigen hoffte. Alle Zölle sollten aufhören, alle Geleite; nur immer im zehnten Jahre sollte man eine Steuer zu bezahlen haben für den römischen Kaiser, dessen Schirm und Schutz in Zukunft allein herrschen würde, ohne alle andere Verpflichtung. Die Gerichte sollten nach einem umfassenden Grundsatz umgestaltet und popularisiert werden. Vierundsechzig Freigerichte sollten im Reiche bestehen, mit Beisitzern aus allen Ständen, auch aus den geringeren, sechzehn Landgerichte, vier Hofgerichte, ein Kammergericht, alle auf ähnliche Weise organisiert. Das Kammergericht sollte folgende Mitglieder haben: zwei Fürsten, zwei Grafen und Herren, zwei von der Ritterschaft, drei von den Reichsstädten, drei von den Fürstenstädten, vier von allen Kommunen im Reich … Auch übrigens sollten alle Stände auf ihre ursprüngliche Bestimmung zurückgeführt werden: die Geistlichen sollten nur die Hüter ihrer Gemeinde sein, Fürsten und Ritter sich den Schutz der Schwachen angelegen sein lassen und sich brüderlich halten, alle Kommunen eine Reformation nach göttlichem und natürlichem Recht erfahren; nur eine Münze sollte gelten; man wollte gleiches Maß und Gewicht einführen. Ideen einer Umwälzung von Grund aus, wie sie erst in der Französischen Revolution wieder zum Vorschein gekommen sind.«


    Aber Verrat gibt dem Truchseß die Stadt Heilbronn in die Hand, Hipler und die Bauern müssen fliehen, und der große Plan bleibt auf dem Papier.


    Die vereinigten Truppen des Truchseß und des Kurfürsten von der Pfalz unterwerfen nun die Bauern Dorf für Dorf, zwingen sie zu neuer Huldigung und erstechen oder erhängen alle Flüchtigen. Die Stadt Weinsberg wird aus Rache niedergebrannt.


    Die Bauernhaufen vor Würzburg versuchen den Sturm auf die Festung. Wendel Hipler gewinnt die Einsichtigen für den Plan, ein neues starkes Heer zu sammeln, anstatt sich in aussichtslosen Kämpfen zu verbluten. Aber Demoralisation und Verrat verhindern die Ausführung. Das Schicksal der Bauern vor Würzburg ist bald besiegelt. Verbrannte Dörfer und aufgehängte Bauern zeichnen die Spur der Bündischen Truppen. So ist es im Odenwald und in ganz Franken: in jeder Stadt tagt ein Blutgericht. Den Allgäuer Bauern geht es nicht anders. Nach der Schätzung der Zeit sollen im ganzen 130000 Bauern umgekommen sein. Diese Zahl dürfte jedoch viel zu gering sein. Allein der Profoß des Schwäbischen Bundes rühmte sich, mit eigener Hand 1200 Bauern vom Leben zum Tode gebracht zu haben. Im Juli 1525 ist in Schwaben, Franken und in Thüringen der Bauernkrieg beendet. Da beginnt er in Tirol neu aufzuflackern. Auf dem Innsbrucker Landtag, wo nicht mehr nach Ständen, sondern nach Delegierten abgestimmt wird, arbeiten Bauern und Bürger, die die Prälaten und zeitweilig auch den Adel von den Verhandlungen ausschließen, die 96 Innsbrucker Artikel aus. Der Niedergang der revolutionären Bewegung im Reich ermöglicht es jedoch den Gegnern, die Forderungen der Aufständischen immer mehr in den Hintergrund zu drängen. Da ersteht den Tiroler Bauern in Michael Gaismair nochmals ein bedeutender Führer. Er konzipiert seine »Tiroler Landesordnung«, die auf eine Abschaffung der feudalen Verhältnisse hinzielt und die Übergabe der Macht an die Bauern und Bergknappen vorsieht. Gaismair entwickelt mit seinen Forderungen nach Verstaatlichung der Bergwerke und der gewerblichen Produktion sowie der Entwicklung einer klassenlosen Gesellschaft utopisch-kommunistische Ideen. Die revolutionären Kräfte versucht er zu einem einzigen Heer zusammenzuführen, was jedoch mißlingt. Er tritt am 6. Juli 1526 auf venezianisches Gebiet über. Damit endet der letzte Ausläufer des Bauernkrieges.


    Ranke meint abschließend: »Mit allen jenen Plänen einer neuen Einrichtung des Reiches von unten her oder gar der schwärmerischen Umbildung der Welt unter der Leitung eines fanatischen Propheten war es nun für immer vorbei.«


    


    Chronik 1530–1534


    Der Aufstand der Hundertundvier. Bremen 1530–1534


    


    1530–1534 In Bremen verbindet sich die Stadtarmut mit der bürgerlichen Opposition und bildet auf revolutionärem Weg einen neuen Rat.


    Die Führer der Patrizier fliehen, organisieren von außen her eine militärische Niederwerfung des Aufstandes, ergreifen wieder das Regiment über die Stadt und erlassen eine Reihe volksfeindlicher Gesetze.


    1533 In Lübeck wird unter dem Druck der bürgerlichen Opposition, die sich mit der Stadtarmut verbindet, ein neuer Rat unter Ausschluß der Patrizier gebildet. Der namhafteste Vertreter der Erhebung, Jürgen Wullenweber, wird mit seinen Anhängern im Lübecker Rat gestürzt und hingerichtet.


    


    Der Aufstand der Hundertundvier Bremen 1530–1534


    


    Wir folgen der »Geschichte der Stadt Bremen«, deren zweiter Band im Jahre 1898 erschien.


    »Die tiefe Bewegung«, heißt es da, »die die Reformation überall in Deutschland hervorgerufen hatte, mußte notwendig über die Grenzen des religiösen Gebietes hinausfluten.«


    Schon seit geraumer Zeit gärte es an vielen Orten, und bei zunehmender Teuerung wurde der Druck der Zehnten und Fronden gegenüber dem wachsenden Luxus der Fürstenhöfe und der Städte besonders schwer empfunden.


    Luther war in tiefster Seele darüber erschrocken. Gleich ihm empfanden überall auch die Stadtgewalten, die der religiösen Erneuerung sich zugewandt hatten, welche Gefahren die aus den sozialen Mißständen erwachsenden Leidenschaften bringen mußten. Der Bauernaufstand war in Strömen Blutes bald ertränkt. Aber weder die gesellschaftlichen Schäden noch die abweichenden religiösen Begriffe waren damit aus der Welt geschafft. Bald hier, bald dort traten in den Städten unruhige Bewegungen ein, die unter ehrgeizigen Führern leicht einen politischen Charakter annahmen.


    Wenn in Bremen der Rat im Jahre 1525 bei den Verhandlungen auf der Glocke noch erklären konnte, er sei seiner Bürger in allen zeitlichen Dingen mächtig, so hatte er auf den Vorhalt der Gegner, daß durch die Predigten Aufruhr erwachse, doch hinzufügen müssen, das sei nichts Neues, auch aus Christi Predigten sei Aufruhr gekommen, aber es sei dennoch das lautere und reine Evangelium geblieben. Schon im folgenden Jahre mußte der Rat schwere Vorwürfe aus dem Kreise der Bürger hören: er regiere die Stadt schlecht, das arme Volk, das alle Lasten an Bürgerwerk, Wachen und sonst tragen müsse, werde in seinen Gerechtigkeiten an der Bürgerweide verkümmert. Es waren einige Elterleute des Kaufmannsstandes, die sich zu Wortführern solcher Klagen machten. Sie verlangten vom Rate die Herausgabe des Weidebriefes vom Jahre 1159. Als der Rat die Forderung mit dem Bemerken ablehnte, daß der Brief keine größere Gerechtigkeiten enthalte als die gegenwärtigen, brachten sie in Begleitung vieler Bürger eine Bittschrift vor den Rat. Danach sollte dieser alle Besitzer von Weidekämpen bestrafen, die nicht durch Urkunden, die älter seien als das Privileg, ihren Besitz nachweisen könnten. Der Rat wandte ein merkwürdiges Mittel an, um dem Tumult ein rasches Ende zu bereiten: er wählte den hitzigsten Wortführer der Bürger, den Eltermann Hinrich von Sulingen, im Jahre 1526 zum Ratsherrn. Und wirklich schlief die Bewegung wieder ein, und bis zum Jahre 1530 hörte man nichts mehr von der Weidesache. Freilich fehlte es an Aufregungen anderer Art nicht, die die Unzufriedenheit der Masse nährten. Auch wiedertäuferische Lehren drangen in Bremen ein.


    Im Sommer 1530 erneuert sich der Lärm wegen der Bürgerweide. Am 24. August kommt es zu einer Volksversammlung. Noch gelingt es, diesen Aufruhrversuch zu stillen, aber bald darauf sieht sich der Rat genötigt, die Einsetzung eines Sechzehnerausschusses zu bewilligen, der die Weidesache durch ein Rechtsverfahren beenden soll. Noch einmal übernimmt ein Eltermann, der Kaufmann Hinrich Swancke, die Führung der Unzufriedenen. Er aber lenkt die Bewegung in andere Bahnen. Die Bürgerweidesache tritt zurück gegenüber den Forderungen einer Verfassungsreform. Ihm liegt vor allem daran, die Verwaltung des gemeinen Gutes dem einseitigen Belieben des Rats zu entziehen und der Bürgerschaft einen ständigen Einfluß auf Erhebung und Verwendung der öffentlichen Einkünfte zu sichern. Die Einkünfte der Stadt sollen nicht mehr nach den einzelnen Verwaltungszweigen getrennt verwandt, sondern es soll eine einzige Stadtkasse gebildet werden.


    An diese organische Bestimmungen reihen sich einige andere Forderungen: die Teilnahme der Geistlichen an allen Bürgerpflichten; das Verbot, daß ein Bürger mehr als sechzig Last Korn im Jahre verschiffe, damit nicht, wie jetzt, einzelne alles Korn aufkauften; ferner, daß der Rat binnen sechs Wochen alle anhängigen Rechtssachen entscheide und daß nur evangelische Männer im Rate oder in einem anderen städtischen Amte säßen. Es waren im ganzen maßvolle und sachlich wohlbegründete Forderungen.


    Aber der Rat stellt sich auf den streng formalen Standpunkt, daß der Reformplan schon weiteren Kreisen bekanntgeworden sei, ehe der Rat davon wußte, und daß es sich deshalb um Aufruhr und Hochverrat handle. Swancke wird vom Rat mit Hausarrest belegt und fünf Tage später zum Tode verurteilt. Doch wagt der Rat nicht, das Urteil zu vollstrecken, er begnadigt den Verurteilten zu lebenslänglicher Verbannung.


    Doch bald schon sollte der Rat die Erfahrung machen, daß mit solchen Maßnahmen die Unzufriedenheit der Menge nicht zu besänftigen war. In einer gerichtlichen Verhandlung, die zu Anfang des Jahres 1531 in der Weidesache vor dem Rat stattfindet, macht dieser nach fruchtlosen Vergleichversuchen den Vorschlag, die benachbarten Städte um eine schiedsrichterliche Entscheidung zu ersuchen. Da findet der Goldschmied Johann Dove einen Weg, diesen Beschluß zu hintertreiben. Mit dem Schlagwort, die Gemeinde brauche in der Weidesache keine Richter, sie habe einen Brief, der solle ihr Richter sein, findet er den Beifall der Menge und durchkreuzt die Absicht des Rats.


    Unter den Gebieten, die man als der Weide widerrechtlich entzogen ansah, befanden sich auch einige, die der Deutschordenskomturei gehörten. Der Komtur erklärt, das könne vielleicht sein. Diese Aussage wird dem Manne zum Verderben. Die Aufregung gegen den Komtur wächst dermaßen an, daß er zum Schein die Stadt verläßt, heimlich aber wieder in sein Haus zurückkehrt und es in Verteidigungszustand versetzt.


    Als das Volk das erfährt, stürzt es auf das Rathaus und klagt den Komtur an, daß er sich dem Recht entziehe und sich in Verteidigungszustand versetze. Die Autorität des Rates ist gegen die Wut des Volkes ohnmächtig.


    In hellen Haufen und bewaffnet belagert es das Deutschordenshaus. Der Komtur, der sich mit seinen Dienern auf das Kirchengewölbe geflüchtet hat, bittet von dort aus um Gnade. Das Volk antwortet mit Flintenkugeln. Der gesamte Rat ersucht die Menge, von ihrem Vorhaben abzustehen. Aber es ist zu spät. Schon sind zwei Feldschlangen herbeigeschafft, und die Komtureikirche wird beschossen. Nach einer Weile werden Leitern an die Kirche gesetzt. Durch das zerschossene Dach dringen die Verwegensten vor und erschlagen den Komtur und seine Diener. Die Leichen der Erschlagenen werden auf das Straßenpflaster hinuntergeworfen. Dann drängt alles durch die geöffneten Türen in den Hof und beginnt zu plündern.


    Unter dem Eindruck dieser Begebenheiten erklären sich das Domkapitel und einzelne Bürger bereit, was sie an Wiesen, Weiden und Saatland an der Weide besitzen, bis zu einer Rechtsentscheidung herauszugeben. Aber auf Betreiben Doves lehnt die Gemeinde das Anerbieten ab, denn man hofft, alles ohne Rechtsverfahren zu erlangen. Um die Angelegenheit nachdrücklicher betreiben zu können, beschließt die Gemeinde, den für die Weidesache eingesetzten Ausschuß auf vierzig Personen zu erhöhen.


    Aber die Vierzig lassen sich keineswegs an der Weidesache genügen. Die nächste Aktion richtet sich direkt gegen die Autorität des Rats. Mitte Dezember berufen die Vierzig eine Volksversammlung und stellen dieser vor, man müsse den verbannten Hinrich Swancke in die Stadt zurückrufen. Man erzwingt vom Rat die Aufhebung des Verbannungsbeschlusses, womit dieser eine neue schwere Niederlage erleidet.


    Das neue Jahr, 1531, beginnt unter neuen Stürmen. Am 2. Januar versammeln die Vierzig die gesamte Bürgerschaft und Dove schlägt vor, aus jedem der vier Kirchspiele noch sechzehn Männer hinzuzuwählen. Diese 104 Personen seien zu beauftragen, nicht nur in der Weidesache, sondern in allen städtischen Angelegenheiten mit dem Rate zu verhandeln.


    Die Wahl wird sofort durchgeführt.


    Die Ermahnungen des Rates, es bei dem alten Herkommen zu lassen und zu überlegen, was an der Verfassung etwa gebessert werden könne, bleiben ohne jeden Eindruck. Der Rat muß die Vertretung der Gemeinde durch die gewählten 104 Männer bestätigen. Zu ihrem Vorsitzenden wird Johann Dove gewählt.


    Nach langen Verhandlungen und stürmischen Volksaufläufen bleibt dem Rat nichts anderes übrig, als mit Siegel zu bestätigen, daß die 104 zur Teilnahme an der Verwaltung bestätigt seien.


    Unter den Verhandlungen, die in den nächsten Wochen zwischen dem Rate und den hundertundvier Männern geführt werden, steht an erster Stelle die Beseitigung des Kollegiums der Elterleute. Seit mehr als hundert Jahren hatten die Elterleute für die auf der Weser aus- und einlaufenden Schiffe das Tonnengeld erhoben. Nach dem Willen der Gemeinde soll das Tonnengeld fortan mit allen städtischen Einkünften in die gemeine Kiste kommen. Heftige Diskussionen und furchtbare Tumulte auf der Straße führen schließlich zur Durchsetzung der Forderung. Später erklären Elterleute und Schiffer, daß sie dies annehmen würden, was Rat und Gemeinde gemeinsam beschlössen. Dove fordert zum Besten der Gemeinde, daß die Elterleute Haus, Hof, Geld, Briefe, Silber und alles, was sie in Händen hätten und doch gemeines Gut sei, übergäben. Nach langem Kampf weichen die Elterleute der Gewalt. Zwei Laden mit Briefen, Silberzeug und anderem Besitz werden aufs Rathaus gebracht. Bald zeigt sich ein neuer Streitpunkt. Jedermann wußte, daß einige Augsburger und Nürnberger Handlungshäuser wirtschaftlich die Monopole beherrschten und die zunehmende Teuerung verursacht hatten. Wie auf den Reichstagen, so war überall in Deutschland die Macht der Fugger, der Welser, der Höchstetter übel verrufen.


    Ähnliche Mittel, wie sie im Reich zur Beschränkung dieser Macht vorgeschlagen wurden, wollen die Hundertundvier gegen die bremischen Kaufleute anwenden. Kein Bürger soll mehr als zehn Last Korn im Jahre verschiffen. durch den Kanal aber und nach Lissabon nur die Hälfte dieser Menge. Kein Gast dürfe an der Ausfuhr von Korn und Holzwerk teilhaben. Der Rat erreicht nichts als einige geringfügige Abänderungen.


    Nachdem die Elterleute gestürzt worden sind, gilt der nächste Angriff den Prädikanten, die das Regiment der Hundertundvier in ihren Predigten scharf tadelten. Daraufhin verlassen die Prädikanten nacheinander die Stadt.


    Die Weidesache ist immer wieder zwischen dem Rat und den Hundertundvier Gegenstand der Verhandlungen. Aber der Rat weigert sich entschieden, einen Eingriff in das Privateigentum vorzunehmen. Der Rat bleibt standhaft, und es kommt zu heftigen Auseinandersetzungen und zu Tumulten auf der Straße.


    Da die Bürgermeister gewarnt werden, es ginge um ihr Leben, beschließen sie in heimlicher Versammlung, die Stadt zu räumen, um ihre Verhandlungsfreiheit wiederzugewinnen.


    Die Nachricht von der Flucht der Bürgermeister macht in Bremen einen großen Eindruck. Man befürchtet, daß die Geflüchteten Mittel und Wege finden werden, um dem Aufstand von außen her ein Ende zu machen. Die Aufständischen beschließen, die Geflohenen zur Rückkehr zu bewegen. Die Bürgermeister empfangen die Deputation auf dem Schloß Bederkesa. Man trinkt gemeinsam, aber am Morgen lehnen die Bürgermeister es ab, nach Bremen zurückzukehren. Nur wenn das eigenwillige Regiment der Hundertundvier gänzlich abgeschafft und der Rat in sein hergebrachtes Regiment wieder eingesetzt werde, wollen sie zurückkehren. Wochen der heftigsten Auseinandersetzungen folgen, bis sich eine Deputation der Bürgerschaft mit den Bürgermeistern in folgenden Punkten einigt: die Weidesache solle von einigen befreundeten Landständen nach Recht entschieden werden; das Regiment der Hunderundvier werde abgestellt; die Verfassung solle darauf geprüft werden, ob sie etwas enthalte, das wider Gott und Recht sei. Der Versuch, den Bürgermeistern das Zugeständnis abzuringen, daß die Hundertundvier straflos bleiben sollten, bleibt ohne Erfolg.


    Die Hundertundvier können mit Recht beweisen, daß die Deputation ihre Vollmacht weit überschritten hatte.


    In Bremen wird bald das Gerücht verbreitet, die Bürgermeister ständen mit großer Rüstung vor der Stadt. Daraufhin kommt es zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen den Bürgern. Die Führer der Hundertundvier, die teilweise in Hausarrest versetzt worden waren, können sich wieder öffentlich sehen lassen. Da entschließen sich die Bürgermeister, durch bewaffnete Gewalt dem Treiben ein Ende zu machen. Bauern und Knechte kommen heimlich bewaffnet in die Stadt. Die Bürgermeister versuchen es noch einmal mit einem Brief, in dem sie das Ende der Herrschaft der Hundertundvier verlangen. Die große Mehrheit der Bevölkerung ruft, sie sollten sofort zurücktreten. So gelingt es, der Revolution ohne Blutvergießen ein Ende zu machen. Der Rat beschließt zum guten Ende noch schnell, den hundertundvier Männern Gnade und Vergebung zuzusichern. Am 5. September kehren die Bürgermeister, von stattlicher Rüstung begleitet, nach Bremen zurück. Am folgenden Tage werden Dove und zwei seiner aktivsten Genossen in den Turm gelegt.


    Der Gemeinde wird eine Schrift zur Beratung vorgelegt, die bestimmt ist, der Wiederkehr des Aufruhrs vorzubeugen. Ihr Inhalt war kurz dieser: die Vollmächtigkeit des Rates wird bestätigt. Niemand soll bei Verlust seiner Wohnung sich das dem Rate gebührende Regiment anmaßen. Der Kaufmann und die Handwerksämter sollen in ihren Zusammenkünften nur ihre eigenen Geschäfte erledigen; benutze sie jemand, um etwas gegen den Rat vorzubringen, so würde er bestraft; täten es ganze Korporationen, so verlören sie ihre Privilegien und Freiheiten. Jeder Bürger, sobald er zu Jahren gekommen sei, habe den gebührlichen Bürgereid zu leisten.


    Das ist also das Resultat der Revolution: jede freie Bewegung der Bürger ist gebunden, und jeder Versuch, die Handlungen des Rates zu kritisieren, unmöglich gemacht. Das Gemeinwesen ist in einem Maße wie nie zuvor der Willkür des Rates preisgegeben.


    Von den beiden Männern, die mit Dove verhaftet worden waren, vergiftet sich der eine im Gefängnis, der andere wird nach schlimmen Qualen lebenslänglich verbannt. Dove, durch drei Monate strenge Haft körperlich gebrochen, wird schließlich auf dem Armsünderkarren zur Richtstätte gefahren.


    Noch jahrelang haben diejenigen, die verbannt waren, um die Rückkehr in die Heimat, zu Weib und Kindern und zu ihrem Berufe gebeten. Aber der Rat blieb hart gegen alle ihre Bitten. Ihnen ist niemals verziehen worden, und so sind sie im Elend der Fremde zugrunde gegangen.


    


    Chronik 1534–1535


    Die Wiedertäufer zu Münster. 1534


    


    1534 9. Februar: Beginn des Aufstandes der Wiedertäufer in Münster. Die Aufständischen zwingen den Rat, völlige Glaubensfreiheit zu gewähren. Die nach Münster strömenden Wiedertäufer aus Holland und Friesland vertreiben die Reichen aus der Stadt und führen die »Gütergemeinschaft« ein. September: Jan Bockelson aus Leiden wird zum König des Wiedertäufer-Reiches in Münster ernannt. Er vereinigt die ideologische, politische und militärische Führung in seiner Hand.


    1535 25.–26. Juni: Die von Hunger entkräfteten Verteidiger von Münster werden von den Fürsten und Herren besiegt. Es folgt eine grausame Unterdrückung der Wiedertäufer. Bockelson wird am 22. Januar 1536 hingerichtet.


    


    


    


    Die Wiedertäufer zu Münster


    


    Die Schwärmer, die die Taufe im reifen Alter predigten oder eine zweite Taufe verlangten und deshalb Wiedertäufer genannt wurden, wurden nach der Hinrichtung Thomas Müntzers auf das grausamste verfolgt, wobei die Lutherischen den Katholiken an Härte in nichts nachstanden. Daß man sie so unmenschlich verfolgte, hatte allerdings andere Gründe als die Wiedertäuferei. Ihre Ablehnung der Kindertaufe begründeten sie mit der Schrift, in der es heiße: »Wer da glaubet und getauft wird, wird selig werden.« Neugeborene Kinder könnten aber nicht glauben.


    Doch das, was sie wirklich gefährlich machte, war die Verweigerung des Kriegsdienstes und des Eides und ihre Forderung nach Gütergemeinschaft. Dadurch bedrohten sie die herrschende Ordnung. Einer der wesentlichen Punkte im Glauben der Wiedertäufer war die apokalyptische Erwartung einer baldigen »Umkehr der Dinge«, eines vollkommenen Sieges, und allmählich regte sich wieder die Idee, einen paradiesischen Zustand auf Erden mit Gewalt herbeizuführen.


    Die Apostel der Wiedertäufer wenden sich nicht an die Bauern, sondern vor allem an die Handwerker. »Die mühevollen, aber dem Geist doch zu einer gewissen Beschaulichkeit Raum lassenden Werkstätten« – schreibt Leopold von Ranke – »werden plötzlich von den Meteoren einer nahen seligen Zukunft erleuchtet.« Anders ausgedrückt: die Klasse der Handwerker ist dem Aufstand am nächsten, sie ist, historisch gesehen, die progressivste.


    Ranke fährt fort: »Die deutschen Regierungen von beiderlei Bekenntnis, durch Reichskonstitutionen dazu verpflichtet, unterließen nicht, sie mit aller Strenge zu verfolgen … In den katholischen Ländern … wo man nicht allein den Aufruhr, sondern vor allem die Ketzerei strafte, wurden Exekutionen in Masse verhängt. Die ›Gärtnerbrüder‹ wurden in München so streng behandelt wie in Salzburg, einige an den Gliedern verstümmelt, andern der Kopf abgeschlagen, andere in die Isar gestürzt, noch andere auf dem Scheiterhaufen lebendig verbrannt. In Passau wurden ähnliche Strafen verhängt. Ihrer dreißig mußten im Gefängnis verschmachten … Mit all diesen Verfolgungen jedoch kam man nicht zum Ziel, und zwar am wenigsten dort, wo sie am härtesten waren, wie in den Niederlanden … Eben das Zurückdrängen der reformatorischen Tendenzen bereitete nun den Boden für die Lehren der Wiedertäufer am besten vor. Ein Schüler des lutherischen Theologen Hoffmann, Jan Matthys, Bäcker zu Leiden, verband mit den schwärmerischen Religionsansichten des Lehrers zugleich die Meinung, daß die ›Wiederbringung aller Dinge‹ in kurzem bevorstehe und mit dem Schwerte herbeigeführt werden müsse.


    Er schickte zwölf Apostel nach den sechs benachbarten Provinzen aus, die nun überall Proselyten machten und mit dem Bundeszeichen der Wiedertäufer sie versiegelten.«


    Unter diesen Aposteln ist auch Jan Bockelson von Leiden, der in den Provinzen Hollands und Frieslands tauft und kleine Gemeinden stiftet, die dann wieder neue Gemeinden bilden. Das lutherische System stützt die weltliche Gewalt, gleichgültig ob Fürst, Herzog, Graf oder auch Magistrat. Die wiedertäuferische Doktrin ist hingegen obrigkeitsfeindlich; die Wiedertäufer verneinen die herrschenden Mächte und streben selbst nach der Macht: der Alleinherrschaft. Münster in Westfalen füllt sich um diese Zeit, am Ende des Jahres 1533 und in den ersten Tagen des folgenden, mit wiedertäuferischen Aposteln, heute würde man sagen »Agenten« aus Holland.


    »Ein angesehener Bürger der Stadt, Bernhard Knipperdolling, der einst aus Münster verwiesen, in der Fremde, namentlich in Stockholm, mit den Wiedertäufern Verbindung geschlossen, nahm einen und den anderen in seinem Hause auf.« So berichtet Ranke und fährt fort: »Die Fremdlinge nun, in ihrer abgesonderten Haltung, in der sie aber die tiefste innere Gemeinschaft unter sich selbst kundgaben, wie sie einander erkannten und begrüßten, überhaupt in ihrem verwegenen Wesen, machten in Münster einen großen Eindruck … Es ist sehr begreiflich, daß Frauen, zuerst Klosterfrauen, von Lehren fortgerissen wurden, die ein heiligsinnliches Leben in naher Zukunft erwarten ließen … Dann schlichen auch bürgerliche Frauen in die Versammlungen der Täufer und brachten wohl als das erste Pfand ihrer Ergebenheit dem Propheten ihr Geschmeide mit. Anfangs waren die Männer entrüstet; später wurden sie selbst nachgezogen.«


    Der Einflußreichste unter den Fremden ist Jan Matthys. Er verkündet, daß man die widerstrebende Obrigkeit mit dem Schwert bekämpfen dürfe, denn »die Wahrheit gehe jeder anderen Rücksicht vor«.


    Ranke berichtet über den Fortgang der Bewegung: »Am 8. Februar kam es in der Stadt zu einem Auflauf, in welchem die Wiedertäufer den Marktplatz einnahmen, sei es nun, daß eine wirkliche oder eine eingebildete Gefahr sie dazu veranlaßte, der Rat und die Nichtwiedergetauften dagegen Mauern und Tore besetzten. Es zeigte sich wohl, daß die letzteren das Übergewicht der Anzahl und der Macht besaßen … Schon waren die Häuser der Nichtwiedergetauften mit Strohkränzen bezeichnet, um sie bei der bevorstehenden Plünderung schonen zu können. In den Wiedergetauften auf dem Marktplatz dagegen brachten Enthusiasmus und Befürchtung, Mut und Gefahr eine exaltierte Stimmung hervor, in der sie wunderbare Erscheinungen zu erblicken vermeinten. Feurige Wolken, die sich um die Stadt und über dieselbe erhoben, gleich als stehe Dom und Stadt im Feuer; einen Mann mit goldener Krone, das Schwert in der einen, eine Rute in der anderen Hand; eine andere Mannesgestalt, die Faust voll herauströpfelnden Blutes, den Reiter mit dem Schwerte auf weißem Rosse aus der Apokalypse. Sollte man nun aber so abenteuerliche Schwärmer mit Kanonen angreifen? … Auch in einigen Mitgliedern des Rates regte sich Mitleiden, wenn nicht geheime Übereinstimmung. Man bedachte doch, daß man auch Widerstand finden, daß vielleicht in dem allgemeinen Getümmel der Bischof sich zum Herrn der Stadt machen könne. Genug, statt zum Angriff zu schreiten, knüpfte man Unterhandlungen an. Bevollmächtigte wurden ernannt, Geiseln gegenseitig gegeben; endlich setzte man fest, daß ein jeder Glaubensfreiheit genießen, jedoch Frieden halten und in weltlichen Dingen der Obrigkeit Gehorsam leisten solle. Die Wiedergetauften hielten ihre Errettung nicht mit Unrecht für einen Sieg … Und in Wahrheit war dies die Stunde, von welcher an sie Tag für Tag bis zur entschiedenen Übermacht fortschritten. Sie waren jetzt in Münster zum ersten Male in der Welt zu einem gesetzlich anerkannten Dasein gelangt. Von allen Seiten strömten die Gleichgesinnten daselbst zusammen, Männer ohne ihre Frauen, Frauen ohne ihre Männer, auch ganze Familien … Bei dem Anblick verließen die reichen Bürger die Stadt, um ihre Barschaft zu retten; aber dadurch ward der Umschwung in derselben nur um so rascher. Als es am 21. Februar zu einer neuen Ratswahl kam, gewannen die Wiedertäufer die Oberhand. Schon die Wahlherren wurden nicht mehr nach dem Fleisch, sondern nach dem Geist gewählt; es waren lauter erleuchtete Handwerker; sie besetzten, wie sich versteht, alle öffentlichen Stellen mit ihren Glaubensgenossen. Knipperdolling ward zum Bürgermeister gewählt. Die ganze städtische Gewalt ging über in die Hände der Wiedertäufer … Am 27. Februar wurde eine große Versammlung bewaffneter Wiedertäufer auf dem Rathause gehalten. Eine Zeitlang brachten sie im Gebet zu; der Prophet schien wie in Schlaf verfallen; plötzlich aber fuhr er auf und erklärte, man müsse die Ungläubigen, sofern sie sich nicht bekehrten, sofort verjagen, das sei der Wille Gottes … Es war ein stürmischer Tag des späten Winters. Der Schnee, der noch sehr hoch lag, fing an zu schmelzen; ein heftiger Wind jagte Regen und Schnee durch die Atmosphäre. Die Häuser wurden mit Gewalt eröffnet und alle von ihrem Herde verjagt, die ihre Taufe nicht verleugnen wollten … So wurden die Wiedertäufer nicht allein die Herren in der Stadt, sondern auch ihre alleinigen Inhaber … Die verschiedenen Landsmannschaften nahmen die geistlichen Gebäude ein. Die fahrende Habe der Vertriebenen ward auf die Kanzlei zusammengebracht; Matthys bezeichnete sieben Diakonen, welche dieselbe den Gläubigen, einem jeden nach seinem Bedürfnis, nach und nach verteilen sollten …


    Vor allem wollte die Sekte, so wie sie zur Herrschaft gekommen, durch den Sieg in ihrer natürlichen Beschränktheit verhärtet, nicht allein nichts um sich dulden, was ihr widersprochen hätte, sondern auch nichts, was ihr nur nicht selber eigen angehörte. Alle Bildwerke am Dom und auf dem Markte wurden zertrümmert … Eine herrliche Sammlung alter Drucke und Handschriften (aus Italien) wurde jetzt feierlich auf dem Markte verbrannt. Selbst musikalische Instrumente zu vertilgen hielt man für nötig. Es sollte nichts übrigbleiben als höchstens die Bibel, unterworfen der Auslegung des Propheten.


    Unter den Wiedergetauften selbst aber sollte nun alles gemein sein. Die Maßregel, die man in Hinsicht auf die Güter der Vertriebenen getroffen, ward gar bald auch auf die Habe der Gläubigen erstreckt. Bei Strafe des Todes wurden sie angehalten, ihr Gold und Silber, Schmuck und Barschaften, die sie besaßen, zum allgemeinen Gebrauch auf die Kanzlei zu liefern … Der Begriff des Eigentums hörte auf; aber gleichwohl sollte ein jeder sein Geschäft treiben … Von allen Geschäften das vornehmste war, wie sich versteht, die Verteidigung … Es war alles eine einzige religiöskriegerische Familie. Für Speise und Trank ward auf gemeinschaftliche Kosten gesorgt … Es liegt am Tage, daß ein so höchst eigentümliches Gemeinwesen nicht mit den Formen einer Stadtverwaltung, selbst nicht einer solchen, bei der Bürgermeister und Ratsherren Erleuchtete waren, bestehen konnte. Der Prophet Jan Matthys gelangte auch sehr bald in Besitz einer höchsten Autorität … Aber schon gegen Ostern 1534 kam Matthys um. Bei einem Ausfall, wo er voran war – denn sein Fanatismus war wenigstens nicht feig –, wurde er getötet.«


    Sein Nachfolger wird Jan Bockelson, ein Schneider aus Leiden, der mit Matthys nach Münster gekommen war.


    Ranke berichtet weiter: »Nachdem er einige Tage geschwiegen, weil Gott ihm den Mund verschlossen habe, erklärte er endlich, daß man in dem neuen Israel zwölf Älteste haben müsse, wie in dem alten, die er sogleich bezeichnete … Jedermann fügte sich und nahm sie an. Sechs von ihnen sollten immer früh und nachmittags zu Gericht sitzen; was sie sprechen würden, das sollte der Prophet Jan Bockelson der ganzen israelitischen Gemeinde ankündigen; Knipperdolling sollte ihre Sprüche mit dem Schwerte vollziehen.«


    Jan Bockelson erklärt auch, daß es einem Manne so gut wie in den Zeiten des alten Bundes erlaubt sein müsse, mehrere Frauen zu nehmen. (Der Frauenüberschuß war zu jener Zeit in Münster enorm.) Ranke: »Ein früherer Oldermann, Mollenhök, und Knipperdolling gerieten auf offener Straße darüber in Wortwechsel; der erste sagte laut, was man da vornehme, Vielweiberei und Gütergemeinschaft, sei unrecht; der andere bestand darauf, daß es recht sei; Mollenhök wendete seine Augen gen Himmel und rief Gott zum Schiedsrichter an. Eine ansehnliche Partei in der Stadt scharte sich um ihn, welche die Abschaffung der Ältesten und ihres Regimentes, der Vielweiberei und der Gütergemeinschaft forderte; alles sollte wieder werden wie früher, oder sie wollten die Stadt aufgeben. Eines Tages gelang es ihr, den Propheten selbst, Knipperdolling und die vornehmsten Prädikanten in ihre Gewalt zu bringen … Aber unter den Bürgern gab es auch eifrige Anhänger der neuen Ordnung; ein anderer früherer Oldermann, Redecker, und ein früherer Bürgermeister, Tilebecke, die sich zu den echten Wiedertäufern hielten, riefen die bewaffnete Macht derselben zusammen. Auf der Stelle sahen die Mollenhökchen, daß sie die Schwächeren waren; sie zogen sich nach dem Rathaus zurück.«


    Schließlich müssen sie sich ergeben. Sechsundsechzig von ihnen werden an Bäume gebunden. »Wer den ersten Schuß tut« – ruft Bockelson aus –, »erweist Gott einen Dienst damit.« Der andere Teil wird enthauptet. Ranke fährt in seinem Bericht fort: »Dusentschuer, ein Goldschmied, verkündigte eines Tages, Gott habe ihm offenbart, Johann von Leiden solle König sein. Dieser selbst schrie auf, daß auch ihm eine solche Offenbarung zuteil geworden sei, und daß er Gott um Vernunft und Weisheit bitte, das Volk zu regieren … Als das Volk seine neue Würde gebilligt hatte erklärte er, nicht allein könne er in dem Allerheiligsten verharren; die Gemeinde möge Gott mit ihm bitten um ein gutes Hausgesinde.«


    Da liest der Reformator und Wiedertäufer Rottmann von einem Zettel die Namen vor, die durch Gottes Eingebung zu höheren Würden bestimmt sind. Knipperdolling wird Statthalter, Tilebecke Haushofmeister, und die namhaftesten Fanatiker bilden den Rat des Königs. Man beginnt unverzüglich, die »Gemeinschaft der Heiligen« herzustellen, auf die sich die kommunistische Gemeinschaft gründet. Rottmann erklärt: »Wir haben unsere Güter unter der Hand der Diakonen gemein gemacht; bei uns ist in Kraft der Gemeinschaft alles gefallen, was der Eigensucht und dem Eigentum dient: kaufen und verkaufen, arbeiten um Geld, Rente und Wucher, Mißbrauch der Arbeit des Nächsten zum eigenen Genuß; wir wissen, mit solchem Opfer behagt man dem Herrn, und würden lieber den Tod leiden, als zu dem Alten zurückzukehren.«


    Die Einwendung, daß Christi Reich nicht von dieser Welt sei, berichtet Ranke weiter, »wußten die Wiedertäufer auf ihre Weise zu beseitigen. Sie unterschieden ein geistliches Reich, das in die Zeit des Leidens gehöre, und ein leibliches Reich der Glorie und Herrlichkeit, welches Christus mit den Seinen in dieser Welt haben solle, tausend Jahre lang. Sie waren überzeugt, daß ihr Reich in Münster bis zum Ausbruch dieses tausendjährigen Reiches dauern und es indes im Bilde darstellen solle.«


    Johann von Leiden, der »gerechte König in dem neuen Tempel«, glaubt unerschütterlich, daß die Zukunft der Welt auf ihm beruhe. Er sitzt auf dem »Stuhle Davids«. Um den Hals trägt er eine goldene Kette und als Zeichen der Herrschaft daran eine goldene Weltkugel, durch die ein goldenes und ein silbernes Schwert geht. Über den Handgriffen erhebt sich das Kreuz. Das gleiche Zeichen tragen seine Diener auf grünem Ärmel.


    Dreimal in der Woche erscheint er auf dem Markte mit Krone und Kette, sitzt auf seinem Thron und hält Gericht. Wenn er durch die Stadt reitet, schreiten zwei Knaben neben ihm, einer mit dem Alten Testament, der andere mit dem bloßen Schwert. Und alle, die ihm begegnen, fallen auf die Knie. Wenn die Gemeinde das Abendmahl feiert, sitzen Frauen und Männer – man zählt über 4000 – an langen Tischen, und der König reicht ihnen das Brot, und seine Frau gibt ihnen den Wein. Die Mächte im Reich schauen nicht eben freundlich nach Münster. Trotzdem dauert es lange, bis sie sich zusammenfinden, um dem »wider alle Gesetze verstoßenden Wesen« der Wiedertäufer in Münster ein Ende zu machen.


    Ranke: »Am 30. August 1534 wagten es die versammelten Truppen, die Stadt zu stürmen. Allein hier war man auf das beste vorbereitet … die Einwohner hatten eine Schlagfertigkeit bewiesen, welche den Landsknechten den Mut zu einer Wiederholung ihres Anfalles benahm. Der Fürst und seine beiden Verbündeten mußten sich begnügen, die Stadt mit Blockhäusern zu umgeben … Keinen Augenblick ließ Johann von Leiden seine weltumfassenden Pläne fallen, und obgleich umlagert, war er doch nicht ganz ohne Aussicht. Wir erinnern uns, welche allgemeine Gärung die unteren Volksklassen, namentlich die Handwerker, in den deutschen Städten ergriffen hatte und wie das wiedertäuferische Treiben gerade in jenem Stande gewaltig Wurzel schlug.«


    Von der Schweiz bis nach Preußen, von Münster bis nach Schlesien ziehen die Apostel, gründen Gemeinden, finden Anhänger, und Wiedertäuferkönige sammeln die nach neuer Gemeinsamkeit strebenden Massen. Seine ganze Hoffnung setzte Johann von Leiden auf seine Landsleute aus Holland. Er prophezeit, daß sie hunderttausend Mann stark kommen werden, Münster zu entsetzen und gemeinsame Sache mit ihnen zu machen. Und tatsächlich sind Ostern 1535 die Wiedertäufer Hollands und ihre Anhänger in wildem Aufruhr und mächtiger Bewegung. Aber die kriegsgewohnten Landsknechthaufen sind schließlich stärker als aller glühender Glaube. Am Ende bleiben die Wiedertäufer von Münster allein.


    Die Blockhäuser der Belagerten werden durch Schanzen miteinander verbunden, und so gelingt es, die Stadt von der Außenwelt abzuriegeln und sie planmäßig auszuhungern. Bald regiert der Hunger, und es wird immer schwerer, die Gütergemeinschaft aufrechtzuerhalten. Noch glaubt das Gros der Eingeschlossenen fest daran, daß das Reich am Ende »den Heiligen des Allerhöchsten« übergeben werde. Sie sind bereit, für ihre Idee zu sterben, die Stadt an allen vier Ecken anzuzünden und sich den feindlichen Geschützen entgegenzuwerfen. Aber Verrat verhindert diesen wahnsinnigen und heroischen Entschluß. Fünfhundert Landsknechte dringen in die Stadt ein, noch schwankt die Waage der Entscheidung, aber dann sind die organisierten Truppen stärker und geschickter. Es findet eine furchtbare Metzelei unter den Bürgern statt, und es gelingt, die Führer zu verhaften. Der einzige, der schwach wird, ist der König Johann von Leiden. Alle anderen bleiben bei der Aussage, nur den Weisungen Gottes gefolgt zu sein. Sie werden alle zusammen verurteilt und auf dem Markte von Münster mit glühenden Zangen vom Leben zum Tode gebracht.


    Doch mit der Niederlage der Wiedertäufer in Münster ist ihre Zeit noch nicht zu Ende. Sie haben im Reich weiter ihre Anhänger, die gegen den Krieg und den Eid, gegen Reichtum und Ausbeutung und für die Gemeinsamkeit des Eigentums sind; und sie sind bereit, ihren Glauben mit ihrem Blute zu besiegeln.

  


  


  Chronik 1552–1793


  Die erste demokratische Republik


  auf deutschem Boden. 1793


  


  1552 März: Die protestantischen Fürsten von Sachsen, Hessen, Mecklenburg, Brandenburg-Küstrin und Brandenburg-Kulmbach vereinigen sich im sogenannten Fürstenaufstand gegen Kaiser Karl v.


  1587–1589 In den Fürstentümern Schweidnitz-Jauer und Liegnitz in Schlesien erheben sich die Bauern gegen ihre Gutsherrschaft. Nach der Niederschlagung der Erhebung durch die Stände vermittelt eine kaiserliche Kommission zwischen den Aufständischen und den jeweiligen Gutsherren.


  1601–1602 Gegenreformatorische Maßnahmen der oberösterreichischen und Salzburger Landesregierungen führen im Juli 1601 zu einem planmäßig vorbereiteten Aufstand der protestantischen Bauern und Salzarbeiter im Salzkammergut, der erst im Februar 1602 niedergeschlagen werden kann.


  1604–1607 Übergriffe der Gutsherrschaft auf die Gemeinländereien führen 1604 zum Aufstand der Bauern von Quaritz im schlesischen Fürstentum Glogau, der erst im Februar 1607 durch ein kaiserliches Exekutionsheer niedergeworfen wird.


  1605–1608 Gegenreformatorische Maßnahmen und zunehmende Belastungen durch die Gutsherren veranlassen die Bauern der Herrschaft Rettenberg im Allgäu zu einem Aufstand. Nach drei Jahren müssen sich die Bauern angesichts der Intervention des Herzogs Maximilian von Bayern erneut unterwerfen.


  1614 9. Mai: Ausbruch des sogenannten »Fettmilchaufstandes« in Frankfurt am Main, in dem Handwerker und Kaufleute unter Führung des Calvinisten Fettmilch Maßnahmen gegen Wucher, gegen verstärkte Ausbeutung und gegen die Münzverschlechterung fordern.


  1618 Beginn des Dreißigjährigen Krieges.


  1626 17. Mai: Ausbruch des oberösterreichischen Bauernkrieges, der größten Aktion von Volksmassen während des Dreißigjährigen Krieges, die sich gegen die bayerische Pfandherrschaft, die gewaltsame Rekatholisierung, die vermehrten feudalen Lasten und Steuern und Schandtaten der Soldateska richtet. Durch Ausübung revolutionären Terrors erzwingen die Bauern die Teilnahme auch der Abseitsstehenden am Kampf.


  September-November: Heroischer Verzweiflungskampf der aufständischen Bauern gegen die militärische Übermacht.


  1633–1634 Winter: In Oberbayern richtet sich ein Bauernaufstand gegen die Ausplünderung durch die Soldateska und gegen Vermehrung der feudalen Lasten.


  1650 Bauernempörung in der Herrschaft Schrattenbach in der Steiermark.


  1650–1681 Großer Fronaufstand in der Grafschaft Schönburg, in der die Bauern alle Frondienste verweigern. Ihnen schließen sich die Bauern aller Orte der Herrschaften Hartenstein, Glauchau und Lichtenstein an. Um 1655 stehen etwa 7000 Bauern im Streik, der 1681 mit einem Kompromiß sein Ende findet.


  1652–1654 Steuerverweigerung der Bauern der Herrschaft Teinitz bei Leitmeritz in Böhmen.


  1656 In der Landschaft Prignitz empören sich die Bauern gegen die Heeressteuer und verweigern vielerorts die Dienste, um die Zunahme landesherrlicher Belastung abzuwehren.


  1658 Bewaffneter Steuer- und Fronstreik im Fürstentum Hohenzollern-Hechingen.


  1659 Fronverweigerungen in der Glatzer Herrschaft Grafenort in Schlesien.


  1668 Bauernunruhen an der oberen Iser und in den Kreisen Bunzlau (Schlesien) und Königgrätz (Böhmen).


  1674–1675 Bauernempörung in der steiermärkischen Herrschaft Sanneck.


  1679–1683 Bauernaufstand im Bayrischen Wald unter Führung von Adam Baumgartner. Nachdem mehrfache Beschwerdeeingaben der Bauern wegen unaufbringbarer Steuern und »übermäßigem Roboten« kein Gehör gefunden haben, verweigern die Aufständischen sämtliche Steuern, Abgaben und Leistungen. Mit Militärexekutionen wird am Ende der jahrelange Widerstand gebrochen.


  1680 Fron- und Steuerverweigerungen im Waldenburgerland in Schlesien. Der Aufstand wird durch Militär niedergeschlagen. Großer Aufstand der Bauern in Böhmen, die übermäßigen »Robotlasten« und einer sonst in Österreich nicht üblichen harten Leibeigenschaft ausgesetzt sind. Die Aufständischen stehen mit streikenden Bauern Schlesiens in Verbindung. Auch auf Mähren und Oberösterreich greifen die Unruhen über. Nach heftiger Gegenwehr werden die Bauern in vielen kleinen Gefechten zersprengt. Ein grausames Strafgericht beendet den Aufstand.


  1682 Bauernunruhen im böhmischen Kreis Saaz.


  1683 Bauernempörung in der Steiermark.


  1685 In Köln versuchen die Zunftbürger durch Einrichtung einer ständigen bürgerlichen Kontrolle die Vorherrschaft des Patriziats zu brechen. Nach Verhängung der kaiserlichen Acht endet der Aufstand mit der Hinrichtung seines Führers, des Kaufmanns Gülich.


  1705 6. November: Offener Ausbruch des großen Bauernaufstandes in Bayern, der sich vor allem gegen die Verschlechterung der Lage der Bauern nach der Besetzung Bayerns durch österreichische Truppen im Spanischen Erbfolgekrieg richtet. Bauernheere von mehreren 1000 Mann liefern den österreichischen Truppen kleinere und größere Gefechte. Schlösser werden geplündert und feudale Rechte aufgekündigt. Am 25. Dezember versucht ein Bauernheer, München einzunehmen. Die zahlenmäßig überlegenen Österreicher drängen die Bauern gegen den Ort Sendung und metzeln sie nieder. Im Januar 1706 werden die Aufständischen endgültig geschlagen.


  1711 Bergarbeiterunruhen in Schneeberg im Erzgebirge.


  1712 Bergarbeiterunruhen bei Althofen in Kärnten.


  1713 Bauernaufstand im Görzer Gebiet, verursacht durch den Druck der Steuerpächter. Bewaffnete Bauern dringen in die Stadt Görz ein und zerstören zwei Häuser von Steuerpächtern. Der Aufstand wird von Militär niedergeschlagen, 11 Aufständische werden hingerichtet, 61 eingekerkert und über alle beteiligten Gemeinden Geldbußen verhängt.


  1715 Aufstand der Bauern im Obergreizer Gebiet.


  1716 21. März: Die Bauern des Bistums Speyer stürmen die Stadt und halten sie 15 Wochen besetzt.


  1719 Widerstand der Salpetersieder, Salpeterer genannt, in der Grafschaft Hauenstein im Südwestschwarzwald gegen den Abt von St. Blasien, der lange Zeit nicht mehr wahrgenommene feudale Rechte wieder geltend machen will. Der Anführer Albiez, genannt Salpeterhans, lehnt jede Art von Feudalherrschaft ab und tritt für die Abschaffung aller Steuern und Zinse und der Leibeigenschaft ein. Die österreichische Regierung läßt die bewaffneten Scharen durch Militär niederwerfen. Als das Stift St. Blasien 1738 für die Aufhebung der Leibeigenschaftsrechte 58.000 Gulden verlangt, erheben sich die Salpeterer erneut. Ein Jahr später wird der Aufruhr wiederum durch Militär niedergeschlagen. 1743 beginnt der letzte größere Aufstand. 700 Salpeterer stürmen die Stadt Waldshut. Die österreichische Regierung wirft die Erhebung durch die Armee nieder. 1755 werden 112 Personen zwangsweise nach Temesvar umgesiedelt.


  1724 Aufstand der Schuhknechte in Würzburg.


  1726 Aufstand der Augsburger Schustergesellen, denen man ihre Rechte verweigert hat. Durch das Augsburger Beispiel werden gleiche Gesellenbewegungen in Wien, Mainz und Stuttgart ausgelöst.


  Höhepunkt des ostfriesischen Ständekriegs gegen die Beschneidung des Mitbestimmungsrechtes der Stände durch die fürstliche Kanzlei. Der größte Teil des Landes befindet sich in den Händen der Aufständischen.


  1728 Empörung der Freiberger Bergleute aus Anlaß der Ablehnung einer Unterstützung für arbeitsunfähige und kranke Bergleute. Verhaftungen werden vorgenommen und Zuchthausstrafen ausgesprochen. Freiberg bleibt ständig mit Militär belegt. Der Widerstand der Bergarbeiter setzt sich in größeren und kleineren Aktionen bis zum Jahre 1739 fort.


  1731 Erhebung der Tuchmachergesellen in der Neumark gegen die Bestimmungen des Reichszunftgesetzes.


  1731 5. August: Die protestantischen Bauern der Gerichte Wagrain, Werfen, Bischofshofen, St. Johann, St. Veit und Gastein im Erzbistum Salzburg verbinden sich feierlich gegen die harte Bedrückung durch die katholische Obrigkeit. Der Aufstand wird durch 6000 Soldaten niedergeschlagen.


  1731 16. August: Erlaß eines Reichszunftgesetzes: Einführung von Zeugnissen, die die Gesellen bei Arbeitsplatzwechsel vorzeigen müssen, ohne die sie keine Arbeit erhalten und als straffällige Landstreicher gelten; Verbot der Gesellenverbände und Androhung schwerer Strafen bei Verabredungen gegen die Meister, bei Streiks und Aufständen; Abschaffung des »blauen Montags«; Einführung einheitlicher Löhne; Aufhebung der Begrenzung der Meisterzahl; Verbot von Preisvereinbarungen der Zunftmeister; Meister dürfen eine unbeschränkte Zahl von Gesellen beschäftigen; Aufhebung des Verbots der Gesellenarbeit außerhalb des Zunfthandwerks. Das Gesetz bietet eine Handhabe zur systematischen Unterdrückung von Streiks und Aufständen der Gesellen, richtet sich aber auch gegen die Monopolstellung der Zünfte.


  1732 Gesellenunruhen in Berlin nach Erlaß des Reichszunftgesetzes.


  1739–1740 Erneute Bauernunruhen in der Steiermark.


  1746 Aufstand der Holzarbeiter in Ebensee wegen Entlassungen, Rekrutierungen und verschiedener Sparmaßnahmen. Die Ischler Forstarbeiter schließen sich an. Der Aufstand wird militärisch unterdrückt. Der Anführer wird zu einem Jahr Festungshaft in Eisen und Banden, weitere 17 Mann werden zu je 3 Monaten Strafarbeit verurteilt und danach des Landes verwiesen.


  1752 In Anhalt-Bernburg Unruhen der Bauern und Bürger, die sich gegen die drückenden Frondienste, die Schließung der Forsten, das Jagdunwesen und gegen die hohen Steuerlasten wenden. Der Widerstand kann nur durch Einsatz von Militär gebrochen werden.


  1753 Unruhen unter den Manufakturarbeitern und Gesellen in Hamburg, die höhere Löhne und niedrigere Preise fordern. Die Bewegung nimmt einen solchen Umfang an, daß Militär eingesetzt werden muß.


  1755 Großer Bauernaufstand in Böhmen: äußerer Anlaß sind Hungersnöte. Eine wesentliche Ursache ist auch die nationale Unterdrückung der tschechischen Bauern. Die Aufständischen besitzen eine zentrale Leitung. 40000 Soldaten zwingen die Bauern nach mehreren blutigen Gefechten zur Unterwerfung.


  1761–1771 Auftreten der Räuberbande des Matthias Klostermayer, des »bayrischen Hiasl« in Süddeutschland. Die Aktionen sind gegen die Herrschenden gerichtet; als sie sich dann auch gegen Bauern wenden, wird die Bande von diesen verraten. Klostermayer wird 1771 hingerichtet.


  1765 Bauernunruhen in Teilen Ober- und Niederschlesiens, verursacht durch das Anwachsen der feudalen Lasten. Beschwichtigungsversuche von seiten der preußischen Behörden bleiben erfolglos. Die Bauern schlagen kleinere Truppenabteilungen zurück und können erst nach Einsatz größerer Einheiten unterdrückt werden.


  1766 Tumulte in Berlin, die sich gegen die Erhebung von Akzise auf Tabak und Kaffee richten.


  1766–1767 Ausbruch von Bauernunruhen im österreichischen Schlesien: 137 Gemeinden verweigern alle Abgaben und Frondienste.


  1769 Aufstand in 7 Spinnerdörfern des Amtes Wollup im Oderbruch (Schlesien), deren Kolonisten sich dagegen wehren, daß sie zur Erntezeit 15 Tage Hof dienst leisten sollen. Am 9. August werden 80 Kolonisten verhaftet, Dragoner besetzen die Dörfer, bis die Einwohner den Widerstand aufgeben.


  1770 Die Drahtzieher von Altena in der Grafschaft Mark vertreiben eine Kompanie Soldaten, die in der Stadt gewaltsam Rekruten ausheben will, nach zweistündigem Straßenkampf.


  1775 Streik der Seidenmanufakturarbeiter in Berlin gegen die Senkung der Löhne um 25 Prozent, bedingt durch Absatzstockung. Der Streik dehnt sich bis nach Frankfurt a. d. O. aus. Die Arbeiter erreichen, daß der Lohn nur um 12 Prozent gesenkt wird.


  1781 1. November: Durch Dekret des Kaisers Joseph II. wird die Leibeigenschaft in den österreichischen Erblanden aufgehoben.


  1783 Weberunruhen in Wuppertal, die durch Militär unterdrückt werden.


  1785 Bauernunruhen in den Kreisen Waldenburg und Hirschberg in Schlesien.


  1786 Bauernunruhen in den Kreisen Löwenberg und Namslau in Schlesien.


  1789 Die Bevölkerungszahl des deutschen Reiches beträgt etwa 23 Millionen; davon leben ungefähr 80 Prozent auf dem Lande.


  In Deutschland gibt es 42 Städte mit mehr als 10000 Einwohnern: in Österreich 11, in Preußen 11, in den geistlichen Fürstentümern 9, in Bayern 5, in Sachsen 3, in Mecklenburg 2, und in Württemberg 1.


  Die größten Städte sind Wien mit 200000 und Berlin mit 150000 Einwohnern; Hamburg 100000, Königsberg 62000, Breslau 52000, Dresden 53000, Straßburg 50000, München 48000, Frankfurt a. M. und Köln je 43000, Danzig und Augsburg je 36000, Lübeck 33000, Bremen und Nürnberg je 30000, Magdeburg und Leipzig je 29000, Potsdam und Mainz je 27000.


  1789 17. Juni: Die Generalstände der französischen Monarchie konstituieren sich unter Führung des Bürgertums als Nationalversammlung und beginnen mit der Ausarbeitung einer Verfassung.


  1789 Juli bis September: Lokale Bauernerhebung in Baden und der Pfalz unter dem Einfluß der Französischen Revolution. Die Unruhen werden militärisch unterdrückt. September: Die Bürger von Bruchsal verweigern die Steuerzahlung.


  Oktober: In verschiedenen mittelrheinischen Städten (u. a. Aachen und Trier) brechen Unruhen aus, die gegen den Adel und die Geistlichkeit gerichtet sind.


  31. Oktober: Das Reichskammergericht droht den aufstän dischen Städten die Reichsexekution an. Durch Einsatz von Militär finden die lokalen und zersplitterten Empörungen ihr Ende.


  1790 August bis September: Aus der Einstellung der bäuerlichen Dienstleistungen in 15 Gerichtsbezirken Sachsens entwickelt sich ein organisierter Aufstand. Die Bauern befreien gefangene Mitkämpfer in Meißen und schlagen kursächsisches Militär zurück. Die Führer des Aufstandes sind von den Ideen der Französischen Revolution beeinflußt. Der Aufstand wird durch die Übermacht sächsischer Truppen niedergeschlagen.


  1793 18. März: Der Rheinisch-Deutsche Nationalkonvent konstituiert in Mainz die erste bürgerlichdemokratische Republik auf deutschem Boden. Präsident des Freistaates, der um Vereinigung mit Frankreich ersucht, wird der weltbekannte Gelehrte Georg Forster. Ende März erobern die preußischen Truppen den größten Teil des Mainzer Gebietes zurück, am 23. Juli 1793 muß die Stadt selbst kapitulieren.


  1793 März, April: Aufstand der schlesischen Weber gegen Fabrikanten und Gutsherrn. Ursache ist die Verelendung der Weber durch Absatzstockungen des Leinenexportes. Anfang April sind etwa 20000 Weber im Aufstand. Die preußische Regierung läßt die Grenzen abriegeln und den Aufstand durch Militär brutal niederschlagen.


  


  Die erste demokratische Republik


  auf deutschem Boden 1793


  


  Mit der Erstürmung der Bastille am 14. Juli 1789 fiel nicht nur für Paris und Frankreich das Wahrzeichen des Absolutismus, sondern auch für Deutschland und ganz Europa, bis hinein in das russische Reich.


  Goethe erinnert daran mit den Versen in seinem Epos »Hermann und Dorothea«:


  »… Wer leugnet es wohl, daß hoch sich das Herz ihm erhoben, Ihm die freiere Brust mit reineren Pulsen geschlagen, Als sich der erste Glanz der neuen Sonne heranhob, Als man hörte vom Rechte der Menschen, das allen gemein sei, Von der begeisternden Freiheit und von der löblichen Gleichheit! Damals hoffte jeder, sich selbst zu leben; es schien sich Aufzulösen das Band, das viele Länder umstrickte, Das der Müßiggang und der Eigennutz in der Hand hielt.«


  Aber es blieb nicht nur beim Gefühl und bei Reimen, bei idealer Begeisterung und philosophischen Gedanken. Die Französische Revolution hatte auch eine eminente politische und wirtschaftliche Ausstrahlung auf die Bauern, Handwerker und Industriearbeiter Deutschlands.


  In der Nacht vom 4. zum 5. August erfolgte in Paris die Explosion, durch die alle feudalen Fesseln gesprengt und alle feudalen Privilegien beseitigt wurden. Die Zündschnur, die nach Deutschland hinüberreicht, führt durch Elsaß und Lothringen, wo die begüterten Reichsstände ihre Privilegien behalten hatten, als die Länder ein Jahrhundert zuvor aus deutscher in französische Hand übergegangen waren. Danach erheben sich die Bauern in Baden und in vielen weltlichen und geistlichen Herrschaften am Oberrhein, zahlen keine Abgaben mehr und stellen die Frondienste ein. Nicht anders verhalten sich die Bauern der Pfalz. In Bruchsal, Trier, Boppard und Köln erheben sich die Bürgerschaften gegen die hohen Steuern und Abgaben und fordern die Rechte zurück, die ihre Obrigkeiten ihnen entrissen hatten. Der Brand läuft hinüber bis Sachsen. Aber staatliche Macht und organisiertes Militär setzen schließlich der bürgerlich-demokratischen Bewegung Grenzen.


  Kein Wunder, daß die feudalabsolutistischen Staaten Deutschlands und das reaktionäre Österreich »den Umsturz gegenwärtiger Verfassung und die Störung öffentlicher Sicherheit« in einem solchen Maße befürchten, daß sie sich aufraffen, Frankreich, den Herd der Unruhe, mit ihren Armeen anzugreifen, um die Revolution selbst zu liquidieren. Am 7. Februar 1792 schließen Österreich und Preußen das Kriegsbündnis gegen die Revolution. Ohne den feindlichen Angriff abzuwarten, erklärt das französische Parlament am 20. April 1792 dem König von Böhmen und Mähren – er war noch nicht zum deutschen Kaiser gewählt – den Krieg. Preußen stellt sich an die Seite Österreichs. Die ersten Gefechte enden mit Niederlagen der französischen Truppen, obwohl die Regimenter der Koalition »nur durch den eisernen Szepter der Notwendigkeit und Gewalt in Bewegung und Ordnung gesetzt« sind. Am 11. Juli verkündet die Gesetzgebende Versammlung in Paris: »Das Vaterland ist in Gefahr.« Am 23. August fällt Longwy, am 2. September Verdun. Am 20. September – als der Konvent Frankreich zur Republik erklärte – stehen die preußischen Truppen bei Valmy zwei französischen Armeen gegenüber. In dem mittags beginnenden Artillerieduell erweisen sich die Franzosen als überlegen. Der Wendepunkt des Krieges ist gekommen. Am Abend dieses Tages sagt der Augenzeuge Goethe zu Offizieren: »Von hier und heute geht eine neue Epoche der Weltgeschichte aus, und Ihr könnt sagen, Ihr seid dabei gewesen.« Am 29. September befiehlt der Oberbefehlshaber der Koalitionsarmee den Rückzug. An mehreren Fronten gehen die Revolutionsarmeen zum Gegenangriff über. General Custine – ehemals Aristokrat und Offizier der französischen Krone – befiehlt seiner im Raume Landau liegenden Armee von 150000 Mann den Vormarsch. Als die Stoßrichtung der Franzosen eindeutig auf Kurmainz und die Stadt Mainz weist, verläßt einer der gehässigsten Feinde der Revolution, der Kurfürst-Erzbischof, in größter Angst Stadt und Land, unter Mitnahme der Witwen- und Waisenkasse. Adel und Geistlichkeit folgen ihm auf dem Fuße. Am 21. Oktober 1792 kapituliert die Festung, am 23. Oktober wird nach dem Beispiel des Jakobinerklubs die »Gesellschaft der Freunde der Freiheit und Gleichheit« konstituiert, der 450 Mitglieder angehören, darunter hundert Handwerker und zahlreiche Kaufleute und Intellektuelle. Ihre bedeutendsten Mitglieder sind der Professor der Philosophie und Geschichte Andreas Joseph Hofmann und der bekannte Naturforscher und Schriftsteller Georg Forster, der um diese Zeit als Bibliothekar in Mainz tätig ist.


  Am 15. November hält er in der Gesellschaft eine Rede, in der er unter anderem ausführt: »Die Ränke und heimlichen Intrigen der Übelgesinnten scheinen es mit jedem Tage dem guten Bürger dringender ans Herz zu legen, daß er ihnen gesunde Vernunft und offenherzigen, lauten Widerspruch entgegensetze …


  Mit Recht erinnere ich noch einmal, was nie zu oft in dieser Gesellschaft gesagt werden kann, daß die Feinde des Bürgers geschäftig sind, ihr Gift überall einzumischen, damit nur Mainz still sitze, damit es fürchte und warte, mit einem Wort: damit es nimmermehr frei werde! … Hütet Euch, Mitbürger, vor denen, die euch raten, die Hände in den Schoß zu legen und der Freiheit nicht entgegenzukommen; traut den Ohrenbläsern nicht, die euch gern beschwatzen möchten, die alte Tyrannei unter einem neuen Namen wieder anzunehmen … Dies ist ein Zeitpunkt, wo kein guter Bürger unentschieden bleiben darf; jeder muß jetzt zum allgemeinen Besten seinen kleinen Beitrag liefern, und vor allem ist jeder schuldig, jetzt seine wahren Gesinnungen an den Tag zu legen … Ich finde mich in meinem Gewissen gedrungen, öffentlich zu bekennen:


  1. Daß mir die freieste Verfassung die beste scheint.


  2. Daß wir es vor Gott und der Welt nicht verantworten könnten, wenn wir die Gelegenheit, wo wir eine Verfassung bekommen können, von uns stießen.


  3. Daß man jedesmal, sooft es auf das dauerhafte Glück einer ganzen Stadt und eines ganzen Landes ankommt, auf einzelne Personen keine Rücksicht nehmen, viel weniger der Befriedigung einiger weniger … die Freiheit und die damit verbundene moralische Veredlung aller aufopfern darf.


  Endlich 4. daß dies der glückliche, erwünschte Zeitpunkt wirklich ist, wo wir alle Kräfte anspannen müssen, um die Freiheit und Gleichheit … anzunehmen und mit Mut bis in den Tod für ihre Beibehaltung zu streiten …


  Vielleicht hat man euch gesagt, daß es schwerhalten werde, die Länder diesseits des Rheins vom deutschen Reiche loszureißen … alles hängt gewöhnlich vom Glücke der Waffen, jetzt aber auch vieles von eurem freien Willen ab …


  Ich behaupte nicht zuviel; ihr werdet alles verlieren, wenn ihr jetzt nicht alles nehmt, wenn ihr nicht jetzt von ganzem Herzen ganz frei werden wollt …


  Tretet männlich und fest zum Handeln hervor, mit dem stolzen Bewußtsein, daß die Herrschaft dem ganzen Volke gehört!«


  Den Mainzer Revolutionären wird nichts geschenkt. Adam Philippe Graf von Custine erklärt nach der Besetzung der Stadt, es sei den Mainzern selbst überlassen, sich eine neue Regierungsform zu wählen, bis dahin aber werde er die bestehenden Verhältnisse belassen und beschützen. Das ist ein schwerer Schlag für die gegen die feudale Konterrevolution kämpfenden Mainzer Demokraten. Die Kaufmannschaft erklärt sich für die Beibehaltung des kurfürstlichen Systems und Hinzuziehung einer ständischen Vertretung der Patrizier, der Bürger und anderer »Vornehmer« des Landes.


  Der »Klub« protestiert entschieden gegen das Verhalten der französischen Besatzung, die die Feudalgewalt fortbestehen läßt. Gleichzeitig organisiert der »Klub« eine Volksbefragung auf dem Lande, die ergibt, daß zwei Drittel der Befragten sich für die Beseitigung des alten Staates und der feudalen Lasten aussprechen.


  Am 15. Dezember verfügt der französische Nationalkonvent, daß in den besetzten Gebieten alle feudalen Lasten und Abhängigkeiten beseitigt und Wahlen für provisorische Regierungen ausgeschrieben werden sollen. General Custine, dessen konterrevolutionärer Kopf wenige Monate später auf der Guillotine fällt, versucht die Durchführung dieses Dekretes zu verschleppen. Am 24. Februar 1793 finden in den befreiten Gebieten endlich die Wahlen für den Rheinisch-Deutschen Nationalkonvent statt, die ersten nach demokratischen Grundsätzen durchgeführten Wahlen auf deutschem Boden.


  Am 17. März wird der Konvent, dem 130 Abgeordnete angehören, eröffnet, am nächsten Tag konstituiert sich der Mainzer Klub neu, nachdem er alle Anhänger der Girondisten ausgestoßen hatte. Der Rheinisch-Deutsche Nationalkonvent beschließt die Lostrennung der Mainzer Gebiete vom Reich und den Verlust aller Vorrechte für Adel und Geistlichkeit. Damit ist die erste demokratische Republik auf deutschem Boden entstanden. Der Anschluß an Frankreich ist reiner Selbstschutz, um sie vor der feudalen Reaktion in Deutschland zu sichern. Georg Forster tritt am entschiedensten für diese Lostrennung ein, obwohl er weiß, daß ihn sogar Freunde des Landesverrates bezichtigen werden. Forster hofft auf ein künftiges einheitliches demokratisches Deutschland. Aber im März 1793 können preußische Truppen die meisten der von den Revolutionsarmeen besetzten Gebiete zurückerobern. Mainz bleibt als letzter Brückenkopf der Revolution. Die Stadt verteidigt sich vom 10. April bis zum 23. Juli.


  Nach dem Fall von Mainz nehmen die Feudalherren an den Mitgliedern des Mainzer Klubs grausame Rache; sie werden mißhandelt und eingekerkert. Forster lebt als Mitglied der Mainzer Deputation in Paris, wo er, völlig vereinsamt, 1794 elend stirbt.


  


  Chronik 1793–1813


  Verschwörung, Rebellion und Volkserhebung


  1812–1813


  


  1793 26. April: Der Aufstand in Schlesien greift auf Breslau über, wo die Schneider in den Streik treten. Polizeiliche Gewaltmaßnahmen lösen einen Generalstreik aller Gesellen aus.


  Mai: Erster Höhepunkt der lokalen Unruhen und Aufstände in den schlesischen Dörfern. Die Bauern verweigern die feudalen Abgaben. Trotz Militäreinsatz kann die preußische Regierung den Aufstand nicht endgültig unterdrücken.


  1794 10. Juli: Der preußische König droht den schlesischen Bauern drakonische Unterdrückungsmaßnahmen bei weiteren Aufstandsversuchen an.


  31. Juli: Umfangreiche Verhaftungen in Wien und anderen Teilen der österreichischen Monarchie nach Aufdeckung einer »Gesellschaft der Freiheit und Gleichheit«, deren Mitglieder – meist kleinere Beamte und Offiziere, bürgerliche Intellektuelle und auch Adelige – wegen Abfassung und Verbreitung revolutionärer Aufrufe, Aufreizung des Volkes gegen die Monarchie, die Privilegien des Adels und den Krieg gegen Frankreich vor Gericht gestellt werden. In den folgenden »Jakobinerprozessen« werden etwa 20 Personen zum Tode und viele zu langjähriger Haft verurteilt. Aufruhr in Ulm gegen das Patriziat. Die Zünfte erkämpfen die Teilnahme am Stadtregiment.


  Anfang September: Aufruhr der Plebejer in Nürnberg, der sich Anfang April 1795 wiederholt und steigenden Widerstand demonstriert.


  1795 April: In Würzburg wird eine 1794 entstandene revolutionäre Geheimorganisation entdeckt und zerschlagen. Sie hat ihr Zentrum in Gießen; ihre Anhänger stammen vornehmlich aus der studentischen Jugend. Sie besitzt Kontakte nach Paris und bereitet eine republikanische Erhebung vor.


  1797–1798 Bürgerlichrevolutionäre Bewegung auf dem linken Rheinufer, die die Trennung der linksrheinischen Gebiete vom Reich betreibt, um durch die Gründung einer selbständigen »Cisrhenanischen deutschen Republik« diesem Gebiet eine bürgerliche Verfassung zu sichern.


  1798 29. März: Durch Verordnung des französischen Regierungskommissärs wird im linksrheinischen Gebiet die entschädigungslose Beseitigung der bäuerlichen Feudallasten und Zehnten, sowie die Abschaffung des Adels und der Zünfte verfügt. Die Bauern werden freie Eigentümer.


  1801 Januar-Februar: Die bayerischen Demokraten bereiten einen Umsturz vor, mit dem Ziel einer Süddeutschen Republik. General Moreau verrät der bayerischen Regierung Pläne und Teilnehmer der Opposition, die nun gänzlich unterdrückt wird.


  1805 Juni: Teuerungsunruhen in Halle und benachbarten Orten werden unterdrückt.


  7–8. Juli: Hungerunruhen und Aufstand plebejischer Schichten in Wien werden durch Militär niedergeschlagen.


  1807 9. Oktober: Das »Oktoberrecht«, eine Verordnung, die am 11. November 1810 in Kraft trat, »den erleichterten Besitz und den freien Gebrauch des Grundeigentums sowie die persönlichen Verhältnisse der Landbewohner betreffend«, wird von den liberalen preußischen Reformern unter Leitung des Reichsfreiherrn vom und zum Stein gegen den Widerstand großer Teile des Feudaladels durchgesetzt.


  1809 11. April: Beginn des Tiroler Bauernaufstandes gegen die bayerischfranzösische Herrschaft. Unter Führung von Andreas Hofer wird Innsbruck besetzt und die bayerische Armee aus Tirol vertrieben.


  23.–24. Juni: Aufstand von Bauern und ehemaligen hessischen Soldaten unter Führung des Obersten Emmerich im Werragebiet. Die Erhebung wird durch westfälische Truppen niedergeschlagen.


  Ende Oktober: Erneuter Aufstand der Tiroler Bauern unter Andreas Hofer gegen die Angliederung Tirols an Bayern.


  Ende November: Die von der österreichischen Regierung preisgegebenen Tiroler Aufständischen werden durch französische und bayerische Truppen niedergeschlagen. Andreas Hofer wird gefangengenommen und am 20. Februar 1810 standrechtlich erschossen.


  1811 Februar: Die neu einsetzenden Bauernunruhen in Schlesien erreichen einen Höhepunkt mit massenhaftem Dienstverweigerungen. Die preußische Regierung ergreift Maßnahmen zur Weiterführung der Bauernbefreiung.


  1813 Januar: In den Rheinbundstaaten kommt es zu Unruhen und Aufständen gegen die napoleonische Besatzung.


  24. Februar: Der Hamburger Aufstand gibt das Signal zur Volkserhebung gegen Napoleon in Norddeutschland.


  27. Februar: Die gegen Napoleon gerichtete und für eine neue Bündnispolitik plädierende Volksbewegung zwingt den preußischen König Friedrich Wilhelm iii. zum Abschluß des Bündnisses von Kalisch mit Rußland. Vereinbarte Kriegsziele: die Unabhängigkeit Europas und Deutschlands von der napoleonischen Herrschaft und die Wiederherstellung Preußens in den Grenzen von 1806.


  März-April: In Preußen werden Freikorps aus Freiwilligen nichtpreußischer Gebiete auf der Basis der Selbstausrüstung aufgestellt.


  April: Österreichische Patrioten bereiten eine Volkserhebung gegen Napoleon in Tirol und den Alpenländern vor. Metternich vereitelt den Plan durch Verhaftung der Anführer.


  21. April: Erlaß der Landsturmverordnung in Preußen, nach der alle Männer zwischen dem 15. und 60. Lebensjahr als Guerillas in vom Feind bedrohten Gebieten zu den Waffen greifen sollen.


  


  Verschwörung, Rebellion und Volkserhebung 1812–1813


  


  Nachdem Kaiser Napoleon die Reste seiner aus Moskau zurückgeführten »Großen Armee« vom 26. bis 29. November über die Beresina gebracht hatte, reiste er im Schlitten, später in der Kutsche, nur von General Coulaincourt und Marschall Duroc begleitet, eilig über Wilna, Warschau und Dresden nach Paris. Napoleon hatte seine Marschälle überzeugt, daß er die Gefahr, die Armee könne in russische Gefangenschaft geraten, für überwunden halte und daß sie auch ohne ihn in der Lage seien, die Truppen in das verbündete Preußen zu führen. Das Oberkommando erhielt Marschall Murat, als Joachim i. Napoleon König von Neapel.


  Von den 420000 Soldaten, die im Juni 1812 die Grenze nach Rußland überschritten hatten, und von den 150000, die später aus ganz Europa nachgefolgt waren, kehrten im Dezember 1812 kleine zerstreute Gruppen über den Njemen zurück – insgesamt noch ungefähr 30000 Mann. In Frankreich und den Vasallenstaaten hatte Napoleon 235000 Mann zurückgelassen. Der Kaiser rechnete unaufhörlich. Durch Rückgriff auf Rekrutenbestände und Neuaushebungen wollte er 130000 Soldaten zusammenbringen. Er rechnete sich eine Gesamttruppenstärke von 450000 Mann aus. An der Ausrüstung und Ausbildung der neuen Armee wurde sofort fieberhaft gearbeitet.


  Lacepede, der Vorsitzende des Senats, bat Napoleon alleruntertänigst, der eineinhalbjährige König von Rom möge gekrönt werden »als Symbol der Kontinuität des Regimes«. Und der gesamte Senat verbeugte sich dreimal stumm vor dem auf dem Thron sitzenden Kaiser, der nur seinen neuen Feldzugsplan gegen Rußland im Sinne hatte.


  Natürlich war die erste Frage, die sich auch Napoleon stellte: Werden die Russen in diesem Kampf allein stehen? Noch weiß niemand, was bei dem Korps von 30000 Mann geschieht, das Marschall MacDonald befehligt. Er steht mit seinen Truppen noch immer in Kurland, da Napoleon offenbar vergessen hatte, ihm den Befehl zum Abzug zu erteilen. Marschall Murat stellt diesen Befehl aus und übergibt ihn einem Offizier der verbündeten preußischen Armee, die MacDonald unterstellt ist, der aber erst am 18. Dezember in Mietau eintrifft. General Yorck, ein Mann von einigen fünfzig Jahren, der Befehlshaber des preußischen Hilfskorps, hatte von seinem Oberbefehlshaber bereits Berichte von der Abreise des Kaisers und der Auflösung des französischen Heeres empfangen.


  Als MacDonald den Rückmarschbefehl erhält, ist er sehr besorgt, denn sein Korps besteht zu zwei Dritteln aus Preußen. Es gibt ein offizielles und ein geheimes Verhältnis zwischen Preußen und Rußland. Das offizielle Preußen unter König Friedrich Wilhelm iii. ist mit den Franzosen verbündet, und für Napoleon ist es ein Vasallenstaat, dessen König er zum Befehlsempfänger degradierte, dessen Adel er korrumpierte, dessen Bürgertum er ausbeutete, und deren Söhne er als Kanonenfutter in seinen Schlachten verwandte. Der König von Preußen, ein Stockreaktionär, sperrte sich gegen alle fälligen Reformer. Er entließ die fähigsten Männer seines Staates, die diese Reformen konzipierten und zum Teil auch gegen seinen Willen durchführten, und leistete damit seinem Oberherrn Napoleon den größten Dienst. Der bedeutendste aller preußischen Staatsmänner, der Freiherr vom Stein, der durch seine Reformen den Grund zur staatlichen, sozialen und geistigen Neuordnung in Preußen gelegt hatte, wurde von ihm entlassen, noch ehe Napoleon ihn geächtet und befohlen hatte, ihn, wo man ihn treffe, vor ein Standgericht zu stellen und binnen vierundzwanzig Stunden zu erschießen. Vor dieser Drohung war Stein nach Prag geflohen. Dort erreicht ihn ein Schreiben des Zaren Alexander, das vom 27. März 1812 datiert ist und in dem es heißt: »Die Achtung, die ich immer für Sie hegte, hat keine Änderung durch die Ereignisse erlitten, welche Sie von dem Steuer der Geschäfte entfernten. Es ist die Energie Ihres Charakters und Ihre ausnehmenden Talente, die sie Ihnen erworben haben. Die entscheidenden Umstände des Augenblicks müssen alle wohldenkenden Wesen, Freunde der Menschlichkeit und der freisinnigen Ideen, wieder verbinden. Es handelt sich darum, sie vor der Barbarei und der Knechtschaft zu retten, die sich bereiten, um sie zu verschlingen. Napoleon will die Knechtung Europas vollenden und, um dies zu erreichen, muß er Rußland niederwerfen. Schon lange bereitet man sich hier für den Widerstand vor, und die kräftigsten Mittel sind hier seit langer Zeit versammelt. Die Freunde der Tugend und alle von dem Gefühl der Unabhängigkeit und Liebe zur Menschheit belebten Wesen werden vom Erfolge dieses Kampfes betroffen. Sie, Herr Baron, der sich auf eine so glänzende Art unter ihnen ausgezeichnet hat, Sie können kein anderes Gefühl hegen, als das, zu dem Erfolge der Anstrengungen beizutragen, welche man im Norden machen wird, um über Napoleons eindringenden Despotismus zu triumphieren. Ich lade Sie auf die inständigste Weise ein, mir Ihre Gedanken mitzuteilen, sei es schriftlich, auf eine sichere Weise, sei es mündlich, indem Sie zu mir nach Wilna kommen … Ich habe nicht nötig, Ihnen zu versichern, daß Sie in Rußland mit offenen Armen empfangen werden.«


  Bald wird in Petersburg ein »Deutsches Komitee« gegründet, dessen Aufgabe es ist, illegale Propaganda unter den deutschen Soldaten der Großen Armee zu treiben und in Deutschland für eine Volkserhebung gegen den Willen der Fürsten zu werben. Stein erklärt über die Rolle der Fürsten: »Ich habe nur ein Vaterland, das heißt Deutschland, und da ich nach alter Verfassung nur ihm und keinem besonderen Teil desselben angehöre, so bin ich auch nur ihm und nicht einem Teile desselben von ganzem Herzen ergeben. Mir sind die Dynastien in diesem Augenblick großer Entwicklung vollkommen gleichgültig; es sind bloß Werkzeuge; mein Wunsch ist, daß Deutschland groß und stark werde, um seine Selbständigkeit, Unabhängigkeit und Nationalität wiederzuerlangen und beides in seiner Lage zwischen Frankreich und Rußland zu behaupten; das ist das Interesse der Nation und ganz Europas.«


  Im Auftrag des Komitees werden Druckschriften nach Deutschland geschmuggelt und Soldaten deutscher Truppenteile, die zu den Russen überlaufen, zu besonderen Truppenteilen formiert. Um die revolutionäre Energie des »Deutschen Komitees« zu erkennen, seien aus dem Soldatenkatechismus Arndts einige Absätze zitiert:


  »Wenn ein Fürst seinen Soldaten beföhle, Gewalt zu üben gegen die Unschuld und das Recht, wenn er sie gebrauchte, das Glück und die Freiheit ihrer Mitbürger zu zerstören, wenn er sie den Feinden des Vaterlandes gegen das Vaterland zu Hilfe schickte, wenn er durch sie seine eigenen Landsleute plündern, verheeren, bekämpfen hieße, müßten sie nimmer gehorchen, was wider das Gebot Gottes und das ebenso heilige Gebot streitet, das Gott in unser Gewissen gelegt hat. Das ist die deutsche Soldatenehre, daß der brave Krieger dem Könige oder dem Fürsten, der ihm zu gebieten wagt, für die Franzosen und ihren Despoten den Degen zu ziehen, den Degen im Angesicht zerbreche …


  Du bist ein Mensch, und du sollst den Menschen nicht ausziehen, wenn du die Montur anziehst …


  Wenn Fürsten also tun und gebieten, was gegen das Vaterland ist, oder wenn sie sich gebärden, als wollten sie solches tun, so sind die Untertanen von ihrem Eide erlöst …


  Sie meinen, wenn sie zur Fahne eines Fürsten oder Königs geschworen haben, müssen sie blind alles tun, was er ihnen gebietet. Sie achten sich also nicht als Menschen, die einen freien Willen von Gott erhalten haben, sondern dumme Tiere, die sich treiben lassen. Und diesen tierischen Zustand und diesen blinden Gehorsam gegen ihren Herrn nennen sie ihre Soldatenehre und meinen, Soldatenehre sei ein anderes Ding als Bürgerehre und Menschenehre, das ist aber nicht wahr. Das ist wahre Soldatenehre, daß keine Gewalt noch Herrschaft den edlen und freien Mann zwingen können, das Schändliche oder Unrecht zu tun oder tun zu helfen … Das ist deutsche Soldatenehre, daß der Soldat fühlt, er war ein deutscher Mensch, ehe er von deutschen Königen und Fürsten wußte, daß er tief und inniglich fühlt: das Land und das Volk sollen unsterblich und ewig sein, aber die Herren mit ihren Ehren und Schanden sind vergänglich …«


  Mit der Flucht der Großen Armee aus Rußland war der Angriff Napoleons auf Rußland abgeschlagen. Die russischen Großgrundbesitzer, die die Selbständigkeit des Volkes fürchteten, wollten damit den Krieg als beendet wissen. Freiherr vom Stein gewinnt den Zaren jedoch für die Idee, alle Völker Europas zum Befreiungskrieg vom Joch Europas und der französischen Bourgeoisie aufzurufen. Für Deutschland fordert Stein die Auflösung des Rheinbundes, dieses Fürstenklüngels von Napoleons Gnaden, und die Gründung eines einigen und unabhängigen Deutschland. Gneisenau schlägt in seiner »Konstitution für die allgemeine Waffenerhebung im nördlichen Deutschland« vor, daß die Soldaten ihre Offiziere und Unteroffiziere selbst wählen sollten, die nur vom König zu bestätigen seien. Die Bauern sollten durch die Teilnahme am Krieg ihre Ländereien von allen feudalen Lasten befreien können. Es sollte auch nur noch einen Adel geben, der durch Wunden und Opfer erworben werden mußte. Außerdem sollte es nur noch einen Volkskrieg und keinen Krieg der Fürsten mehr geben. Die Schrift gipfelt in dem Satz:


  »Diejenigen deutschen Fürsten, welche niederträchtig genug sind, ihre Truppen gegen uns marschieren zu lassen, werden ihrer Throne verlustig erklärt und ihre Untertanen wählen sich würdigere Regenten an ihre Stelle.«


  Inzwischen nehmen die Ereignisse an der Nahtstelle zwischen den Truppen Macdonalds und der russischen Armee unter dem Oberbefehl des Generals Wittgenstein eine bedeutsame Wendung. Die zurückgehenden Napoleonischen Truppen werden von den deutschen Verbänden unter dem Kommando der Generale Yorck und Kleist gedeckt. Die Russen haben die Absicht, dem Korps MacDonald den Rückweg abzuschneiden und es zu vernichten. Gleichzeitig wollen sie versuchen, die Preußen über die Situation aufzuklären und sie zu einer positiven Haltung gegenüber den Russen zu bewegen. General Diebitsch – selbst ein Preuße – führt die Verhandlungen auf russischer Seite, auch hat er den Auftrag, den Kampf zu führen, falls er notwendig werden sollte. Es kommt zu einer ersten Fühlung zwischen ihm und dem preußischen General Yorck.


  Daraufhin versuchen die Russen, den General zum förmlichen Abfall zu bewegen. Als es am 25. Dezember zu einem persönlichen Gespräch zwischen dem russischen und preußischen Oberbefehlshaber kommt, erfahren die Preußen, daß die Russen planen, das Korps MacDonald zu vernichten; doch seien die russischen Generale vom Zaren angewiesen, die Preußen nicht als Feinde zu behandeln, sondern im Hinblick auf die früheren freundschaftlichen Verhältnisse der beiden Mächte, die bald erneuert werden könnten, einen Neutralitätsvertrag anzubieten. Der spätere General Clausewitz, schon damals ein führender Taktiker und Stratege, der dem »Deutschen Komitee« angehört, wird Vermittler bei General Yorck. So kommt es am 31. Dezember zu dem Vertrag von Tauroggen, der das preußische Korps für neutral erklärt und ihm neutrale Quartiere anweist.


  Am 30. Dezember schreibt General Yorck an den König nach Potsdam: »Fest überzeugt, daß bei einem weiteren Marsch die Auflösung des ganzen Korps, der Verlust seiner ganzen Artillerie und Bagage ebenso unausbleiblich gewesen sein würde wie bei der Großen Armee, glaubte ich, als Untertan Eurer Majestät, nur auf Allerhöchst Ihr Interesse und nicht mehr auf das Ihres Verbündeten sehen zu müssen, für den das ganze Korps nur aufgeopfert worden wäre, ohne ihm in seiner Lage noch wahre Hilfe zu leisten. – Eurer Majestät lege ich willig meinen Kopf zu Füßen, wenn ich gefehlt haben sollte; ich würde mit der freudigen Beruhigung sterben, als treuer Untertan und wahrer Preuße das Beste meines Vaterlandes gewollt zu haben.« – Aber der König schweigt.


  Am 3. Januar 1813 belehrt General Yorck seinen »Herrn und König« bereits sehr deutlich. Freiherr vom Stein und die führenden Köpfe des »Deutschen Komitees« waren wohl die Inspiratoren. Da konnte der König lesen: »Der Schritt, den ich getan, ist ohne Befehl Eurer Majestät geschehen. Die Umstände und wichtige Entdeckungen rechtfertigen ihn, selbst wenn meine Person in dem Drang politischer Rücksichten verurteilt werden müßte. In der Lage, worin sich das Korps befand, war es mit mathematischer Gewißheit zu berechnen, daß es durch gewaltsame Märsche und durch verzweiflungsvolles Schlagen, wo nicht gänzlich vernichtet, doch aufgelöst an die Weichsel kommen mußte … In dieser Alternative blieb mir nur der Weg, den ich eingeschlagen.


  Auf dem vaterländischen Boden hätten Eurer Majestät Untertanen für die Rettung der Banden, die das Vaterland als Feinde und als Verbündete verwüstet haben, ihr Blut vergeuden müssen, um dann noch ohnmächtiger die Fesseln eines bis zum Wahnsinn exaltierten Eroberers zu tragen …


  Eurer Majestät Monarchie, obgleich beengter als im Jahre 1805, ist es jetzt vorbehalten, der Erlöser und Beschützer aller deutschen Völker zu werden. Es liegt zu klar am Tage, daß die Vorsehung dieses große Werk leite. Der Zeitpunkt muß aber schnell benutzt werden, jetzt oder nie ist der Moment, Freiheit, Unabhängigkeit und Größe wieder zu erlangen, ohne zu große und zu blutige Opfer bringen zu müssen. In dem Entschluß Eurer Königlichen Majestät liegt das Schicksal der Welt …«


  Der König setzt den meuternden General ab und erläßt den strikten Befehl an die Soldaten, sich sofort wieder dem französischen Oberbefehl zu unterstellen. Die Berliner Zeitungen bekämpfen Yorck und seine Entschlüsse auf das wütendste.


  Yorck läßt sich davon nicht beirren und marschiert mit seinen Truppen in die Provinz Ostpreußen und richtet sich in Königsberg ein. Mit Yorck kommt auch Freiherr vom Stein mit der Vollmacht des Zaren in die befreite Provinz Ostpreußen.


  Er soll nach der Vollmacht des Zaren »… von der Lage des Landes Kenntnis nehmen, um die Kriegs- und Geldmittel zur Unterstützung Unserer Unternehmungen gegen die französischen Heere in Tätigkeit zu setzen. Wir beauftragen ihn außerdem, darüber zu wachen, daß die öffentlichen Einkünfte des Landes mit Treue verwaltet und dem erwähnten Zweck gemäß verwendet werden, daß die Bewaffnung der Landwehr und des Landsturmes in kürzester Zeit eingerichtet werde. Wir bevollmächtigen ihn, alle Mittel zu ergreifen, welche er zur Vollziehung dieses Auftrages für nötig halten würde: geeignete Beamte einzusetzen, um verdächtige, verräterische zu entfernen, ja selbst zu verhaften. Wir erteilen ihm das Recht, seine Stelle durch einen Mann seines Vertrauens vertreten zu lassen …«


  König Friedrich Wilhelm iii. erklärt dem französischen Gesandten in Berlin, Saint-Marsan: »Ich werde den General Yorck öffentlich desavouieren und vor ein Kriegsgericht stellen.« Den Herrn von Hatzfeldt schickt der König nach Paris zu Napoleon, um dem Allmächtigen jede Mitschuld an der Tat Yorcks auszureden und von ihm die Zustimmung zu erhalten, daß er den preußischen Hof nach Breslau verlege, um dort außerhalb des Schauplatzes der Feindseligkeiten zu sein.


  Yorcks Namen und Tat zünden nicht nur in der Provinz Ostpreußen, sondern bei dem größten Teil der Bevölkerung zwischen Memel und Rhein.


  Durch Schreiben vom 22. Januar lädt Stein die Regierungspräsidenten von Ostpreußen zu einer Besprechung nach Königsberg ein. Der General-Landtag wird dann auf den 5. Februar nach Königsberg einberufen.


  Bereits am 26. Januar wird die von Napoleon im Lebenskampf gegen England erlassene Kontinentalsperre aufgehoben. Nach sechs Jahren wird der Export von Holz und Getreide nach England wieder frei. Die Arbeitslosigkeit wird rasch überwunden, die Hafenarbeiter haben wieder ihr Brot, in den Wäldern wird es lebendig und die Anbaufläche der Güter wird auf den »Friedensstand« gebracht.


  Bald entsteht natürlich die Frage, wer den Landtag leiten solle, der nicht auf Befehl des Königs einberufen worden war. Der Regierungspräsident lehnt einen solchen Akt als illegal ab. Die Generalstände rufen nach Yorck als Generalgouverneur von Preußen, der schließlich die Leitung der Versammlung als Stellvertreter des Königs übernimmt, mit dem »die Verbindung unterbrochen« sei.


  Von Natzmer, der die Absetzung Yorcks durch den König an das Heer überbringen soll, wird von den Russen nicht nach Königsberg durchgelassen. Am 17. Februar bringen die Berliner Zeitungen die Nachricht, daß Kleist an die Stelle des abgesetzten Yorck trete und das gesamte Heer unter Marschall Murats Oberbefehl stehe. Yorck erklärt auf Rat Steins, es sei noch keinem General ein amtlicher Befehl durch eine Zeitung übermittelt worden. Begeistert rufen die Mitglieder des Parlamentes: »Es lebe Yorck!«


  Es wird ein Ausschuß gewählt, dem Yorck den Plan der Landesbewaffnung vorlegt.


  13000 Mann Reserve sollen zur steten Vollzählighaltung des Heeres ausgehoben werden. Eine Landwehr von 20000 Mann soll errichtet werden, die als Teil der bewaffneten Macht des Landes in Friedenszeit nicht unter Waffen stehe, höchstens zu kurzfristigen Übungen einberufen werde, im Kriegsfall aber einberufen, besoldet und wie das stehende Militär verwendet werde, jedoch hauptsächlich zum Dienst im Inneren. Dann die Errichtung eines Landsturmes, in dessen Rahmen jeder bis zum sechzigsten Lebensjahr aufgeboten werde, wenn der Feind im Lande stehe. Überdies verlangt Yorck 700 Freiwillige zu Pferd, die sich selbst auszurüsten hätten und als Pflanzschule für die Offiziere dienen sollten.


  Der Entwurf der Landwehr- und Landsturmordnung wird von den preußischen Offizieren Dörnberg, Clausewitz und Dohna beraten, von Clausewitz niedergeschrieben und von Stein verbessert. Schon nach Verlauf von zwei Tagen wird sie von den Ständen einstimmig angenommen und am 8. Februar von Yorck bestätigt. Gegen die Errichtung dieser Militärverfassung hatte sich der König immer und mit allen Kräften gesträubt, weil er den »jakobinischen« Geist einer solchen unmittelbar aus dem Volke hervorgegangenen Truppe fürchtete. Die Beschlüsse der vereinigten Landstände werden natürlich an den König gesandt.


  Am 22. Januar verläßt der König Potsdam und begibt sich mit seinem Hof nach Breslau. Scharnhorst, der vielgeschmähte »Jakobiner«, übernimmt wieder die Leitung des Kriegsministeriums.


  Der hannoversche Gesandte berichtet an seinen Hof:


  »Wenn der König sich weigert, die Hilfsmittel zu brauchen, die seine Untertanen nach dem allgemeinen Wunsch der Nation ihm zur Verfügung gestellt haben, ja wenn er nur zögert, die Anstrengungen zu unterstützen, die Rußland für die preußische Monarchie unternimmt, so halte ich die Revolution für unvermeidlich, und wahrscheinlich würde die Armee selbst das erste Beispiel und das Signal dazu geben.«


  Die Generale nehmen bereits eigenmächtig Truppenverschiebungen vor. Das Volk begrüßt stürmisch alle revolutionären Maßnahmen der Reformer und Offiziere. Der Staatskanzler Hardenberg erklärt dem König, er müsse schon darum rüsten, damit sich das Volk nicht gegen ihn bewaffne.


  Am 27. Februar 1813 unterzeichnet der König unter dem Druck der Meinung und dem Willen des Volkes und seiner revolutionären Führer den Vertrag von Kalisch mit dem Zaren von Rußland. Der Kampf um die Befreiung vom Joch Napoleons und die Hoffnung auf ein freies und geeintes Deutschland mit einer freiheitlichen Konstitution tritt in das entscheidende Stadium.


  


  Chronik 1815–1830


  Die Pariser Julirevolution von 1830 und ihre Folgen


  


  1815 26. September: Auf Initiative des Zaren Alexander i. wird ein Bündnis der Monarchen Rußlands, Preußens und Österreichs geschlossen, die »Heilige Allianz«. Sie dient zur Aufrechterhaltung der monarchischen Ordnung; man verpflichtet sich zu gegenseitigem Beistand beim Schutz dieser Ordnung gegen alle bürgerlichen und nationalstaatlichen Umwälzungen.


  1817 17.–18. Oktober: Wartburgfest deutscher Studenten. Anwesend sind etwa 470 Studenten von 13 deutschen Universitäten. In politischen Reden werden die Fürsten angeklagt, die patriotischen Hoffnungen des deutschen Volkes verraten zu haben. Symbole des »Despotismus und der Reaktion« werden öffentlich verbrannt.


  7. Dezember: Der preußische König verbietet die studentischen Verbindungen.


  Winter: Die radikalen Vertreter der Gießener Burschenschaft arbeiten ein geheimes revolutionäres Programm aus: »Entwurf der deutschen Reichsverfassung«. Darin wird eine einheitliche deutsche Republik, Volksouveränität, Gleichheit aller Bürger und eine Nationalmiliz anstelle eines stehenden Heeres gefordert. Die Studenten bekennen sich zum gewaltsamen Umsturz.


  1818 29. September–21. November: Erster Kongreß der Heiligen Allianz. Zar Alexander i. von Rußland, König Friedrich Wilhelm in. von Preußen und Kaiser Franz i. von Österreich beraten Maßnahmen, um die revolutionärdemokratische Bewegung in Europa zu bekämpfen. Strenge Maßregeln zur Überwachung des geistigen Lebens und der Universitäten werden gefordert. Man verkündet die Solidarität der Kongreßteilnehmer bei der »Gewährleistung der Ruhe, des Glaubens und der Sittlichkeit«, die »durch das Unglück der Zeiten« erschüttert seien.


  1819 23. März: Der Student Karl Ludwig Sand, Mitglied eines radikalen Kreises der Jenaer Burschenschaft, verübt ein Attentat auf den Schriftsteller August von Kotzebue, der im Dienste des Zaren politische Spitzeldienste leistet.


  6.–31. August: Tagung von Regierungsvertretern aus zehn deutschen Staaten in Karlsbad, die Gesetzentwürfe zur Unterdrückung der politischen Opposition ausarbeiten. Diese »Karlsbader Beschlüsse« haben zum Inhalt: Verbot aller studentischen Verbindungen, Entlassung oppositioneller Professoren, strenge Überwachung der Universitäten, Einführung einer Vorzensur für alle Zeitungen, Zeitschriften und Bücher unter zwanzig Bogen und einer Nachzensur für alle sonstigen Druckerzeugnisse. Außerdem soll eine Zentraluntersuchungskommission des Bundestages zur Aufdeckung und Verfolgung aller oppositionellen Bestrebungen geschaffen werden.


  1819–1825/26 Unterdrückungsmaßnahmen – »Demagogenverfolgungen« genannt – gegen die Vertreter der bürgerlich-patriotischen, antifeudalen Opposition, die von der Regierung als »Demagogen« (Volksverführer) bezeichnet werden.


  1820 September-Oktober: Geheime Tagung der Burschenschaft in Dresden, auf der Vertreter von 9 Universitäten beschließen, am politischen Programm der Burschenschaft festzuhalten, und empfehlen, geheime Vereine zu schaffen, die als unpolitisch getarnte Verbindungen für die Ziele der Burschenschaft wirken sollen.


  1824 21. Mai: Der preußische König ordnet an, daß die Zugehörigkeit zur Burschenschaft als Beteiligung an einem hochverräterischen Unternehmen zu bestrafen sei.


  1828 November: Ein Streik der Seidenweber in Krefeld gegen Lohnsenkungen wird durch Militär niedergeschlagen. Zwischen 1821 und 1830 gibt es siebzehn Streiks in Deutschland.


  1830 27.–29. Juli: Bürgerliche Revolution in Frankreich: Volksmassen stürzen nach erfolgreichem Barrikadenkampf in Paris die Dynastie der Bourbonen. Zur Macht gelangt die Großbourgeosie, Frankreich wird eine konstitutionelle Monarchie. Mit den Vorgängen in Frankreich wird eine revolutionäre Krise in Europa ausgelöst.


  2. September: Unruhen in Leipzig, Dresden und anderen Städten des Königreichs Sachsen. Das Bürgertum fordert eine Verfassung und bürgerliche Freiheiten. Auf dem Lande verlangen die Bauern Beseitigung der Feudallasten.


  6.–7. September: Aufstand in Braunschweig, Vertreibung des durch sein Willkürregime berüchtigten Herzogs Karl und Zerstörung des Schlosses.


  15. September: Unruhen in Kassel zwingen den Kurfürsten von Hessen, die Forderung des Bürgertums nach einer Verfassung zu bewilligen.


  16.–21. September: Unruhen unter den Handwerksgesellen in Berlin und Demonstrationen vor dem Schloß, die durch die Berliner Garnison unterdrückt werden.


  24–26. September: In Hanau in Hessen zerstören Aufständische die Zollämter, man empört sich gegen den wirtschaftlichen Partikularismus. Die Unruhen breiten sich auch auf das Land aus, wo die Bauern Ämter und Schlösser bedrohen und die Beseitigung der Feudallasten fordern.


  Ende September: Bauernerhebungen im Großherzogtum Hessen-Darmstadt. Eine bewaffnete Bauerntruppe, der sich Gesellen und Arbeiter anschließen, wird durch Militär auseinandergetrieben.


  29. November: Aufstand in Warschau und Beginn der polnischen Revolution zur Wiederherstellung eines unabhängigen Nationalstaates. Preußen stellt, um ein Übergreifen des Aufstandes auf die Provinz Posen zu verhindern, eine »Observationsarmee« an der Grenze auf. In Deutschland entsteht eine breite Sympathiebewegung für die polnischen Patrioten.


  25. Dezember: Unruhen in München, vor allem unter den Studenten. Die Universität wird geschlossen, und gegen die liberale Presse werden verschärfte Zensurbestimmungen erlassen.


  


  Die Pariser Julirevolution von 1830 und ihre Folgen


  


  16. September 1824. Ludwig xviii. der erste König der wiederhergestellten Monarchie nach der großen Französischen Revolution, liegt im Sterben. Er empfiehlt seinem Nachfolger, er möge, wie er, zwischen den Parteien lavieren und dadurch den Thron erhalten. Er segnet die Familie und tut seinen letzten Atemzug.


  Der Erste Arzt des Hofes spricht die bekannte Formel »Der König ist tot – es lebe der König«; die Flügeltür zu dem anstoßenden Zimmer, in das sich die Prinzen und der Hof zurückgezogen haben, öffnet sich, und der voranschreitende Kammerherr ruft: »Messieurs, der König!« Die Anwesenden sinken vor dem siebenundsechzigjährigen Thronfolger auf die Knie und geleiten dann Karl x. in sein Kabinett, das er eine Stunde später verläßt, um – wie es die Etikette verlangt – mit der königlichen Familie nach Saint-Cloud zu fahren und sich dort »der Trauer zu überlassen«. Der König hat in seinem recht beschränkten Kopf nur einen Gedanken: die vollständige Wiederherstellung der altfranzösischen Monarchie, wobei er keinen Zweifel läßt, daß er sich dabei allein auf die Aristokratie und auf die Kirche zu stützen gedenkt. Kein Wunder, daß zuerst die Emigranten voll entschädigt werden und die Kirche mit rigorosen Gesetzen gegen alle Angriffe geschützt wird. Aber der »dritte Stand« der Revolutionsjahre, der inzwischen zur Bourgeoisie aufgerückt ist und über die Macht des Geldes verfügt, läßt sich weder »rechristianisieren« noch der Herrschaft des Adels unterwerfen. Aus der Bourgeoisie rekrutieren sich die Liberalen; sie drängen auch nach der politischen Macht, die ihnen vorenthalten wird. Der König und seine Paladine versuchen, die Rechte der Liberalen zu beschneiden: die Nationalgarde wird aufgelöst, und der Presse wird der Maulkorb verordnet. Aber wohl gerade deshalb werden bei den Kammerwahlen im Jahre 1828 in allen acht Pariser Wahlbezirken Vertreter der liberalen Partei gewählt, unter ihnen die Bankiers Laffitte und Perier und der berühmte Schriftsteller Benjamin Constant.


  Der König laviert noch zwei Jahre weiter, aber schließlich erläßt er vier »Ordonnanzen«, die »notwendig sind für die Ausführung der Gesetze und die Sicherheit des Staates«.


  Die erste hebt die Freiheit der periodischen Presse auf: kein Journal soll erscheinen können ohne besondere königliche Autorisation, welche alle drei Monate erneuert werden muß; ähnlichen Beschränkungen wird jede Druckschrift unter 20 Blättern unterworfen, bei Zuwiderhandeln erfolgt sofortige Beschlagnahme der Exemplare und Versiegelung der Pressen. Die zweite löst die soeben gewählte Kammer auf, noch ehe sie zusammengetreten ist, das heißt, sie annulliert die Wahlen. Die dritte verbietet das bestehende Wahlgesetz und oktroyiert ein neues auf, mit dem der Wahlbeeinflussung durch die bereits übermächtige Verwaltung Tür und Tor geöffnet wird. Die vierte endlich ernennt den Marschall Marmont, Herzog von Ragusa, zum Oberbefehlshaber der Truppen in Paris. Damit ist die Verfassung in ihren wesentlichsten Bestimmungen aufgehoben und praktisch die Diktatur proklamiert. Das Volk weiß, daß die Regierung ihre Maßregeln getroffen hat, um jeden Widerstand sofort zu ersticken. Für jede Klasse also, die betroffen ist, handelt es sich um Sein oder Nichtsein. Als erste handeln die Männer der Presse: sie sind es, die die revolutionäre Bewegung in Paris und die ersten Unruhen auslösen. An dem Tag, an dem die »Ordonnanzen« erlassen werden, fährt der König nach Rambouillet auf die Jagd. Gleich darauf schlägt Marschall Marmont im Tuilerienpalast sein Hauptquartier auf, und die Minister beschließen, für die Stadt Paris den Belagerungszustand zu erklären, sofern auch am andern Tag die Unruhen fortdauern.


  Am Mittwoch, dem 28. Juli 1830, erschallen häufiger als der Ruf „Nieder mit den Ministern« die Schreie »Weg mit den Bourbonen!« Unter den Führern der Liberalen ist man sich nicht einig, ob man eine Revolution machen oder die Linie des »gesetzlichen Widerstandes« einhalten solle. Weit einiger sind sich die Volksmassen: auf dem Rathaus weht bereits die Trikolore, von den Türmen dröhnen die Glocken – offensichtlich steht die Revolution vor der Tür. Es kommt zu bewaffneten Zusammenstößen mit dem Militär, das sich auf die Tuilerien zurückzieht.


  Der entscheidende Tag ist der 29. Juli. Im Morgengrauen beginnt der Kampf aufs neue. Das Stadtinnere wird von den Soldaten geräumt. In dichten Massen drängt die Bevölkerung der Vorstädte auf die Quais und Boulevards. Der König glaubt immer noch nicht an Revolution. Schließlich erobern die Massen den Palast des Königs, den Louvre, und plündern ihn. Genauso ergeht es mit dem erzbischöflichen Palast und anderen öffentlichen Gebäuden. Die Krone Karls x. liegt am Boden.


  Die Abgeordneten, die einzigen Träger einer legitimen Autorität, versuchen, sich der Leitung der Revolution zu bemächtigen. Der König will die Situation retten, indem er die »Ordonnanzen« zurücknimmt und seine Minister entläßt. Aber von der Straße her erschallt immer wieder der Ruf: »Keine Bourbonen mehr!«


  Am Morgen des neuen Tages lesen die Pariser, was ihnen die Führer der Liberalen vorschlagen: keine Rückkehr für Karl x. »welcher das Blut des Volkes vergossen hat« und »die Berufung des Herzogs von Orleans, der die dreifarbige Fahne anerkennt und die Verfassung, so wie sie Frankreich immer verstanden und gewollt hat, akzeptiert«. Und so geschieht es.


  Durch die Revolution, in der das Volk von Paris ohne eigentliche Führung im Laufe weniger Tage das Königtum der Bourbonen gestürzt hatte, ist die europäische Ordnung, wie sie 15 Jahre zuvor durch die vereinigte Diplomatie Europas unter Führung Metternichs aufgerichtet worden war, an der entscheidenden Stelle durchbrochen. Allenthalben hat man den Eindruck eines »furchtbaren Naturereignisses«, eines Erdbebens, dessen Wirkungsbereich sich über den größten Teil Europas erstrecken muß, da ja überall ähnliche Verhältnisse und zwangvolle Umstände herrschen. Die Ereignisse in Paris zeigen, daß die Kräfte, die man vor 15 Jahren mit Gewalt niedergeworfen hat, nicht schwächer, sondern im Gegenteil stärker geworden sind. Man hat die Revolution nicht verhindert, sondern nur verzögert. Die Volksmassen sind seit dem Jahre 1815 bewußter und tatkräftiger geworden.


  Der erste Stoß, gleichsam die Fortpflanzungswelle eines großen Erdbebens, trifft eine Schöpfung der Wiener Staatskunst, von der man sich große Dinge versprochen hatte: das Königreich der Vereinigten Niederlande. Obwohl keine natürliche Grenze die Länder scheidet, stehen die südlichen Provinzen mit ihrer flämischen Bevölkerung in scharfem Gegensatz zu den Provinzen mit wallonischen Bewohnern. Der Versuch, sie mit Hilfe eines Königs und einer reaktionären Verfassung zu verbinden, mußte scheitern. Bei diesen gespannten Verhältnissen wirken die Nachrichten von der Julirevolution des benachbarten Frankreich wie Sprengstoff. Am 5. August wird im Theater in Brüssel die Oper »Die Stumme von Portici« gegeben, die den Volksaufstand in Neapel im Jahre 1647 gegen die spanische Herrschaft zeigt. Diese Aufführung wird zum Signal der Erhebung. Als der Vorhang gefallen ist, stürzen das Publikum und die vor dem Theater versammelte Menschenmenge zum Haus einer Regierungszeitung, zerstören die Pressen, demolieren dann das Haus des Polizeidirektors, brennen das Palais des Justizministers nieder und reißen die königlichen Insignien von den öffentlichen Gebäuden herab. Von Lüttich bis Ostende erhebt sich der Aufstand. Improvisierte Bürgergarden entreißen den Behörden die Macht. Wie in Paris wird auch in Brüssel drei Tage heftig gekämpft; in der Nacht vom 26. auf den 27. August ziehen die geschlagenen Truppen nach Antwerpen ab. Am 10. November erklärt der belgische Nationalkongreß Belgien als unabhängigen Staat mit einer konstitutionellen Monarchie.


  In Deutschland sind Bürger und Arbeiter überrascht, daß das Volk von Paris, ohne Führer, mit Waffen, wie sie sich zufällig fanden, die königlichen Garden und die Söldner des Regimes besiegen und den König in die Verbannung treiben konnte. Die Nachricht von der Julirevolution wirkt als Aufruf zum Kampf für die Freiheit. Es gibt kaum einen Ort in Deutschland, wo man die Pariser Ereignisse nicht diskutiert. Die Erregung macht sich in Tumulten Luft, die sich jedoch nicht zu planmäßigen Aufständen entwickeln. Trotzdem gibt es Ereignisse, ohne die spätere Aufstände und revolutionäre Bewegungen nicht verständlich wären.


  Der Herzog Karl von Braunschweig, der schon zahlreiche Proben seiner Unfähigkeit abgelegt hat, befindet sich zur Zeit des Ausbruches der Julirevolution in Paris. Er kehrt schleunigst nach Braunschweig zurück. Als er am 6. September das Theater verläßt, wird sein Wagen mit Steinen beworfen und das Schloß, das er glücklich erreicht, von drohenden Volksmassen belagert. Am nächsten Abend wiederholen sich solche Szenen. Als am Morgen bekannt wird, daß der Herzog entflohen sei, drängt eine Volksmenge durch einen unbesetzten Seiteneingang in das Schloß, dessen linker Flügel in Brand gesteckt wird. Daraufhin wird der Bau gestürmt, und am andern Tag liegen zwei Drittel des Schlosses in Asche. Der jüngere Bruder des Fürsten wird gezwungen, die Härten und Ungerechtigkeiten gegen das Land aufzuheben. Karl von Braunschweig kehrt am 18. November 1830 zurück und versucht eine bewaffnete Gegenrevolution, die aber gänzlich mißlingt.


  Auch in Hannover kommt es zu ernsten Unruhen. Man ist unzufrieden mit dem Adelsregiment, das im Auftrag Londons handelt und das Land bedrückt. Unter Führung mehrerer Advokaten und Privatdozenten organisiert sich vor allem unter den Studenten eine Nationalgarde. Der König wird gezwungen, seinen allmächtigen Minister, den Grafen Münster, zu entlassen. Eine Kommission aus 21 Mitgliedern unter dem berühmten Professor Dahlmann arbeitet ein neues Staatsgrundgesetz aus, das schließlich als rechtsverbindlich proklamiert wird.


  In Sachsen entsteht, ebenfalls als Folge der Juliereignisse, eine neue Verfassung. Nach Erhebungen in Leipzig und Dresden wird die Bürgerschaft bewaffnet und damit zu einer Macht im Staate. Die neue Verfassung sichert eine wirksamere Vertretung des Volkes als bisher und die Öffentlichkeit aller Verhandlungen.


  Wesentlich komplizierter entwickeln sich die Vorgänge in Kurhessen. Am 6. September 1830 kommt es in Kassel zu einem Sturm auf die Bäckerläden; die Bürgerschaft bewaffnet sich und organisiert die Bewegung. Eine gewählte Deputation will vom Kurfürsten eine bessere Verfassung verlangen. Der Kurfürst weigert sich, auf Schloß Wilhelmshöhe die Deputation zu empfangen. Als er in die Stadt kommt, findet er den Platz vor dem Schloß von bewaffneten Bürgern besetzt. Jetzt erhält die Abordnung Zutritt, und bald verkündet ein weißes Taschentuch, mit dem aus einem der Schloßfenster gewinkt wird, den Bürgern, daß die Forderungen bewilligt seien und die Stände einberufen würden. Von den verhaßten Zollstätten befreit sich das Volk, indem es überall im Hanauischen und Fuldaischen die Zollhäuser und Barrieren niederreißt und die Akten verbrennt. Die Verfassung entwickelt sich zu einer der freisinnigsten in Deutschland: eine Kammer, Steuerbewilligungsrecht, Pressefreiheit und Trennung von Justiz und Verwaltung. Der Kurfürst wird seiner Regierung müde, ernennt seinen Sohn zum Mitregenten und geht mit seiner Mätresse und seinem Geld auf Reisen.


  Im Großherzogtum Hessen beschränkt sich die Bewegung auf einen Aufruhr: die Wohnungen der fürstlichen Beamten werden geplündert und die Akten und Steuerregister verbrannt.


  In Bayern macht sich der Gegensatz zwischen dem selbstherrlichen König Ludwig i. und dem liberalen Bürgertum in den Münchner Studentenunruhen zu Weihnachten 1830 Luft. Was zuerst nur ein studentischer Scherz zu sein scheint, wird bald zu einem politischen Ereignis, in dem bewaffnete Polizei, verstärkt durch Militär, interveniert. Es kommt zur Schließung der Universität. Der König besteht auf der Aufdeckung einer Verschwörung, die es gar nicht gibt. »An dem gesunden Sinn der ehrlichen derben Bayern ist die Bewegung vollkommen gescheitert«, so schreibt Boisserée an Goethe. In Wirklichkeit entzündet sich ein kämpferischer Liberalismus, und zahlreiche Bürger in Würzburg, Bamberg und Kempten schicken ihre Petitionen an den König, bezeichnen seinen Zenzurerlaß und den Ausschluß oppositioneller Abgeordneter als Verfassungsverletzung und fordern die Kammer auf, den schuldigen Minister zur Rechenschaft zu ziehen. Zu weiteren Aktionen kommt es in Bayern nicht mehr.


  Auch in Württemberg kommt man über die Krise des Jahres 1830 leicht hinweg. Der Landtag, im Januar versammelt, hat den Staatshaushalt für die dreijährige Etatsperiode festgelegt und die Mittel dafür bewilligt. Da die Verfassung eine Berufung der Stände nur in einem Zeitraum von drei Jahren vorsah, fehlt es an der politischen Führung. So läuft einstweilen alles im alten Geleise weiter. In Baden beherrschen Männer wie Itzstein, Rotteck, Welcker und andere, die durch Sachkenntnis, Charakter und Beredsamkeit ausgezeichnet sind, die Kammer und wecken im Volk die Teilnahme am politischen Leben; gleichzeitig entwickeln sie Theorie und Leitsätze des Liberalismus. Der Abgeordnete Welcker stellt den Antrag, die Regierung möge sich dafür verwenden, daß neben der Bundesversammlung eine deutsche Nationalrepräsentation errichtet wird. Die Regierung widersetzt sich schon der bloßen Erörterung dieses Antrages. Rotteck erklärt: »Der Antrag geht also an die Abteilungen des deutschen Volks, Berichterstatter wird die freie Presse sein, und das große Parlament der öffentlichen Meinung wird über ihn zu Gericht sitzen.« Diese Entwicklung wird mit Hilfe der Jugend vorangetrieben: die »unreifen Jünglinge«, welche der deutschen Burschenschaft ihre Statuten schufen, betrachten sich als »Werkzeuge der werdenden deutschen Einheit«.


  Durch die französische Julirevolution erhalten alle diese Gedanken einen neuen und kräftigen Anstoß. Die deutschen Bundesregierungen, zusammengefaßt in der »falschen Einheit« des deutschen Bundestags, fühlen sich bedroht. Österreich und Preußen verständigen sich zu wirksamen Maßregeln gegen diese Drohung: Österreich stellt am 18. September 1830 beim Bundestag den Antrag, daß alle Regierungen verpflichtet sein sollen, jeder anderen bei drängender Gefahr militärische Hilfe zu leisten. Außerdem verbietet ein Bundesbeschluß das Sammeln von Unterschriften zu »Adressen politischen Inhalts« an den Bund; ein anderer verschärft die Beaufsichtigung der Presse: es folgt eine Reihe von Verboten liberalrevolutionärer Zeitungen.


  Der Sturm, den die Julirevolution von 1830 in Paris entfesselt hat, scheint verebbt, aber die Entwicklungen, die sie angeregt hat, bleiben lebendig.


  


  Chronik 1831–1837


  Die hessische Verschwörung. 1834–1837


  


  1831 4.–9. Januar: Im Königreich Hannover erreicht die Unzufriedenheit der Volksmassen ihren Höhepunkt mit der Errichtung einer Bürgerwehr in Osterode/Harz und der Bewaffnung der Studenten und Bürger in Göttingen. Es kommt zu revolutionären Unruhen, die militärisch niedergeworfen werden; doch die Oppositionsbewegung erzwingt die Entlassung der reaktionären Regierung, die Herabsetzung der Steuern und die Beseitigung der bäuerlichen Feudallasten.


  17. April: Sächsisches Militär schlägt Unruhen in Dresden nieder und entwaffnet die Dresdner Bürgerwehr. Es folgt die Entwaffnung der Bürgerwehren im übrigen Königreich.


  26. Mai: König Ludwig i. von Bayern wird durch die liberale Mehrheit des Landtages gezwungen, die reaktionäre Regierung zu entlassen und die verschärften Zensurbestimmungen aufzuheben.


  1832 27. Mai: An dem »Hambacher Nationalfest« nehmen etwa 30000 Personen, vorwiegend aus Südwestdeutschland, teil. Es sind meist Intellektuelle, Kleinbürger, Gesellen und Bauern. Eine polnische und eine französische Delegation sind anwesend. Die meisten Redner erheben revolutionär-demokratische, zum Teil republikanische Forderungen und rufen zum Widerstand auf.


  22. Juni: Nationalfest der Opposition in Wilhelmsbad/ Kurhessen unter Teilnahme von etwa 10000 Personen. Auch an anderen Orten Westdeutschlands finden solche politischen Demonstrationen statt.


  Die Bayerische Regierung verhängt den Belagerungszustand über die Rheinpfalz.


  1833 3. April: Handstreich revolutionärer Demokraten gegen die Haupt- und Konstablerwache am Sitz des Bundestages in Frankfurt. Der Putsch findet bei der Bevölkerung kaum Unterstützung und wird niedergeschlagen. Der Bundestag beschließt die militärische Besetzung Frankfurts.


  20. Juni: Zur Verfolgung aller oppositionellen Bestrebungen errichtet der Bundestag eine Zentraluntersuchungskommission. Daraufhin setzt in fast allen deutschen Staaten eine ausgedehnte Verhaftungswelle ein. Bis zum Juli 1838 werden etwa 1800 Personen wegen »revolutionärer Umtriebe« gerichtlich verfolgt. Viele Patrioten flüchten nach Frankreich und in die Schweiz.


  November/Dezember: Der Student Georg Büchner organisiert in Gießen und Darmstadt eine revolutionäre Geheimorganisation, die »Gesellschaft der Menschenrechte«, nach französischem Vorbild.


  1834 April: In Bern wird durch revolutionärdemokratische deutsche Emigranten eine Geheimorganisation »Junges Deutschland« gegründet. Sie schließt sich auf Initiative des italienischen Revolutionärs Mazzini mit dem »Jungen Italien« und dem »Jungen Polen« zum »Geheimbund Junges Europa« zusammen.


  Mai-Juni: Das »Junge Deutschland« agitiert unter den deutschen Handwerksgesellen in der Schweiz und gründet zahlreiche Handwerkerbildungsvereine. Revolutionäre Flugschriften werden von den Gesellen nach Deutschland gebracht und verbreitet.


  Juli: Revolutionäre deutsche Demokraten, darunter zahlreiche Handwerker, gründen in Paris die Geheimorganisation »Bund der Geächteten«, die Flugschriften und eine Zeitschrift herausgibt, welche vor allem von wandernden Handwerksgesellen in Deutschland verbreitet werden.


  3. Juli: Geheime Tagung südwestdeutscher Demokraten auf der Badenburg bei Gießen. Georg Büchner, der überzeugt ist, »daß der Gegensatz zwischen Reichen und Armen die entscheidende Triebkraft der Revolution ist«, veranlaßt die Herausgabe von Flugblättern.


  Juli-August: In zwei Auflagen wird die von Büchner verfaßte revolutionäre Flugschrift »Der Hessische Landbote« verbreitet. Die Polizei entdeckt die Organisation und zerschlägt sie.


  1837 Büchner flieht in die Schweiz.


  


  Die hessische Verschwörung. 1834–1837


  


  Das Hessen des Jahres 1830, offiziell genannt »Großherzogtum Hessen und bei Rhein«, ist ein zerstücktes Land, das vom württembergischen Neckartal bis ins westfälische Gebirge reicht. Es bildet drei größere Provinzen: Starkenburg, Oberhessen mit dem Vogelsberg und das linksrheinische Rheinhessen. Die Hauptstadt ist Darmstadt, Sitz der Landesuniversität ist Gießen, und Mainz, eine Festung des Deutschen Bundes, ist ein wichtiger strategischer Stützpunkt. Die innere Struktur der einzelnen Provinzen ist völlig verschieden voneinander. In Rheinhessen ist noch die ehemalige französische Herrschaft zu spüren. Dort herrscht Napoleons modernes bürgerliches Gesetzbuch, und die Kleinbauern sind von feudalistischem Zwang befreit. Die Bauern sind Eigentümer ihres Grund und Bodens. Die Rheinschiffahrt blüht.


  Welcher Unterschied zwischen ihnen und der Bevölkerung des Vogelsberges! Hier müssen die armen Bauern noch den »Naturalzehnten« abliefern und stöhnen unter den feudalistischen Lasten. Die rückständige landwirtschaftliche Technik verhindert jede Konkurrenz; Teuerung und Mangel sind an der Tagesordnung. Da Preußen seit 1818 alle Landesteile zu einem einheitlichen Zollgebiet (vereint, kommt die oberhessische Industrie völlig zum Erliegen. Ab 1819 macht sich im Großherzogtum eine revolutionäre Bewegung bemerkbar, die weit mehr bedeutet als die Studentenopposition in den anderen Bundesstaaten. Hungerrevolten wechseln mit Steuerverweigerungen. Am 18. März 1820 sieht sich der Großherzog gezwungen, eine Verfassung aus eigener Machtvollkommenheit zu erlassen, Wahlen anzuordnen und die Ständeversammlung einzuberufen. Aber über die Zusammensetzung des Ständeparlaments entscheidet der Steuerzettel, und die Regierung ist nicht dem Parlament, sondern allein dem Großherzog verantwortlich.


  Anfang September 1830 erlebt Hessen seine zweite revolutionäre Bewegung: sowohl unter den gehobenen Schichten des oppositionellen Bürgertums als auch unter Bauern. Ein Bauernaufstand bricht aus. »Unter Trommelschlag«, so schreibt die Schwester Georg Büchners, »unter stetem Anschwellen ihrer Haufen, mit den Rufen Freiheit und Gleichheit zogen die Bauerntrupps von Ort zu Ort. In Büdingen zwangen sie den Grafen Isenburg, eine Strecke weit mit ihnen zu ziehen, von da wandten sie sich gegen Ortenberg, zerstörten in Nidda das Haus des Landrichters und breiteten sich dann in drei Richtungen nach der Wetterau, dem Vogelsberg und nach Butzbach hin aus. Das traurige Zwischenspiel fand dort ein Ende, während man in Darmstadt im Schlosse alles zur Flucht vorbereitete und selbst der Bundestag in Frankfurt gezittert hatte. Der Prinz Emil, ein Bruder des Großherzogs, wurde nach Oberhessen entsendet, und die Militärkolonnen sollten den Aufstand einschließen, als ein blutiges Zusammentreffen bei dem Dorfe Södel die Sache schnell beendigte, aber eine furchtbare Erbitterung zurückließ. Die Dragoner, die man von Butzbach berufen, hatten ohne weiteres, vor der gesetzlichen Aufforderung an die Leute, auseinanderzugehen, in das unbewaffnete Volk eingehauen und dabei Leute verletzt und getötet, die sich gerade bemühten, die Haufen durch vernünftiges Zureden zu zerstreuen!« Das »Blutbad von Södel« bleibt in der Erinnerung der Hessen lebendig.


  Die Regierung erkennt die Gefahr, aber die Maßnahmen, die sie ergreift, sind nur mangelhaft. Der Regierungschef, Freiherr Du Thil, läßt beim Herannahen der aufständischen Bauern vom Großherzog die Anordnung des Belagerungszustandes und den Mobilmachungsbefehl unterschreiben. Nachdem der Aufstand unterdrückt ist, versucht Du Thil die Ursachen des Elends zu beseitigen. Aber die Maßnahmen sind lahm. Georg Büchner beschließt, einen neuen Aufstand zu entfachen.


  Ein Freund Büchners gibt seine Gedanken mit folgenden Worten wieder: »Die Versuche, welche man bis jetzt gemacht hat, um die Verhältnisse Deutschlands umzustoßen, beruhen auf einer durchaus knabenhaften Berechnung, indem man, wenn es wirklich zu einem Kampf, auf den man sich doch gefaßt machen müßte, gekommen wäre, den deutschen Regierungen und ihren zahlreichen Armeen nichts hätte entgegen stellen können als eine Handvoll undisziplinierter Liberaler. Soll jemals die Revolution auf eine durchgreifende Art ausgeführt werden, so kann das bloß durch die große Masse des Volkes geschehen, durch deren Überzahl und Gewicht die Soldaten gleichsam erdrückt werden müssen. Es handelt sich also darum, diese große Masse zu gewinnen.« Die Studenten in Darmstadt und Gießen lehnen aber Büchners Plan ab, eine Parteiorganisation aus Studenten und Bürgern zu schaffen.


  Büchner sammelt nun junge Studenten und ein paar Gießener Bürger – es sind nicht sehr viele, aber es ist der Ansatzpunkt einer Volksbewegung. Mit ihnen will er eine »festgefügte Partei« gründen, die nicht nur an die deutsche Entwicklung anknüpft, sondern auch die Lehren der französischen revolutionären Kämpfe verarbeitet. Er nennt sie: »Gesellschaft der Menschenrechte«.


  Das Haupt der revolutionären Bewegung in Hessen ist der Pfarrer Weidig. Er stellt behutsam Verbindungen zwischen möglichen Koalitionspartnern her. Büchner dagegen will seine »exakt funktionierende« Partei mit einer Art Zentralkomitee an der Spitze. Weidig und Büchner sind im Grundsätzlichen wie in Fragen der Taktik vielfach verschiedener Meinung. Aber Weidig ist kein diktatorischer Typus, er will die strittigen Fragen durch die Mitglieder selbst lösen lassen. Die Abhaltung eines geheimen Kongresses ist ohnehin nötig, da Weidig von einer Rundreise nach Süd- und Südwestdeutschland zurückgekehrt ist, die er unternommen hat, um alte Verbindungen zu stärken, neue anzuknüpfen und »Nachrichten einzuholen«. Die Zusammenkunft soll dieser Berichterstattung dienen und gleichzeitig der Erörterung der politischen Streitfragen. Die Delegiertenkonferenz findet am 3. Juli 1834 auf der Badenburg statt. Weidig berichtet über seine Reise und teilt außerdem mit, daß die Gründung einer regelmäßigen Zeitschrift mit Frankfurt als Erscheinungsort beschlossen sei. Weiterhin erklärt er, daß die Verbindungen nach Baden und Württemberg wiederhergestellt und damit auch organisatorische Maßnahmen notwendig seien. Die Propaganda sei nach Bildung, Stand und Klasse zu differenzieren, und zu den Massen müsse man in einer Sprache reden, die sie auch verständen. Damit ist Büchners Grundproblem angeschnitten. »Die früheren Flugschriften«, so erklärt Büchner, »die zu diesem Zweck etwa erschienen waren, entsprechen demselben nicht; es war darin die Rede vom Wiener Kongreß, Preßfreiheit, Bundestagsordonnanzen und dergleichen; lauter Dinge, um welche sich die Bauern nicht kümmern, solange sie noch mit ihrer materiellen Not beschäftigt sind; denn diese Leute haben aus sehr naheliegenden Ursachen keinen Sinn für die Ehre und Freiheit ihrer Nation, keinen Begriff von den Rechten des Menschen. Sie sind gegen all das gleichgültig, und in dieser Gleichgültigkeit allein beruht ihre angebliche Treue gegen die Fürsten und ihre Teilnahmslosigkeit an dem liberalen Treiben der Zeit; gleichwohl scheinen sie unzufrieden zu sein, und sie haben Ursache dazu, weil man den dürftigen Gewinn, welchen sie aus ihrer ganzen Arbeit ziehen, und der ihnen zur Verbesserung ihrer Lage so notwendig wäre, als Steuer von ihnen nimmt.«


  Hier sieht Büchner den einzig möglichen Ansatzpunkt für eine Massenbewegung und damit eine Erfolgsmöglichkeit der Revolution. Die Frage der Volksrevolution erinnert die Delegierten sofort an die »Pöbelherrschaft der Jakobiner und an die Guillotine«.


  Aber man will mit dem jungen Büchner nicht brechen. Es kommt zu einem Kompromiß. Weidigs Plan, die Propaganda in Volksaufklärung und Anfeuerung der gebildeten Stände zu teilen, wird akzeptiert. Man beschließt die Herausgabe von Flugschriften und die Anschaffung einer geheimen Druckerpresse. Die Delegierten geben Büchner den Auftrag, eine Flugschrift für die Bauern in ihrer Sprache zu verfassen.


  Ende Mai des Jahres 1834 liest Pfarrer Weidig das Manuskript Georg Büchners vor: »Friede den Hütten! Krieg den Palästen!« Darin wird die Unerbittlichkeit der Gegensätze zwischen den besitzenden und besitzlosen Klassen mit großer Schärfe formuliert. Weidig ist sich im klaren, daß die Schrift, wenn sie in dieser Gestalt erscheint, den Zerfall seiner mühsam ausbalancierten Bewegung herbeiführen kann. Er entschließt sich deshalb, den Büchnerschen Text zu überarbeiten. Aber auch in der neuen Form spricht der »Hessische Landbote« noch »radikal und unbeugsam« zu den armen Bauern der hessischen Hungergebiete.


  Das Manuskript wird durch Büchner selbst in die Geheimdruckerei nach Offenbach gebracht. Nach vier Wochen erhält man die Nachricht, die gedruckten Exemplare könnten abgeholt werden. Auf drei verschiedenen Wegen werden sie nach Butzbach und Gießen geschafft, um von dort aus an die Bauern verteilt zu werden.


  Aber schon ist Verrat am Werk: Im engsten Kreise der Verschwörer sitzt der Verräter, der für den Minister Du Thil arbeitet. Es ist ein gewisser Johann Conrad Kuhl aus Butzbach.


  Anfang März 1833 läßt er sich beim Darmstädter Hofgerichtsrat von Stein melden, und erklärt, er könne wichtige Aussagen über die bevorstehende Revolution machen, verlange aber Zusicherung der Straffreiheit und materielle Entschädigung. Du Thil verschafft ihm tatsächlich eine entsprechende Urkunde des Großherzogs. Kuhl ist über alle Angelegenheiten des Transportes der Büchnerschen Flugschriften unterrichtet: Carl Minnigerode werde am 1. August 1834 mit einem Teil der Flugschriften in Hessen eintreffen. Als dieser das Stadttor in Gießen passieren will, wird er sofort verhaftet. Man findet bei ihm 150 Exemplare des »Hessischen Landboten«. Minnigerode wird in das Arresthaus gebracht. Büchner, der insgeheim benachrichtigt wird, gibt die Meldung an die Freunde weiter, und einer von ihnen, der Flugschriften aus Offenbach geholt hat, kann in die Schweiz entfliehen. Der Hofgerichtsrat und Universitätsrichter Georgi läßt bei Büchner in dessen Abwesenheit eine Haussuchung vornehmen, findet aber nichts von Bedeutung. Büchner kann sich fürs erste rechtfertigen. Kuhl wird gefragt, ob der Student Georg Büchner wirklich nicht an den Umtrieben beteiligt sei. Er erklärt, obwohl er das Gegenteil weiß, Büchner habe mit der Bewegung nichts zu tun, er kenne den jungen Mann nicht. Die Flugschriften werden weiter in den Dörfern verteilt. Die Wirkung ist sehr zwiespältig. Bürger und Studenten lehnen die Botschaft meist ab; bei den Bauern findet sie schon eher Gehör. Aber die Angst ist groß, und so landen viele Exemplare der Broschüre bei den Beamten Du Thils. Immerhin läßt Weidig im Spätherbst 1834 eine zweite Auflage drucken und verteilen. Büchner kehrt auf Wunsch des Vaters in das Elternhaus nach Darmstadt zurück, um sich dort auf sein Examen vorzubereiten. Gleichzeitig schreibt er die glühenden Szenen seines Schauspiels »Dantons Tod«. Der Dichter, erklärt Büchner, sei »nichts als ein Geschichtsschreiber«, stehe aber über letzterem dadurch, »daß er uns die Geschichte zum zweitenmal erschafft und uns gleich unmittelbar, statt eine trockene Erklärung zu geben, in das Leben einer Zeit hinein versetzt, um statt Charakteristiken Charaktere und statt Beschreibungen Gestalten gibt. Seine höchste Aufgabe ist, der Geschichte, wie sie sich wirklich begeben, so nahe als möglich zu kommen.«


  Die Monate von Ende August 1834 bis zu jenem Märztag 1835, an dem Büchner aus seinem Vaterland flieht, sind die quälendsten seines Lebens. Es bleiben ihm nur zwei Möglichkeiten: entweder schwere Haft, geistige und körperliche Folterung, vielleicht Wahnsinn und Tod, oder die Emigration und damit die endgültige Liquidierung seines gescheiterten politischen Unternehmens. Geld will er sich durch das Honorar für seinen »Danton« beschaffen, den er Karl Gutzkow anbietet. Und Gutzkow spürt die Kraft und Leidenschaft des politischen Dramas.


  Inzwischen versuchen die Verschworenen, den verhafteten Minnigerode aus dem Gefängnis zu befreien; doch das mißlingt. Der kleinen illegalen Gruppe droht Entdeckung. Am 27. Februar erhält Büchner eine richterliche Vorladung, in das Arresthaus nach Darmstadt zu kommen. Georg spricht in seiner Not mit der Mutter und erhält von ihr Geld, um flüchten zu können. Am 1. März in aller frühe verläßt er Darmstadt.


  Was Büchner sich erschauernd vorstellte, wird für jene, denen die Flucht nicht gelang, furchtbare Realität. Der Universitätsrichter Georgi mußte sich in seiner Jugend als Student wegen Diebstahls und Veruntreuung verantworten. Später wird er von allen Honoratioren abgelehnt und verachtet und verlegt sich aufs Trinken. Als er die Untersuchung gegen »Weidig und Genossen« zu führen hat, steht er bereits am Rande des Deliriums. Georgi arbeitet mit der erprobten Apparatur des Inquisitors: Ketten für die Häftlinge, endlose und peinigende Verhöre, schließlich körperliche Zwangsmittel. Aber Minnigerode gesteht nichts, obwohl er physisch und psychisch am Ende ist, der geistigen Umnachtung nahe. Georgi erklärt das alles für Heuchelei und wendet neue Strafen an, um dem Häftling »den Geschmack an der Verstellung« zu nehmen. Aber der wirkliche Zustand des Gefangenen läßt sich nicht verschweigen. Ein ärztliches Gutachten, das die Familie erzwingt, erklärt Minnigerode für haftunfähig. Er wird zur Pflege ins elterliche Haus gebracht. Georgi protestiert ohne Erfolg. 1837, nach dreijähriger Haft, erklärt ein neues ärztliches Gutachten Minnigerode für geistesgestört. Er erhält die Erlaubnis, nach Amerika auszuwandern.


  Furchtbarer noch ist das Schicksal Weidigs. Er hat auch nach Büchners Flucht weiter die politische Arbeit geleitet: Aufrechterhaltung der politischen Verbindungen Neuherausgabe des Landboten, Pläne zur Befreiung Minnigerodes, Vorbereitung neuer Flugschriften. Nach seiner Verhaftung stürzt sich Georgi auf ihn. Zwar bleibt Weidig bei seiner Taktik des Ableugnens, die ihn schon aus zwei früheren Untersuchungen gerettet hat, aber diesmal liefern die Aussagen anderer Material gegen ihn. Allmählich sinkt die Widerstandskraft des Gefangenen, der durch endlose Verhöre und Demütigungen geschwächt ist und endlose Haft vor sich sieht. Auch er, in Ketten gelegt, ist dem Wahnsinn nahe; er hat Sinnestäuschungen, die Georgi wiederum für Verstellung hält. Nun versucht Georgi ein letztes Mittel, das streng gesetzlich ist: den Ochsenziemer.


  Als der Gefangenenwärter am 23. Februar zu gewohnter Stunde Weidigs Zelle öffnet, findet er den Gefangenen blutüberströmt auf seinem Bett. Er hat sich mit den Scherben einer zerbrochenen Wasserflasche die Pulsadern geöffnet. Aber er lebt noch. Georgi wird aus dem Gasthaus geholt, und er besichtigt den »Fall«. Nach einer Stunde erscheint endlich der Gerichtsarzt. Weidig ist bereits verblutet. Man stellt neben Wunden an den Händen und Füßen eine klaffende Halswunde fest. Die will der Wärter am Morgen noch nicht gesehen haben. Niemand weiß, ob Weidig, aus der Ohnmacht erwachend, sich diese Wunde selbst beigebracht hat, oder ob Georgi »nachhelfen« ließ.


  An die Wand der Todeszelle schrieb Weidig mit seinem Blut: »Da mir der Feind jede Verteidigung versagt, so wähle ich einen schimpflichen Tod von freien Stücken …« und darunter seinen Namen. Im Februar 1837 sterben drei bedeutende Führer der deutschen Freiheitsbewegung: Ludwig Börne im Pariser, Georg Büchner im Züricher Exil, Pfarrer Friedrich Ludwig Weidig im Arresthaus in Darmstadt. Ihr Tod setzt einer Etappe der revolutionären Bewegung in Deutschland ein Ende.


  


  


  


  Chronik 1836–1837


  Die Göttinger Sieben. 1837–1839


  


  1836 4. August: Das Preußische Kammergericht verurteilt 204 Burschenschaftler wegen Hochverrats und verhängt gegen 39 von ihnen die Todesstrafe. In den meisten Fällen erfolgen Begnadigungen zu lebenslänglicher Festung.


  1837 1. November: Der König von Hannover erklärt die fortschrittliche Verfassung von 1833 für ungültig und führt die alte von 1819 wieder ein.


  18. November: Sieben Göttinger Professoren, unter ihnen Jacob und Wilhelm Grimm, protestieren gegen diesen Staatsstreich; sie werden ihrer Ämter enthoben und des Landes verwiesen. Das löst eine Protestwelle in ganz Deutschland aus und führt zur Gründung zahlreicher »Vereine« für die Unterstützung der »Göttinger Sieben«.


  


  Die Göttinger Sieben. 1837–1839


  


  Nach dem Revolutionsjahr 1830 hat es der Konstitutionalismus in Deutschland schwer. Den dürftigen Anfängen verfassungsmäßiger Freiheit steht eine geschlossene Front souveräner Fürsten gegenüber, sich lieber der Vormundschaft Metternichs und dem Zwang Österreichs unterwerfen als der »unbequemen Pflicht, über freie Völker zu herrschen«. Zwar kommt die Unruhe um die Rechts- und Verfassungsfragen in keinem Lande ganz zum Erliegen, aber alle Versuche der Fortschrittlichen enden mit der Niederlage des Liberalismus. Und am Ende dieses Jahrzehnts greift einer der Souveräne im Kampf gegen die Verfassung sogar zur Waffe des Staatsstreichs. Als am 20. Juni 1837 Wilhelm iv. König von England und zugleich König von Hannover, stirbt, geht die Krone von England in weibliche Erbfolge über, während der Bruder des verstorbenen Königs, der Herzog von Cumberland, Ernst August, König von Hannover wird. Der Herzog, mehr Autokrat als Aristokrat, erklärt von Anfang an, daß er die Verfassung, der er nach dem Staatsgrundgesetz zustimmen muß, nie anerkennen werde. Nach seinem Einzug in die Residenz schicken die Stände eine Deputation, ihn zu begrüßen. Sie wird nicht vorgelassen. Zwei Tage später erläßt der Herzog ein Dekret, das die Vertagung der Stände ausspricht. Aber nach dem Artikel 13 des Staatsgrundgesetzes muß der König bei seinem Regierungsantritt die »Beachtung der Landesverfassung« geloben, um seine Herrschaft als König antreten zu können.


  Während die erste Kammer die Verlesung des Vertagungsdekrets schweigend hinnimmt, erklärt in der zweiten Kammer der Bürgermeister von Osnabrück: »Ich glaube nicht, daß Seine Majestät die (Regierung schon angetreten haben.« Die Kammer schweigt, der Redner setzt sich, und der Präsident erklärt die Sitzung für geschlossen. Eine recht zahme Opposition gegenüber einem so offenbaren Rechtsbruch. Aber ganz Deutschland horcht auf: Wenn die einfache Nichtzustimmung eines Thronfolgers zu einer rechtsgültigen Landesverfassung genügt, sie umzustoßen, dann ist in Deutschland überhaupt keine Verfassung und kein Recht mehr sicher. Der König, der noch nicht König ist, ernennt den Geheimrat von Schele zu seinem Kabinettsminister, der durch keinen ausdrücklichen Eid an die Verfassung gebunden ist. Der König gibt in einem »Patent«, das von Schele gegengezeichnet ist, dem Lande von seinem Regierungsantritt Kunde und erklärt, daß das Staatsgrundgesetz von ihm niemals anerkannt worden und für ihn nicht bindend sei. Am 11. November 1837 erläßt Ernst August eine Proklamation, in welcher die Ständeversammlung für aufgelöst erklärt wird, und ein zweites Patent, welches das Staatsgrundgesetz von 1833 aufhebt und eine neue Verfassung ankündigt, die den »wahren Bedürfnissen des Landes« entsprechen werde. Diese wahren Bedürfnisse bestanden vor allem in Ernst Augusts Wunsch, dem Staat seine Schulden aufzubürden. Der Rechtsbruch von Hannover ruft in den Kammern der deutschen Länder, ja selbst unter den deutschen Regierungen große Aufregung hervor.


  Die bäuerliche Bevölkerung des Landes Hannover kümmert sich wenig um diese Dinge. Die Wahlen werden ohne erheblichen Widerspruch durchgeführt. Doch sieben Professoren der Göttinger Universität, welche nach der Verfassung von 1819 gleichfalls einen Abgeordneten zu wählen haben, haben den Mut, dem Kuratorium der Universität und dem ganzen Lande zu erklären, daß sie die Aufhebung der Landesverfassung durch königliches Patent rechtlich für unmöglich halten, sich weiterhin durch den Eid, den sie auf die Verfassung geleistet haben, gebunden fühlen und deshalb an der Wahl eines Abgeordneten für die Universität nicht teilnehmen könnten – und dies um so weniger, als es ihnen als Lehrer der Jugend nicht anstünde, mit Eiden zu spielen.


  Dies war ein Wort zur rechten Zeit, das der unverantwortlichen Gewalt des Fürsten das Pflichtgefühl und Rechtsbewußtsein des ehrlichen Mannes und aufrechten Staatsbürgers gegenüberstellte. Dieses Wort hat um so mehr Bedeutung, als es der reinen Überzeugung entsprang und keinerlei andere Motive, wie Ehrgeiz oder Popularitätssucht, hatte. Das Wort der »Göttinger Sieben« fand und findet heute noch begeisterte Anerkennung. Das Gedächtnis jener Männer verdient festgehalten zu werden: es sind die Professoren Albrecht, Dahlmann, die beiden Brüder Grimm, Gervinus, Ewald und Weber. Der König betrachtet die Wissenschaft mit zynischer Borniertheit. So macht er kurzen Prozeß: mit einem Befehl, dem keine Untersuchung vorausging, entsetzt er die Sieben ihrer Ämter und weist drei von ihnen, Dahlmann, Jacob Grimm und Gervinus, aus Hannover aus, weil sie den Protest vorbereitet und dadurch sich des Verbrechens der »Aufwiegelung« schuldig gemacht hätten.


  Die neugewählte Versammlung, die am 20. Februar 1838 zusammentritt, verhält sich schwankend. Einige Städte, wie Osnabrück, haben die Wahl verweigert oder unter Vorbehalt gewählt. Am 25. Juni gewinnt der Antrag des Göttinger Abgeordneten Conradi eine Mehrheit, daß »diejenige Verfassung, welche vor dem Regierungsantritt Seiner Majestät rechtmäßig bestanden, nicht anders befriedigend aufgehoben oder abgeändert werden könne als unter Zustimmung der nach dem Staatsgrundgesetze begründeten Repräsentation«. 28 Abgeordnete richten gleichzeitig eine Petition an die Bundesversammlung. Sie lehnt zwar die Eingabe wegen mangelnder Legitimation der Petenten ab, fordert aber doch die hannoversche Regierung zu einer Erklärung in der Sache auf. Vereinzelte Versuche einer Steuerverweigerung scheitern. Am 15. Februar 1839 schließlich erklärt der König den Rechtszustand von 1819 einfach für wiederhergestellt und annulliert den Fortschritt von 20 Jahren mit einem Federstrich.


  


  Chronik 1838–1848


  Revolution in Wien. 13.–15. März 1848


  


  1838 Jahresanfang: Mit der Herausgabe der Statuten des »Bundes der Gerechten« findet die Gründung der ersten selbständigen deutschen Arbeiterorganisation ihren Abschluß.


  15. Februar: Das preußische Kammergericht spricht drei Todesurteile gegen Handwerksgesellen wegen Zugehörigkeit zu Arbeitervereinen in der Schweiz aus.


  8. August: Die Zentraluntersuchungskommission vollendet ein Gesamtverzeichnis aller politisch verdächtigen Personen in Deutschland, das »Schwarze Buch«.


  1839 Jahresanfang: Die von dem Schneidergesellen Wilhelm Weitling verfaßte Schrift »Die Menschheit, wie sie ist und wie sie sein sollte« erscheint in Paris als Programm des »Bundes der Gerechten«. Sie fordert eine Gesellschaftsordnung auf der Grundlage der Gütergemeinschaft und der menschlichen Brüderlichkeit.


  12. Mai: Der Aufstand des von August Blanqui 1837 gegründeten utopischkommunistischen Geheimbundes »Gesellschaft der Jahreszeiten« in Paris unter Beteiligung von Mitgliedern des »Bundes der Gerechten« wird niedergeschlagen. Die darauffolgende Welle von Verhaftungen und Ausweisungen deutscher Handwerker aus Paris bringt die Entwicklung des »Bundes der Gerechten« vorübergehend zum Stillstand.


  1840 7. Februar: In London gründen aus Paris ausgewiesene Mitglieder des »Bundes der Gerechten« den »Deutschen Bildungsverein für Arbeiter«. Der Verein widmet sich der revolutionären Propaganda und erhält internationalen Charakter.


  24.–26. Juni: Das Gutenbergfest in Leipzig, an dem mehrere Tausend Personen teilnehmen, wird zu einer Demonstration für Pressefreiheit.


  September-Oktober: In verschiedenen deutschen Staaten werden zahlreiche Mitglieder des »Bundes der Gerechten« und des »Bundes der Geächteten« verhaftet.


  1843 8. Juni: Weitling wird in Zürich festgenommen und nach einjähriger Gefängnishaft aus der Schweiz ausgewiesen. Der Untersuchungsbericht erregt in Deutschland großes Aufsehen, da er die weite Verbreitung des »Bundes der Gerechten« öffentlich bekanntmacht.


  Ende Oktober: Karl Marx (geboren 1818 in Trier) übersiedelt von Köln nach Paris und nimmt Verbindung mit den Pariser Führern des »Bundes der Gerechten« auf. Als Ergebnis seiner Studien der sozialen und politischen Gegensätze der bürgerlichen Gesellschaft in Frankreich wendet er sich vom philosophischen Idealismus zur materialistischen Geschichtsauffassung. Karl Marx und Friedrich Engels (geboren 1820 in Barmen) beginnen Grundlagen und System des wissenschaftlichen Sozialismus auszuarbeiten.


  1844 Anfang Mai: Volksunruhen in München und anderen bayerischen Städten wegen Erhöhung der Bier- und Getreidepreise. In München kommt es zur Erstürmung des Polizeipräsidiums und zu blutigen Zusammenstößen mit dem Militär.


  4.–6. Juni: Aufstand von 3000 schlesischen Webern, der in Peterswaldau beginnt und auf Langenbielau übergreift. Er richtet sich vor allem gegen die Fabrikanten, die durch willkürliche Lohnkürzungen die Not der Weberfamilien verschärfen. Die Aufständischen ziehen vor die Häuser der Fabrikbesitzer, zerschlagen die Einrichtungen ihrer Villen, zertrümmern die Maschinen, ihre vermeintlichen Rivalen, und vernichten Wechsel und Rechnungen. Am 5. Juni schlagen die Aufständischen die gegen sie vorgehenden preußischen Truppen mit Steinen, Knüppeln und Äxten in die Flucht. Erst größere militärische Verbände mit Artillerie und Kavallerie vermögen den Aufstand blutig niederzuschlagen. Zu den Opfern zählen auch Frauen und Kinder. 150 Weber werden arretiert, davon werden 87 zu Strafen bis zu 9 Jahren Haft und zu 20 bis 30 Peitschenhieben verurteilt.


  6.–7. Juni: Unruhen und Streiks gegen Lohnsenkungen in Breslau.


  16.–24. Juni: Streiks und Demonstrationen der Kattundrucker in Prag und dann im nordböhmischen Textilbezirk.


  20. Juli: Streik von Eisenbahnbauarbeitern der sächsischschlesischen Eisenbahn in Dresden.


  26. Juli: Attentat des abgesetzten Bürgermeisters von Storkow, Heinrich Ludwig Tschech, auf König Friedrich Wilhelm iv. von Preußen, als Ausdruck der Rache gegen die Ungerechtigkeit der Bürokratie.


  13. August: In mehreren Kattunfabriken Berlins legen die Drucker die Arbeit nieder, um Lohnerhöhungen zu erzwingen. Mit Hilfe der Polizei werden die Streiks unterdrückt.


  21. September: Der Deutsche Arbeiterbildungsverein in London erklärt in einer öffentlichen Adresse seine Solidarität mit den schlesischen Webern.


  Aus der revolutionären Arbeiterbewegung in Schlesien kommt das Weberlied »Das Blutgericht«. Es ist das erste bedeutende proletarische Lied und ein literarisches Dokument des sich entwickelnden Klassenbewußtseins der Arbeiter. In dem Gedicht »Die schlesischen Weber« nimmt Heinrich Heine für die Aufständischen Partei.


  1845 Januar-Februar: In Schlesien, im Rheinland, in Westfalen und in Ostpreußen veranstalten Liberale und Demokraten Bürger- und Volksversammlungen und Unterschriftskampagnen für Verfassung, Volksvertretung und Pressefreiheit.


  11. Juli: Streik von etwa 2000 Bauarbeitern der Köln-Mindener Eisenbahn.


  Im Jahre 1845 finden in Deutschland 13 Streiks statt, meist von Eisenbahnbauarbeitern.


  12.–13. August: Gegen Prinz Johann, der als Hauptvertreter der sächsischklerikalen Reaktion gilt, finden in Leipzig Massendemonstrationen statt, die zu blutigen Zusammenstößen mit dem Militär führen. Dadurch werden die politischen Gegensätze verschärft und die Bildung eines radikal-demokratischen Oppositionsflügels unter Führung Robert Blums gefördert.


  1846 Januar-November: Unruhen und Dienstverweigerungen der Landbevölkerung wegen der Feudallasten in Schlesien.


  Februar: In Polen bereiten revolutionäre Demokraten einen Aufstand vor, der durch Verhaftungen der preußischen Polizei in der Provinz Posen vereitelt wird.


  3.–4. August: In Köln finden Unruhen gegen Polizeiwillkür statt.


  1847 »Bund der Kommunisten« gegründet, die erste internationale Arbeiterorganisation.


  April-Mai: Durch eine Wirtschaftskrise und Mißernten wird die Lebenslage des Volkes in Deutschland derart verschlechtert, daß es in zahlreichen Orten zu Unruhen und Aufständen kommt. So in Ulm, wo etwa 200 Personen verhaftet werden, in Stuttgart, in Berlin, wo vom 21. bis zum 23. April die sogenannte »Kartoffelrevolution« stattfindet, in Stettin, Merseburg, Halle, Wittenberg und etwa 25 anderen preußischen Städten. Die Aufstände werden überall durch Militär unterdrückt.


  2. August–2. September: Von 254 Angeklagten beim Polen-Prozeß in Berlin werden wegen Beteiligung am Posener Aufstandsversuch acht Angeklagte zum Tode und 109 zu Zuchthaus- und Festungsstrafen verurteilt.


  1848 24. Februar: Karl Marx und Friedrich Engels veröffentlichen in London das »Kommunistische Manifest«, das erste auf dem wissenschaftlichen Sozialismus beruhende Programm der internationalen Arbeiterbewegung.


  27. Februar: Eine Volksversammlung in Mannheim beschließt eine von Liberalen und Demokraten verfaßte Adresse an den badischen Landtag mit den Forderungen: Volksbewaffnung, Pressefreiheit, Schwurgerichte, Deutsches Nationalparlament.


  29. Februar: Der »Ständische Ausschuß« Württemberg fordert Volksbewaffnung, Presse- und Versammlungsfreiheit, Abschaffung der bäuerlichen Feudallasten und nationalstaatliche Reform des Deutschen Bundes. Volksversammlungen im ganzen Königreich unterstützen die Forderungen und erzwingen die Pressefreiheit und die Berufung eines liberalen Ministeriums.


  1. Märzhälfte: In Südwestdeutschland beginnen Bauernaufstände, die von Nordbaden bis Bayern reichen. Die Bauern erstürmen und zerstören einzelne Schlösser des Adels und erzwingen den Verzicht auf Abgaben, Dienstleistungen und Privilegien. Die Aufstände werden durch Einsatz von Militär niedergeschlagen, doch sehen sich die Regierungen veranlaßt, Gesetze über die Ablösung der Feudallasten zu erlassen.


  1. März: Anläßlich der Mannheimer Adresse dringen Volksmassen in das Landtagsgebäude ein und setzen die Annahmeder Märzforderungen durch.


  2. März: Massenkundgebungen in den größeren bayerischen Städten veranlassen König Ludwig i. Truppen zusammenzuziehen. In München kommt es zur Volkserhebung und zur Volksbewaffnung. Der König muß Pressefreiheit, Ministerverantwortlichkeit und die Einberufung des Landtags gewähren. Schließlich erzwingt die revolutionäre Bewegung am 20. März den Thronverzicht Ludwigs i.


  3. März: Auf einer »Arbeiter- und Volkskundgebung« in Köln werden die Forderungen erhoben: Gesetzgebung durch das Volk, allgemeines Wahlrecht, Beseitigung des stehenden Heeres, Presse- und Vereinsfreiheit und Erziehung der Kinder auf Staatskosten. Obwohl die Kundgebung durch Militär auseinandergetrieben wird, löst sie eine wachsende Flut von Petitionen mit liberalen Forderungen im Königreich Preußenaus.


  4. März: Die Forderung der Leipziger Stadtverordneten nach Entlassung der reaktionären Regierung, nach Volksvertretung und nach Presse- und Versammlungsfreiheit verursacht eine revolutionäre Kundgebungswelle in fast allen Städten des Königreichs Sachsen. Als auch Dresden davon ergriffen ist, sieht sich der König gezwungen, die Zensur aufzuheben und den Landtag einzuberufen.


  Der angedrohte Zug der Massen auf die Regierungshauptstadt durch Leipziger Demokraten erzwingt die Berufung einer liberalen Regierung.


  Herzog Adolf von Nassau wird durch eine Volksversammlung in Wiesbaden gezwungen, die im ganzen Lande erhobene Forderung nach Volksbewaffnung, allgemeinem Wahlrecht, Presse- und Vereinsfreiheit sowie Verstaatlichung der fürstlichen Domänen zu bewilligen. Bürgerwehren und Sicherheitsausschüsse übernehmen die örtliche Gewalt.


  5. März: Der Großherzog von Hessen-Darmstadt muß unter dem Druck der revolutionären Volkserhebung abdanken.Sein Nachfolger bewilligt die Märzforderungen und berufteine neue Regierung.


  51 Vertreter der süd- und westdeutschen liberalen und demokratischen Opposition beschließen in Heidelberg die Einberufung eines Vorparlaments nach Frankfurt am Main zur Vorbereitung einer verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung.


  6. März: In Kurhessen nimmt die revolutionäre Bewegungin Hanau ihren Anfang und erreicht ihren Höhepunkt ineiner großen Volksversammlung in Kassel, die den Kurfürsten zwingt, die Märzforderungen zu bewilligen und eine liberale Regierung einzusetzen.


  7. März: Der russische Zar bietet dem preußischen König zur Niederschlagung der Revolution militärische Hilfe an.


  13.–15. März: Bürger, Arbeiter und Studenten in Wien zwingen nach Erstürmung des Ständehauses die niederösterreichischen Stände, die Presse- und Versammlungsfreiheit einzuführen und der Einberufung eines gesamtösterreichischen Reichstages zuzustimmen. Das Eingreifen des Militärs führt zu einer Volkserhebung, die den allmächtigen Minister Metternich zur Flucht zwingt. Als der Kaiser die Forderungen hinhaltend beantwortet, reagieren die Massen mit bewaffneten Demonstrationen vor der Hofburg. Sie erreichen die Berufung gesamtösterreichischer Stände zur Ausarbeitung einer Verfassung und die Bildung einer neuen Regierung.


  Revolution in Wien. 13.–15. März 1848


  


  In einem Artikel für die »New York Daily Tribune« analysierte Friedrich Engels die wirtschaftlichen und politischen Zustände Österreichs vor der Revolution folgendermaßen:


  »Die Regierung des Fürsten Metternich drehte sich um zwei Angelpunkte. Erstens suchte sie jede einzelne der verschiedenen Nationen, die unter österreichischer Herrschaft standen, durch alle übrigen Nationen, die sich in gleicher Lage befanden, in Schach zu halten; zweitens, und das war immer der Grundsatz absoluter Monarchien, stützte sie sich auf zwei Klassen, die feudalen Grundherren und die Börsenfürsten; gleichzeitig aber spielte sie den Einfluß und die Macht dieser beiden Klassen gegeneinander aus, so daß die Regierung selbst volle Handlungsfreiheit behielt. Der Grundbesitzeradel, dessen ganzes Einkommen aus den verschiedensten feudalen Revenuen bestand, konnte nicht umhin, eine Regierung zu unterstützen, die seinen einzigen Schutz gegen jene niedergetretene Klasse von Leibeigenen bildete, von deren Ausplünderung er lebte … Die großkapitalistischen Börsenspekulanten waren ihrerseits durch die Riesenbeträge, die der Staat ihnen schuldete, an die Regierung Metternichs gekettet. Österreich, das 1815 seine volle Macht wiedererlangte … war nach Abschluß des Friedens auf den großen europäischen Geldmärkten sehr bald wieder kreditfähig geworden und hatte in dem Maße, wie sein Kredit stieg, neue Schulden aufgenommen. So hatten alle großen Geldmänner Europas erhebliche Teile ihres Kapitals in österreichischen Staatspapieren angelegt; sie waren daher alle an der Aufrechterhaltung des Kredits dieses Landes interessiert, und da die Aufrechterhaltung des österreichischen Staatskredits immer neue Anleihen erforderte, sahen sie sich gezwungen, von Zeit zu Zeit neues Kapital vorzustrecken, um den Kurs der schon vorher von ihnen erworbenen Staatspapiere zu stützen …


  Solange Metternich reichlich Geld in Frankfurt und Amsterdam bekommen konnte, hatte er natürlich die Genugtuung, die österreichischen Kapitalisten zu seinen Füßen zu sehen … Auf diese Art war Metternich der Unterstützung der beiden mächtigsten, einflußreichsten Klassen des Reiches sicher, und obendrein verfügte er über eine Armee und eine Bürokratie, wie sie für die Zwecke des Absolutismus nicht besser geeignet sein konnten … Was die übrigen Klassen der Bevölkerung betrifft, so machte sich Metternich, ganz im Geiste eines Staatsmanns des ancien régime, wenig aus ihrer Unterstützung. Ihnen gegenüber kannte er nur eine Politik: soviel wie möglich in Form von Steuern aus ihnen herauszupressen und sie gleichzeitig ruhig zu erhalten … Zu diesem Zweck wurde jede alteingebürgerte, erblich überkommene Autorität in der gleichen Weise hochgehalten wie die Autorität des Staates; die Autorität des Grundherrn über den kleinen Bodenpächter, des Fabrikanten über den Fabrikarbeiter, des kleinen Handwerksmeisters über den Gesellen und Lehrjungen, des Vaters über den Sohn wurde von der Regierung allenthalben strengstens gewahrt, und jede Art von Unbotmäßigkeit wurde ebenso geahndet wie eine Gesetzesübertretung, mit dem Universalwerkzeug der österreichischen Justiz – dem Stock … Was auch an Feindseligkeit zwischen den Klassen vorhanden sein mochte … wie sehr das Volk auch die unteren Staatsbeamten hassen mochte: mit der Zentralregierung war man alles in allem so ziemlich zufrieden. Der Kaiser wurde angebetet, und die Tatsachen schienen dem alten Franz i. recht zu geben, wenn er die ihm selbst aufgestiegenen Zweifel über die Dauerhaftigkeit des Systems mit der gemütlichen Bemerkung abtat: ›Immerhin, mich und den Metternich halt’s noch aus.‹ Und doch ging unter der Oberfläche eine langsame Bewegung vor sich, die alle Bemühungen Metternichs zuschanden machte. Reichtum und Einfluß der Industrie- und Handelsbourgeoisie nahmen zu. Die Einführung von Maschinerie und Dampfkraft in die Industrie wälzte in Österreich, wie überall, die alten Verhältnisse und Lebensbedingungen ganzer Gesellschaftsklassen vollständig um; sie verwandelte Fronbauern in freie Männer, kleine Landwirte in Fabrikarbeiter; sie untergrub die alten feudalen Handwerkerzünfte und raubte vielen von ihnen jede Möglichkeit des Weiterbestehens … Die Bourgeoisie, durch ihre Geschäfte immer häufiger zu Reisen ins Ausland veranlaßt, brachte von dort manch märchenhafte Kunde von den zivilisierten Ländern mit, die jenseits der kaiserlichen Zollschranken lagen; und schließlich beschleunigte der Bau von Eisenbahnen die industrielle wie geistige Entwicklung … So wurde zu Ende des Jahres 1847 Österreich, wenn auch in geringerem Maße, von jener politischen und politischreligiösen Agitation erfaßt, die damals in ganz Deutschland überhandnahm, und wenn ihr Umsichgreifen in Österreich auch weniger geräuschvoll vor sich ging, so fand sie doch genügend revolutionäre Elemente, worauf sie wirken konnte. Da war der Bauer, frondienst- oder feudalzinspflichtig, zu Boden gedrückt durch die Abgaben, die der Grundherr oder die Regierung aus ihm herauspreßte; dann der Fabrikarbeiter, durch den Polizeistock gezwungen, sich zu jeglicher Bedingung abzurackern, die der Fabrikant festzusetzen für gut befand; dann der Handwerksgeselle, dem die Zunftgesetze jede Aussicht versperrten, sich in seinem Gewerbe jemals selbständig zu machen; dann der Kaufmann, der in seinem Geschäft auf Schritt und Tritt über sinnlose Vorschriften stolperte; dann der Fabrikant, in Konflikt mit den eifersüchtig über ihre Privilegien wachenden Handwerkerzünften oder mit Beamten, die, auf den eigenen Vorteil erpicht, in alles ihre Nase steckten; dann der Lehrer, der Gelehrte, der Beamte mit höherer Bildung, in vergeblichem Kampf mit einer unwissenden, anmaßenden Geistlichkeit oder mit stupiden, herrschsüchtigen Vorgesetzten. Kurz, es gab keine einzige Klasse, die zufrieden gewesen wäre … So reifte auch in Österreich langsam aber sicher ein gewaltiger Umschwung heran, als plötzlich in Frankreich ein Ereignis eintrat, das den drohenden Sturm sogleich entfesselte und die Behauptung des alten Franz, zu seinen und Metternichs Lebzeiten werde der Bau schon noch halten, Lügen strafte.«


  Die Rede, die der feurige Führer der magyarischen Nationalpartei, Ludwig Kossuth, am 3. März 1848 im Preßburger Reichstag hält, wird zur Taufrede der Revolution in Wien. Kossuth ruft aus: »Die Zukunft unseres Vaterlandes ist nicht gesichert, solange das Regierungssystem in den anderen Provinzen allen konstitutionellen Grundsätzen grob widerspricht, solange der Staatsrat, der die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Monarchie ordnet, in seinen Elementen, seiner Zusammensetzung und seiner Tendenz dem Absolutismus huldigt. Die Unbeweglichkeit der Regierungsmänner verdammt den Reichstag zu einer wahren Tretmühlarbeit, macht alle Bemühungen der Volksfreunde vergeblich. Aus den Beinkammern des Wiener Systems weht eine verpestete Luft uns an, die unsere Nerven lähmt, unsern Geistesflug bannt. Die Quelle alles Übels liegt in der verkehrten Politik der österreichischen Minister, für die es wohl schmerzlich sein mag, ein Stück nach dem anderen von dem Gebäude einstürzen zu sehen, das ein langes Leben aufgebaut, welche aber durch längeres Beharren bei ihrem Systeme die Zukunft der Dynastie kompromittieren. Wo die Grundlage fehlerhaft ist, da ist das Verhängnis des Sturzes unausweichbar. An uns ist es, die Dynastie zu retten, ihre Zukunft an die Verbrüderung der verschiedenen Völker Österreichs zu binden, statt des schlechten Bindemittels der Bajonette und des Beamtendruckes den festen Kitt einer freien Verfassung zu setzen … In der innigsten Verschmelzung der verschiedenen Provinzen der Monarchie liegt die Gewähr für die Ruhe, die Stütze der Dynastie, der Schutz unserer Freiheit. Wir bitten daher, den kaiserlichen Thron mit konstitutionellen Einrichtungen zu umgeben, allen Ländern Österreichs eine Verfassung verleihen zu wollen.«


  Seit der zweiten Märzwoche ist Wien nicht wiederzuerkennen. Jedermann spricht von Politik, und zwar mit dem größten Freimut, ohne daß die plötzlich machtlos gewordene Polizei einschreitet.


  Wachsende Ratlosigkeit und Schwäche nimmt in den obersten Regierungskreisen des Kaisertums überhand. Da nach der Erfahrung von Jahrzehnten freiwillige Zugeständnisse von der Staatskonferenz nicht zu erwarten sind, so richtet bereits am 6. März der niederösterreichische Gewerbeverein eine Adresse an die Staatskonferenz, die u. a. aussprach: »Nur ein festes Anschließen der Regierung an die Stände und Bürger, und Offenheit kann das alte Vertrauen wiedergewinnen.« Da vorauszusehen ist, daß diese Adresse in den Akten der Staatskonferenz begraben wird, bereiten die Mitglieder der liberalen Ständepartei eine Adresse vor, welche die Einberufung der Abgeordneten aller Provinziallandtage, die Mitteilung des Staatshaushaltes an diese und die Aufhebung der Zensur erbittet. Zur Unterstützung dieser ständischen Adresse soll eine Petition dienen, die der ganzen gebildeten Bürgerschaft von Wien zur Unterschrift vorgelegt wird. Sie fordert freie Presse, öffentliche Rechtspflege, die Reform des Gemeindewesens, hauptsächlich aber eine österreichische Gesamtverfassung: »Die periodische Berufung eines alle Länder der Monarchie, sowie alle Klassen und Interessen der Völker vertretenden Körpers mit dem Rechte der Steuerbewilligung und der Kontrolle des Finanzhaushaltes, sowie der Teilnahme an der Gesetzgebung.« Nach Eingang dieser Petition bestürmen zahlreiche Mitglieder des kaiserlichen Familienrates und viele Adlige, selbst die Fürstin Metternich, die Staatskonferenz und den Staatskanzler, nachzugeben. Das Äußerste aber, was die Staatskonferenz den Kaiser bewilligen läßt, sind die fast komisch dürftigen Zusagen: der Kaiser habe beschlossen, »aus allen Provinzen ständische Mitglieder nach Wien zu berufen und sie mit einem Regierungskomitee in Berührung zu bringen, damit sie mit demselben in Ansehung ihrer ständischen Verhältnisse in Rücksprache träten«. Auch habe der Kaiser »sich vorbehalten, dieser Deputation jene Maßregeln andeuten zu lassen, welche die Bedürfnisse des Augenblicks erfordern«. Ehe das Kabinettsschreiben verkündet werden kann, ist ein neues, mächtig vorwärtsdrängendes Element zu der Wiener Bewegung hinzugestoßen: die Studentenschaft.


  Seit den Tagen Karl Ludwig Sands und Karl Follens hielt Metternich und mit ihm seine Staatskonferenz die Studenten für die gefährlichsten Demagogen der Welt, und entsprechend wird die Wiener Studentenschaft behandelt. Die Folge ist, daß die studentischen Vereine im geheimen bestehen. Daher fühlen sie sich jetzt, angesichts der Furcht und Schwäche der Regierung, berufen, ihrerseits einzugreifen, zunächst in Gestalt einer Studentenadresse an den Kaiser. Gefordert werden: Presse-, Rede-, Lehr-, Lern- und Glaubensfreiheit, allgemeine Volksvertretung und eine unklar umschriebene deutsche Bundesreform. Zwei Professoren überreichen dem Kaiser die Adresse; bis zum Abend versuchen sie vergeblich, eine Audienz zu erwirken. Endlich läßt sie der Kaiser durch eine Hintertür eintreten, verhält sich leutselig und gibt keine Antwort.


  Für den kommenden Tag, den 13. März, sind die nieder-österreichischen Stände zusammenberufen. Da diese Versammlung die Adresse der Liberalen Ständepartei berät, drängt sich die Wiener Bevölkerung vor das Ständehaus, vor allem Studenten. Bald sind Tausende vor dem Ständehaus versammelt; sie füllen auch den Hof. Als ein Redner mahnt, sich mit den Machthabern in unmittelbare Verbindung zu setzen und dadurch »die bisher im Landhause gesprochenen Monologe in Dialoge zu verwandeln«, drängen Menschenmassen in das Treppenhaus, in den Flur und die Vorsäle der Ständeversammlung. Sechs Bürger und sechs Studenten werden als Zuhörer im Ständesaal zugelassen. Unter den Massen vor dem Landhaus taucht das Gerücht auf, die zwölf Vertreter würden im Ständesaal gefangengehalten und das Ständehaus werde von Truppen umzingelt. Plötzlich gibt es kein Halten mehr. Die Massen stürmen hinauf in den Ständesaal, zerstörend und verwüstend. Die bedrohten Mitglieder des Landtages versprechen, persönlich vom Kaiser die Erfüllung der Volkswünsche zu erbitten.


  Schon seit Stunden ist die Staatskonferenz versammelt, während der Kaiser unsichtbar bleibt. Aber ohne die Majestät kann die Staatskonferenz keine gesetzlich verbindlichen Beschlüsse fassen. So gibt sie also den andrängenden Volksmassen nur die Vertröstung: »… das den Zeitverhältnissen Entsprechende wird durch ein eigenes hiezu aufgestelltes Komitee geprüft und der Allerhöchsten Entscheidung unterzogen werden, worüber Allerhöchstdieselben das zum allgemeinen Wohle der Gesamtheit Ihrer Untertanen Dienliche mit Beschleunigung beschließen werden.«


  Nach dem Abzug der Stände in die kaiserliche Burg bleiben trotzdem noch große Volksmengen vor dem Landhause, wie auch vor der Staatskanzlei auf dem Ballhausplatz. Jugendliche Redner erhitzen die Gemüter mit den ständigen Rufen »Pereat Metternich!«


  Schließlich rückt Militär gegen die dicht zusammengekeilte Menge. Zorn- und Schmerzensschreie der Bedrängten werden laut. Die Massen brüllen auf. Schließlich dringt ein Volkshaufen in die oberen Räume des Landhauses, zerstöret die Möbel und schleudert sie auf die Köpfe der Soldaten. Nun krachen zwei Salven in das Landhaus, zahlreiche Verwundete und Tote bleiben zurück. Empörung erhebt sich in ganz Wien: »Man hat unsere wehrlosen Brüder gemordet! Zu den Waffen!« Und zu den aufrührerischen Massen tritt ein neues Element: das uniformierte, bewaffnete Bürgerkorps. Die Studentenschaft verlangt ungestüm nach Waffen, droht mit der Erstürmung des Zeughauses und zwingt den vor Angst zitternden Rektor, sich vor die Staatskonferenz zu begeben und die Bewaffnung der Studenten zu fordern. Fürst Metternich ruft den Abgesandten, die die Wünsche der Volksmassen vortragen, zu: der Pöbel sei nur durch französische, polnische und schweizerische Sendlinge verführt; er fordert die »Bittsteller« auf, dem »Straßenkrawall« ein Ende zu machen. Die Angesprochenen erklären: »Das ist kein Krawall, sondern eine Revolution!«


  Inzwischen hat sich unter den in der Staatskanzlei versammelten Abgeordneten die Kunde verbreitet, daß aus dem Polizeigebäude auf Bürger in Uniform geschossen worden sei. Die Erregung steigt. Die Staatskonferenz sieht ein, daß sie zur Beschwichtigung der Massen ein Zugeständnis machen müsse. Und sie gibt die Zensur preis. Nachdem sich Fürst Metternich in das Nebenzimmer begeben hat, um den Entwurf eines Pressegesetzes niederzuschreiben, wird – zuerst von der Grafenbank aus – der Ruf laut, Metternich solle abdanken. Metternich tritt aus dem Nebenraum. Niemand spricht ein Wort zu seinen Gunsten. Darauf erklärt der Fürst: »Es ist die Aufgabe meines Lebens gewesen, für das Heil der Monarchie von meinem Standpunkt aus zu wirken; glaubt man, daß das Verbleiben auf solchem das Heil gefährde, so kann es für mich kein Opfer sein, meinen Posten zu verlassen.« Ein alter Bürgeroffizier erklärt: »Durchlaucht, wir haben nichts gegen Ihre Person, aber alles gegen Ihr System, und darum müssen wir wiederholen: nur durch Ihre Abdankung retten Sie den Thron und die Monarchie.«


  Der Staatsmann, der seit 27 Jahren der Leiter der deutschen und europäischen Reaktion gewesen ist, wird so für immer von der Macht, ja, vom politischen Schauplatz überhaupt verdrängt. Mit ihm hat auch das alte System abgewirtschaftet. Eine neue Zeit bricht an. Metternich, dessen Sommerwohnung von einem Volkshaufen gestürmt wird, verläßt noch am gleichen Abend Wien und Österreich. Der Staatskonferenz werden nacheinander folgende »Märzerrungenschaften« abgetrotzt: Bewilligung der Volksbewaffnung; Bewaffnung und Organisierung einer Studentenlegion; Genehmigung zur Bildung einer Bürgerwehr oder Nationalgarde neben dem privilegierten Bürgerkorps; endlich die volle Pressefreiheit. Am längsten sträubt sich die Staatskonferenz gegen die Verheißung einer Verfassung. Der alters- und geistesschwache Kaiser Ferdinand hält eine Konstitution für das größte Übel, für den Todesstoß, der sowohl die monarchische Würde und Macht, als auch den Staat ins Herz treffen müsse.


  Aber das Volk von Wien verlangt so ungestüm nach der Verfassung, daß der Kaiser schließlich folgendes Manifest erlassen muß: »Wegen Einberufung von Abgeordneten aller Provinzialstände in der möglichst kürzesten Frist mit verstärkter Vertretung des Bürgerstandes und unter Berücksichtigung der bestehenden Provinzialverfassungen zum Behufe der Konstitution des Vaterlandes ist das Nötige verfügt.«


  Kaiser Ferdinand schwingt dabei sogar eine schwarzrotgoldene Fahne zum Fenster der Burg hinaus.


  »Die Lösung des großen politischen Dramas ist gefunden, die Revolution vollendet«, so verkündet ein Wortführer der Bewegung. Schon wenige Tage später versucht die Regierung, einige der eben gewährten Freiheiten wieder zurückzunehmen oder abzuschwächen. Aber noch hält das Bündnis zwischen bewaffnetem Bürgertum, Studenten und Arbeitern: das drohende Schreckgespenst des alten Metternichschen Despotismus schweißt sie zusammen. Die Regierung muß sich fügen.


  Wie nebenbei schütteln jetzt die Bauern Österreichs jede Art von Fronknechtschaft ab.


  Als die Opfer der Revolution begraben werden, verkünden Inschriften und Fahnen, daß sie für das Vaterland gefallen seien. Geistliche segnen die Toten ein.


  In der Burg aber sitzt ein mehr oder weniger schwachsinniger Kaiser und begreift von allem gar nichts.


  


  Chronik März 1848


  Revolution in Berlin. 18.–19. März 1848


  


  1848 13. März: In Berlin kommt es bei einer Volksversammlung zu schweren Zusammenstößen mit dem Militär. Bürgerdeputationen fordern den sofortigen Abzug der Soldaten und Annahme der Märzforderungen.


  14.–17. März: Die Nachricht vom Sturz Metternichs löst auch in Ungarn eine revolutionäre Bewegung aus.


  14. März: Unter dem Druck der Volksbewegung akzeptiert der König von Hannover die liberalen Märzforderungen und beruft eine neue Regierung.


  16.–23. März: Volkserhebungen in Rostock-Schwerin und anderen Landesteilen veranlassen den Großherzog von Mecklenburg-Schwerin, die Pressefreiheit, die Volksbewaffnung und eine Repräsentativverfassung zu bewilligen.


  18.–19. März: Unter dem Druck der vor dem Berliner Schloß versammelten Volksmassen und den im Schloß verhandelnden Bürgerdeputationen bewilligt der König die Pressefreiheit und die Einberufung des Vereinigten Landtags zum 2. April. Das Volk fordert den Abzug des aufmarschierenden Militärs, aber der König antwortet mit einem massiven Einsatz der Truppen. Damit beginnt die allgemeine Volkserhebung in Berlin. Nach blutigen Barrikadenkämpfen wird der Rückzug der Truppen aus Berlin erzwungen. Bei der Aufbahrung von 300 Märzgefallenen muß der König durch Entblößen des Hauptes den Opfern die letzte Ehre erweisen.


  


  Revolution in Berlin. 18.–19. März 1848


  


  »Die allgemeine Handelskrise« – schreibt Karl Marx in der »New York Daily Tribune« –, »die in Europa etwa im Herbst 1847 auftrat und bis zum Frühling 1848 anhielt, wurde durch eine Panik auf dem Londoner Geldmarkt eingeleitet, die in den letzten Tagen des April begann und am 4. Mai 1847 ihren Höhepunkt erreichte. In jenen Tagen kamen alle Geldgeschäfte völlig zum Erliegen; doch vom 4. Mai an ließ der Druck nach, und Kaufleute und Journalisten beglückwünschten sich zu dem rein zufälligen und vorübergehenden Charakter der Panik. Wenige Monate darauf brach die kommerzielle und industrielle Krise aus, für die die Geldpanik nur das Anzeichen und der Vorbote gewesen war.«


  Die Krise bewegt sich von Westen nach Osten: von London über Paris nach Berlin und Wien. Die zyklischen Krisen der Jahre 1825 und 1836 hatten sich in Deutschland noch kaum bemerkbar gemacht; die Entwicklung der industriellen Produktion war in Deutschland noch wenig fortgeschritten, die Verbindung mit den internationalen Märkten noch gering. 1847 erlebt Deutschland seine erste zyklische Wirtschaftskrise, die durch die Mißernte des Jahres 1846 verstärkt wird. In der Textilindustrie kommt es zu bedeutenden Produktionseinschränkungen. So sinkt die Baumwollwarenerzeugung 1846/47 um 41 Prozent. In Süddeutschland macht das Bankhaus Haber & Söhne Bankrott, wodurch zahlreiche Bankrotte von Fabriken ausgelöst werden. In Hamburg fallieren 128 Firmen. In der Schwerindustrie beginnt der Produktionsrückgang mit Beginn des Jahres 1848. Durch starke Zunahme der Arbeitslosigkeit und hohe Lebensmittelpreise verschlechtert sich die Lage der Arbeiter rapide. In Paris tobt das große Gewitter zuerst.


  Die »Deutsche-Brüsseler-Zeitung« veröffentlicht in ihrer Nr. 17 vom 27. Februar 1848 einen Artikel unter dem Titel »Revolution in Paris« von Friedrich Engels:


  »Das Jahr 1848 wird gut. Kaum ist die sizilianische Revolution mit ihrem langen Schweif von Konstitutionen vorüber, so erlebt Paris eine siegreiche Insurrektion.


  Die Deputierten der Opposition hatten sich öffentlich verpflichtet, durch eine mutige Demonstration das Versammlungsrecht gegen Guizot, Duchâtel und Hébert zu verteidigen.


  Alle Vorbereitungen waren getroffen. Der Saal war fertig und erwartete die Gäste des Banketts. Da plötzlich, als es zum Handeln kam, zogen sich die Poltrons der Linken, Herr Odilon Barrot an der Spitze, wie immer feig zurück.


  Das Bankett wurde abbestellt. Aber das Volk von Paris, aufgeregt durch die großen Maulhelden der Kammer, wütend über die Feigheit dieser Epiciers und zugleich durch eine anhaltende allgemeine Arbeitslosigkeit unzufrieden gemacht, das Volk von Paris ließ sich nicht abbestellen.


  Am Dienstagmittag war ganz Paris in den Straßen. Die Massen schrien: ›Nieder mit Guizot, es lebe die Reform!‹ Sie zogen vor Guizots Hotel, das mit Mühe von den Truppen geschützt wurde; die Fenster wurden indes doch eingeworfen.


  Die Massen zogen auch vor Odilon Barrots Haus, schrien ›Nieder mit Barrot!‹ und warfen ihm ebenfalls die Fenster ein … Die Truppen standen dabei und sahen ruhig zu. Nur die Munizipalgarde hieb ein, und zwar mit der größten Brutalität …


  Gegen Abend fing das Volk an, Widerstand zu leisten. Barrikaden wurden gebildet, Wachtposten erstürmt und in Brand gesteckt. Ein Polizeispion wurde auf dem Bastilleplatz niedergestochen. Waffenläden wurden geplündert.


  Um fünf Uhr wurde Generalmarsch für die Nationalgarde geschlagen. Aber nur sehr wenige kamen, und die kamen, riefen: ›Nieder mit Guizot!‹ In der Nacht wurde die Ruhe wiederhergestellt. Die letzten Barrikaden wurden genommen, und die Emeute schien beendigt.


  Am Mittwochmorgen fing der Aufstand indes mit erneuter Kraft wieder an. Ein großer Teil des Zentrums von Paris, der östlich von der Rue Montmartre liegt, wurde stark verbarrikadiert; seit elf Uhr wagten sich die Truppen nicht mehr hinein. Die Nationalgarde kam zahlreich zusammen, aber nur, um die Truppen von allen Angriffen aufs Volk zurückzuhalten und um zu rufen: ›Nieder mit Guizot, es lebe die Reform!‹


  Es waren 50000 Soldaten in Paris, die nach dem Verteidigungsplan des Marschalls Gerard aufgestellt waren und alle strategischen Punkte besetzt hielten. Aber dieser Punkte waren so viele, daß alle Truppen damit beschäftigt und schon dadurch zur Untätigkeit gezwungen wurden. Man hatte außer der Munizipalgarde fast gar keine Soldaten zum Angriff frei … Ein Beweis mehr, wie fruchtlos alle Verteidigungspläne gegenüber dem massenhaften Aufstand einer großen Stadt sind!


  Gegen Mittag wurde das Geschrei gegen das Ministerium so stark in den Reihen der Nationalgarde, daß mehrere Obersten nach den Tuilerien sagen ließen, sie ständen nicht für ihre Legion, wenn das Ministerium bliebe.


  Um zwei Uhr war der alte Louis-Philippe gezwungen, Guizot fallenzulassen und ein neues Ministerium zu bilden. Kaum war dies angezeigt, so ging die Nationalgarde jubelnd nach Hause und illuminierte ihre Häuser.


  Aber das Volk, die Arbeiter, die einzigen, die die Barrikaden errichtet, die den Kampf gegen die Munizipalgarde geführt, die sich den Kugeln, den Bajonetten, den Pferdehufen entgegengeworfen hatten, die Arbeiter hatten keine Lust, sich bloß für Herrn Mole und Herrn Billaut zu schlagen. Sie setzten den Kampf fort. Während der Boulevard des Italiens voll Jubel und Freude war, schoß man sich heftig in der Rue-Sainte-Avoie und Rambuteau. Der Kampf dauerte noch bis spät in der Nacht und wurde Donnerstagmorgen fortgesetzt … Die Bourgeoisie hat ihre Revolution gemacht, sie hat Guizot und mit ihm die ausschließliche Herrschaft der großen Börsenmänner gestürzt. Jetzt aber, in dem zweiten Akt des Kampfes, steht nicht mehr ein Teil der Bourgeoisie dem andern, jetzt steht das Proletariat der Bourgeoisie gegenüber.


  Soeben kommt die Nachricht, daß das Volk gesiegt und die Republik proklamiert hat …


  Das französische Proletariat hat sich durch diese glorreiche Revolution wieder an die Spitze der europäischen Bewegung gestellt … Der Sieg der Republik in Frankreich ist der Sieg der Demokratie in ganz Europa.


  Unsere Zeit, die Zeit der Demokratie, bricht an …


  Deutschland wird hoffentlich folgen. Jetzt oder nie wird es sich aus seiner Erniedrigung emporraffen. Wenn die Deutschen einige Energie, einigen Stolz, einigen Mut besitzen, so können wir in vier Wochen auch rufen: ›Es Iebe die deutsche Republik!‹«


  Am 11. April eröffnet König Friedrich Wilhelm iv. den Vereinigten Preußischen Landtag und erklärt: »Es drängt Mich zu der feierlichen Erklärung, daß es keiner Macht der Erde je gelingen soll, Mich zu bewegen, das natürliche, gerade bei uns durch seine innere Wahrheit so mächtig machende Verhältnis zwischen Fürst und Volk in ein konstitutionelles zu verwandeln, und daß Ich es nun und nimmermehr zugeben werde, daß sich zwischen unseren Herrgott im Himmel und dieses Land ein beschriebenes Blatt, gleichsam eine zweite Vorsehung eindrängte, um uns mit seinen Paragraphen zu regieren und durch sie die alte heilige Treue zu ersetzen. Zwischen uns sei Wahrheit. Von einer Schwäche weiß Ich mich völlig frei: Ich strebe nicht nach eitler Volksgunst …«


  Nach der Revolution in Paris schreibt Preußens König an die Königin Victoria von England: »Die Folgen für den Weltfrieden sind klar und gewiß. Wenn die revolutionäre Partei ihr Programm durchführt, die Souveränität des Volkes, wird meine verhältnismäßig kleine Krone zerbrochen werden, ebenso aber auch die mächtigeren Kronen Eurer Majestät, und eine furchtbare Geißel wird den Völkern auferlegt werden, ein Jahrhundert des Aufruhrs, der Gesetzlosigkeit und Gottlosigkeit wird folgen. Der verstorbene König wagte nicht zu schreiben ›von Gottes Gnaden‹, weil es wahr ist. Wohlan, gnädigste Königin, lassen Sie uns jetzt den Menschen, den mit Zerreißung und namenlosem Elend bedrohten Völkern zeigen, daß wir unsere heilige Pflicht kennen und wie wir sie verstehen … Kniefällig beschwöre ich Sie, setzen Sie sich ein zum Wohle Europas.« König Leopold von Belgien schreibt an den König von Preußen: »Das ungeheure Unglück zu Paris bringt die dringendste Gefahr, nicht allein für die europäischen Monarchien, sondern selbst für die Existenz der menschlichen Gesellschaft … Besitz, Familie, Religion und gerade die vielgepriesene Freiheit und Sicherheit stehen auf dem Spiele … Vielleicht ist ein Krieg kein übles Mittel gegen die Gärung, die jetzt existiert, es würde zum Respekt der Autorität führen.« Metternich erklärt: »Europa ist auf 1791 und 1792 zurückgeführt; wird ein Jahr 1793 ausbleiben? Österreich steht nicht allein vor der Gefahr einer Revolution. Wie groß ist die gemeinsame Gefahr! In Wahrheit, man könnte verzweifeln am Heil des sozialen Körpers!« Die Nachricht vom Sieg der Revolution in Frankreich löst bei seinen westlichen Nachbarn zahlreiche Volkserhebungen aus. Die Parolen der revolutionären Massen sind: Sturz der alten Regierungen, Einsetzung von liberalen Ministerien, Herstellung der nationalen Einheit, Volksvertretungen, Volksbewaffnung, Presse- und Versammlungsfreiheit, Geschworenengerichte, Beseitigung der bäuerlichen Feudallasten.


  Die Volkserhebungen laufen wie ein Brand durch die Länder. Am 8. März ist Berlin bereits von jener Unruhe erfaßt, auf die Börse, Polizei und Regierung meist mit starken Ausschlägen reagieren. Noch ist eigentlich nichts geschehen. Die Bürger verfassen Petitionen; sie versuchen dabei, die Arbeiter von der politischen Willensbildung auszuschließen. In der »Vossischen Zeitung« vom 7. März steht: »Die erste Bedingung zur einträglichen Arbeit ist Ordnung, Ruhe, Frieden! Die Not, das Unglück schickt Gott! Er schickt sie nicht dem Arbeiter allein, er schickt sie allen!« Ein schwacher Trost für die Tausende von Berliner Arbeitslosen. Die Stadtverordneten, die sich für sie an den König wenden, schließen ihre Petition mit dem Satz: »In tiefster Ehrfurcht ersterben wir Ew. Königlichen Majestät alleruntertänigst gehorsamste Stadtverordnete von Berlin …«. Eine Deputation der Stadtverordneten, die um eine Audienz bittet, läßt der König wissen, er könne sie heute nicht empfangen, sie möchten morgen wiederkommen.


  Die Militärs, unter Führung des Prinzen Wilhelm, wollen die anlaufende Bewegung bereits im Keime ersticken. Den Wirten großer Lokale wird verboten, Versammlungen abhalten zu lassen. Die Berliner Garnison wird verstärkt. Patrouillen ziehen durch die Straßen. Reservisten werden eingezogen.


  Am Abend des 9. März tagt eine Art von Volksversammlung bei den Zelten – einem bescheidenen Vergnügungspark der Berliner –, »die man zwar ruhig gewähren ließ«, so berichtet der Major von Oelrichs vom Stabe des Prinzen von Preußen, »die aber doch das Ausrücken verschiedener Truppenteile veranlaßte, namentlich hielten zwei Eskadronen Garde du Corps auf dem Pariser Platz.«


  »Inzwischen« – schreibt von Oelrichs weiter – »nahm die Aufregung immer mehr zu, und von nun an fanden beinahe jeden Tag in einem anderen Stadtteile tumultuarische Zusammenrottungen statt, so daß die Truppenteile der Garnison beinahe jeden Abend ganz oder teilweise ausrücken und bis 11 Uhr und 12 Uhr nachts auf den Straßen verweilen mußten, wodurch die Leute sehr ermüdet wurden«.


  Am Nachmittag des 13. erklärt der Polizeipräsident Minutoli dem General von Pfuel, Gouverneur von Berlin: »Bei der frechen und herausfordernden Haltung der Arbeitslosen wird notwendig sein: das Schloß zu besetzen, eine Kompanie für die Stadtvogtei, Verstärkung der Brandenburger Torwache, Schutz für das Staatsgefängnis in Moabit, Kavallerie zwischen Dorotheen- und Anhalterstraße.« In der hellen Mondnacht findet wieder eine Volksversammlung bei den Zelten statt. Plötzlich ertönt Pferdegetrappel, und Züge von Gardekürassieren tauchen auf, die in die Menge reiten und sie mit gezogenem Pallasch vor sich hertreiben. »Fort mit dem Militär!« rufen die Massen. Aber schließlich zerstreuen sie sich.


  Am 14. findet eine Audienz der Stadtverordneten und des Magistrats von Berlin beim König statt, der »kühn und bedächtig« auftritt und den Zusammentritt des Vereinigten Landtags verspricht. Am 15. werden leichte Barrikaden am Schloßplatz, in der Breiten- und in der Brüderstraße errichtet. Nach den Militärposten werden Steine geschleudert. »Natürlich« – berichtet von Oelrichs – »folgten bei diesen Gelegenheiten mehr oder minder schwere Verwundungen der Tumultanten.«


  Der Innenminister von Bodelschwingh drängt den König, Reformen vorzunehmen, damit Unheil verhütet werde.


  Das Polizeipräsidium berichtet der Regierung: »Das Gesindel wird weichen oder vernichtet.«


  Am Donnerstag, 16. März, erläßt die Polizei eine Bekanntmachung, in welcher das Publikum vor der Teilnahme an Aufläufen gewarnt wird: Zusammenrottungen, welche die öffentliche Gewalt störten, würden auseinandergetrieben.


  Nachmittags: Statuierung des Exempels. Unruhen Unter den Linden. Es ertönen die Rufe: »Fort mit dem Militär!« Der Offizier der Neuen Wache läßt die Trommel rühren. Gewehrfeuer. Zwei Tote und mehrere Verwundete. Aufschreiend und fluchend läuft das Volk auseinander.


  Der Prinz von Preußen liest eine Depesche aus Wien: Revolution in der Hauptstadt Österreichs. Er sagt zum Minister des Auswärtigen: »Es bleibt nichts übrig, als sich an die Spitze der Bewegung zu stellen.« Und er befiehlt dem Kriegsminister: Zweieinhalb Silbergroschen Extralöhnung für jeden ausrückenden Soldaten. Der Gouverneur von Berlin erläßt ein Versammlungs- und Umzugsverbot; die Häuser müssen um 8 Uhr abends geschlossen werden; wer den Aufforderungen nicht Folge leistet oder Widerstand versucht, wird verhaftet. Damit ist über Berlin praktisch der Ausnahmezustand verhängt.


  Der Prinz von Preußen schreibt nach der Lektüre der neuesten Nachrichten aus Wien seinem Bruder, dem König, einen Brief, den er durch den Major von Oelrichs nach Potsdam bringen läßt. Oelrichs findet Seine Majestät in einem kleinen Kabinett des Schlosses, wo er persönlich seine Socken und Schnupftücher am Ofen zu trocknen pflegt. Der Brief macht zum Erstaunen des Majors auf den König keinen Eindruck. Bei Tisch werden die Papiere, die der Kanzler wie gewöhnlich mit der Post, statt expreß, nach Potsdam geschickt hat, dem König übergeben. Nachdem er die Depeschen aus Wien gelesen hat, schmeckt ihm das Essen nicht mehr. Um 6 Uhr abends – es ist die Zeit der Schießerei an der Neuen Wache – ist der König im Berliner Schloß.


  Am Nachmittag des 17. März versammeln sich in einem Lokal der Köpenickerstraße Bürger aus 13 Stadtrevieren. Einem Polizeikommissar, der die Räumung des Saales befiehlt, wird geantwortet, man weiche nur der Gewalt. Die Bürger formulieren eine Adresse an den König: »Pressefreiheit, beschleunigte Einberufung des Landtages, Zurückziehung der Truppe, Bürgerbewaffnung, Rücktritt der Minister und Berücksichtigung der arbeitenden Klasse.« Nach heftigen Debatten läßt man die Forderungen »Rücktritt der Minister und Berücksichtigung der arbeitenden Klasse« fallen. Man beschließt, die Adresse dem König durch eine Deputation, geleitet von tausend Bürgern, am 18. März, nachmittags 2 Uhr, zu überreichen.


  Am gleichen 17. März dankt der König »allen in diesen Tagen gegen die Tumultanten tätig gewesenen Truppen für ihr musterhaftes Benehmen, ihre Ausdauer und Disziplin«.


  Der Abend verläuft ruhig. Die Bevölkerung der Stadt wartet mit äußerster Spannung auf die Ereignisse des nächsten Tages. Im Schloß zu Berlin werden bis spät in die Nacht hinein neue Gesetze fertiggestellt: beschleunigte Einberufung des Vereinigten Landtages, Pressefreiheit, Reorganisation der Bundesverfassung »im Verein der Fürsten mit dem Volk«, Bildung einer vorläufigen Bundesrepräsentation aus den Ständen aller deutschen Länder, Forderung einer allgemeinen deutschen Wehrverfassung mit Bundesheer, Bundesfeldherr, Bundesflagge und Bundesgericht, Freizügigkeit, allgemeines deutsches Heimatrecht, Aufhebung aller Zollschranken auf deutschem Boden, allgemeiner deutscher Zollverein, deutsches Handelsrecht. Über Reformen in Preußen aber schweigen sich die Gestze aus.


  Die militärische Fronde protestiert selbst gegen diese Edikte, die Preußen nichts kosten, sondern nur Zuwachs für seine Macht und seine Herrschaft bringen können.


  18. März. Hohe städtische Beamte und namhafte Bürger wollen dem König gegen 1 Uhr mittags ihren Dank für die gewährten Konzessionen aussprechen. Doch in einer Bürgerversammlung wird gefordert, eine zweite Deputation solle den König ersuchen, das Militär zurückzuziehen, die Bürgerschaft zu bewaffnen, Schwurgerichte einzusetzen und freie Ständeversammlungen zu gewähren.


  Um Mittag wird im Schloß eine Adressenübergabe der bürgerlichen »Schutzdemonstrationen« erwartet. Ein zahlreiches Publikum füllt den Schloßplatz. In den Gemächern des Königs tagt der Ministerrat. In den Mittagsstunden haben sich etwa 10000 Menschen um das Schloß versammelt. Ein Teil ist erbittert, weil Militär der Potsdamer Garnison im Schloßhof biwakiert. Gegen 2 Uhr erscheint der König auf dem Balkon. Bürgermeister Naunyn, der neben ihn tritt, verkündet, der König wolle Pressefreiheit, Einberufung des Landtags zum 1. April, eine Konstitution auf der freisinnigsten Grundlage, die alle deutschen Länder umfasse, eine deutsche Nationalflagge, Beseitigung der Zollschranken in Deutschland und daß »Preußen sich an die Spitze der Bewegung stelle«.


  Viele Bürger jubeln, die Arbeiter schweigen, und der König winkt mit dem Taschentuch.


  Als der König den Balkon verläßt, schreit die Menge: »Fort mit dem Militär!«


  Das Kommando führt Generalleutnant von Prittwitz. Ihm befiehlt der König, den die Angst vor einem drohenden Aufstand der Massen gepackt hat, den Schloßplatz mit einer Dragonerschwadron im Schritt zu räumen und »dem dort herrschenden Skandal ein Ende zu machen«. Es ist gegen ½ 3 Uhr nachmittags.


  Im Trab reitet die Schwadron in die Menge hinein. Schreie. Gebrüll. Die Pferde scheuen im Getümmel. Der Rittmeister reißt den Säbel aus der Scheide, die Dragoner tun es ihm nach und dreschen auf die Menge ein. Ein Schützenzug Infanterie rückt mit gefälltem Bajonett von der Ecke der Breiten Straße gegen die Lange Brücke vor. Da gehen zwei Gewehre los. Das Volk tobt vor Wut. Rufe: »Auf die Türme, an die Sturmglocken!« In Eile werden Barrikaden errichtet, wird das Pflaster aufgerissen, werden in den Straßen Kugeln gegossen. Aus den Vorstädten und Fabriken rücken Arbeiter heran. Hundert Maschinenbauer von Borsig marschieren in die Stadt. Handwerker und Gesellen verlassen ihre Werkstätten und bewaffnen sich. In der Königstraße wird gekämpft. Der Artillerie gelingt es nicht, eine große Barrikade zu zerstören. Stoßtrupps der Gardeinfanterie. Immer mehr Blutvergießen. Gegen 7 Uhr abends haben die Truppen die Königstraße erobert. Kämpfe am Alexanderplatz, an der Friedrichsbrücke, in der Jäger Straße, in der Friedrichstraße. Granatfeuer auf die Barrikaden, danach geht die Infanterie zum Angriff vor. Die Nacht ist mondhell und lau – eine freundliche Frühlingsnacht. Der Prinz von Preußen steht bei einer Batterie auf dem Schloßplatz und sagt zu seinem Vertrauten: »Der König kann ja nun alle seine Konzessionen wieder zurücknehmen.«


  Die Kämpfe dauern die ganze Nacht hindurch. Gegen 3 Uhr morgens verstummt das Feuer der Gewehre und Kanonen. Die Truppen des Königs sind erschöpft und hungrig; die Munition geht ihnen aus. 20000 Mann regulärer Truppen standen im Gefecht; ihre Verluste werden mit 274 angegeben.


  Auf den Barrikaden fielen 183 Menschen: Handwerker, Arbeiter, Studenten, Frauen, Kinder.


  Der König ist verzweifelt. Seine Offiziere haben ihm mitgeteilt, daß Berlin höchstens noch zwei Tage zu halten sei, dann müsse er fliehen; die Stadt könne man dann nur zernieren. Am Morgen des 19. übermittelt der König dem Innenminister eine Proklamation, die sogleich gedruckt und in vielen tausend Exemplaren angeschlagen und verteilt wird. Die Berliner lesen mit Erstaunen:


  


  An Meine lieben Berliner!


  Durch Mein Einberufungspatent vom heutigen Tage habt Ihr das Pfand der treuen Gesinnung Eures Königs zu Euch und zum gesammten teutschen Vaterlande empfangen. Noch war der Jubel, mit dem unzählige treue Herzen Mich begrüßt hatten, nicht verhallt, so mischte ein Haufe Ruhestörer aufrührerische und freche Forderungen ein und vergrößerte sich in dem Maaße, als die Wohlgesinnten sich entfernten. Da ihr ungestühmes Vordringen bis ins Portal des Schlosses mit Recht arge Absichten befürchten ließ und Beleidigungen wider Meine tapferen und treuen Soldaten ausgestoßen wurden, mußte der Platz durch Cavallerie im Schritt und mit eingesteckter Waffe gesäubert werden, und 2 Gewehre der Infanterie entluden sich von selbst, Gott lob! ohne irgend Jemand zu treffen. Ein Rotte von Bösewichtern, meist aus Fremden bestehend, die sich seit einer Woche, obgleich aufgesucht, doch zu verbergen gewußt hatten, haben diesen Umstand im Sinne ihrer argen Pläne, durch augenscheinliche Lüge verdreht und die erhitzten Gemüther von Vielen Meiner treuen und lieben Berliner mit Rache-Gedanken um vermeintlich vergossenes Blut erfüllt und sind so die gräulichen Urheber von Blutvergießen geworden. Meine Truppen, Eure Brüder und Landsleute, haben erst dann von der Waffe Gebrauch gemacht, als sie durch viele Schüsse aus der Königstraße dazu gezwungen wurden. Das siegreiche Vordringen der Truppen war die notwendige Folge davon. An Euch, Einwohner meiner geliebten Vaterstadt, ist es jetzt, größerem Unheil vorzubeugen. Erkennt, Euer König und treuester Freund beschwört Euch darum, bei Allem was Euch heilig ist, den unseligen Irrthum! Kehrt zum Frieden zurück, räumt die Barricaden, die noch stehen, hinweg, und entsendet an Mich Männer, voll des ächten alten Berliner Geistes mit Worten, wie sie sich Eurem Könige gegenüber geziemen, und Ich gebe Euch mein Königliches Wort, daß alle Straßen und Plätze sogleich von den Truppen geräumt werden sollen und die militairische Besetzung nur auf die notwendigen Gebäude, des Schlosses, des Zeughauses und wenig anderer, und auch da nur auf kurze Zeit beschränkt werden wird. Hört die väterliche Stimme Eures Königs, Bewohner Meines treuen und schönen Berlins und vergesset das Geschehene, wie Ich es vergessen will und werde in Meinem Herzen, um der großen Zukunft willen, die unter dem Friedenssegen Gottes für Preußen und durch Preußen für Teutschland anbrechen wird.


  Eure liebreiche Königin und wahrhafte treue Mutter und Freundinn, die sehr leidend darniederliegt, vereint ihre innigen, thränenreichen Bitten mit den Meinigen. – Geschrieben in der Nacht vom 18.–19. März 1848.


  Friedrich Wilhelm


  


  Zur gleichen Zeit werden 570 Gefangene in die Festung Spandau gebracht und dort unmenschlich behandelt.


  Die Aufständischen sind ungebrochen. Sie halten Steine und siedendes Wasser in Bereitschaft; man hat große Granitplatten in die Häuser getragen, um sie herabzuwerfen. An einigen Orten hält man sogar Schwefelsäure bereit, die in Spritzen gefüllt werden soll. Die Nachrichten von den Grausamkeiten, Mißhandlungen und Metzeleien erfüllen die Aufständischen mit einer Erbitterung, die ihnen tags zuvor noch unbekannt gewesen war.


  Bei den Soldaten zeigt sich Zermürbung und Demoralisation. Die »guten Bürger« Berlins verhandeln mit ihrem König und versprechen, daß die Barrikaden geräumt werden; der König verspricht, daß die Soldaten Berlin verlassen werden. Aber die Barrikaden werden von den revolutionären Arbeitern und Studenten beherrscht und nicht von den angesehenen Bürgern.


  Um 10 Uhr wird verkündet, daß der König den Befehl zum Rückzug der Truppen erteilt habe. Der Prinz von Preußen erklärt: »Nun ist alles verloren.«


  Am frühen Nachmittag erscheinen die Barrikadenkämpfer vor dem Schloß. Auf Wagen und Handkarren werden Tote vor die Front des königlichen Schlosses gefahren. Auf den Schultern trägt man Bahren mit den Toten in den Hof. Die Demonstranten schreien nach dem König. Nach einer Weile erscheint er. Die Revolutionäre heben die Bahren mit den Toten, von denen die Tücher genommen sind, hoch zum König hinauf, so daß er ihnen ins Gesicht sehen muß. Rufe fordern den König auf: »Hut ab!« Und der König zieht seinen Hut. Über dem Generalsrock trägt er einen grauen Mantel. Die Menge singt den Choral »Jesus, meine Zuversicht«. Die Königin, die neben ihrem Gatten steht, stöhnt: »Nun fehlt bloß noch die Guillotine«.


  Aber die Sieger schweigen. Keine politischen Reden, keine Forderung, abzudanken, kein Ruf nach der Republik.


  Der einzigen Forderung der Massen – Entfernung des Prinzen von Preußen – beugen sich die Herrschenden. Prinz Wilhelm flüchtet nach London.


  Am 21. März klebt an den Hauswänden eine Proklamation.


  


  


  An die deutsche Nation!


  Eine neue glorreiche Geschichte hebt mit dem heutigen Tage für Euch an! Ihr seid fortan wieder eine einige große Nation, stark, frei und mächtig im Herzen von Europa!


  Preußens Friedrich Wilhelm iv. hat Sich, im Vertrauen auf Euren heldenmüthigen Beistand und Eure geistige Widergeburt zur Rettung Deutschlands an die Spitze des Gesammt-Vaterlandes gestellt. Ihr werdet Ihn mit den alten, ehrwürdigen Farben deutscher Nation noch heute zu Pferde in Eurer Mitte erblicken.


  Heil und Segen dem constitutionellen Fürsten, dem Führer des Gesammten Deutschen Volkes, dem neuen Könige der freien wiedergeborenen deutschen Nation!


  Berlin, den 21. März 1848,


  


  Und der König reitet durch die Stadt, hält an fast jeder Straßenecke, redet von Einheit, Freiheit, deutscher Treue und von der Konstitution.


  


  Chronik März/April 1848


  Der Aprilputsch, in Baden. 1848


  


  1848 19. März: In Offenburg rufen die Führer der badischen Demokraten auf einer großen Volksversammlung zur Bildung demokratischer Vereine und ihrem Zusammenschluß auf nationaler Ebene auf. Als Ziel wird die Gründung einer föderativen deutschen Republik proklamiert.


  20. März: Beginn des polnischen Aufstandes in der preußischen Provinz Posen.


  21. März-Mai: In den mittleren und östlichen Provinzen Preußens, vor allem in Schlesien, beginnen unter den Landarbeitern und Bauern immer heftigere Unruhen. Die Revolutionäre fordern Verzicht auf feudale Abgaben und Dienste, Rückgabe abgetretener Ländereien, Landzuteilungen und Lohnerhöhungen. Die Erhebungen werden meist lokal mitHilfe von Militär niedergeschlagen. Doch müssen viele Gutsbesitzer die Einstellung der Dienste und Abgaben akzeptieren.


  24. März: Die Annektion von Schleswig Holstein durch den König von Dänemark beantwortet das Volk mit offenem Widerstand, bittet um militärischen Beistand der deutschen Staaten und um die Aufnahme in den Deutschen Bund.


  26. März: In Berlin fordern die Arbeiter auf einer Massenkundgebung ein demokratisches Wahlgesetz, ein Arbeitsministerium, Versorgung der Arbeitsinvaliden und Erziehung auf Staatskosten. Gleichzeitig beginnen die Maschinenbauer, die Buchdrucker und Schriftsetzer mit der Gründung gewerkschaftlicher Organisationen.


  21. März–3. April: Tagung des Vorparlaments in der Paulskirche zu Frankfurt am Main.


  Ende März–Mai: In dieser Zeit finden in Deutschland etwa 30 Streiks mit den Forderungen nach Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung statt. Mit diesen Aktionen erobern sich die Arbeiter praktisch das Streikrecht.


  12.–Ende April. Der Demokrat Hecker ruft in Konstanz die Republik Baden aus. Da die militärischen Aktionen der Republikaner zu planlos und uneinheitlich bleiben, gelingt es den vom Bundestag eingesetzten Truppen, die Erhebung niederzuwerfen. Am 19. April wird die Freischar Heckers bei Rändern geschlagen, am 27. April die von Herwegh aus deutschen Emigranten aufgestellte Deutsche Legion aufgerieben. Hecker flieht in die Schweiz.


  


  Der Aprilputsch in Baden. 1848


  


  Am 5. März 1848 waren 51 Männer in Heidelberg zusammengetreten, um die »Lage des Vaterlandes« zu beraten. Am Ende wurde ein Siebener-Ausschuß eingesetzt, um die Versammlung eines Vorparlamentes einzuleiten, das seinerseits die baldige Einberufung des deutschen Parlamentes betreiben sollte. Der Zusammentritt jener Männer entsprang rein privater Initiative, und auch der Siebener-Ausschuß war durch keine Regierung, Institution oder Organisation bevollmächtigt. Es ist erstaunlich, daß der Siebener-Ausschuß und seine Arbeit vom deutschen Bundestag und allen Regierungen nicht nur toleriert, sondern als politische Autorität anerkannt wird. In den letzten Märztagen treffen die rund 500 Vertreter des Vorparlamentes aus allen Teilen Deutschlands in Frankfurt am Main ein. Überall reicher Festschmuck; Freiheitsbäume vor den Häusern, in welchen Abgeordnete erwartet werden; riesige schwarzrotgoldene Fahnen. In den Straßen ausgelassener Jubel, Freudenschüsse ohne Anlaß und Ende. Als am 28. März Sylvester Jordan in Frankfurt einzieht, der Mann, der in Kassel 6 Jahre als Hochverräter im Kerker saß, huldigt ihm das Volk wie einem Souverän. Tags darauf ehren die Frankfurter Bürger durch einen Fackelzug den bayerischen Politiker und Märtyrer Eisenmann, der 15 Jahre unschuldig im Kerker des Königs gewesen war. Eine ähnliche Auszeichnung erfahren auch besonders volkstümliche Abgeordnete, wie zum Beispiel Friedrich Hecker, der bald eine revolutionäre Rolle spielen wird.


  Am frühen Morgen des 31. März versammeln sich die Abgeordneten im Römersaal, um das Büro des Vorparlamentes zu wählen. Senator Schmidt aus Bremen eröffnet als Alterspräsident die Versammlung. Er war bereits 37 Jahre, als er 1815 auf dem Wiener Kongreß die Bundesakte mitberiet. Sein Wunsch: »Wir räumen der Jugend den Webstuhl der Zeit, zu wirken Deutschlands lebendiges Kleid.« Aber am Ende präsidiert doch ein alter Mann, dem freilich vier Vizepräsidenten zur Seite stehen, unter ihnen Robert Blum, der wenig später erschossen werden wird. Aber noch ist man am Anfang. Die Mitglieder des Vorparlamentes ziehen unter dem Jubel der Bevölkerung in die Paulskirche, an den Ort ihrer künftigen Arbeit.


  Als einer der ersten auf der Rednertribüne steht Friedrich Hecker. Er trägt seine und seiner Gesinnungsgenossen Grundsätze vor, »mit deren Hilfe allein Deutschland glücklich gemacht und frei werden kann«. Es sind 15 Punkte: Abschaffung der stehenden Soldatenheere und Errichtung einer Volkswehr; Abschaffung des Berufsbeamtentums; progressive Steuer; Aufhebung der Klöster; Beseitigung des Notstandes der arbeitenden Klassen und des Mittelstandes; Ausgleichung des Mißverhältnisses zwischen Arbeit und Kapital durch ein Arbeitsministerium, welches »die Arbeit schützt und Anteil am Arbeitsgewinn sichert«; Trennung von Staat und Kirche; Trennung von Kirche und Schule; freie Wahl der Lehrer, Geistlichen und Bürgermeister; endlich, fünfzehntens: »Aufhebung der erblichen Monarchie und Ersetzung derselben durch frei gewählte Parlamente, an deren Spitze frei gewählte Präsidenten stehen, alle vereint in der föderativen Bundesverfassung, nach dem Muster der nordamerikanischen Freistaaten.«


  Aber das alles ist Zukunftsmusik. Aktuell ist der Antrag, das Vorparlament möge erklären, es tage in Permanenz. »Wir werden in Frankfurt am Main vereinigt bleiben, bis ein frei gewähltes Parlament die Geschicke Deutschlands leiten kann. Mittlerweile werden wir die erforderlichen Gesetzesvorlagen entwerfen und durch einen frei gewählten Vollziehungsausschuß das große Werk der Wiederherstellung Deutschlands vorbereiten.« Aber die Abgeordneten entschließen sich in ihrer Mehrheit, die Entscheidung über die künftige deutsche Staatsverfassung ausschließlich dem kommenden deutschen Parlament zu überlassen. Die Sozialrevolutionären Republikaner müssen sich als Minderheit des Vorparlaments bescheiden. Ihre Führer Hecker und Struve werden nicht in den Fünfziger-Ausschuß gewählt, »den das Vorparlament als seinen Stellvertreter in Frankfurt hinterläßt, damit er einstweilen nach dem Rechten sehe und den Bundestag in Respekt halte«.


  Hecker und Struve erklären den Frankfurter Gesinnungsgenossen, die Zeit zum Handeln sei gekommen, doch sei Frankfurt nicht der richtige Ort für einen republikanischen Aufstand, man müsse es in Baden versuchen.


  Der leidenschaftlichste und klügste Agitator für den Umsturz ist Joseph Fickler, 1808 in Konstanz geboren, anfänglich Kaufmann, seit 1830 Herausgeber der »Seeblätter« in Konstanz. Er entwirft den Aufstandsplan und weist jedem republikanischen Führer im Lande seine Aufgabe zu. Er nimmt auch die Verbindung zur »Deutschen Legion« der Emigranten auf, deren Mitglieder sich, aus der Schweiz und Frankreich kommend, an den Grenzen Badens versammeln sollen. Ihr Haupt ist der Dichter Georg Herwegh. Als der Ausmarsch der Legion aus Paris bekannt wird, beantragt die badische Regierung beim deutschen Bundestag die Mobilisierung des achten Bundeskorps und dessen Einmarsch in Baden.


  Bewaffnete republikanische Volksversammlungen beschließen »Sturmpetitionen«, die die Regierung in Karlsruhe veranlassen sollen, die fremden Truppen zurückzuziehen. Man gibt der Regierung dreimal 24 Stunden Zeit.


  Als Aufstandstermin hat Fickler die letzten Tage des Monats April vorgeschlagen. Er reist als nimmermüder Organisator landauf und landab. Da wird er am Morgen des 8. April von dem Führer der Liberalen in Baden, Karl Mathy, auf dem Bahnhof in Karlsruhe aus dem Eisenbahnwagen heraus als »Hochverräter« verhaftet. Hecker verläßt daraufhin am Morgen des 9. April Karlsruhe, überschreitet den Rhein und reist über Basel und Zürich nach Konstanz. Dort erwarten ihn der Schriftsteller Gustav von Struve, der ehemalige preußische Leutnant Willich, ein Holsteiner namens Brühe, ein württembergischer Lehrer aus Hohenheim, Mögling, und der ehemalige Handlungsreisende und jetzige Revolutionär Doll. Die fünf beschließen den sofortigen Aufstand. Hecker rechnet mit einem Zustrom von 80000 bewaffneten Mitkämpfern. Es sind wohl nie mehr als 6000 geworden.


  Am 12. April erlassen Hecker und Struve einen Aufruf, in dem es heißt: »Der Augenblick der Entscheidung ist gekommen. Worte können uns unser Recht und unsere Freiheit nicht erobern. Darum fordern wir alle waffenfähigen Männer auf, Freitag, den 14. April, mittags 12 Uhr, in Donaueschingen auf dem Marktplatz mit Waffen und Munition in geordneten Zügen, mit Lebensmitteln auf sechs Tage versehen, zu erscheinen. Unsere Freunde Bruhe, Au, Willmann, Rau, Rasina und andere werden zu Euch treten und Euch sagen, was das Vaterland von Euch erwartet. Sie sind bereit, sich an Eure Spitze zu stellen. Struve ist bereits in Donaueschingen angekommen und wird der Versammlung mit Rat und Tat zur Seite stehen.« Aber die Gesinnungsgenossen sind voller Bedenken. Alte Freunde beschwören Hecker, von dem wahnsinnigen Unternehmen abzustehen. Hecker erklärt bei dem Auszug aus Konstanz die geringe Beteiligung mit dem regnerischen Wetter. Er trägt die blaue Arbeiterbluse, zwei Pistolen im Gürtel, den Säbel umgeschnallt, auf dem Kopf den grauen Hut mit der Hahnenfeder. Fünfzig Mann folgen ihm. In Engen sind es 400 Mann. In Donaueschingen stoßen noch einige Hundert dazu. Am Abend des 15. April verläßt Hecker mit seiner »Armee« die Stadt, stößt in die Rheinebene vor und hofft auf ein Treffen mit badischen Truppen und auf ihren Übertritt auf die Seite der Revolution. Diese Spekulation war nicht so falsch, denn unter den Soldaten gab es viele, die den Wunsch hatten, gepeinigt durch ein hartes und hochmütiges Offizierskorps, den Gehorsam zu verweigern; auch hatte Fickler es an Propaganda unter den Soldaten nicht fehlen lassen. Aber am Ende war der Befehl doch stärker.


  Um diese Zeit findet sich Frau Herwegh bei Hecker ein und berichtet, daß ihr Gatte mit 2000 Männern der »Deutschen Legion« aus Paris an der französischen Grenze stehe. Hecker lehnt eine Vereinigung mit der Legion vorerst ab. Vier Tage später sagt er zu Frau Herwegh: »Sagen Sie Herwegh, rufen könne ich ihn nicht; aber wenn er kommen wolle, und recht bald und in recht großer Zahl, soll mir’s lieb sein.«


  Das Wetter ist schlecht, die Gebirge sind verschneit und vereist. Am 17. April kommt Hecker mit seinen völlig erschöpften Männern in dem Dorfe Bernau an. Hinter ihnen besetzen württembergische Truppen des Bundes die Schwarzwaldpässe. Da treffen zwei Abgeordnete des Fünfziger-Ausschusses aus Frankfurt im Lager ein und bieten volle Amnestie an, wenn Hecker und die Seinen die Waffen sofort niederlegen. Gleichzeitig wird eine Proklamation des Ausschusses bekannt, in der der Sieg der Reaktion als Ergebnis solcher Bestrebungen prophezeit wird.


  Hecker schreit: »Wir bedürfen keiner Amnestie! Wir bieten im Namen des deutschen Volkes den 34 Bedrückern Amnestie an, für den Fall, daß sie binnen 14 Tagen der unrechtmäßigen Herrschaft entsagen.« Der Frankfurter Ausschuß versucht durch weitere Emissäre, das glimmende Feuer in Baden zu löschen.


  Hecker rückt indes weiter vor und erreicht Schopfheim, wo Kriegsrat gehalten wird. Er plädiert für den Weg nach Lörrach, Müllheim, Freiburg, in der Hoffnung auf Zuzug aus Frankreich und der Schweiz und immer noch in dem Glauben, daß große Teile der Truppen zu den Aufständischen übergehen würden, wenn sie erst mit ihnen in Berührung kämen.


  Am Mittag des 19. April stößt man nach Rändern vor, und hier werden die Heckerschen Freischaren von den regulären Truppen geschlagen.


  Die badischen Soldaten werden von Friedrich von Gagern befehligt, der eigentlich holländischer General und nur im Urlaub in seiner Heimat ist. Er erklärt: »Ich werde alles aufbieten, um die Aufständischen mit Gründen der Vernunft zurückzubringen, so daß es zur Anwendung von Waffen nicht zu kommen braucht. Denn jede durch Waffen niedergeschlagene Bewegung ist ein gefährlicher Anreiz zu reaktionären Bestrebungen.«


  Es kommt vor dem Kampf zu einer persönlichen Begegnung zwischen Hecker und Gagern und zu einer Diskussion. Schließlich sagt Gagern: »Sie sind ein gescheiter und braver Mann, aber ein Fanatiker.« Hecker braust auf: »Es gibt auch einen Fanatismus auf der anderen Seite, dem Sie dienen. Übrigens bin ich nicht hier, um mit Ihnen darüber zu streiten, sondern ich frage Sie, ob Sie mir sonst noch etwas mitzuteilen haben.« – »Daß ich sogleich mit aller Strenge einschreiten werde«, entgegnet Gagern. »Wir werden einem Angriff zu begegnen wissen«, ruft Hecker. Man trennt sich, und die Kampfhandlungen beginnen mit dem Tod des Generals von Gagern. Am Ende werden die Freischaren zerstreut, und Hecker muß fliehen. Einer der Revolutionäre, Sigel, versucht mit 2000 Mann nach Freiburg zu ziehen, wo zahlreiche Männer mit großer Begeisterung zu den Aufständischen übertreten.


  Aber auch dieser Aufstandsversuch wird schließlich niedergeworfen. Und die »Deutsche Legion« entschließt sich unter diesen Umständen zur Rückkehr in die Schweiz. Doch die übermüdete Schar wird von württembergischen Truppen zerstreut. Eine Reihe von Führern wird gefangen, andere bleiben tot auf dem Kampffeld; dem Rest, darunter auch Herwegh, gelingt die Flucht.


  Die Leichtfertigkeit, mit der dieser Putsch begonnen und durchgeführt wurde, wirkt sich auf die Wahlen zur deutschen Nationalversammlung aus. Es triumphierten Parolen wie: »Die Reform und nicht die Republik! Die guten Bürger vorangestellt und nicht die Schreier!«


  Der Republikaner Robert Blum erklärt: »Hecker und Struve haben das Volk verraten durch ihre wahnsinnige Erhebung; es ist mitten im Siegeslauf aufgehalten – das ist ein entsetzliches Verbrechen.«


  


  Chronik Mai 1848


  Der Berliner Zeughaussturm.


  14. Juni 1848


  


  1848 Anfang Mai: Die ersten Parlamentswahlen in Deutschland werden durchgeführt: für die Frankfurter Nationalversammlung, in Preußen gleichzeitig für die verfassunggebende Nationalversammlung. In die Frankfurter Nationalversammlung werden vor allem Professoren, Advokaten, Beamte und Grundbesitzer gewählt; nur vier Abgeordnete sind Handwerksmeister. Bei den Wahlen bilden sich die während der ganzen Revolution bestehenden Parteiungen heraus.


  15. Mai: Bewaffnete Arbeiter, Studenten und Bürger in Wien erzwingen die Anerkennung ihres Politischen Zentralkomitees und die Berufung eines nach allgemeinem und gleichem Wahlrecht gewählten Reichtags. Der Kaiser flieht nach Innsbruck, um von dort die Konterrevolution vorzubereiten. Ein von den Demokraten beherrschter Sicherheitsausschuß übernimmt als revolutionäre Nebenregierung einen Teil der öffentlichen Macht in Wien.


  18. Mai: Eröffnung der deutschen Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche.


  22. Mai: Eröffnung der verfassunggebenden preußischen Versammlung in der Singakademie zu Berlin.


  Der Berliner Zeughaussturm. 14. Juni 1848


  


  Am 1. Mai 1848 finden die Wahlen zur verfassunggebenden Versammlung in Preußen statt. Die Klasse des Feudaladels, die bisher in Preußen unumschränkt geherrscht hat, erlebt eine schwere Niederlage. Auf dem Lande werden vielerorts Tagelöhner ins Parlament gewählt; in Hof- und Militärkreisen spricht man abschätzig vom »Tagelöhnerparlament«.


  Am 18. Mai wird die Konstituante eröffnet, und der König liest gelangweilt die Thronrede vom Blatte ab, ohne den Helm vom Kopf zu nehmen. Über den Verfassungsentwurf des Ministers Camphausen sind die Liberalen und Demokraten erbittert, weil er ein Oberhaus vorsieht; die Hofkreise hingegen nehmen Anstoß, weil das allgemeine Wahlrecht beibehalten werden soll.


  Im April erscheint in Berlin der junge Schriftsteller Stephan Born, ein Freund von Marx und Engels, Mitglied des »Bundes der Kommunisten«. Rasch erwirbt er sich das Vertrauen der Buchdrucker, leitet im April einen Buchdruckerstreik und gründet ein Zentralkomitee der Arbeitervereine. Born organisiert auch den ersten deutschen Arbeiterkongreß in Berlin. In ganz Preußen werden in dieser Zeit Arbeitergesellschaften gegründet: die Fabrikarbeiter trennen sich von den Handwerkern. Zwei Entwicklungen beginnen sich abzuzeichnen: der Sturz des Ministeriums Camphausen und ein neuer Aufstand der Volksmassen. Die Krone und ihre Vertreter sind wachsam; es werden Truppen zusammengezogen, und die Garnison von Berlin wird verstärkt.


  Am 7. Juni kehrt der Prinz von Preußen, der »Kartätschenprinz« der Märzrevolution, aus seinem Londoner Exil wieder nach Berlin zurück. So paradox es klingt: er ist als Abgeordneter von Wirsitz ins Parlament gewählt worden. Er erscheint in Generalsuniform und hält sogar eine Rede – sein erster und letzter Auftritt im Parlament. Den Abgeordneten liegt ein Antrag vor: »Die hohe Versammlung wolle in Anerkennung der Revolution zu Protokoll erklären, daß die Kämpfer des 18. und 19. März sich wohl ums Vaterland verdient gemacht haben.« Nach langen Reden kommt man mit 196 zu 177 Stimmen zu dem Ergebnis: Das Verdienst der Kämpfer sei unbestritten, die Versammlung habe aber nicht Urteile abzugeben, sondern die Verfassung zu vereinbaren.


  Am Pfingstmontag, dem 12. Juni, treffen sich die Handwerkervereine Berlins und Spandaus mit Frauen und Kindern zu einem »Verbrüderungsfest«, an dem auch bürgerliche Kreise teilnehmen. Trotzdem liegt eine dumpfe und angespannte politische Stimmung über der Stadt. Das Volk beobachtet mit großem Mißtrauen die Transporte von Heeresmaterial, das aus dem Zeughaus geschafft wird, ohne daß die Öffentlichkeit erfährt, welchem Zweck die Waffen dienen sollen und wohin sie gebracht werden. Das Innere des Zeughauses ist durch Militär besetzt, die Bürgerwehr hat wenig zu sagen, und die allgemeine Volksbewaffnung hat kaum begonnen. Sechs demokratische Vereine fordern durch Abordnungen den Ministerpräsidenten auf, die zum Waffentragen berechtigte Bevölkerung nun wenigstens teilweise zu bewaffnen und eine gerechtere Verteilung der für die Bürgerwehr ausgegebenen Waffen zu veranlassen. Aber lediglich die als Elite angesehenen Maschinenbauer erhalten 500 Gewehre. Die Organisationen und Klubs verhalten sich still, während die Masse des Volkes die Bewaffnungsfrage heftig diskutiert und vor dem Zeughaus demonstriert.


  Neuen Anlaß zum Mißtrauen bietet eine Bekanntmachung des Hofmarschallamtes, daß vor den Portalen im kleinen Schloßhof Gitter angebracht würden. Die Bevölkerung von Berlin hat den Eindruck, daß das Schloß in eine Festung verwandelt werden soll. Gegen Mittag des 14. Juni drängt eine große Menschenmenge vom Lustgarten aus in den Schloßhof, bemächtigt sich der Gitter, wirft eines in die Spree und schafft die beiden anderen in die Universität. Ein Zug von Arbeitslosen wird bei seinem Anmarsch vom Tiergarten aus am Brandenburger Tor durch Bürgerwehr aufgelöst. Noch kommt es zu keinen Zusammenstößen. Etwas später, gegen 4 Uhr, fordern einige hundert Arbeiter vor dem Kriegsministerium die Zurückziehung des Militärs aus dem Zeughaus. Durch die Bürgerwehr zurückgedrängt, ziehen sie vor das Zeughaus und verstärken die Volksmassen, die sich dort bereits versammelt haben und die allgemeine Bewaffnung fordern. Man wählt eine Delegation, schickt sie zum Kriegsminister und fordert den Abzug des Militärs aus dem Zeughaus. Die Forderung wird abgelehnt.


  Plötzlich ertönt aus der Menge heraus die Forderung, sich die verweigerten Waffen selbst zu holen. Die Massen haben keine Führer und keine Organisation. Es fehlt der entscheidende Anstoß. Da fällt, schicksalhaft, ein Schuß. Niemand wird getroffen; aber das Volk glaubt an einen Angriff und dringt mit einem Steinhagel auf die Bürgerwehr ein. Einige Bürger schießen, zwei Arbeiter werden getötet.


  Nun gerät die ganze Stadt in Aufruhr. Barrikaden werden gebaut, Waffenläden erbrochen und eine der blutigen Leichen wird unter Racherufen durch die Straßen getragen. Der Kriegsminister läßt den Generalmarsch schlagen, erteilt aber noch keine Befehle an die Truppen. Das Handwerkerkorps besetzt mit Einwilligung des Ministeriums das Erdgeschoß des Zeughauses, während sich die militärische Besatzung in das obere Stockwerk zurückzieht. Fast gleichzeitig bricht die aufgeregte Menge eines der Zeughaustore auf und dringt in das Innere ein. Das Handwerkerkorps ist machtlos. Die Kompagnie des Hauptmanns von Natzmer sieht einen Kampf vor sich, der zu schwerem Blutvergießen führen muß. Der Hauptmann entschließt sich, entgegen der Übung soldatischer Ehre, die Bürger zu schonen und das Zeughaus zu räumen. Kaum sind die Soldaten abmarschiert, werden die Gewehrkisten erbrochen; die Arbeiter bewaffnen sich und ziehen ab. Da es an jeder taktischen Führung fehlt, werden die revoltierenden Massen schließlich von den herbeigeholten Truppen und der Bürgerwehr zerstreut.


  Die Redner, die das Stichwort zum Sturm auf das Zeughaus gaben, werden zu mehreren Jahren Festung verurteilt, Hauptmann von Natzmer soll eine zehnjährige Freiheitsstrafe antreten, und der Leutnant Techow, der Natzmer zu seinem Entschluß bestimmte, erhält sogar fünfzehn Jahre Festung; doch ihm gelingt die Flucht in die Emigration.


  


  Chronik Juni-September 1848


  Der Frankfurter Aufstand und seine Folgen 18.–26. September 1848


  


  1848 12.–17. Juni: Die Errichtung einer unabhängigen Nationalregierung für Böhmen und Mähren wird von der österreichischen Regierung abgelehnt und der Abzug der österreichischen Truppen verweigert. Darauf bricht in Prag ein Aufstand aus. Nach erbitterten Kämpfen und der Bombardierung der Stadt durch Artillerie errichtet Fürst von Windischgrätz eine Militärdiktatur.


  23.–25. Juni: Der Aufstand der Pariser Arbeiter wird nach erbitterten Kämpfen niedergeschlagen. Das bedeutet einen Wendepunkt in der Entwicklung der gesamteuropäischen Revolution. Auch in Deutschland wird die Konterrevolution zum bewaffneten Vorgehen gegen die Volksmassen ermuntert.


  28. Juni: Die deutsche Nationalversammlung beschließt die Einsetzung einer provisorischen Reichszentralgewalt mit einem Reichsverweser an der Spitze.


  31. Juli: In Schweidnitz/Schlesien läßt der Garnisonskommandant auf die Bürgerwehr schießen: 14 Tote und 32 Verwundete. Die preußische verfassunggebende Versammlung schließt sich der allgemeinen Volksempörung an und fordert den Kriegsminister auf, reaktionäre Offiziere zu entlassen. Die Regierung ignoriert den Beschluß.


  17. September: Massenversammlung in Worringen bei Köln mit etwa 10000 Teilnehmern, die sich für die »demokratischsoziale Republik« ausspricht.


  18.September: Arbeiter, Bauern und Handwerker Frankfurts und der Umgebung nehmen den Kampf gegen Truppenauf, die den Zugang zur Paulskirche verweigern. Nach heftigen Barrikadenkämpfen werden der Belagerungszustand und das Kriegsrecht über Frankfurt verhängt.


  


  Der Frankfurter Aufstand und seine Folgen


  18.–26. September 1848


  


  Die Frage, was sich nach den revolutionären Bewegungen im März des Jahres 1848 in Deutschland geändert hat, untersuchte unter anderen auch Friedrich Engels. Er beantwortete sie folgendermaßen: »Schon Anfang April 1848 war die revolutionäre Flut auf dem ganzen europäischen Kontinent eingedämmt durch das Bündnis, das jene Gesellschaftsklassen, die aus den ersten Siegen Nutzen gezogen, sofort mit den Besiegten eingingen. In Frankreich hatten sich das Kleinbürgertum und die republikanische Fraktion der Bourgeoisie mit der monarchischen Bourgeoisie gegen das Proletariat zusammengetan; in Deutschland und Italien hatte die siegreiche Bourgeoisie eifrig um die Unterstützung des Feudaladels, der staatlichen Bürokratie und der Armee gegen die Masse des Volkes und der Kleinbürger geworben. Gar bald bekamen die vereinigten konservativen und konterrevolutionären Parteien wieder Oberwasser … Aber noch war die Wendung, die die Dinge schließlich nehmen sollten, in keiner Weise entschieden, und jeder Zollbreit Boden, den die revolutionären Parteien in den verschiedenen Ländern verloren, war für sie nur ein Ansporn, ihre Reihen enger zu schließen. Der entscheidende Kampf rückte näher. Er konnte nur in Frankreich ausgefochten werden; denn da England an dem revolutionären Ringen nicht teilnahm und Deutschland zersplittert blieb, war Frankreich dank seiner nationalen Unabhängigkeit, seiner Zivilisation und seiner Zentralisierung das einzige Land, das den Ländern ringsum den Anstoß zu einer gewaltigen Erschütterung geben konnte. Als daher am 23. Juni 1848 das blutige Ringen in Paris begann, als jedes neue Telegramm, jede neue Post vor den Augen Europas immer klarer die Tatsache enthüllte, daß dieser Kampf zwischen der Masse des arbeitenden Volks einerseits und allen übrigen Klassen der Pariser Bevölkerung, unterstützt von der Armee, andrerseits geführt wurde, als der Kampf sich mehrere Tage hinzog mit einer Erbitterung, die in der Geschichte des modernen Bürgerkriegs unerhört ist, jedoch ohne erkennbaren Vorteil für die eine oder die andere Seite – da wurde es jedermann klar, daß dies die große Entscheidungsschlacht war, die, wenn der Aufstand siegte, den ganzen Kontinent mit neuen Revolutionen überfluten, wenn er aber unterlag, zum mindesten vorübergehend zur Wiederaufrichtung des konterrevolutionären Regimes führen mußte. Die Proletarier von Paris wurden geschlagen, dezimiert, zerschmettert … Und sofort erhoben in ganz Europa die neuen und alten Konservativen und Konterrevolutionäre das Haupt mit einer Frechheit, die zeigte, wie gut sie die Bedeutung der Ereignisse verstanden. Überall fiel man über die Presse her, das Vereins- und Versammlungsrecht wurde geschmälert, jeder unbedeutende Vorfall in irgendeiner kleinen Provinzstadt zum Vorwand genommen, das Volk zu entwaffnen, den Belagerungszustand zu verhängen, die Truppen in den neuen Manövern und Kunstgriffen zu drillen, die Cavaignac gelehrt … Von dieser Niederlage der Pariser Arbeiter kann man die ersten entschiedenen Schritte und bestimmten Pläne der alten feudalbürokratischen Partei in Deutschland datieren, sich auch ihres augenblicklichen Verbündeten, der Bourgeoisie, zu entledigen und in Deutschland wieder den Zustand herzustellen, in dem es sich vor den Märzereignissen befand. Die Armee war wieder die entscheidende Macht im Staate, und die Armee war nicht ein Werkzeug in den Händen der Bourgeoisie, sondern eine Macht für sich … Die besiegten Adligen und Bürokraten begannen jetzt zu erkennen, welchen Weg sie einschlagen mußten; die Armee, stärker geeint denn je, mit gehobenem Selbstgefühl infolge des Sieges über kleinere Aufstände und in ausländischen Kriegen – diese Armee brauchte man nur in ständige kleine Konflikte mit dem Volk zu bringen, und sie konnte, war der entscheidende Augenblick erst einmal gekommen, mit einem großen Schlage die Revolutionäre zermalmen und mit den Anmaßungen der bürgerlichen Parlamentarier Schluß machen … Zu Beginn des Herbstes war die Stellung der verschiedenen Parteien zueinander so gereizt und kritisch geworden, daß eine Entscheidungsschlacht nicht mehr zu vermeiden war. Das erste Gefecht in diesem Krieg zwischen den demokratischen und revolutionären Massen und der Armee fand in Frankfurt statt


  März 1848. Der dänische König Friedrich vii. läßt für Dänemark, einschließlich Schleswig-Holstein, eine Gesamtverfassung verkünden und versucht, Schleswig Dänemark einzuverleiben. Das ist wider alles Herkommen und auch gegen die Buchstaben altehrwürdiger Verträge. Bürger und Bauern Schleswig-Holsteins, die »auf ewig ungeteilt« zusammenbleiben wollen, erheben sich, setzen eine provisorische Regierung ein, geben sich eine demokratische Verfassung mit dem allgemeinen und direkten Wahlrecht und wenden sich um Hilfe an den »Deutschen Bund«. Und ganz Deutschland antwortet so unmißverständlich, daß der König von Preußen die Forderungen der Herzogtümer als berechtigt anerkennen muß. Damit wird die Frage des Bestandes der Herzogtümer zu einer Frage der Zukunft Deutschlands. Die provisorische Regierung in Kiel beschließt den bewaffneten Widerstand, und Dänemark ist bereit, Schleswig mit Waffengewalt zur Unterwerfung zu zwingen. England und Rußland stehen auf Dänemarks Seite. In Berlin wird die Mobilmachung befohlen. Nun ist Preußen gezwungen, für die Revolution zu kämpfen, die es in seinen eigenen Grenzen blutig niederzuschlagen gedenkt. General Wrangel, »beschränkt, verschlagen und brutal«, führt den Oberbefehl. Preußen führt den Krieg hinhaltend. Im Mai beschwört die russische Kaiserin im Namen ihres Gatten den König von Preußen: »Nur nicht weiter! Um Gottes willen! Was wird sonst geschehen? Den Untergang Dänemarks kann Rußland nicht ruhig mit ansehen, es darf ihn nicht dulden, es kann nicht dulden, daß Dänemark in Deutschland aufgehe! Bedenke das und halte ein!« Und der Zar warnt seinen königlichen Bruder vor der Revolution: »Bedenke, mit welchen Schwierigkeiten Deutschland noch zu kämpfen hat, um in seinem eigenen Innern Ordnung und Sicherheit herzustellen …«


  Der preußische König bedenkt es sehr wohl, dazu bedarf es nicht erst der Mahnung Rußlands. Und während am 9. Juni die Nationalversammlung in Frankfurt »die Sache der Herzogtümer als Angelegenheit deutscher Nation« erklärt, befiehlt der preußische König dem General Wrangel, die besetzten Gebiete in Jutland zu räumen, und entsendet gleichzeitig diplomatische Unterhändler nach Malmö, um mit Dänemark in Verhandlungen einzutreten. Friedrich Wilhelm kommt es vor allem darauf an, »einen erprobten und vortrefflichen Teil der Armee disponibel zu machen«; er erklärt: »Man kann nicht wissen, wann man der Truppen hier bedarf.«


  Dänemark bricht am 24. Juli die Verhandlungen ab, auf dem Papier geht der Krieg weiter, ohne daß er eigentlich weitergeführt wird. Das Reichsparlament, die Nationalversammlung in Frankfurt, kann und will die »Machenschaften des Königs von Preußen« nicht decken, es will der Revolution in Schleswig-Holstein »treu zur Seite stehen«, um Deutschlands beginnendes Nationalbewußtsein nicht schon in seinen Anfängen zerstören zu lassen.


  Aber es gibt in Frankfurt auch eine »Reichsregierung« und einen »Reichsverweser«. Und diese Institutionen paktieren bereits mit dem preußischen König, denn eine drohende Revolution in Deutschland beunruhigt sie ebenso wie den König von Preußen.


  Am 26. August werden die Verhandlungen in Malmö wiederaufgenommen, das vom deutschen Volk gewählte Reichsparlament wird übergangen, ein Vertrag wird abgeschlossen, gegen den Willen und ohne Information der Nationalversammlung: der Staatsstreich des Königs ist perfekt.


  Ganz Deutschland ist in Erregung. Das Volk scheint bereit, loszubrechen. Anfänglich will die Nationalversammlung die Sistierung des Waffenstillstandes beschließen, aber in der endgültigen Beratung am 16. September wird dann der Waffenstillstand dennoch mit 257 gegen 236 Stimmen sanktioniert.


  General Wrangel, inzwischen zum »Oberkommandierenden aller Truppen in den Marken« ernannt, hält auf einer Parade eine Rede an die Offiziere: »Wir sind zu einem wichtigen Moment gekommen, man will die Republik ausrufen und das Königtum vernichten. Der König will die Freiheit, aber Freiheit kann nur mit dem Gehorsam gegen das Gesetz bestehen, diesen Gehorsam müssen wir wiederherstellen …«


  Noch am Abend des 16. September treffen sich in Frankfurt die Abgeordneten der Linken zu einer vielstündigen Besprechung über die im Parlament notwendigen Maßnahmen. Abordnungen der Arbeitervereine und Handwerker entsenden in die Beratung Delegationen, die die Linke auffordern, sich sofort als Konvent, als Sonderparlament zu erklären, dem das Vertrauen des ganzen Volkes gehören werde. Die Linke lehnt nicht nur diese Vorschläge ab, sondern warnt die Abordnungen eindringlich vor jeder Art von Gewaltanwendung. Aber weder die Abgeordneten der Linken noch die Mitglieder der Delegationen sind mehr Herr der Lage.


  Der »Frankfurter Arbeiterverein« versammelt seine Mitglieder, verteilt Waffen und organisiert Kampfgruppen. Am Nachmittag des 17. September, es ist ein Sonntag, sammeln sich an die 10000 Menschen auf der Pfingstweide, einem Platz im Nordosten der Stadt. Von den fünf anwesenden Abgeordneten halten zwei aufrührerische Reden an das Volk. Am Abend fordert ein Vertreter der Manifestanten auf einer Versammlung aller Fraktionen der Linken: »Mit Gut und Blut wollen wir die Linke schützen, wenn sie aus jener servilen Versammlung austritt und sich selbständig konstituiert. Aber das verlangen wir auch von ihr. Tut sie es nicht, dann freilich wird das Volk die Linke als ebenso ehrlos betrachten wie die Mitglieder der Mehrheit, dann freilich wird die neue Revolution auch über die Linke hinweggehen und diese vernichten wie das Centrum und die Rechte!« Der Abgeordnete Vogt erklärt, daß die drei versammelten Fraktionen der Linken sich bereits im entgegengesetzten Sinne entschieden hätten. Daraufhin sagen sich die Demonstrierenden von der »ehrlosen Linken« los.


  Am 18. September früh 9 Uhr beginnt die Parlamentssitzung unter dem Schutz der Bajonette. In dem Augenblick, als die Linke gegen die militärische Demonstration vor der Paulskirche protestiert dröhnt die Nordpforte der Kirche unter Axtschlägen und wuchtigen Stößen: sie war vom Militär nicht geschützt. Aber nun werden die Aufständischen mit Gewalt am Eindringen in das Parlament gehindert. Während das Parlament weitertagt, errichten die Aufständischen an entscheidenden Punkten verschiedener Straßen Barrikaden, ohne daß das Militär sie daran hindere. Offenbar hat man höheren Orts ein Interesse daran, es zu einer blutigen Auseinandersetzung kommen zu lassen. Schließlich werden zwei Barrikaden von den preußischen Truppen, zwei von den österreichischen Soldaten erstürmt.


  Auf beiden Seiten fallen Opfer. Aber immer noch sind die Hauptbarrikaden nicht genommen. Der bedeutendste Führer der Linken, Robert Blum, warnt die Kämpfenden und fordert sie auf, von weiterem Blutvergießen abzulassen. Aber Dutzende von Flintenläufen der Aufständischen richten sich gegen den Abgeordneten; er wird von seinen Freunden zurückgerissen. Während der Barrikadenkampf im vollen Gange ist, reitet der Abgeordnete Fürst Lichnowsky den heranrückenden Truppen entgegen. Er ist dem Volk als »Arroganter Reaktionär« unter allen Abgeordneten der verhaßteste. Nun wird er von den Massen erkannt, verfolgt und auf furchtbare Weise erschlagen. Inzwischen donnern die Kanonen des Militärs gegen die Barrikaden; nach kurzer Zeit werden sie eingenommen. Die Nachrichten vom Ausbruch einer neuen Revolution in Frankfurt verbreitet sich mit Windeseile durch ganz Deutschland. Der Revolutionär Struve, der von der Schweiz aus durch einige Monate Baden mit revolutionären Flugschriften überschwemmt und Agitatoren geschickt hat, fällt zwei Tage später in Baden ein und ruft die Deutsche Republik aus.


  48 Stunden danach sind die Freischaren zerstreut, und Struve ist gefangen. An diesem 26. September brechen Unruhen in Köln aus, obwohl die Festung mit starken Truppenkontigenten belegt ist. Nach heftigen Zusammenstößen werden die Aufständischen niedergeschlagen, und über die Stadt wird der Belagerungszustand verhängt.


  Trotz dieser Niederlagen der Revolutionäre ist eine Wendung in der Entwicklung der deutschen Revolution eingetreten: die Führung ist vom Parlament wieder auf die Massen übergegangen. Das nächste große Gefecht muß das Schicksal der Revolution entscheiden.


  


  Chronik September-November 1848


  Der Wiener Oktoberaufstand. 1848


  


  1848 21.–25. September: In Lörrach proklamiert der Demokrat Struve erneut die Republik in Baden und löst damit den zweiten Aufstand aus. Nach anfänglichen Erfolgen werden die Freischaren zurückgeschlagen und der Aufstand unterdrückt.


  25. September: Unruhen und Barrikaden in Köln. Die preußische Regierung verhängt den Belagerungszustand.


  6.–7. Oktober: In Wien verhindern Arbeiter, Studenten und Teile der Bürgerwehr den Abmarsch österreichischer Truppen in das aufständische Ungarn. Die Truppen gehen zu den Aufständischen über, die die Regierung verjagen und die politische Macht in Wien übernehmen.


  16. Oktober: In Berlin brechen unter der Arbeiterschaft Unruhen aus, die zu Barrikadenbauten führen. Die Bürgerwehr schlägt die Erhebung nieder. Die Beerdigung der erschossenen Arbeiter wird zur Demonstration für eine demokratische Republik.


  30.–31. Oktober: Wien wird eingeschlossen und belagert. Nach harten Kämpfen gelingt es den Truppen, die Innenstadt zu nehmen. Die Konterrevolution geht mit Standgerichten gegen die Aufständischen vor und unterdrückt die demokratische Bewegung.


  9. November: Robert Blum, Abgeordneter der Nationalversammlung in Frankfurt, wird von einem österreichischen Standgericht wegen seiner Teilnahme am Wiener Aufstand zum Tode verurteilt und erschossen.


  Beginn des Staatsstreichs in Preußen: der König läßt die von ihm beschlossene Vertagung und Verlegung der preußischen verfassunggebenden Versammlung nach der Provinzstadt Brandenburg verkünden. Während die konservativen Abgeordneten das Parlament verlassen, faßt die Mehrheit den Beschluß, sich der Anordnung zu widersetzen und in Permanenz weiter zu tagen. Berliner Arbeiter erklären sich bereit, das Parlament mit der Waffe zu verteidigen.


  


  Der Wiener Oktoberaufstand. 1848


  


  Nach dem Siege der Revolution vom 12. März in Wien und damit in Österreich beginnen erst die eigentlichen Verfassungs- und Klassenkämpfe. Hochadel und Börse, die Hauptstützen des einstigen Metternichschen Systems, sind keineswegs entmachtet. Und die Bourgeoisie in ihrer Gesamtheit ängstigt sich so vor der »Anarchie«, daß sie bereit ist, sich mit Tod und Teufel zu verbünden. So versuchen die Kräfte von Gestern den Gegenangriff: ein reaktionäres Pressegesetz, eine aristokratische Verfassung und ein Wahlgesetz, das auf der alten Einteilung in Stände beruht. Der sich als konstitutionell bezeichnende Staat versucht am 14. Mai auch einen direkten Angriff auf die revolutionären Organisationen: Auflösung des Zentralkomitees der Delegierten der Nationalgarde und der akademischen Legion, obwohl oder weil es ausdrücklich zu dem Zweck gebildet war, die Regierung zu überwachen und im Notfall bewaffnete Massen gegen sie aufzurufen. Am 15. Mai erhebt sich das Volk von Wien und zwingt die Regierung, das Komitee anzuerkennen, die Verfassung und das Wahlgesetz zu widerrufen und einen auf Grund des allgemeinen Wahlrechts bestimmten verfassunggebenden Reichstag mit der Ausarbeitung eines neuen Staatsgrundgesetzes zu betrauen. Am 26. Mai erfolgt ein neuer Angriff auf die akademische Legion; man erreicht eine ministerielle Verfügung zu ihrer Auflösung. Die Ausführung wird aber nicht der Nationalgarde übertragen, sondern dem regulären Militär. So kommt es zu einem Bündnis zwischen Nationalgarde und Legion – und auf diese Weise wird der Plan vereitelt.


  Der Kaiser hat Wien verlassen. In Innsbruck versucht der Hof, den revolutionsfeindlichen Kräften eine Führung zu geben. Die einzelnen Truppenteile und die zuverlässigen Leute des Verwaltungsapparates werden so eng wie möglich an die Monarchie gebunden. Sie konspirieren nach Kräften für die Gegenrevolution.


  Als im Juli die verfassunggebende Versammlung zu Wien zusammentritt, begrüßt ein nicht geringer Teil des Bürgertums jubelnd den zurückkehrenden Kaiser und mit ihm das Ende der revolutionären Ära. Während der verfassunggebende Reichstag die Gesetze über die Befreiung der Bauernschaft von den Fesseln des Feudalismus berät – wir folgen hier in großen Zügen der Darstellung von Friedrich Engels –, bringt der Hof ein Meisterstück zustande: der Kaiser nimmt am 19. August eine Truppenschau über die Nationalgarde ab; die kaiserliche Familie, der Hofstaat, die Generalität überbieten einander mit Schmeicheleien an die Adresse der bewaffneten Bürger, die der Stolz berauscht, sich derart öffentlich als eine der ausschlaggebenden Mächte des Staates anerkannt zu sehen. Unmittelbar darauf erscheint ein Erlaß, der den Arbeitslosen die bisher gewährte staatliche Unterstützung entzieht. Arbeiter veranstalten eine Demonstration, aber die Bürger von der Nationalgarde erklären sich für den ministeriellen Erlaß. Schließlich werden sie gegen die »Anarchisten« kommandiert und richten am 23. August ein Blutbad unter den Arbeitern an. Damit ist die Geschlossenheit der revolutionären Kräfte zerschlagen, und die Konterrevolutionäre sehen den Tag kommen, in dem sie zu ihrem letzten großen Schlag ausholen können.


  Am 5. Oktober ist die kaiserliche Partei bereit, den oppositionellen ungarischen Reichstag durch einen Staatsstreich aufzulösen und die Truppen nach Ungarn einmarschieren zu lassen. Der Hof flüchtet in diesem Augenblick nach Olmütz in Böhmen, wo eine starke Armee unter dem Fürsten Windischgrätz seine Sicherheit garantiert. Das Volk, die akademische Legion und die Wiener Nationalgarde erheben sich am 6. Oktober und widersetzen sich dem Ausmarsch der Truppen. Einige Grenadiere gehen zu ihnen über. Zwischen den bewaffneten Revolutionären und den Truppen entspinnt sich ein kurzer Kampf, bei dem der Kriegsminister Latour erschlagen wird. Am Abend hat das Volk gesiegt. Inzwischen bekommt Windischgrätz Zuzug aus Böhmen, Mähren, der Steiermark, Oberösterreich und Italien. Regiment nach Regiment marschiert in Richtung Wien. Gegen Ende Oktober sind über 60000 Mann zusammengezogen; sie beginnen, Wien einzuschließen.


  Die Kräfte, die zur Verteidigung Wiens verfügbar sind, sind gänzlich unzureichend. Von der Nationalgarde kann nur ein Teil auf die Schanzen gebracht werden. Im letzten Moment hat man eine proletarische Garde gebildet; aber der Versuch, auf diese Weise den zahlreichsten und tatkräftigsten Teil der Bevölkerung heranzuziehen, kommt viel zu spät; die Arbeiter sind mit dem Gebrauch der Waffen und mit den Gesetzen der Disziplin zu wenig vertraut, um erfolgreich Widerstand leisten zu können. So bleibt die akademische Legion – 3–4000 Mann stark, eingeübt, bis zu einem gewissen Grade diszipliniert, tapfer und voll Enthusiasmus – vom militärischen Standpunkt aus die einzige Streitmacht, die mit Aussicht auf Erfolg eingesetzt werden kann. Doch was bedeuten diese revolutionären Streitkräfte gegenüber der an Zahl weit überlegenen regulären Armee unter Windischgrätz! Und was haben die Aufständischen, abgesehen von ein paar alten, abgenutzten, schlecht bedienten Kanonen, der zahlreichen, vorzüglichen Artillerie entgegenzusetzen, von der Windischgrätz rücksichtslos Gebrauch macht?


  Je näher die Gefahr, desto größer wird die Verwirrung in Wien.


  Der Reichstag kann sich nicht dazu aufraffen, die ungarische Armee zu Hilfe zu rufen, die nur wenige Meilen unterhalb der Hauptstadt lagert. Nur in einem Punkte sind sich alle einig: daß das Eigentum respektiert werden muß. Zur Ausarbeitung eines Verteidigungsplans geschieht wenig. General Bem, von Geburt Slawe, der einzige, der Wien retten könnte, gibt die Sache auf, erdrückt durch das Mißtrauen, das ihm alle entgegenbringen. Der Offizier Messenhauser, der die aufständischen Streitkräfte befehligt, ein Romanschriftsteller, ist seiner Aufgabe nicht gewachsen. Unter solchen Bedingungen beginnt der Kampf. In Anbetracht ihrer gänzlich unzureichenden Verteidigungsmittel und ihrer Ungeübtheit leisten die Wiener Revolutionäre einen nachgerade heroischen Widerstand. In den langen breiten Straßen, die die Hauptverkehrsadern der Vorstädte bilden, wird eine Barrikade nach der anderen von der kaiserlichen Artillerie weggefegt; am Abend des zweiten Kampftages fällt die Häuserreihe am Befestigungsrand der Altstadt in die Hände der Kroaten. Ein ungeordneter Entlastungsangriff der ungarischen Armee führt zu einer völligen Niederlage.


  Als während eines Waffenstillstandes zu Verhandlungszwecken einige Abteilungen kapitulieren, andere unschlüssig sind und die Verwirrung vermehren und die Reste der akademischen Legion neue Verschanzungen anlegen, dringen die Kaiserlichen ein und nehmen in dem allgemeinen Durcheinander die Altstadt. Die unmittelbaren Folgen dieses Sieges sind standrechtliche Erschießungen und unglaubliche Grausamkeiten.


  Wiens Bundesgenosse wäre das deutsche Volk. Aber das ist überall in den gleichen Kampf verwickelt wie die Wiener. Frankfurt, Baden, Köln sind eben besiegt und entwaffnet worden. In Berlin kann es jeden Tag zu offenen Kämpfen zwischen Volk und Heer kommen. Als der Aufstand in Wien ausbrach, gab es in der deutschen Nationalversammlung zahlreiche Interpellationen, Debatten, Anträge und Gegenanträge, die zu nichts führten. Die »Zentralgewalt« sollte einschreiten. Endlich entschloß man sich, zwei Kommissare zu entsenden. Aber statt nach Wien zu gehen, lassen sie sich von Windischgrätz anschnauzen und von dem Minister Stadion lächerlich machen. Ihre Telegramme und Berichte sind eine Schande für die Frankfurter Nationalversammlung und ihre Regierung. Nun entsendet die Linke zwei Kommissare nach Wien, um dort die Autorität der Nationalversammlung zur Geltung zu bringen. Es sind die Herren Fröbel und Robert Blum. Die Lage wird bedrohlich für sie; Blum aber vertritt die Meinung, daß hier die Entscheidungsschlacht der deutschen Revolution geliefert werde, und setzt ohne Zögern sein Leben für die Sache ein.


  In den Straßen der Stadt tobt noch ein furchtbarer Barrikadenkampf. Die Bürger verlassen schließlich ihre Stellungen und bedrängen die Behörden, nachzugeben. Die Arbeiter kämpfen – neun Stunden lang – unter schweren Verlusten weiter. Aber sie werden von den Bürgern preisgegeben. »Der schmachvollste Verrat, den jemals die Weltgeschichte gesehen hat«, schreibt Robert Blum in einem seiner letzten Briefe.


  Am Mittag des 1. November wird die schwarzrotgoldene Fahne vom Stephansdom niedergeholt. Am 9. November wird Robert Blum trotz seiner Immunität als Abgeordneter der Nationalversammlung und wider alle Gesetze standrechtlich erschossen. Die Insassen ganzer Häuserblocks, Personen jeden Alters und Geschlechts, werden hingemetzelt. Mit dem Blutrausch der siegreichen Soldaten verbindet sich nun Raubsucht der Plünderer: eine Terrorwelle läuft durch die unglückliche Stadt.


  Der Ministerpräsident läßt das Gebäude des Wiener Reichstages schließen und steckt den Schlüssel mit den Worten in die Tasche: »Es gibt keinen Reichstag mehr.«


  


  Chronik November-Dezember 1848


  Der Staatsstreich des Königs von Preußen


  5. Dezember 1848


  


  1848 10. November: General Wrangel zieht mit seinen Truppen in Berlin ein. Die Mehrheit der demokratischen Linken entscheidet, daß kein bewaffneter Widerstand geleistet werden soll. Die verfassunggebende Versammlung wird aufgelöst, die Bürgerwehr entwaffnet und über Berlin der Belagerungszustand verhängt.


  18. November: Der Rheinische Kreisausschuß der Demokraten unter Führung von Karl Marx ruft zur allgemeinen Steuerverweigerung, zur Organisierung des bewaffneten Landsturms und zur Bildung von Sicherheitsausschüssen auf.


  23.–24. November: In Erfurt kommt es zu bewaffneten Auseinandersetzungen mit dem Militär.


  5. Dezember: Der preußische König vollendet seinen Staatsstreich durch Auflösung der preußischen verfassunggebenden Versammlung und der »Oktroyierung« einer Verfassung. Der König behält ein absolutes Vetorecht; die Exekutive liegt allein in seiner Hand.


  


  Der Staatsstreich des Königs von Preußen


  5. Dezember 1848


  


  Während sich im Sommer des Jahres 1848 die Höflinge mit ihrem König im Schloß Sanssouci darüber unterhalten, wie man die Revolution rückgängig machen und die alten Verhältnisse wiederherstellen könnte, versuchen die Abgeordneten der preußischen Nationalversammlung eine neue Verfassung zu schaffen, die den demokratischen Grundsätzen und den Erfolgen der Revolution entspricht. Aber während man hier wie dort mehr oder weniger theoretisiert und in die Zukunft blickt, fordert die Gegenwart ihr hartes Recht: die Wirtschaftskrise und die daraus entspringende Arbeitslosigkeit treiben die Proletarier immer wieder auf die Straße, und es kommt zu einer Kette von Arbeiterunruhen, die an manchen Tagen für die Herrschenden bedrohliche Formen annehmen. So entschließt sich die Hofpartei, die durch die Märzunruhen aus Berlin abgezogenen Truppen und das Militär, das durch die Beendigung des Krieges um Schleswig-Holstein frei geworden ist, auf Berlin marschieren zu lassen. Hauptquartier der preußischen Armee unter Führung des Generals Wrangel wird Charlottenburg.


  Dort versammeln sich 13000 Mann mit 60 Geschützen. Ein konzentrierter Gürtel von 80000 Soldaten legt sich um Berlin; 100 Geschütze gehen in Stellung. Man ist zum Angriff auf die Arbeiterviertel und zum Bombardement bereit. Alles geschieht mit Einverständnis des Königs, der dem Volk ganz anderes versprochen hat. Aber das Elend der Arbeiter wird nicht beendet, und die daraus resultierenden Revolten werden brutal niedergeschlagen. So werden am 31. Juli in Schweidnitz in Schlesien 22 Arbeiter durch die unter dem Befehl des Grafen Brandenburg stehenden Truppen getötet. Der Abgeordnete Stein aus Breslau, Oberlehrer an einer Höheren Bürgerschule, weist darauf hin, daß die Schuld an diesem Blutvergießen allein jene Offiziere treffe, die der neuen Ordnung der Dinge mit Gewalt ein Ende machen wollten, und er bringt folgenden Antrag ein: »Der Herr Kriegsminister möge in einem Erlaß an die Armee sich dahin aussprechen, daß die Offiziere allen reaktionären Bestrebungen fernbleiben, nicht nur Konflikte jeglicher Art mit dem Zivil vermeiden, sondern auch durch Annäherung an die Bürger und Vereinigung mit denselben zeigen, daß sie mit Aufrichtigkeit und Hingebung an der Verwirklichung eines konstitutionellen Rechtszustandes mitarbeiten wollen.« Der Antrag erhält noch einen Zusatz: »… und es denjenigen Offizieren, mit deren politischen Überzeugungen dies nicht vereinbar ist, zur Ehrenpflicht zu machen, aus der Armee auszutreten.«


  Das Staatsministerium erklärt darauf in einem Beschluß: »Allgemeine Erlasse wie dieser sind nach unserer pflichtmäßigen Überzeugung nicht entsprechend dem Geiste und Wesen einer Armee. Sie sind geeignet, an Stelle des vertrauensvollen Gehorsams, womit der Offizier und Soldat – jeder auf seinem Standpunkte – den Befehl seines Oberen auszuführen hat, den Geist des Mißtrauens zu setzen, welcher Disziplin und Ordnung und den ganzen Wert der Armee mit der Zeit untergraben würde. Wir glauben daher, daß ein solcher Erlaß an die Armee von verderblichen Folgen sein werde und halten es für notwendig, daß dem Kriegsminister die Wahl der Mittel, um den von der Nationalversammlung erstrebten Zweck zu erreichen, überlassen bleibe.«


  Damit ist einer Demokratisierung der Armee jede Möglichkeit genommen. Was vorher Empfehlung war, wird nun Gesetz, das mit 219 gegen 143 Stimmen angenommen wird. Die Bürgerwehr wendet sich mit einer Adresse an die Nationalversammlung: »Die Bürgerwehr Berlins sieht in dem durch die Mehrheit ausgesprochenen Willen der Nationalversammlung den Willen des preußischen Volkes und wird demgemäß Beschlüsse der Nationalversammlung mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln aufrechtzuerhalten wissen.« Doch Gesetz und Zustimmung bleiben leere Deklamationen, denn die Armee ist fest in den Händen des reaktionären Offizierskorps. Der König billigt den Rücktritt des Ministeriums, um an seine Stelle eine »Regierung des Widerstandes« zu setzen, die unter der Leitung des Generals von Pfuel steht. Pfuel, der ein Jugendfreund des Dichters Heinrich von Kleist war, enttäuscht seinen König. In seiner Eigenschaft als Kriegsminister erläßt er ein Rundschreiben an die Truppenbefehlshaber, welches dem Steinschen Antrag völlig Genüge leistet.


  Aber dieser Minister hat wenig zu sagen. Der König ernennt Wrangel zum Oberbefehlshaber über sämtliche Truppen, und dieser spricht in einem Tagesbefehl vom 17. September klar aus, wie er seine Berufung auffaßt:


  »Meine Aufgabe ist, die öffentliche Ruhe in diesen Landen, da wo gestört wird, wiederherzustellen, wenn die Kräfte der guten Bürger hierzu nicht ausreichen. Die Aufgabe ist schwer, aber sie wird ausgeführt werden. Ich gebe mich der bestimmten Hoffnung hin, daß ich keine Veranlassung haben werde, mit der militärischen Macht ein zuschreiten, denn mein Vertrauen zu den Bürgern, daß sie ebenfalls das Gute wollen, steht fest. Es sind jedoch im Lande auch Elemente vorhanden, die zur Ungesetzlichkeit verführen wollen. Den guten Elementen will ich eine kräftige Stütze sein, um ihnen die Erhaltung der öffentlichen Ordnung zu erleichtern, ohne die keine gesetzliche Freiheit möglich ist.«


  In einem vertraulichen Schreiben äußert er sich: »Die hiesigen politischen Zustände sind trostlos; man gibt sich ganz dem Zufall hin und ist in vollständige Ratlosigkeit versunken. Jeder fühlt, daß etwas Energisches geschehen müsse, aber es geschieht nichts, um diesen beklagenswerten Zuständen entgegenzutreten, um den Staat und das Königtum zu retten; es sind tausend Ratgeber da, aber es kommt zu keinem kräftigen Auftreten. So eilen wir rettungslos der Anarchie und Republik entgegen.«


  Nach einer Parade im Berliner Lustgarten hält er eine von den Besitzbürgern bejubelte Ansprache: »Ich werde diese Truppen Euch, wenn auch nicht sogleich, doch bald hierher führen; sie sollen sicher kommen. Aber nicht gegen Euch Berliner! Sondern zu Eurem Schutze, der wahren Freiheit, die der König gegeben, und zur Aufrechterhaltung des Gesetzes. Gefällt Euch das, Berliner? (Zurufe: Ja! Ja!) Das freut mich! Für Euch, mit Euch werden wir auftreten und handeln! Wie traurig finde ich Berlin wieder: In den Straßen wächst Gras, die Häuser sind verödet, die Läden voll Ware ohne Käufer, der fleißige Bürger ohne Arbeit, ohne Verdienst, der Handwerker verarmt. Das muß anders werden; ich bringe Euch das Gute mit der Ordnung, die Anarchie muß aufhören. Ich verspreche es Euch, und ein Wrangel hat noch nie sein Wort gebrochen.«


  In Breslau und Köln folgen die Truppenkommandeure dem Beispiel ihres Oberbefehlshabers. Das stärkt den Mut des Berliner Hofes, der immer mehr Druck auf die Regierung ausübt, so daß sie am 17. Oktober ein neues Gesetz erläßt, demzufolge die Bürgerwehr zum Werkzeug der Polizei »zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit« degradiert und ihr der Charakter einer selbständigen politischen Körperschaft genommen wird; sie wird der Gemeindeverwaltung und bei Bedarf der Regierung direkt unterstellt, und sie hat dem König Treue zu geloben.


  Es ist klar, daß dieser Schlag gegen die Revolution gerichtet ist. Bei einer großen Protestdemonstration trägt ein Esel das »verdammte Gesetz«. Auf dem Platz vor der Kammer wird es verbrannt. Die Bürgerwehr schaut, das Gewehr im Arm, mit offensichtlicher Befriedigung dem Schauspiel zu.


  In der Nationalversammlung wird eine Reihe von Gesetzen angenommen oder doch beraten; sie alle beschränken die Privilegien der Grundbesitzer und des Adels. Durch das Jagdgesetz erhalten die Bauern das Recht, Waffen zu tragen; das Gesetz über die Todesstrafe nimmt dem König die Macht, über Leben und Tod seiner Untertanen zu entscheiden; das Gesetz zum Schutz der persönlichen Freiheit gewährt jedem Bürger das Recht, frei über seine Wohnung ru verfügen, und sichert ihn gegen willkürliche Eingriffe der Behörden und des Militärs; die Agrargesetze sollen den Privilegien der Großgrundbesitzer endgültig ein Ende bereiten. Und in der Einleitung der Verfassung werden in dem Satz »Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden …«, die Worte »von Gottes Gnaden« gestrichen – mit 217 gegen 184 Stimmen.


  Die Hofkamarilla in Sanssouci läßt indessen von einem der fanatischsten Paladine des Königs erklären: »… Wozu seine Kräfte darauf verwenden, um diese Dinge zu kämpfen! … Ist es nicht richtiger, sie auf die Hauptsache zu verwenden, auf die Erhaltung der königlichen Macht, selbst wenn man dadurch die Despotie vorbereitet, auf die Erhaltung des Eigentums und auf die Abwehr des Kommunismus … Man muß Ordnung machen und auf Ordnung halten, das ist die Hauptsache!« Ein Jurist des Königs faßt zum Geburtstag Seiner Majestät eine Adresse ab, die sich wie eine Bußpredigt an das Volk wendet. Aber der Ministerpräsident von Pfuel weigert sich, den Erlaß gegenzuzeichnen, in dem auch wieder die Formel »von Gottes Gnaden« verwendet wird: der König beharrt darauf, daß er von Gottes Gnaden und nicht von Volkes Gnaden König sei, und befiehlt den ungeänderten Abdruck. Langsam läßt der König die Maske fallen. Er erklärt: »Noch haben wir keine Verfassung … Ich habe durch meine Worte eine Gasse in den Wall revolutionärer und gottloser Theorien getrieben … Meine lieben Herren und treuen Freunde, da ist hinfort Ihr Platz in der Gasse, auf der Bresche, die Ihr König vor Ihnen hergemacht, nicht im Rücken Ihrer Ämter … Ihr König, meine Herren, geht voran. Er weicht, wahrhaftig nicht. Verlassen Sie ihn, so bleibt er auf der Bresche.«


  Mitte Oktober kommt es wieder zu Straßenkämpfen in Berlin; die Bürgerwehr wird gezwungen, mit der Waffe in der Hand gegen die Aufständischen vorzugehen. Über den Köpfen der Arbeiter und auf den Barrikaden wehen rote Fahnen. Man ruft: »Es lebe die Republik!« Elf Arbeiter werden getötet. Der Abgeordnete Beerends stellt am 18. Oktober einen Antrag, in dem er fordert: »Die sofortige Bestrafung der schuldigen Bürgerwehrmänner und Kompanien, die ehrenvolle Bestattung der Toten durch die Arbeiter auf öffentliche Kosten, die Pensionierung der Hinterbliebenen und die Herstellung der Verwundeten, gleichfalls auf öffentliche Kosten, und endlich die Auszahlung zweier Tagelöhne an alle an dem Aufstand beteiligten Arbeiter und Befreiung aller Gefangenen.« Als der König in einer Kabinettsorder der Bürgerwehr seinen Dank für ihre tapfere Haltung ausspricht, schämt sich diese so sehr der von ihr erzwungenen Taten, daß sie die königliche Order zurückweist.


  Die Arbeiter wissen nicht, was hinter den königlichen Fassaden geschieht; aber sie haben Grund genug, beunruhigt zu sein. Sie sammeln sich um das Schauspielhaus am Gendarmenmarkt, wo die Abgeordneten tagen. Mitglieder der Rechten und Regierungskommissare werden beleidigt und tätlich angegriffen; man nennt sie »nicht Vertreter, sondern Verräter des Volkes«.


  Am 31. Oktober stellt der Abgeordnete Waldeck den Antrag, »das Staatsministerium aufzufordern, zum Schutze der in Wien gefährdeten Volksfreiheit alle dem Staate zu Gebote stehenden Mittel und Kräfte schleunigst aufzubieten, »also mit anderen Worten, das ganze preußische Heer sofort in Österreich einrücken und auf Wien marschieren zu lassen«. Während der Verhandlung wird der Sitzungssaal von Volksmassen belagert. Ein Offizier der Bürgerwehr erläßt den Befehl, kein Mitglied der Rechten vor Beendigung der Sitzung aus dem Hause heraus zu lassen. Nur mit Lebensgefahr können die Abgeordneten der Rechten und die Minister durch Nebenpforten das Haus verlassen.


  Am Abend des 31. Oktober fordert der König den Minister von Pfuel auf, wegen der Exesse dieses Tages General von Wrangel mit den Truppen in Berlin einrücken zu lassen. Pfuel legt sein Amt nieder. Als Graf Brandenburg sich bereiterklärt, die Ministerpräsidentschaft zu übernehmen, ist es nicht leicht, geeignete und ihm genehme Kollegen zu gewinnen. In einer Liste, welche dem König vorgelegt wird, findet sich auch Bismarcks Name. Der König schreibt an den Rand: »Nur zu gebrauchen, wenn das Bajonett schrankenlos waltet.« Graf Brandenburg selbst sagt zu Bismarck in Potsdam: »Ich habe die Sache übernommen, habe aber kaum die Zeitungen gelesen, bin mit staatsrechtlichen Fragen unbekannt und kann nichts weiter tun, als meinen Kopf zu Markte tragen. Ich brauche einen Mann, dem ich traue und der mir sagt, was ich tun kann. Ich gehe in die Sache wie ein Kind ins Dunkel, und weiß niemanden als Otto Manteuffel (Direktor im Ministerium des Innern), der die Vorbildung und zugleich mein persönliches Vertrauen besitzt, der aber noch Bedenken hat. Fahren Sie nach Berlin hinüber und bewegen Sie Manteuffel.« Bismarck redet von 9 Uhr bis Mitternacht auf Manteuffel ein und gewinnt ihn für die Regierung. Am 7. November morgens kommt der zum Kriegsminister ernannte General von Strotha zu Bismarck, weil ihn Brandenburg an ihn verwiesen hat, um sich die Situation klarmachen zu lassen. Bismarck tut das nach Möglichkeit und fragt: »Sind Sie bereit?« Strotha antwortet mit der Gegenfrage: »Welcher Anzug ist vorgeschrieben?« – »Zivil«, antwortet Bismarck. »Das habe ich nicht«, sagt Strotha. Bismarck läßt ihm durch einen Lohndiener noch vor der festgesetzen Stunde einen Anzug aus einer Kleiderhandlung beschaffen und rettet damit die Regierungsbildung.


  Für die Sicherheit der Minister werden mannigfache Vorsichtsmaßnahmen getroffen. Zunächst werden im Schauspielhaus außer einer starken Polizeitruppe 30 der besten Schützen des Gardejägerbataillons so untergebracht, daß sie auf ein bestimmtes Signal im Saal und auf den Galerien erscheinen können, wenn die Minister tätlich bedroht werden.


  Entsprechende Vorkehrungen werden an den Fenstern des Schauspielhauses und in verschiedenen Gebäuden am Gendarmenmarkt getroffen, in der Absicht, den Rückzug der Minister aus dem Schauspielhause gegen etwaige feindliche Angriffe zu decken. Man nimmt an, daß auch größere dort versammelte Massen sich zerstreuen werden, sobald aus verschiedenen Richtungen Schüsse fallen.


  Als Graf Brandenburg in der Versammlung von seiner Ernennung zum Ministerpräsidenten Mitteilung macht, ist die Bestürzung groß. Die Linke will, daß die Versammlung sich in Permanenz erkläre und mit einem Aufruf an das Volk wende. Die Mehrheit entscheidet sich für eine Deputation zum König, um gegen das Ministerium Brandenburg zu protestieren und die Einsetzung eines volkstümlichen Kabinetts zu erbitten. Lange müssen die Abgeordneten antichambrieren, bis sie beim König vorgelassen werden, der sich schließlich die Rede des Vorsitzenden von Unruh anhört. Dann macht er Miene, sich ohne Antwort zu entfernen. Der Abgeordnete Jacoby, ein alter Vorkämpfer der Demokratie, richtet an den König die Frage, ob er nichts über die Lage des Landes hören wolle. Der König antwortet brüsk: »Nein.« Er ist bereits an der offenen Tür, als ihm Jacoby erregt nachruft: »Das ist das Unglück der Könige, daß sie die Wahrheit nicht hören wollen!«


  Am 9. November erscheinen die neuen Minister zum ersten Male vor der Nationalversammlung, aber nur um der Verlesung zweier königlicher Kabinettsorders beizuwohnen. Die erste teilt mit, daß die Nationalversammlung ihre Verhandlungen abzubrechen und am 27. November wieder in der Stadt Brandenburg zusammenzutreten habe. Die zweite verhängt – unter Auflösung der Bürgerwehr – den Belagerungszustand über Berlin.


  Minister Brandenburg will sprechen. Der Präsident: »Sie haben nicht das Wort!« Brandenburg: »Ich bitte darum!« Der Präsident erteilt ihm das Wort, und der Graf erklärt die Versammlung für geschlossen und ihre Beschlüsse fortan für illegal. Die Minister schicken sich an, den Saal zu verlassen. Von der Linken ruft man: »Verhaften! Verräter!« Die Abgeordneten drängen mit geballten Fäusten gegen die Tribüne. Aber die Minister können sich noch entfernen. Obwohl auch einige Abgeordnete der Rechten den Saal verlassen, bleibt das Haus beschlußfähig. Es bestreitet der Krone das Recht zu dem geschehenen Willkürakt und entschließt sich zu einer neuen Sitzung am Nachmittag.


  In der Nacht zum 10. November melden sich Delegationen der Arbeitervereine und bieten der Nationalversammlung ihren Schutz an. 3000 Bauarbeiter bitten den Kommandanten der Bürgerwehr, sie zu bewaffnen, was dieser ablehnt. Ein Arbeiterdelegierter erklärt im Namen von 30 Berliner Betrieben: »Sie bieten Euch ihren Arm und ihr Herzblut gegen jeden Feind an, der Hochverrat üben wollte an Euch und an den Freiheiten des Volkes!« Aber die Nationalversammlung ist nicht willens, gewaltsamen Widerstand zu leisten. Während am Morgen des 10. November die Abgeordneten den »passiven Widerstand« beschließen, setzen sich die Truppen unter General Wrangel nach Berlin in Marsch. Um 2 Uhr mittags trifft die Spitze am Gendarmenmarkt ein. Bürgerwehr bewacht das Schauspielhaus; aus den Nebenstraßen drängt Volk heran. Man hört Pferdegetrappel und dann und wann Kommandos, sonst herrscht bedrohliche Stille. Wrangel reitet auf den Kommandeur der Bürgerwehr zu und fragt, warum sie hier stehe. Der Kommandant antwortet: »Um die Versammlung zu schützen.“


  »Das will ich mit meinen Truppen auch. Sie sind gewohnt zu biwakieren; ich werde so lange hier stehen bleiben, bis die Versammlung auseinandergeht, und wenn es acht Tage dauern sollte.« Der General steigt von seinem Pferde, setzt sich auf einen Stuhl, der ihm aus einem Hause gebracht wird, und wartet. Bald erscheint der Kommandeur der Bürgerwehr vor ihm und erklärt: »Die Bürgerwehr ist entschlossen, die Freiheit des Volkes und die Würde der Nationalversammlung zu schützen und wird nur der Gewalt weichen.« Wrangel zieht seine Uhr und sagt: »Sagen Sie Ihrer Bürgerwehr, die Gewalt wäre nun da. Ich werde nun mit den Truppen für die Ordnung einstehen. Die Nationalversammlung wird binnen fünfzehn Minuten den Sitzungssaal verlassen, und dann wird auch die Bürgerwehr abziehen.«


  Die Versammlung rafft sich noch zu einem Protest auf, und dann wird die Sitzung geschlossen. Der Staatsstreich ist vollzogen.


  Die Linke versucht, sich noch weiter zu versammeln, und beschließt am 15. November Steuerverweigerung gegen die Regierung. In diese letzte Sitzung dringt ein Major mit vier Offizieren und einem Zug Soldaten ein und fordert die Abgeordneten auf, den Saal zu räumen, widrigenfalls er Gewalt anwenden müsse. Der Vorsitzende von Unruh schließt die Sitzung, und die Abgeordneten verlassen den Saal.


  An den Wänden der Berliner Häuser klebt eine Verfügung des Generals von Wrangel, in der er »in Verfolg des erklärten Belagerungszustandes« alle politischen Rechte der Bürger für null und nichtig erklärt. Und der König gibt aus eigener Machtvollkommenheit dem Volk eine Verfassung.


  


  


  


  Chronik Dezember 1848-Mai 1849


  Der Maiaufstand in Dresden. 3.–9. Mai 1849


  Aufstandsversuch in Rheinpreußen. 9.–10. Mai 1849


  


  1848 21. Dezember: Die durch die deutsche Nationalversammlung verabschiedeten Grundrechte der Reichsverfassung werden zum Reichsgesetz erhoben: Gleichheit vor dem Gesetz, Abschaffung der Standesprivilegien, Unverletzlichkeit des Eigentums und der Person, Einführung eines deutschen Reichsbürgerrechtes und der Freizügigkeit, Presse-, Vereins- und Versammlungsfreiheit, Gleichberechtigung nationaler Minderheiten, Einführung der obligatorischen Zivilehe u. a.


  1849 28.–29. Januar: Der Kongreß südwestdeutscher Arbeitervereine beschließt die Gründung eines Allgemeinen deutschen Arbeiterbundes.


  4. März: Der österreichische Reichstag wird aufgelöst und eine Verfassung für die Habsburger Monarchie oktroyiert. Diese Verfassung wird jedoch nicht wirksam, da die Regierung keine Wahlen ausschreibt.


  27.–28. März: Die deutsche Nationalversammlung verabschiedet die Reichsverfassung und ein Wahlgesetz und wählt mit 290 Stimmen, bei 248 Enthaltungen, den preußischen König zum deutschen Kaiser.


  3. April: König Friedrich Wilhelm iv. von Preußen lehnt gegenüber einer Deputation der Nationalversammlung die Annahme der deutschen Kaiserwürde mit der Begründung ab, daß diese Versammlung weder eine Krone vergeben noch eine Verfassung einführen könne.


  2.–4. April: Der Kongreß der bayerischen Arbeitervereine in Nürnberg beschließt ihre Zusammenfassung zu einer bayerischen »Arbeiterverbrüderung«, die Gründung von Arbeiterwerkstätten und -fortbildungsschulen. Ferner werden allgemeine Volksbewaffnung, allgemeines Wahlrecht und progressive Einkommenssteuer verlangt.


  1849 14. April: Der ungarische Reichstag beschließt als Reaktion auf die Oktroyierung der österreichischen Verfassung die Absetzung der Dynastie Habsburg und die Proklamierung der ungarischen Republik. Kossuth wird Präsident.


  21. April: Die Zweite preußische Kammer wird nach ihrer Zustimmung zur Reichsverfassung vom 28. März aufgelöst Das gleiche Schicksal erleiden die Kammern in den Königreichen Hannover und Sachsen.


  2. Mai: In der bayerischen Rheinpfalz wird von den demokratischen Vereinen eine Volksversammlung einberufen, die einen Landesverteidigungsausschuß einsetzt, der die Durchführung der Reichsverfassung durch das Volk leiten soll. Rheinpfälzische Demokraten bewaffnen sich, und große Teile der bayerischen Armee gehen zu ihnen über.


  3.–9. Mai: Arbeiter, Handwerker, Studenten und Intellektuelle in Dresden erheben sich und errichten Barrikaden. Während der sächsische König flieht, bildet sich in Dresden eine revolutionäre Regierung. Preußische Truppen greifen in die Kämpfe ein. Sie können die Innenstadt nicht erobern. Da aber weitere Unterstützung für die Aufständischen ausbleibt, müssen diese sich zurückziehen, um der Vernichtung zu entgehen. Der Aufstand wird durch preußische und sächsische Truppen endgültig niedergeworfen.


  4. Mai: Die Nationalversammlung ruft das deutsche Volk auf, der Reichsverfassung zur Anerkennung zu verhelfen, und schreibt Reichstagswahlen zum 15. Juli aus.


  7. Mai-Mitte Mai: Das Elberfelder Landwehrkomitee fordert die rheinischen Städte zum bewaffneten Widerstand gegen die preußische Regierung auf. Die Vertreter aller Gemeinden verlangen die Anerkennung der Reichsverfassung, die Entlassung der reaktionären Regierung und die Zurücknahme der Einberufung der Landwehr.


  In Barrikadenkämpfen schlagen die Arbeiter in Elberfeld und Düsseldorf die preußischen Truppen zurück. Der Aufstand greift auf viele rheinische Städte über. Die preußische Regierung verhängt den Belagerungszustand über das gesamte Rheinland und geht gegen die Aufständischen vor, die zum Teil in die Pfalz und nach Baden fliehen, um sich der dortigen Bewegung anzuschließen.


  


  


  


  Der Maiaufstand in Dresden. 3.–9. Mai 1849


  


  März 1849. Das sächsische Volk drängt Kammer, Regierung und König zur Verkündung der Grundrechte, wie sie die Reichsverfassung festgelegt hat. Drei Minister des Königs sind für ihre Anerkennung, zwei, von Beust und von Rabenhorst, sind dagegen. Dem scwankenden König überbringt in diesem Augenblick ein Adjutant des Königs von Preußen die Aufforderung, die Anerkennung der Reichsverfassung zu verweigern, und sichert ihm für den Fall, daß infolge der Weigerung Unruhen entstehen sollten, militärische Hilfe.


  In dieser Situation verlangt die äußerste Linke unter Führung des Advokaten Tzschirner in der Kammer die Anerkennung der Reichsverfassung und droht für den Fall der Nichtannahme, die neuen Steuern – ohne die der Staatshaushalt zusammenbräche – nicht zu genehmigen. Dieser Steuerverweigerungsbeschluß veranlaßt den König, dem Drängen der Rechten nachzugeben und das Parlament am 30. April aufzulösen. Petitionen, die die Reichsversammlung verlangen, gehen von Vereinen, Verbänden und namhaften Persönlichkeiten an den König und das Ministerium. Aber alle Bemühungen ies demokratisch gesinnten Volkes sind vergebens. Der Minister von Beust antwortet mit hochmütigem Spott, und der König entschuldigt sich mit seinem Wort, das er dem König von Preußen gegeben habe.


  Die Aufregung in der sächsischen Hauptstadt wächst; der geringste Anlaß kann jetzt die Explosion herbeiführen. Und dieser Anlaß läßt nicht lange auf sich warten: Am 2. Mai beschließen die Dresdener Kommunalgarden, am 3. Mai einen feierlichen Aufmarsch zu Ehren der Reichsverfassung zu veranstalten. Er ist für 1 Uhr angesetzt. Da bis zu dieser Stunde kein Verbot ergangen ist, sammelt sich die Bürgergarde, als die Glocken läuten und Generalmarsch geschlagen wird. Inzwischen liest die Bevölkerung einen Maueranschlag, der die Stadtverordneten für 4 Uhr zur Wahl eines Landes-Verteidigungsausschusses zusammenruft, da »nach einer preußischen Note die Besetzung des Landes durch preußische Truppen bevorsteht«. Diese Plakate steigern die Erregung weiter. Als dann noch der Kommandant der Kommunalgarden mitteilt, daß das Oberkommando den Aufmarsch verboten und angeordnet habe, die Bataillone zu verabschieden, erhebt sich überall der Schrei: »Verrat!« Und die Massen wälzen sich zum Schloß und zum Zeughausplatz.


  Um 3 Uhr nachmittags wird das schwache Gattertor am Zeughausplatz mit einem Leiterwagen als Rammbock aufgesprengt. Das Volk flutet sofort in den Hof. Die Torwache schießt nicht, trotz eines Befehls, sondern weicht zurück. Doch der Oberstleutnant von Polenz läßt dreimal Trommelwirbel schlagen und dann durch ein 12-Mann-Peloton Feuer geben. 4 Tote bleiben auf dem Platz. Das unbewaffnete Volk hebt sie auf und eröffnet einen Steinhagel auf die Besatzung. Gleichzeitig schießen die Turner; ein Leutnant fällt, und die Besatzung zieht sich zurück. Das erbitterte Volk sammelt sich nun vor den Haupttoren des Zeughauses, und plötzlich wird mit dem Leiterwagen, der schon einmal als Sturmbock gedient hat, das mittlere Haupttor eingestoßen. In dem Augenblick, da die Flügel des Tores auseinanderspringen, kracht ein Kartätschenschuß in die nachdringende Menge, und 20 Tote und Verwundete bleiben liegen. Daraufhin wagt das Volk keinen zweiten Angriff. Der Sturm auf das Zeughaus ist abgeschlagen, die Massenbewaffnung damit verhindert. Ein Sicherheitsausschuß wird gebildet; er arbeitet die ganze Nacht hindurch an der Organisierung des Aufstandes. Tzschirner ist »die Seele des Widerstandes«. Er ernennt die Befehlshaber der einzelnen bewaffneten Kolonnen und Barrikadenmannschaften; er stellt Gutscheine für Lebensmittel, Waffen und Kleidungsstücke sowie Passierscheine aus.


  Vor allem aber wird in dieser Nacht der Bau von 108 Barrikaden betrieben; er steht unter der Leitung des Hofbaumeisters Gottfried Semper. Sie sind so fest gefügt, daß sie später auch schwerem Geschützfeuer standhalten.


  Die Vorbereitungen zum Kampf bleiben im Schloß natürlich nicht verborgen. Um 4 Uhr flüchtet der König mit seiner Gattin und in Begleitung der Minister, unter dem Schutz dichten Nebels, in die Festung Königstein. Als die Minister Beust und Rabenhorst abends wieder in die Hauptstadt zurückkehren, erfahren sie, daß den ganzen Tag über gekämpft worden ist. Die Altstadt ist in den Händen der Revolutionäre. Am Kreuzturm kämpft auch der königlich sächsische Hofkapellmeister Richard Wagner. Die berühmteste dramatische Sängerin der Zeit, Wilhelmine Schröder-Devrient, feuert im Kugelregen die Aufständischen an.


  Die Flucht des Köngis veranlaßt die Aufständischen, eine provisorische Regierung für Sachsen einzusetzen. Der Sicherheitsausschuß ist damit aufgelöst, die Regierung wird auf die Reichsverfassung vereidigt. Inzwischen überschreiten preußische Interventionstruppen die Grenze und greifen in die Kämpfe in Dresden ein. Der Motor des Widerstandes heißt jetzt Bakunin: er nimmt an allen Beratungen der provisorischen Regierung teil und erläßt selbständig Befehle. Die Reichsverfassung tritt in den Hintergrund; das rote Banner der sozialistischen Republik wird aufgezogen.


  Die preußischen Truppen versuchen, Barrikade um Barrikade zu nehmen. In der Morgenfrühe des 6. Mai geht das Opernhaus in Flammen auf. Man hat mit diesem Brand den russischen Anarchisten Bakunin belastet. In seinem »Katechismus der Revolution« steht: »Der Revolutionär verachtet die öffentliche Meinung. Er verachtet und haßt die gegenwärtige gesellschaftliche Moral in all ihren Antrieben und allen ihren Kundgebungen. Für ihn ist alles sittlich, was den Triumph der Revolution begünstigt, alles unsittlich und verbrecherisch, was ihn hemmt.«


  Am Abend des 7. Mai ist der Aufstand gebrochen. Am 8. Mai finden nur noch vereinzelte Feuergefechte statt. Am Morgen des 9. Mai, früh 3 Uhr, verläßt die provisorische Regierung Dresden. Aus den Häusern und von den Barrikaden wehen weiße Fahnen. Tzschirner findet einen Fluchtweg in die Schweiz.


  Die Regierungstruppen haben den Befehl, jeden, der mit der Waffe in der Hand angetroffen wird, niederzuschießen. Der Direktor des Zuchthauses Waldheim, wo man die Aufständischen »sammelt«, empfängt die Revolutionäre immer wieder mit dem Ruf: »So, du verfluchter Schweinehund, bist du jetzt auch hier; na, dir wollen wir’s gründlich besorgen.« Furchtbar haust die Soldateska. Einzelne Mitglieder der provisorischen Regierung müssen bis 1854 im Zuchthaus sitzen. Bakunin entkommt nach Chemnitz, wird dann aber dort verhaftet. Man liefert ihn den Österreichern aus. Die übergeben ihn der Polizei des Zaren. Und der sperrt ihn für viele Jahre in die Schlüsselburg; später wandert er in die Verbannung nach Sibirien, von wo er nach dem Westen entkommt, um sich in neue Revolutionen zu stürzen.


  Minister von Beust wütet gegen alle, die ihn einmal bekämpft haben. Unter den nichtigsten Vorwänden läßt er alle Demokraten, deren er habhaft wird, zu Gefängnis verurteilen. Ihre berufliche Existenz wird vernichtet.


  


  


  Aufstandsversuch in Rheinpreußen. 9.–10. Mai 1849


  


  Friedrich Engels, der Fabrikantensohn aus Elberfeld, schien geradezu prädestiniert, die wirtschaftliche Entwicklung Rheinpreußens vom Ausgang des 18. bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts darzustellen und die Voraussetzungen für eine revolutionäre Entwicklung zu analysieren. Im 1. Kapitel seiner Artikelserie über »Die deutsche Reichsverfassungskampagne« heißt es:


  »Rheinpreußen hat seit 1815 als eine der fortgeschrittensten Provinzen Deutschlands gegolten, und mit Recht. Es vereinigt zwei Vorzüge, die sich in keinem anderen Teile Deutschlands vereinigt finden.


  Rheinpreußen teilt mit Luxemburg, Rheinhessen und der Pfalz den Vorteil, seit 1795 die Französische Revolution und die gesellschaftliche, administrative und legislative Konsolidierung ihrer Resultate unter Napoleon mitgemacht zu haben. Als die revolutionäre Partei in Paris erlag, trugen die Armeen die Revolution über die Grenzen. Vor diesen kaum befreiten Bauernsöhnen zerstoben nicht nur die Armeen des Heiligen Römischen Reichs, sondern auch die Feudalherrschaft des Adels und der Pfaffen. Seit zwei Generationen kennt das linke Rheinufer keinen Feudalismus mehr; der Adelige ist seiner Privilegien beraubt, der Grundbesitz ist aus seinen Händen und denen der Kirche in die Hände der Bauern übergegangen; der Boden ist parzelliert, der Bauer ist freier Grundbesitzer wie in Frankreich. In den Städten verschwanden die Zünfte und die patriarchalische Patrizierherrschaft zehn Jahre früher als irgendwo in Deutschland vor der freien Konkurrenz, und der Code Napoleon sanktionierte schließlich den ganzen veränderten Zustand in der Zusammenfassung der gesamten revolutionären Institutionen.


  Rheinpreußen besitzt aber zweitens – und darin liegt sein Hauptvorzug vor den übrigen Ländern des linken Rheinufers – die ausgebildetste und mannigfachste Industrie von ganz Deutschland. In den drei Regierungsbezirken Aachen, Köln und Düsseldorf sind fast alle Industriezweige vertreten: Baumwollen-, Wollen- und Seidenindustrie aller Art nebst den dabei abhängigen Branchen der Bleicherei, Druckerei und Färberei, der Eisengießerei und Maschinenfabrikation, ferner Bergbau, Waffenschmieden und sonstige Metallindustrie finden sich hier auf dem Raum weniger Quadratmeiler konzentriert und beschäftigen eine Bevölkerung von in Deutschland unerhörter Dichtigkeit. An die Rheinprovinz schließt sich unmittelbar, sie mit einem Teile der Rohstoffe versorgend und industriell zu ihr gehörend, der märkische Eisen- und Kohlendistrikt an. Die beste Wasserstraße Deutschlands, die Nähe des Meeres, der mineralische Reichtum der Gegend begünstigen die Industrie, die außerdem zahlreiche Eisenbahnen erzeugt hat und ihr Eisenbahnnetz noch täglich vervollständigt. Mit der Industrie in Wechselwirkung steht ein für Deutschland sehr ausgedehnter Ausfuhr- und Einfuhrhandel nach allen Weltteilen, ein bedeutender direkter Verkehr mit allen großer Stapelplätzen des Weltmarkts und eine verhältnismäßige Spekulation in Rohprodukten und Eisenbahnaktien. Kurz, die industrielle und komerzielle Entwicklungsstufe der Rheinprovinz ist, wenn auch auf dem Weltmarkt ziemlich unbedeutend, doch für Deutschland einzig.


  Die Folge dieser – ebenfalls unter der revolutionären französischen Herrschaft aufgeblühten – Industrie und des mit ihr zusammenhängenden Handels in Rheinpreußen ist die Erzeugung einer mächtigen industriellen und kommerziellen großen Bourgeoisie und, im Gegensatz zu ihr, eines zahlreichen industriellen Proletariats, zweier Klassen, die im übrigen Deutschland nur sehr stellenweise und embryonisch existieren, die aber die besondere politische Entwicklung der Rheinprovinz fast ausschließlich beherrschen.«


  Unter dem Eindruck der bereits ausgebrochenen oder unmittelbar vor dem Ausbruch stehenden revolutionären Kämpfe in Dresden, in der Pfalz, in Baden, Württemberg, Franken, in ganz Süddeutschland und nicht zuletzt in Berlin, beruft der Kölner Gemeinderat einen Kongreß von Deputierten, den die Regierung prompt verbietet. Man setzt sich über das Verbot hinweg und hält den Kongreß trotzdem ab. Die Deputierten protestieren vor allem gegen die Einberufung der Landwehr, fordern die Zurücknahme der Verordnung und drohen im Weigerungsfalle mit dem Abfall der Rheinprovinzen von Preußen. Das signifikante Dokument dieses Widerstandes der Deputierten der rheinischen Gemeinderäte lautet:


  »Da die preußische Regierung die Zweite Kammer, nachdem dieselbe sich für die unbedingte Annahme der deutschen Verfassung vom 28. März dieses Jahres ausgesprochen hatte, aufgelöst und dadurch das Volk seiner Vertretung und Stimme in dem gegenwärtigen entscheidenden Augenblicke beraubt hat, sind die unterzeichneten Verordneten der Städte und Gemeinden der Rheinprovinz zusammengetreten, um zu beraten, was dem Vaterlande not tue. Die Versammlung hat unter dem Vorsitze der Stadtverordneten Zell von Trier und Werner von Koblenz und in Assistenz der Protokollführer, der Stadtverordneten Boecker von Köln und

  Bloem II von Düsseldorf, beschlossen, wie folgt:


  1. Sie erklärt, daß sie die Verfassung des deutschen Reiches, wiesolche am 28. März dieses Jahres von der Reichsversammlung verkündet worden, als endgültiges Gesetz anerkennt und bei dem von der preußischen Regierung erhobenen Konflikte auf der Seite derdeutschen Reichsversammlung steht.


  2. Die Versammlung fordert das gesamte Volk der Rheinlande und namentlich alle waffenfähigen Männer auf, durch Kollektiverklärungen in kleineren und größeren Kreisen seine Verpflichtung und seinen unverbrüchlichen Willen, an der deutschen Reichsverfassung festzuhalten und den Anordnungen der Reichsverfassung Folge zu leisten, auszusprechen.


  3. Die Versammlung fordert die deutsche Reichsversammlung auf, nunmehr schleunigst kräftigere Anstrengungen zu treffen, um dem Widerstande des Volkes in den einzelnen deutschen Staaten und namentlich auch in der Rheinprovinz jene Einheit und Stärke zu geben, die allein imstande ist, die wohlorganisierte Gegenrevolution zuschanden zu machen.


  4. Sie fordert die Reichsgewalt auf, die Reichstruppen baldmöglichst auf die Verfassung zu beeidigen und eine Zusammenziehung derselben anzuordnen.


  5. Die Unterzeichneten verpflichten sich, der Reichsverfassung durch alle ihnen zu Gebote stehenden Mittel in dem Bereiche ihrer Gemeinden Geltung zu verschaffen.


  6. Die Versammlung erachtet die Entlassung des Ministeriums Brandenburg-Manteuffel und die Einberufung der Kammer ohne Abänderung des bestehenden Wahlmodus für unbedingt notwendig.


  7. Sie erblickt insbesondere in der jüngst erfolgten teilweisen Einberufung der Landwehr eine unnötige, den inneren Frieden in hohem Grade gefährdende Maßregel und erwartet deren sofortige Zurücknahme.


  8. Die Unterzeichneten sprechen schließlich ihre Überzeugung dahin aus, daß bei Nichtbeachtung des Inhaltes dieser Erklärung dem Vaterlande die größten Gefahren drohen, durch die selbst der Bestand Preußens in seiner gegenwärtigen Zusammensetzung gefährdet werden kann.


  Beschlossen am 8. Mai 1849 zu Köln.«


  


  


  Die Regierung in Berlin befiehlt ohne Rücksicht auf die gefaßten Beschlüsse die Einberufung der Landwehr. Die Bataillone treten zwar zusammen, wehren sich aber konsequent gegen die Einkleidung.


  Die Industriebezirke Elberfeld, Iserlohn und Solingen sind die Zentren des Widerstandes. Die preußische Regierung setzt gegen Elberfeld ein Bataillon Infanterie, eine Schwadron Ulanen und zwei Geschütze in Marsch. Die Verwirrung in der Stadt ist groß, als die Truppen einmarschieren. Da wird im Volk plötzlich danach gerufen die 69 Solinger Arbeiter, die sich seit einem Jahr wegen Demolierung einer Stahlgußfabrik in Haft befinden, zu befreien. Die Gefängnistüren werden aufgebrochen. Der letzte der Befreiten fäll: unter einer Salve des anrückenden Militärs. Das Volk baut Barrikaden. In Kürze sind die Zugänge zur Innenstadt verschanzt. Artillerie rückt vor. Die Barrikadenkämpfer kündigen an, sie würden nur auf die Offiziere schießen. Kurze Zeit später fällt der kommandierende Hauptmann: Herzschuß. Die Truppen ziehen sich bis Düsseldorf zurück. Aber schon sind neue Truppen im Vormarsch. Am Abend beginnt der Kampf von neuem. Die Barrikadenkämpfer müssen schließlich vor der Übermacht weichen. Aber die Kämpfe in Elberfeld sind das Fanal zum Aufstand in großen Teilen des bergischmärkischen Industriereviers. Die Aufständischen hoffen auf eine Ausbreitung der Revolution über ganz Deutschland. Aber das Militär konzentriert sich auf die Niederwerfung des Aufstandes in den Industriestädten und entzieht damit den Auf standsbewegungen in der Provinz die Basis. Friedrich Engels, der am n.Mai 1849 nach Elberfeld kommt, um dort den Aufstand neu zu organisieren, wird schließlich gezwungen, die Stadt zu verlassen. Viele revolutionäre Arbeiter wandern in die Gefängnisse. Und die preußische Armee in Stärke von 20.000 Mann, unterstützt von Kavallerie und Artillerie, rückt feldmarschmäßig in das Ruhrgebiet ein. Der König von Preußen erläßt einen Aufruf:


  


  An Mein Volk!


  Unter dem Vorwande der deutschen Sache haben die Feinde des Vaterlandes zuerst in dem benachbarten Sachsen, dann in einzelnen Gegenden von Süddeutschland die Fahne der Empörung aufgepflanzt. Zu Meinem tiefsten Schmerze haben auch in einigen Theilen unseres Landes Verblendete sich hinreißen lassen, dieser Fahne zu folgen und unter derselben, im offenen Aufruhr gegen die rechtmäßige Obrigkeit, göttliche und menschliche Ordnung umzustürzen. In so ernster und gefahrvoller Zeit drängt es Mich, ein offenes Wort zu Meinem Volke zu reden.


  Ich habe auf das Anerbieten einer Krone seitens der deutschen National-Versammlung eine zustimmende Antwort nicht ertheilen können, weil die Versammlung nicht das Recht hatte, die Krone, welche sie Mir bot, ohne Zustimmung der deutschen Regierungen zu vergeben, weil sie Mir unter der Bedingung der Annahme einer Verfassung angetragen ward, welche mit den Rechten und der Sicherheit der deutschen Staaten nicht vereinbar war.


  Ich habe fruchtlos alle Mittel versucht und erschöpft, zu einer Verständigung mit der deutschen National-Versammlung zu gelangen. Ich habe mich vergebens bemüht, sie auf den Standpunkt ihres Mandats und des Rechtes zurückzuführen, welches nicht in der eigenmächtigen und unwiderruflichen Feststellung, sondern in der Vereinbarung einer deutschen Verfassung bestand, und selbst nach Vereitelung Meiner Bestrebungen habe Ich in der Hoffnung einer endlichen friedlichen Lösung nicht mit der Versammlung gebrochen. Nachdem dieselbe aber durch Beschlüsse, gegen welche treffliche Männer fruchtlos ankämpften, ihrerseits den Boden des Rechtes, des Gesetzes und der Pflicht gänzlich verlassen, nachdem sie uns um deshalb, weil wir dem bedrängten Nachbar die erbetene Hülfe siegreich geleistet, des Friedensbruchs angeklagt, nachdem sie gegen uns und die Regierungen, welche sich mit Mir den verderblichen Bestimmungen der Verfassung nicht fügen wollten, zum offenen Widerstände aufgerufen, hat die Versammlung jetzt mit Preußen gebrochen. Sie ist in ihrer Mehrheit nicht mehr jene Vereinigung von Männern, auf welche Deutschland mit Stolz und Vertrauen blickte. Eine große Zahl ist, als die Bahn des Verderbens betreten wurde, freiwillig ausgeschieden, und durch Meine Verordnung vom gestrigen Tage habe ich alle preußischen Abgeordneten, welche der Versammlung noch angehörten, zurückgerufen. Gleiches wird von anderen deutschen Regierungen geschehen. In der Versammlung herrscht jetzt eine Partei, die im Bunde steht mit den Menschen des Schreckens, welche die Einheit Deutschlands zum Vorwande nehmen, in Wahrheit aber den Kampf der Gottlosigkeit, des Eidbruches und der Raubsucht gegen die Throne entzünden, um mit ihnen den Schutz des Rechtes, der Freiheit und des Eigentums umzustürzen. Die Gräuel, welche in Dresden, Breslau und Elberfeld unter dem erheuchelten Rufe nach Deutschlands Einheit begangen worden, liefern die traurigen Beweise. Neue Gräuel sind geschehen und werden noch vorbereitet. Während durch solchen Frevel die Hoffnung zerstört ward, durch die Frankfurter Versammlung die Einheit Deutschlands erreicht zu sehen, habe Ich in Königlicher Treue und Beharrlichkeit daran nicht verzweifelt. Meine Regierung hat mit den Bevollmächtigten der größeren deutschen Staaten, welche sich Mir angeschlossen, das in Frankfurt begonnene Werk der deutschen Verfassung wieder aufgenommen.


  Diese Verfassung soll und wird in kürzester Frist der Nation gewähren, was sie mit Recht verlangt und erwartet: ihre Einheit, dargestellt durch eine einheitliche Exekutiv-Gewalt, die nach außen den Namen und die Interessen Deutschlands würdig und kräftig vertritt, und ihre Freiheit, gesichert durch eine Volksvertretung mit legislativer Befugnis. Die von der National-Versammlung entworfene Reichsverfassung ist hierbei zu Grunde gelegt und sind nur diejenigen Punkte derselben verändert worden, welche aus den Kämpfen und Zugeständnissen der Parteien hervorgegangen, dem wahren Wohle des Vaterlandes entschieden nachteilig sind. Einem Reichstage aus allen Staaten, die sich dem Bundesstaate anschließen, wird diese Verfassung zur Prüfung und Zustimmung vorgelegt werden. Deutschland vertraue hierin dem Patriotismus und dem Rechtsgefühle der preußischen Regierung; sein Vertrauen wird nicht getäuscht werden.


  Das ist Mein Weg. Nur der Wahnsinn oder die Lüge kann solchen Tatsachen gegenüber die Behauptung wagen, daß Ich die Sache der deutschen Einheit aufgegeben, daß Ich Meiner früheren Überzeugung und Meinen Zusicherungen untreu geworden.


  Preußen ist dazu berufen, in so schwerer Zeit Deutschland gegen innere und äußere Feinde zu schirmen, und es muß und wird diese Pflicht erfüllen. Deshalb rufe ich schon jetzt Mein Volk in die Waffen. Es gilt, Ordnung und Gesetz herzustellen im eigenen Lande und in den übrigen deutschen Ländern, wo unsere Hülfe verlangt wird; es gilt, Deutschlands Einheit zu gründen, seine Freiheit zu schützen vor der Schreckensherrschaft einer Partei, welche Gesittung, Ehre und Treue ihren Leidenschaften opfern will, einer Partei, welcher es gelungen ist, ein Netz der Bethörung und des Irrwahns über einen Teil des Volkes zu werfen.


  Die Gefahr ist groß, aber vor dem gesunden Sinn Meines Volkes wird das Werk der Lüge nicht bestehen; dem Rufe des Königs wird die alte preußische Treue, wird der alte Ruhm der preußischen Waffen entsprechen.


  Steht Mein Volk zu Mir, wie Ich zu ihm in Treu und Vertrauen einträchtig, so wird uns Gottes Segen und damit ein herrlicher Sieg nicht fehlen.


  Charlottenburg, den 15. Mai 1849


  Friedrich Wilhelm


  


  Drei Viertel der Rheinprovinz sind in Belagerungszustand versetzt, Hunderte von Männern ins Gefängnis geworfen. Am Vorabend des Geburtstags Friedrich Wilhelms iv. werden drei Prümer Zeughausstürmer standrechtlich erschossen.


  Der Aufstand in Rheinpreußen ist niedergeschlagen.


  


  Chronik Mai-August 1849


  Die deutsche Reichsverfassungskampagne. 1849


  Der pfälzischbadische Aufstand


  und das Ende der Nationalversammlung. 1849


  


  1849 10. Mai: Das Reichsministerium in Frankfurt tritt zurück und kapituliert damit vor der Aufgabe, die Reichsverfassung durchzuführen.


  11. Mai: Die badischen Soldaten, die sich in der Festung Rastatt erheben, leiten die Volkserhebung in Baden ein. In Offenburg wird die allgemeine Volksbewaffnung und die Durchsetzung der Reichsverfassung mit Waffengewalt beschlossen. Während der Großherzog flieht, gehen fast alle badischen Truppen zu den Aufständischen über.


  14. Mai: Die preußische Regierung beruft die Abgeordneten aus der Nationalversammlung ab und erklärt die weitere Tagung der Nationalversammlung für ungesetzlich.


  17. Mai: Der pfälzische Landesverteidigungsausschuß setzt eine revolutionäre Regierung ein, die aber die Aufstellung von Truppen nur zögernd betreibt. August Willich stellt ein Freikorps aus rheinischen Arbeitern auf.


  19–20. Mai: Karl Marx wird aus Preußen ausgewiesen. Er begibt sich mit Engels nach Frankfurt am Main; sie bemühen sich, die demokratischen Abgeordneten der Nationalversammlung zu bestimmen, sich an die Spitze der Erhebung in Südwestdeutschland zu stellen. Anschließend gehen sie nach Baden, um die Führer der dortigen revolutionären Bewegung davon zu überzeugen, daß sie ihre Armee nach. Frankfurt senden müßten, um der Erhebung einen gesamtdeutschen Charakter zu verleihen. Sie haben jedoch keinen Erfolg.


  21. Mai: Der österreichische Kaiser und der Zar von Rußland schließen ein Bündnis zur gemeinsamen Niederwerfung der ungarischen Revolution.


  27. Mai: In Reutlingen fordert eine Volksversammlung den Anschluß Württembergs an die Erhebungen in Baden und in der Pfalz. Die württembergische Ständeversammlung lehnt die Forderung ab.


  30. Mai: Die Frankfurter Nationalversammlung beschließt ihre Verlegung nach Stuttgart, um der militärischen Bedrohung durch preußische Truppen zu entgehen.


  Die preußische Regierung oktroyiert der 1. preußischen Kammer das Dreiklassenwahlrecht. Die Wähler werden nach ihrem Steueraufkommen in drei Klassen eingeteilt, wovon jede die gleiche Anzahl von Abgeordneten wählt. Dadurch werden die Rechte der breiten Volksmassen und ihr politischer Einfluß entscheidend geschwächt.


  6. Juni: Ein Rumpfparlament aus 104 Abgeordneten der Linken konstituiert sich in Stuttgart.


  12. Juni: Preußische Truppen marschieren unter dem Oberbefehl des Kronprinzen Wilhelm in die Rheinpfalz ein.


  16.–18. Juni: Die pfälzischen Revolutionstruppen ziehen sich vor der militärischen Übermacht des preußischen Interventionsheeres nach Baden zurück.


  18. Juni: Das Rumpfparlament in Stuttgart wird durch württembergische Truppen aufgelöst.


  20.–29. Juni: Die revolutionären Truppen in Baden wehren durch erfolgreiche Gegenangriffe die von der preußischen Armee geplante Einkreisung ab und beziehen eine neue Stellung an der Murg. Hier werden sie von 40000 Mann der preußischen Truppen angegriffen, während ihnen württembergische Truppen in den Rücken fallen. Der größte Teil weicht auf die Schweizer Grenze zurück. 500–600 Mann werden in Rastatt von preußischen Truppen eingeschlossen.


  23. Juli: Die Reste der Revolutionstruppen müssen kapitulieren. Preußische Standgerichte verurteilen 28 Revolutionäre zum Tode. Hunderte von Aufständischen werden zu langen Kerkerstrafen verurteilt. Der über Baden verhängte Belagerungszustand bleibt bis September 1852 in Kraft.


  13. August: Die ungarischen Revolutionäre müssen vor der militärischen Übermacht der vereinigten österreichisch-russischen Truppen kapitulieren.


  24. August: Der revolutionäre Demokrat von Trützschler wird wegen Teilnahme an der badischen Reichsverfassungskampagne standrechtlich erschossen. Weitere Erschießungendurch preußisches Militär folgen.


  Ende August: Karl Marx, aus Paris ausgewiesen, erneuert in London mit anderen Bundesmitgliedern die Zentralbehörde des Bundes der Kommunisten.


  


  Die deutsche Reichsverfassungskampagne. 1849


  


  28. März 1849. In der Paulskirche in Frankfurt verkündet Präsident Simson mit bewegter Stimme, daß König Friedrich Wilhelm iv. von Preußen mit 290 Stimmen bei 248 Enthaltungen zum deutschen Kaiser gewählt worden ist. In Frankfurt läuten die Glocken, und die Geschütze schießen Salut. Der Präsident schließt die Zeremonie mit dem Wunsch: »Möge der Genius Deutschlands walten über diese Stunde!«


  Am gleichen Tage unterzeichnen der Präsident, sein Stellvertreter und die Schriftführer der Nationalversammlung die Urkunde der Reichsverfassung einer konstitutionellen Monarchie, Ausdruck des vom liberalen Bürgertum angestrebten Bündnisses mit der Monarchie.


  Die Hauptzüge der Verfassung: die Person des Kaisers ist unverletzlich, er kann nicht zur Verantwortung gezogen werden, er ernennt die Minister und die kommandierenden Generale, er besitzt allein das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu schließen. Im vierten Abschnitt über »Die Grundrechte des deutschen Volkes« werden die Forderungen der Revolutionsjahre 1848 anerkannt und garantiert: »… Aufgehoben sind die Unterschiede der Stände, alle Standesvorrechte und Privilegien; der Adel als Stand ist aufgehoben, alle Deutschen sind vor dem Gesetze gleich, alle Titel, sofern sie nicht mit einem Amte verbunden sind, sind aufgehoben und dürfen nie wieder eingeführt werden, die öffentlichen Ämter sind für alle Befähigten gleich zugänglich, die Wehrpflicht ist für alle gleich, und eine Stellvertretung darf nicht stattfinden.« § 138 verkündet, daß die »Freiheit der Person unverletzlich« ist. § 140 erklärt die Wohnung für unverletzlich. § 142 gewährleistet das Briefgeheimnis. § 143 verkündet die Aufhebung der Zensur und das Recht der freien Meinungsäußerung in Wort, Schrift, Druck und bildlicher Darstellung. Jedem Deutschen wird die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit garantiert: § 152: Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. Die Schulaufsicht durch die Geistlichkeit wird auf den Religionsunterricht beschränkt. § 161 gewährt das uneingeschränkte Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln. § 164 erklärt das Eigentum für unverletzlich. In den Paragraphen 166–173 wird die feudale Gesellschaftsordnung praktisch aufgehoben. Noch am gleichen Tag wählt die Nationalversammlung die Deputation, die dem König von Preußen seine Wahl zum deutschen Kaiser übermitteln soll. Mit viel Pracht und großer Feierlichkeit empfängt der König in Berlin zur festgesetzten Stunde die Kaiserdeputation aus Frankfurt. Im Rittersaal steht er unter dem Thronhimmel in Uniform, den Helm im Arm, umgeben von Prinzen, Ministern und den Mitgliedern seines militärischen und persönlichen Hofstaates. Präsident Simson überreicht Seiner Majestät mit bewegten Worten eine Ausfertigung der Reichsverfassung und des Protokolls über die Kaiserwahl. Aber der König ist bereits fest entschlossen, sich keinesfalls »das Hundehalsband der Revolution überstreifen« zu lassen.


  »Ich würde«, erklärt er, »dem Sinne des deutschen Volkes nicht entsprechen, Ich würde Deutschlands Einheit nicht aufrichten, wollte Ich mit Verletzung heiligster Rechte und Meiner früheren ausdrücklichen und feierlichen Versicherungen ohne das freie Einverständnis der gekrönten Häupter, der Fürsten und der freien Städte Deutschlands, eine Entschließung fassen, welche für sie und für die von ihnen regierten deutschen Stämme die entscheidensten Folgen haben muß. An den Regierungen der einzelnen deutschen Staaten wird es daher jetzt sein, in gemeinsamer Beratung zu prüfen, ob die Verfassung dem Einzelnen wie dem Ganzen frommt, ob die Mir zugedachten Rechte Mich in den Stand setzen würden, mit starker Hand, wie es ein solcher Beruf von mir fordert, die Geschicke des großen deutschen Vaterlandes zu leiten und die Hoffnung seiner Völker zu erfüllen … Bedarf es des preußischen Schildes und Schwertes gegen äußere oder innere Feinde, so werde Ich auch ohne Ruf nicht fehlen!« Das bedeutet: Kampfansage an die Revolution.


  Karl Vogt, Sprecher der Linken der Nationalversammlung, erklärt: »Meine Partei betrachtet die Reichsverfassung nur als die erste Sprosse auf der Leiter, die man hinaufzuklimmen hat bis zur republikanischen Spitze. Mit bloß konstitutionellen Mitteln wird nichts erreicht; die Versammlung muß zur Revolution greifen.«


  Einen Monat später, am 26. April, wird die preußische Kammer aufgelöst, weil sie die Annahme der Reichsverfassung beschlossen hat. Gleichzeitig wird der Nationalversammlung mitgeteilt, daß die Preußische Regierung die Reichsverfassung ablehne. Und am selben Tage lädt Berlin die deutschen Regierungen zu Besprechungen über eine Verfassungsreform ein und schlägt vor, Maßregeln zu treffen, damit sich die verbündeten Regierungen Hilfe leisten können, falls es durch Festhalten der Versammlung an ihren Beschlüssen in manchen Ländern zu gefährlichen Krisen käme.


  Karl Marx und Friedrich Engels beschrieben die so entstandene politische Lage folgendermaßen:


  »Der unvermeidliche Konflikt zwischen der Frankfurter Nationalversammlung und den Regierungen der deutschen Staaten brach in den ersten Maitagen 1849 endlich in offene Feindseligkeit aus. Die österreichischen Abgeordneten, von ihrer Regierung abberufen, hatten die Versammlung bereits verlassen und waren nach Hause gefahren … Die konservativen Mitglieder, die merkten, welche Wendung die Dinge zu nehmen drohten, zogen sich in ihrer überwiegenden Mehrheit schon zurück, noch ehe sie von ihren betreffenden Regierungen dazu aufgefordert wurden … (Es) genügte somit die bloße Tatsache, daß die Mitglieder der Rechten von ihren Posten desertierten, um die frühere Minderheit in die Mehrheit der Versammlung zu verwandeln … Die neue Mehrheit erklärte, trotz aller Hindernisse müsse die Reichsverfassung durchgeführt werden, und zwar sofort; am 15. Juli solle das Volk die Abgeordneten zum neuen Reichstag wählen, und dieser solle darauf am 15. August in Frankfurt zusammentreten.


  Da war nun aber eine offene Kriegserklärung an jene Regierungen, die die Reichsverfassung nicht anerkannt hatten, darunter Preußen, Österreich und Bayern, die mehr als drei Viertel der Bevölkerung Deutschland umfaßten; eine Kriegserklärung, die von ihnen eiligst angenommen wurde. Auch Preußen und Bayern riefen jetzt die Abgeordneten ab … und beschleunigten ihre militärischen Vorbereitungen gegen die Nationalversammlung. Auf der anderen Seite nahmen die außerparlamentarischen Demonstrationen der demokratischen Parteien zugunsten der Reichsverfassung der Nationalversammlung einen immer stürmischeren und gewaltsameren Charakter an … So standen sich Volk und Regierung überall kampfbereit gegenüber; die Mine war geladen, und ein Funke genügte, sie zur Explosion zu bringen. Die Auflösung der Kammer in Sachsen, die Einberufung der Landwehr in Preußen, der offene Widerstand der Regierungen gegen die Reichsverfassung waren solche Funken; sie fielen, und im Nu stand das ganze Land in Flammen. In Dresden bemächtigte sich das Volk am 4. Mai siegreich der Stadt und verjagte den König, während sämtliche umliegenden Bezirke den Aufständischen Verstärkungen sandten. In der Rheinprovinz und in Westfalen weigerte sich die Landwehr, auszumarschieren, besetzte die Zeughäuser und bewaffnete sich zum Schutz der Reichsverfassung. In der Pfalz bemächtigte sich das Volk der bayerischen Regierungsämter und der öffentlichen Gelder und setzte einen Verteidigungsausschuß ein, der die Provinz unter den Schutz der Nationalversammlung stellte. In Württemberg zwang das Volk den König, die Reichsverfassung anzuerkennen; und in Baden zwang die Armee im Verein mit dem Volk den Großherzog zur Flucht und errichtete eine Provinzialregierung. In anderen Teilen Deutschlands wartete das Volk nur auf das entscheidende Zeichen der Nationalversammlung, um zu den Waffen zu eilen und sich ihr zur Verfügung zu stellen …


  Nun ist der Aufstand eine Kunst, genau wie der Krieg oder irgendeine andere Kunst, und gewissen praktischen Regeln unterworfen, deren Vernachlässigung zum Verderben der Partei führt, die sich ihrer schuldig macht. Diese Regeln, logische Schlußfolgerungen aus der Natur der Parteien und der Umstände, mit denen man es in einem solchen Falle zu tun hat, sind so klar und einfach, daß die kurze Erfahrung von 1848 die Deutschen ziemlich bekannt mit ihnen gemacht hat.


  Erstens darf man nie mit dem Aufstand spielen, wenn man nicht fest entschlossen ist, alle Konsequenzen des Spiels auf sich zu nehmen. Der Aufstand ist eine Rechnung mit höchst unbestimmten Größen, deren Wert sich jeden Tag ändern kann; die Kräfte des Gegners haben alle Vorteile der Organisation, der Disziplin und der hergebrachten Autorität auf ihrer Seite; kann man ihnen nicht mit starker Überlegenheit entgegentreten, so ist man geschlagen und vernichtet. Zweitens, hat man einmal den Weg des Aufstands beschritten, so handle man mit der größten Entschlossenheit und ergreife die Offensive. Die Defensive ist der Tod jedes bewaffneten Aufstands; er ist verloren, noch bevor er sich mit dem Feinde gemessen hat. Überrasche deinen Gegner, solange seine Kräfte zerstreut sind, sorge täglich für neue, wenn auch noch so kleine Erfolge; erhalte dir das moralische Übergewicht, das der Anfangserfolg der Erhebung dir verschafft hat; ziehe so die schwankenden Elemente auf deine Seite, die immer dem stärksten Antrieb folgen und sich immer auf die sichere Seite schlagen; zwinge deine Feinde zum Rückzug, noch ehe sie ihre Kräfte gegen dich sammeln können; um mit den Worten Dantons, des größten bisher bekannten Meisters revolutionärer Taktik, zu sprechen: de l’audace, de l’audace, encore de l’audace!


  Was hatte also die Frankfurter Nationalversammlung zu tun, um dem sicheren Verderben zu entgehen, das ihr drohte? Vor allem mußte sie die Situation klar erfassen und sich überzeugen, daß sie keine andere Wahl mehr hatte, als sich entweder bedingungslos den Regierungen zu unterwerfen oder sich rückhaltslos und ohne Zaudern auf die Seite des bewaffneten Aufstands zu stellen. Zweitens mußte sie sich öffentlich zu all den Erhebungen bekennen, die bereits ausgebrochen, das Volk überall zum Schutz der Volksvertretung zu den Waffen rufen und alle Fürsten, Minister und jedermann, der es wagte, sich den Beauftragten des souveränen Volkes zu widersetzen, für vogelfrei erklären. Drittens mußte sie sofort den deutschen Reichsverweser absetzen, eine starke, aktive, rücksichtslose Exekutivgewalt schaffen, aufständische Truppen zu ihrem unmittelbaren Schutz nach Frankfurt rufen und damit zugleich einen gesetzlichen Vorwand für das Umsichgreifen des Aufstands liefern, alle zu ihrer Verfügung stehenden Kräfte zu einer geschlossenen Einheit zusammenfassen, kurz, rasch und ohne Zögern jedes zu Gebote stehende Mittel benützen, um die eigene Stellung zu stärken und die des Gegners zu schwächen. Von alledem taten die tugendhaften Demokraten in der Frankfurter Versammlung das gerade Gegenteil …«


  Die Wirklichkeit sieht wesentlich nüchterner und tragischer zugleich aus. Die wachsende Hoffnungslosigkeit des gesetzlichen Kampfes für die Reichsverfassung verdrängt die aufrechten Demokraten von der Spitze des Reichsministeriums. Viele sehen, daß sie »keine positive Politik mehr machen können« und erklären aus diesem Grunde den Austritt aus der Nationalversammlung. Die Mittelparteien haben die Paulskirche verlassen und die Linke muß in Frankfurt den Zugriff der preußischen Regierung befürchten. So entschließt man sich mit 71 gegen 64 Stimmen, das Parlament von Frankfurt nach Stuttgart zu verlegen.


  Dort erlassen die Mitglieder der »deutschen Reichsregentschaft« einen Aufruf an das deutsche Volk, der mit den Worten schließt: »Deutsche! In verhängnisvollem Augenblicke wenden wir uns an Euch. Noch ist es Zeit, durch unsere eigne Kraft des Vaterlandes Größe, Einheit und Freiheit zu retten, ihm Achtung zu verschaffen nach Außen und Frieden im Innern! Noch ist es Zeit, unter den Bürgschaften der deutschen Reichsverfassung eine auf Freiheit gegründete Ordnung der Dinge wiederherzustellen.


  Ruhe und Frieden, die unerläßliche Bedingung des Erblühens von Handel und Gewerbe, werden nicht eher zurückkehren, bis der unvermeidliche Kampf zwischen dem Absolutismus und der Freiheit zu Gunsten der Freiheit beendet ist. Steht alle zu uns mit Eurer vollen Willens- und Tatkraft! Der gerechten Sache ist der Sieg gewiß.« Diesen Worten folgen indessen keine klaren Anweisungen, auf welche Weise und mit welchen Mitteln die Freiheit zu erkämpfen sei und die Reichsverfassung in die Wirklichkeit umgesetzt werden könne. Am 7. Juni wurde jener Aufruf erlassen; am 17. Juni teilt die württembergische Regierung dem Parlament mit, daß man »das Tagen der Versammlung und das Schalten der Reichsregentschaft nicht länger dulden« könne.


  Am 18. Juni führt Ludwig Uhland die rund hundert Abgeordneten, die geblieben sind, durch die Stuttgarter Kasernenstraße zum Sitzungssaal. Sie halten sich eng umfaßt, als Kavallerie versucht, sie auseinanderzusprengen. Ein Zivilkommissar verbietet ihnen das Betreten des Saales. Kommandorufe ertönen, Trommeln werden gerührt, die Soldaten schlagen mit flacher Klinge auf die Volksvertreter ein, und ein General betrachtet durch die Lorgnette die Vorgänge.


  Der deutsche Aufstand des Jahres 1849 hat den Namen »Reichsverfassungskampagne« erhalten, weil er unter der Parole »Für die Reichsverfassung« geführt wurde.


  Der pfälzischbadische Aufstand


  und das Ende der Nationalversammlung 1849


  


  Die bayerische Regierung lehnt am 27. April 1849 die Anerkennung der Frankfurter Verfassung ab, verspricht zwar die im März 1848 gewährten oder in Aussicht gestellten freiheitlichen Zugeständnisse, setzt aber hinzu, daß man die Grundbedingung jener Freiheiten, die gesetzliche Ordnung, mit allen der Regierung zu Gebote stehenden Mitteln aufrechterhalten und einem maßlosen Streben nach praktisch unausführbaren Neuerungen kräftig entgegentreten werde. Die Mehrheit der Kammer erklärt, daß sie die von der Nationalversammlung beschlossene und verkündete Reichsverfassung anerkenne, sich alle gesetzlichen Mittel zu ihrer Durchführung vorbehalte und sich als erstes mit einer Adresse an den König wenden wolle. Der Versuch der Regierung, durch Ausschluß der pfälzischen Abgeordneten eine ihr genehmere Mehrheit in der Kammer zu bilden, verschärft den Konflikt. Mit den Pfälzern verlassen alle Abgeordneten der Linken den Sitzungssaal und erklären, daß sie erst wieder teilnehmen würden, wenn die pfälzischen Abgeordneten zugelassen seien.


  Der geschäftsführende Ausschuß der pfälzischen Volksvereine lädt für den 27. April bedeutende Persönlichkeiten des Landes zu einer vorbereitenden Versammlung in Neustadt ein und für den 2. Mai alle Bürger der Pfalz zu einer großen Volksversammlung, um gegen die Münchner Regierung Front zu machen: die in der Nationalversammlung endgültig beschlossene Verfassung sei auch für Bayern bindend; das Verhalten der Regierung gegenüber dieser Verfassung sei Hochverrat; der bayerischen Regierung müsse deshalb der Gehorsam verweigert werden und für die Zeit, in der das Vaterland in Gefahr sei, möge man einen »Landesverteidigungsausschuß« mit zehn Mitgliedern wählen. Die Volksversammlung stimmt am folgenden Tag allen Beschlüssen der vorbereitenden Versammlung zu. Der neugewählte Landesverteidigungsausschuß verlangt von allen Beamten der Pfalz den Eid auf die Reichsverfassung, bei Strafe der Dienstentlassung. Am 5. Mai ruft der Ausschuß zur allgemeinen Bewaffnung auf und knüpft Verbindungen mit den revolutionären Parteien in Rheinpreußen, Rheinhessen, Baden und sogar mit der demokratischen Zentrale in Paris. Die Garnisonen gehen ebenso wie die auf Weisung der Münchener Regierung aus Frankfurt beorderten bayerischen Heeresabteilungen zum größten Teil zu den Revolutionären über. Am 17. Mai bilden die Vertrauensmänner der pfälzischen Kreise in Kaiserslautern eine provisorische Regierung. Eine ihrer ersten Maßnahmen ist der Beschluß, das pfälzische Heer durch Aushebung auf 30000 Mann zu bringen und in Brigaden einzuteilen.


  Schließlich befindet sich die ganze Pfalz im Aufstand, mit Ausnahme der beiden Festungen Landau und Germersheim. Den revolutionären Führern strömt eine begeisterte, aber militärisch ungeschulte Masse zu, deren Wunsch nach Waffen und Munition man nicht befriedigen kann.


  Am 17. Mai schließt die Regierung der Rheinpfalz mit der gleichgesinnten Regierung in Baden ein Abkommen, durch das die Pfälzer Erhebung sich mit der badischen vereint. Doch dieser Beschluß hat keine praktische Auswirkung.


  Der Aufstand in Baden beginnt mit einer Meuterei der Truppen der Bundesfestung Rastatt. Am 11. Mai kommt es zum offenen Aufstand; die Soldaten versagen ihren Vorgesetzten jeglichen Gehorsam. Auch die aus Karlsruhe herbeigeführten Dragoner und Kanoniere wenden sich gegen ihre Befehlshaber. Die gesamte Festung Rastatt ist nun in der Hand der Empörer. In fast allen badischen Garnisonen spielen sich die gleichen Vorgänge ab. In Bruchsal werden die politischen Gefangenen befreit.


  Ähnlich wie in der Pfalz werden auch in Baden am 12. und 13. Mai Kongresse der Abgeordneten und Volkskongresse abgehalten. Es werden weitgehende politische Entschlüsse gefaßt, und schließlich wird die demokratische Republik proklamiert. Am 14. Mai wird ein Landesausschuß eingesetzt und zum Präsidenten der Advokat Lorenz Brentano gewählt. Der Großherzog flieht außer Landes, und die Staatskassen fallen in die Hände der Aufständischen.


  Die Leitung der militärischen Operationen wird dem Polen Mieroslawski übertragen, einem der fähigsten strategischen Köpfe im Lager der Revolution. Brentano hält vom Balkon des Rathauses eine sehr gemäßigte Rede, in der er zum Ausdruck bringt, daß er »auf Einladung des Gemeinderates die Zügel der Regierung ergriffen habe«.


  Brentano will weniger eine Revolution als einen Regierungswechsel. Er versucht deshalb auch, die revolutionäre Bewegung in Baden von den anderen revolutionären Entwicklungen in Deutschland zu isolieren, obwohl der Revolution in Baden die Truppen, die Kassen, die Eisenbahnen und alle staatlichen Einrichtungen zur Verfügung stehen.


  Wie die Revolution in Baden sich hätte entwickeln können, stellt Friedrich Engels auf folgende Weise dar:


  »Der Aufstand in Baden kam unter den günstigsten Umständen zustande, in denen eine Insurrektion sich nur befinden kann. Das ganze Volk war einig in dem Haß gegen eine wortbrüchige, achselträgerische und in ihren politischen Verfolgungen grausame Regierung. Die reaktionären Klassen, Adel, Bürokratie und Bourgeoisie waren wenig zahlreich. Eine große Bourgeoisie besteht überhaupt in Baden nur embryonisch. Mit Ausnahme dieser wenigen Adeligen, Beamten und Bourgeois, mit Ausnahme der Karlsruher und Baden-Badener vom Hof und von reichen Fremden lebenden Krämer, mit Ausnahme einiger Heidelberger Professoren und eines halben Dutzends Bauerndörfer um Karlsruhe war das ganze Land ungeteilt für die Bewegung. Die Armee, die in anderen Aufständen erst besiegt werden mußte, die Armee, von ihren adligen Offizieren mehr als irgendwo anders schikaniert, seit einem Jahre von der demokratischen Partei bearbeitet, seit kurzem durch Einführung einer Art allgemeiner Wehrpflicht noch mehr mit rebellischen Elementen versetzt, die Armee stellte sich hier an die Spitze der Bewegung und trieb sie sogar weiter, als die bürgerlichen Leiter der Offenburger Versammlung wollten. Die Armee gerade war es, die in Rastatt und Karlsruhe die »Bewegung« in eine Insurrektion verwandelte.


  Die insurrektionelle Regierung fand also bei ihrem Amtsantritt eine fertige Armee, reichlich versehene Arsenale, eine vollständig organisierte Staatsmaschine, einen gefüllten Staatsschatz und eine so gut wie einstimmige Bevölkerung vor. Sie fand ferner auf dem linken Rheinufer, in der Pfalz, eine bereits fertige Insurrektion vor, die ihr die linke Flanke deckte; in Rheinpreußen eine Insurrektion, die zwar stark bedroht, aber noch nicht besiegt war; in Württemberg, in Franken, in beiden Hessen und Nassau eine allgemeine Aufregung selbst unter der Armee, die nur eines Funkens bedurfte, um den badischen Aufstand in ganz Süd- und Mitteldeutschland zu wiederholen und wenigstens 50000 bis 60000 Mann reguläre Truppen der Empörung zu Gebot zu stellen.


  Was unter diesen Umständen zu tun war, ist so einfach und handgreiflich, daß jetzt, nach der Unterdrückung des Aufstandes, jedermann es weiß, jedermann es gleich von Anfang an gesagt haben will. Es handelte sich darum, sofort und ohne einen Augenblick zu zaudern, den Aufstand weiterzutragen nach Hessen, Darmstadt, Frankfurt, Nassau und Württemberg. Es handelte sich darum, sofort von den disponiblen regulären Truppen 8000 bis 10000 Mann zusammenzuraffen – mit der Eisenbahn konnte das in zwei Tagen geschehen – und sie nach Frankfurt zu werfen – ›zum Schutz der Nationalversammlung‹. Die erschrockene hessische Regierung war durch die Schlag auf Schlag einander folgenden Fortschritte des Aufstandes wie festgebannt; ihre Truppen waren notorisch günstig gestimmt für die Badenser; sie, sowenig wie der Frankfurter Senat, konnten den mindesten Widerstand leisten. Die in Frankfurt stationierten kurhessischen, württembergischen und Darmstädter Truppen waren für die Bewegung; die dortigen Preußen – meist Rheinländer – schwankten; die Österreicher waren wenig zahlreich. Die Ankunft der Badenser, man mochte nun versuchen, sie zu verhindern oder nicht, mußte die Insurrektion bis ins Herz beider Hessen und Nassaus tragen, den Rückzug der Preußen und Österreicher nach Mainz erzwingen und die zitternde deutsche Nationalversammlung unter den terrorisierenden Einfluß einer insurgierten Bevölkerung und einer insurgierten Armee stellen. Brach dann der Aufstand an der Mosel, in der Eifel, in Württemberg und Franken nicht sofort los, so waren Mittel genug vorhanden, ihn auch in diese Provinzen zu tragen. Man mußte ferner die Macht der Insurrektion zentralisieren, ihr die nötigen Geldmittel zur Verfügung stellen und durch sofortige Abschaffung aller Feudallasten die große ackerbautreibende Mehrzahl der Bevölkerung an der Insurrektion interessieren. Herstellung einer gemeinsamen Zentralmacht für Krieg und Finanzen mit der Vollmacht, Papiergeld auszugeben, zunächst für Baden und die Pfalz, Aufhebung aller Feudallasten in Baden und jedem von der Insurreaktionsarmee besetzten Bezirk hätten vorderhand hingereicht, um den Aufstand einen ganz anders energischen Charakter zu geben.


  Alles das mußte jedoch im ersten Augenblick geschehen, um mit der Schnelligkeit durchgeführt zu werden, die allein den Erfolg sichern konnte. Acht Tage nach Einsetzung des Landesausschusses war es schon zu spät. Die rheinische Insurrektion war unterdrückt, Württemberg und Hessen rührten sich nicht, die anfangs günstig gestimmten Truppenteile wurden unsicher, sie folgten schließlich wieder ganz ihren reaktionären Offizieren. Der Aufstand hatte seinen allgemeindeutschen Charakter verloren, er war ein rein badischer oder badischpfälzischer Lokalaufstand geworden.«


  Großherzog Leopold erläßt am 2. Juni von Frankfurt aus eine Proklamation, in der er alle Handlungen des »Landesausschusses für nichtig und wirkungslos« erklärt; mit Ausnahme der »Anstifter und Rädelsführer« sagt er allen »Teilnehmern am Hochverrat« völlige Amnestie zu. Am 4. Juni sucht der Großherzog um preußische Hilfe nach, die ihm auch zugesichert wird. Am 12. Juni trifft Prinz Wilhelm von Preußen, der »Kartätschenprinz«, als Oberbefehlshaber aller gegen Baden und die Pfalz anrückenden preußischen Truppen ein. Ihre Stärke beträgt insgesamt 52.000 Mann. Auch die bayerische Regierung ergreift am 10. Juni rigorose Maßnahmen: sie löst die Kammer der Abgeordneten auf und entsendet ein Armeekorps nach der Pfalz. Ein anderes Armeekorps hat die Regierung bereits zur Niederschlagung eines etwaigen Aufruhrs in Franken oder Schwaben zwischen Nürnberg und Bamberg stationiert.


  Die Revolutionsarmee Badens zögert mit dem Angriff. Aber der Prinz von Preußen marschiert bereits am 12. Juni in Mainz ein und befiehlt den weiteren Vormarsch. Es finden heftige Gefechte statt, der Vormarsch der Preußen wird teilweise aufgehalten, bei Waghäusel leistet die Revolutionsarmee unter Mieroslawski heldenhaften Widerstand, aber an der Murg werden die badischen Truppen zurückgedrängt, Karlsruhe fällt am 25. Juni, und die Reste der Armee schlagen sich nach Rastatt durch, von wo die Revolution in Baden ihren Ausgang fand.


  Inzwischen ist auch das Schicksal der Frankfurter Nationalversammlung besiegelt. Zwischen dem 14. und dem 23. Mai rufen die preußische, die sächsische und andere Regierungen ihre Deputierten aus Frankfurt ab. Am 21. Mai erklärt der Rest der erbkaiserlichen Partei – neunzig Abgeordnete – seinen Austritt aus der Nationalversammlung. Am 30. Mai beschließt das Restparlament, seine Sitzungen nach Stuttgart zu verlegen. Am 6. Juni tagt die Linke – 104 Abgeordnete – zum erstenmal in der württembergischen Hauptstadt und errichtet eine »Reichsregentschaft«. Aber am 18. Juni wird sie durch Militär am Zusammentritt gehindert. Damit ist die einst so glanzvoll begonnene »Wiedergeburt Deutschlands im Zeichen der Demokratie« schmählich beendet.


  Die Belagerten in der Festung Rastatt halten sich 23 Tage lang. Am Nachmittag des 23. Juni ziehen 5600 Mann in die Gefangenschaft, werfen die Gewehre zusammen, schnallen den Degen ab.


  Die Entwaffneten müssen in die Kasematten marschieren, die Türen werden verriegelt, 24 Stunden gibt man den Eingesperrten weder Wasser noch Brot. Die Kriegsgerichte beginnen sofort ihre Tätigkeit; nach kurzer Frist werden 19 Männer erschossen. Ihre Namen: Tiedemann, Böning, Heilig, Bauer, Bernigau, von Biedenfeld, Counis, Gerhard, Güntard, Jacobi, Jäger, Janssen, Kilmarx, Kohlenbecker, Lenzinger, Miewski, Schade, Schrader, Zenthofer. 21 Gefangene werden zum Tode verurteilt und dann zu hohen Zuchthausstrafen begnadigt.


  In Frankfurt wird der junge Max Dortu zum Tode verurteilt. Er hatte am 18. März auf den Barrikaden in Berlin gekämpft und jetzt die Volkswehr in Freiburg kommandiert. Seine letzten Worte: »Ich sterbe voller Freude und Mut, weil ich für die Befreiung des Volkes gekämpft habe; schießt gut, Brüder!«


  In Mannheim wird am 14. August der Abgeordnete der Frankfurter Nationalversammlung und Zivilkommissar von Mannheim, August Trützschler, wegen Hochverrats erschossen.


  In Freiburg wird der 28jährige hochbegabte Friedrich Neff erschossen, und am 17. August tötet man Karl Höfer in Mannheim »wegen Widerstandes gegen die bewaffnete Macht«.


  Noch viele müssen sterben, und viele Hunderte werden für lange Zeit in die Kerker geworfen. Aufrecht sterben die zum Tode Verurteilten: keiner bittet um Gnade, und niemand erkennt das Recht des Siegers an. Tausende gehen in die Emigration. Der große Aufstand des deutschen Volkes endet mit einer Niederlage. Es wird 70 Jahre dauern, bis sich das Volk wieder erhebt und versucht, Demokratie und Freiheit zu erkämpfen.


  


  Chronik 1850–1866


  Bismarcks Revolution von oben. 1866


  


  1850 11. März: Preußen erläßt ein Versammlungs- und Vereinsgesetz, das alle politischen Vereine unter strengste polizeiliche Kontrolle stellt. In Verfolgung dieses Gesetzes werden fast alle Arbeitervereine aufgelöst.


  3. Juni: Durch einen Staatsstreich in Sachsen werden die alten Stände reaktiviert; die Verfassung von 1831 wird wieder in Kraft gesetzt.


  4. Juli: Verbot aller Arbeitervereine im Königreich Sachsen.


  7. November: Durch einen Staatsstreich stellt der König von Württemberg die vormärzlichen Verfassungszustände wieder her.


  1851 Ende März: Auf Initiative des Berliner Polizeipräsidenten wird zur wirksameren Überwachung der Arbeitervereine und der demokratischen Bewegung ein gesamtdeutscher Polizeiverein gegründet.


  1852 4. Oktober–12. November: Die preußische Justiz verurteilt auf Grund gefälschten Anklagematerials 7 Arbeiterführer zu je 3 bis 6 Jahren Gefängnis.


  1953 29. März: Nach der Aufdeckung einer von der preußischen Geheimpolizei provozierten Verschwörung gegen die Staatsordnung werden in Berlin zahlreiche bürgerliche Demokraten verhaftet und abgeurteilt.


  1854 13. Juli: Der Bundestag erläßt ein Vereinsgesetz, das alle deutschen Regierungen verpflichtet, Arbeitervereine, die politische Ziele verfolgen, binnen 2 Monaten aufzulösen.


  1857 April: Eine durch Preissteigerungen ausgelöste Streikwelle ergreift ganz Deutschland. 1857 finden etwa 70 Streiks statt gegenüber etwa 40 Streiks in den Jahren 1850 bis 1856.


  1858 7. Oktober: Prinz Wilhelm von Preußen übernimmt für seinen geisteskranken Bruder König Friedrich Wilhelm iv. die Regentschaft.


  1859 11. Juni: Karl Marx’ Werk »Zur Kritik der politischen Ökonomie« erscheint in Berlin. Es analysiert das Wesen der Ware und untersucht Ursprung und Funktion des Geldes.


  1862 16. Januar: Der König von Preußen unterzeichnet einen geheimen militärischen Operationsplan für den Fall eines Staatsstreiches.


  Juli-August: Ferdinand Lassalle besucht in London Marx, der jedoch Lassalles idealistische Anschauungen und sein reformistisches Programm ablehnt.


  23. September: Das preußische Abgeordnetenhaus streicht mit großer Mehrheit aus dem Entwurf des Staatshaushaltsplanes alle Ausgaben für die Heeresreorganisation. Das konservative Herrenhaus stellt sich hinter die Regierungsvorlage. Damit ist der Verfassungskonflikt eingetreten: eine Machtprobezwischen Regierung und Parlament und zwischen Junkern und liberalem Bürgertum.


  24. September: Bismarck wird zum preußischen Ministerpräsidenten ernannt; am 8. Oktober übernimmt er auch das Außenministerium.


  30. September: Vor der Budgetkommission spricht Bismarck seine Entschlossenheit aus, gegen die Beschlüsse des Abgeordnetenhauses und ohne Budget zu regieren: »Nicht auf Preußens Liberalismus sieht Deutschland, sondern auf seine Macht … nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse werden die großen Fragen der Zeit entschieden, sondern durch Eisen und Blut.«


  4. Oktober: Beginn des »Kölner Kommunistenprozesses«, der über einen Monat dauert und in dem trotz offenkundiger Beweise der Unschuld der Angeklagten 14 Jahre Festungshaft ausgesprochen werden. Karl Marx war unermüdlich tätig, die Lügen der Polizei aufzudecken.


  2. November: Leipziger Arbeitervertreter erklären auf einer Berliner Versammlung ihre Entschlossenheit, die bürgerlichliberale Opposition im Kampf gegen die preußische Reaktion »energisch zu unterstützen«. Das Leipziger Komitee wird mit der Vorbereitung eines Arbeiterkongresses beauftragt.


  Mitte November: Aufruf des Leipziger Zentralkomitees, durch Bildung von Lokalkomitees, Einberufung von Arbeiterversammlungen und Einrichtung von Kassen den für das Frühjahr 1863 geplanten Arbeiterkongreß vorzubereiten.


  10. Dezember: In einem Erlaß des preußischen Innenministeriums wird von den Staatsbeamten gefordert, die politischen Positionen der Krone zu unterstützen. Auf Grund dieses Erlasses werden bis 1866 etwa 1000 verfassungstreue Beamte und Richter gemaßregelt.


  1863 Februar-März: Das Leipziger Zentralkomitee fordert Lassalle auf, seine Ansichten über die Arbeiterbewegung öffentlich auszusprechen. Lassalle verlangt eine selbständige Arbeiterorganisation und politische Betätigung der Arbeiter.


  1863 12.–13, Mai: Ferdinand Lassalle beginnt mit Bismarck geheime Gespräche über die Oktroyierung eines allgemeinen Wahlrechts, da er glaubt, den Verfassungskonilikt in Preußen dafür ausnutzen zu können.


  23. Mai: Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins in Leipzig. Lassalle wird auf 5 Jahre zum Präsidenten gewählt.


  1864 28. September: Gründung der Internationalen Arbeiterassoziation, später die 1. Internationale genannt. Sie soll »die Voraussetzungen für die Bildung von Arbeiterparteien in den einzelnen Ländern schaffen«. Marx wird ihr führender Kopf.


  1865 27. März–6. Juni: Streik der Leipziger Buchdrucker, der von Arbeitern aus über 100 Orten Deutschlands unterstützt wird.


  16. April: Beginn des Streiks der Tuchmacher in Burg bei Magdeburg. Gegen 247 Streikende wird Anklage erhoben.


  1865 finden in Deutschland etwa 150 Streiks statt, mit der Forderung nach Lohnerhöhung und Koalitionsfreiheit.


  1866 Mitte April: Beginn von Massenversammlungen mit Antikriegsdemonstrationen. Die revolutionäre Krise in Deutschland erreicht ihren Höhepunkt, bleibt jedoch zersplittert, da eine festorganisierte demokratische Partei fehlt.


  28. April: Eine hauptsächlich von Arbeitern besuchte Volksversammlung in Dresden fordert Volkbewaffnung, allgemeines Wahlrecht und Einführung der Reichsverfassung von 1849.


  8. Mai: Auf einer Massenversammlung mit 5000 Teilnehmern in Leipzig fordert August Bebel ein konstituierendes Parlament, Volkswehr und Volkserhebung gegen Preußen bei Ausbruch eines Bürgerkrieges.


  5. Juni: Bismarck erteilt den preußischen Truppen den Befehl, in das von Österreich verwaltete Holstein einzumarschieren.


  21. Juni: Kriegserklärung Preußens an Österreich.


  16. August: Preußen annektiert Hannover, Kurhessen, Nassau und Frankfurt.


  Bismarcks Revolution von oben.


  1866


  


  Nach der Schlacht von Königgrätz am 3. Juli 1866, in der die preußischen Armeen über das Heer Österreichs den Sieg davontrugen, wurden bereits wenige Wochen später, am 26. Juli, im Vorfrieden von Nikolsburg die Friedensbedingungen festgelegt, die am 23. August in Prag bestätigt wurden: der Deutsche Bundestag wurde für aufgelöst erklärt; an einem neuen Bund der deutschen Staaten sollte sich Österreich nicht mehr beteiligen. Österreich mußte ferner die Annexion folgender Gebiete durch Preußen anerkennen: Schleswig-Holstein, Hannover, Kurhessen, Nassau und die Freie Stadt Frankfurt. Außerdem hatte sich Preußen das Recht zur Gründung des Norddeutschen Bundes vorbehalten. Damit vergrößerte Preußen mit einem Federstrich seine Bevölkerungszahl auf 20 Millionen! Mit den süddeutschen Staaten Bayern, Württemberg und Baden schloß Preußen im Laufe des August, nachdem es zuerst noch Kriegskontributionen von ihnen kassiert hatte, Schutz- und Trutzbündnisse ab, die in einem Kriegsfalle die Unterstellung der süddeutschen Truppen unter den preußischen Oberbefehl vorsahen.


  Auf diese Weise hatte Preußen den großdeutschen Traum des Revolutionsjahres 1848/49 von der Einheit eines deutschen Reiches nach seinen machtpolitischen Wünschen korrigiert und nach seinem Zuschnitt Wirklichkeit werden lassen. Die Völker mußten dafür ihr Blut anstatt auf den Barrikaden auf den Schlachtfeldern der Mächte opfern.


  Bismarck verlor keine Zeit, nach den Friedens- und Bündnisverträgen mit der eigenen Bourgeoisie Frieden zu schließen und den fünfjährigen Verfassungskonflikt, der sich an dem durch den König verweigerten Budgetrecht des Parlamentes entzündet hatte, aus der Welt zu schaffen. In der sogenannten Indemnitätsvorlage suchte die Regierung beim Parlament um nachträgliche Genehmigung der während der budgetlosen Zeit des Verfassungskonfliktes gemachten Ausgaben nach. Bemerkenswert ist der Hochmut, mit dem Bismarck vor dem Preußischen Hause der Abgeordneten am 1. September 1866 den Antrag vertritt: »… Wir wünschen den Frieden, weil unserer Meinung nach das Vaterland ihn im gegenwärtigen Augenblicke in höherem Grade bedarf als früher; wir wünschen ihn und suchen ihn namentlich deshalb, weil wir glauben, ihn im gegenwärtigen Moment zu finden; wir hätten ihn früher gesucht, wenn wir früher hätten hoffen können, ihn zu finden; wir glauben ihn zu finden, weil Sie erkannt haben werden, daß die königliche Regierung den Aufgaben, welche auch Sie in ihrer Mehrzahl erstreben, nicht so fern steht, wie Sie vielleicht vor Jahren gedacht haben, nicht so fern steht, wie das Schweigen der Regierung über manches, was verschwiegen werden mußte, Sie zu glauben berechtigen konnte … Wenn man oft gesagt hat: ›Was das Schwert gewonnen hat, hat die Feder verdorben‹, so habe ich das volle Vertrauen, daß wir nicht hören werden: ›Was Schwert und Feder gewonnen haben, ist von dieser Tribüne vernichtet worden!‹«


  Während Bismarck in strahlend weißer Galauniform, flankiert vom Kriegsminister Roon und dem Generalstabschef Moltke, dem Parlament das entsprechende Gesetz vorlegt, zieht die siegreiche preußische Armee in Berlin ein.


  Das Parlament, noch betäubt von Artilleriesalut, Glockenläuten und Militärmusik, stimmte mit Mehrheit dem Annexionsgesetz und dem Indemnitätsgesetz zu. Selbst gute Demokraten vergessen ihre demokratischen Rechte, die sie vier Jahre standhaft verteidigt haben, und die Legitimisten werfen ihr legitimistisches Staatsidol von 1848 über Bord.


  Aber das ist erst der Beginn der Bismarckschen Revolution von oben. In einem zweiten Akt schiebt er den altersschwachen Bundestag beiseite, der für die Durchsetzung der preußischen Hegemonialwünsche und die Vorstellungen der Bourgeoisie über eine zukünftige Wirtschaftsentwicklung unbrauchbar geworden ist.


  Bismarck knetet aus den Ländern nördlich des Mains den »Norddeutschen Bund«; er umfaßt außer den Ländern, die jetzt Preußen bilden, das nördliche Großherzogtum Hessen, die freien Hansestädte und das Königreich Sachsen.


  Bismarck läßt durch seinen Intimus Lothar Bücher eine Verfassung zurechtschneidern, wozu dieser die Verfassung der Nationalversammlung von 1849 und die der Vereinigten Staaten von Amerika als Material benutzt. Mit dem durch die neue Verfassung geschaffenen Gebilde kommt Bismarck den sozialökonomischen Wünschen der Bourgeoisie entgegen, die sich nicht mit dem Proletariat verbünden will, um jene historisch fällige demokratische Revolution durchzuführen, die ihr die politische Priorität gegenüber dem grundbesitzenden Adel und der Übermacht des Militärs garantieren würde. Die deutsche Bourgeoisie läßt sich ihre politische Verantwortung abkaufen und verrät damit die bürgerlichdemokratische Revolution an den Diktator Bismarck. Das Proletariat bleibt in diesem Gefüge heimatlos, geschichtlich dazu bestimmt, eines Tages die Herrschaft Bismarcks zu stürzen und die demokratische Revolution allein durchzuführen.


  


  Chronik 1867–1917


  Aufstandsversuch der Matrosen. Juli/August 1917


  


  1867 14. September: Karl Marx veröffentlicht in Hamburg den ersten Band seines Hauptwerkes »Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie«.


  1868 Februar-Herbst: Wachsende Streikbewegung der Arbeiter um höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzung. Zentren der Streikbewegung sind Berlin, Wuppertal, das Königreich Hannover, Essen und Südwestdeutschland.


  27. Oktober: Die Sozialisten August Bebel und Wilhelm Liebknecht rufen auf einer Arbeiterversammlung in Leipzig zur Gründung einheitlicher Gewerkschaftsorganisationen auf. Vier Wochen später werden acht Berufsgewerkschaften gegründet, die sich ein Jahr später zu gesamtnationalen Organisationen zusammenschließen.


  1869 April-Mai: Streik von 1800 Zimmerleuten in Berlin. Streikkämpfe in anderen Städten schließen sich an.


  29. Mai: Der Norddeutsche Reichstag nimmt die Gewerbeordnung an, die den Arbeitern das Koalitions- und Streikrecht einräumt.


  Juli: Großer Berliner Maurerstreik, dem zahlreiche Streiks in der Metallindustrie folgen. Die Streikbewegung erreicht einen neuen Höhepunkt mit etwa 130 Streiks im Jahre 1869.


  7.–9. August: Unter Führung von August Bebel wird die Sozialdemokratische Arbeiterpartei in Eisenach gegründet. Das Programm tritt ein für die Abschaffung aller Klassenherrschaft und fordert die »politische Befreiung als Voraussetzung der ökonomischen Befreiung« der Arbeiter und den Kampf für die Republik.


  1870 1. Dezember–24. Januar: Bergarbeiterstreik in Waldenburg in Schlesien, der mit etwa 8000 Streikenden der bisher größte deutsche Streik ist. Er muß jedoch ohne Erfolg abgebrochen werden.


  19. Juli: Französische Kriegserklärung an den »Norddeutschen Bund«. In Deutschland entsteht eine nationale Bewegung. August Bebel und Wilhelm Liebknecht enthalten sich als einzige Abgeordnete im Norddeutschen Reichstag bei der Abstimmung über die Kriegskredite der Stimme.


  4. September: Das bonapartistische Kaiserreich wird durch einen Volksaufstand in Paris gestürzt und die Republik ausgerufen.


  9. September: Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei tritt für einen ehrenvollen Frieden mit Frankreich ein. In diesem Zusammenhang wird der Braunschweiger Parteiausschuß verhaftet; die Gefangenen werden in Ketten auf die Festung Lötzen gebracht.


  1871 Begünstigt durch die Aufhebung des Konzessionszwanges für Aktiengesellschaften und die Kriegskontributionen entstehen in Deutschland innerhalb eines Jahres 207 neue Aktiengesellschaften mit einem Kapital von 757 Millionen Mark Es werden außerdem 17 bedeutende Handels- und Discontobanken mit einem Gesamtkapital von 108 Millionen Mark gegründet.


  18. Januar: Im Schloß zu Versailles wird König Wilhelm i. von Preußen zum Deutschen Kaiser proklamiert.


  10. Mai: Mit der Unterzeichnung des Frankfurter Friedensvertrages wird der deutschfranzösische Krieg beendet und damit eine neue Periode der internationalen Beziehungen und der europäischen Politik eingeleitet.


  25. Mai: August Bebel legt im Reichstag ein Bekenntnis zur Pariser Kommune ab und erklärt, der Kampfruf der Pariser Arbeiter »Krieg den Palästen, Friede den Hütten, Tod der Not und dem Müßiggang« werde zur Parole des gesamten europäischen Proletariats werden.


  16. Juli–27. August: Erfolgreicher Streik von weit über 4000 Berliner Maurern um Lohnerhöhung und Zehnstundentag.


  29. Oktober-Mitte November: Etwa 8000 Chemnitzer Metallarbeiter streiken für Zehnstundentag und Lohnerhöhung unter Führung der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei. Trotz einer Teilniederlage wächst der Einfluß der Partei und der Gewerkschaften.


  1872 11.–27. März: Die Führer der Sozialdemokratie August Bebel und Wilhelm Liebknecht werden wegen ihres Verhaltens im deutschfranzösischen Krieg und ihres Eintretens für die Pariser Kommune als Hochverräter zu zwei Jahren Festungshaft verurteilt.


  17. Juni–28. Juli: 20000 Ruhrbergarbeiter streiken erfolglos für Lohnerhöhung und Achtstundenschicht.


  26.–28. Juli: Aus Aktionen gegen das Wohnungselend in Berlin – ein Zehntel aller Wohnungen befindet sich in Kellern – entwickeln sich Straßenschlachten mit der Polizei. Aus ähnlichen Aktionen entstehen 1871 der »Butterkrawall« in Nürnberg, Braunschweig und Wolfenbüttel und 1872 in Halberstadt und 1872/73 die »Bierkrawalle« in Würzburg, Frankfurt am Main und Mannheim.


  2.–7. September: Auf dem Kongreß der 1. Internationale in Den Haag werden die Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse und die Notwendigkeit der Schaffung selbständiger politischer Arbeiterparteien als programmatische Leitsätze anerkannt.


  1873 1. Februar: Auf den Streik von 400 Leipziger Buchdruckern antworten die Unternehmer ganz Deutschlands mit Aussperrung, erleiden aber eine völlige Niederlage. Der Abschluß des ersten deutschen Reichstarifvertrages wird erzwungen.


  1.–9. Mai: Unter Führung Bismarcks beschließt der preußische Landtag die sogenannten »Maigesetze«, die gegen den Einfluß der katholischen Kirche und gegen die Politik der katholischen Zentrumspartei gerichtet sind. Die Bischöfe erkennen diese Gesetze nicht an. Im sogenannten »Kulturkampf«, der sich bis zum Jahre 1886 hinzieht, geht die Regierung Bismarck mit diktatorischen und brutalen Maßnahmen gegen Priester und Gläubige vor.


  1874 25. Juni: Der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein wird durch das Berliner Stadtgericht verboten. Das endgültige Verbot für Preußen erfolgt am 16. März 1875.


  1875 14.–15. Februar: Auf einer Vorkonferenz zwischen Vertretern der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei und der Allgemeinen Deutschen Arbeitervereinigung in Gotha werden die Entwürfe für Programm und Statut einer Einheitspartei ausgearbeitet.


  1. April: Der Arbeiterführer August Bebel wird nach einunddreißigmonatiger Festungs- und Gefängnishaft entlassen.


  22.–27. Mai: Der Vereinigungskongreß der sdap und des adav in Gotha beschließt die Gründung der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands. Der Kampf der Arbeiterorganisationen untereinander ist damit zunächst überwunden.


  1876 Ende März: Staatliche Maßnahmen gegen die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands häufen sich und führen zum Verbot von zentralen und lokalen Vereinen, von Versammlungen und Zeitungen und zu Verhaftungen von Redakteuren.


  1877 10. Januar: Die Sozialistische Arbeiterpartei erreicht im Reichstag 12 Sitze. Danach beginnt eine Kampagne in der Presse aller übrigen Parteien, die ein Ausnahmegesetz fordert.


  1878 Februar: Die deutschen Gewerkschaften verfügen über 36 Verbände mit etwa 50.000 Mitgliedern in etwa 1300 Ortsvereinen.


  2. Juni: Das Attentat des geisteskranken und keiner Parteiangehörigen Nobiling auf Kaiser Wilhelm i. gibt Bismarck die Möglichkeit, die Regierung und alle bürgerlichen Parteien zu einer zügellosen Hetze gegen die Sozialdemokratie zu veranlassen und den Reichstag aufzulösen.


  30. Juli: Trotz der Pogromhetze erreichen die Sozialdemokraten bei den Reichstagswahlen, den sogenannten »Attentatswahlen«, 9 Sitze.


  September-Oktober: Der Reichstag beschließt das »Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie« (Sozialistengesetz). Parteiorganisationen und Gewerkschaften werden verboten, desgleichen Zeitungen und Druckschriften sowie Versammlungen und andere öffentliche Veranstaltungen mit sozialdemokratischer Tendenz; die Teilnahme wird mit Geld- oder Gefängnisstrafen oder meist Ausweisungen geahndet. Die Polizeivollmachten werden wesentlich erweitert.


  28. November: Über Berlin, Charlottenburg, Potsdam, Teltow, Niederbarnim und Osthavelland wird der »Kleine Belagerungszustand« verhängt. 67 führende Sozialdemokraten werden aus Berlin ausgewiesen.


  1879 28. September: Die erste Nummer der Zeitung »Sozialdemokrat« erscheint in Zürich. Wöchentlich werden bis zu 11.000 Exemplare illegal in Deutschland verbreitet.


  1880 28. Oktober: Der »Kleine Belagerungszustand« wird über Hamburg verhängt. 75 aktive Sozialdemokraten werden ausgewiesen.


  1881 27. Juni: Auch über Leipzig und Umgebung wird der »Kleine Belagerungszustand« verhängt. Bebel, W. Liebknecht und andere Sozialdemokraten werden aus Leipzig ausgewiesen.


  27. Oktober: Trotz dreijähriger Verfolgung erringt die Sozialistische Arbeiterpartei bei den Reichstagswahlen wieder 12 Sitze.


  1883 14. März: Tod von Karl Marx.


  1883 29. MäRz–2. April: Die deutsche Sozialdemokratie hält ihren Parteikongreß in Kopenhagen ab.


  7. Juli: In Stuttgart beginnen Aussperrung und Streik der Tischler, der nach Wochen Erfolg hat.


  Oktober: Das provozierende Auftreten preußischer Offiziere in Oldenburg löst antimilitaristische Demonstrationen aus, die durch Einsatz von Truppen niedergeschlagen werden.


  1884 28. Oktober: Die deutschen Sozialdemokraten erringen bei den Reichstagswahlen eine Verdoppelung ihrer bisherigen Sitze und ziehen mit 24 Abgeordneten in den Reichstag ein.


  1885 Juni-August: Erfolgreicher Streik der 12000 Berliner Maurer um 50 Pfennig Stundenlohn und die Neunundfünfzigstundenwoche.


  1888 28. April–31. Juli: In Hamburg streiken etwa 1400 Tischler, sie wollen Lohnerhöhung und neuneinhalbstündigen Arbeitstag.


  1889 1. Januar-April (1890): Es finden über 1000 Streiks mit insgesamt 194000 Streikenden statt.


  3. Mai–6. Juni: Der Streik der Bergarbeiter mit 150000 Streikenden ist der größte im 19. Jahrhundert. Die Bergarbeiter fordern unter anderem Achtstundenschicht, fünfzehnprozentige Lohnerhöhung und Verbesserung der Arbeitszeitbedingungen. Auf Forderung der Unternehmer werden im Ruhrgebiet acht Kavallerie-Eskadrone gegen die Streikenden eingesetzt. Vertreter der Streikleitung tragen Kaiser Wilhelm ii. ihre Forderungen vor und erreichen von den Unternehmern Zugeständnisse. Der Bergarbeiterstreik verschärft die Krisis des Bismarckschen Systems und trägt zu seinem Sturz bei.


  14.–21. Juli: Gründung der 11. Internationale auf dem Internationalen Arbeiterkongreß in Paris. Der Kongreß vereinigt sozialistische Partei- und Gewerkschaftsdelegierte aus über 20 Ländern. Als Ziele werden u.a. genannt: Bildung und Stärkung politischer und gewerkschaftlicher Massenorganisationen und der Kampf um demokratische Rechte.


  1890 25. Januar: Mit 169 gegen 98 Stimmen wird die Verlängerung des Sozialistengesetzes vom Reichstag abgelehnt.


  20. Februar: Aus den Reichstagswahlen geht die deutsche Sozialdemokratie mit 1427000 Wählern als größte Partei in Deutschland hervor.


  20. März: Sturz Bismarcks.


  1. Mai: Erste Maikundgebung, an der sich in Deutschland, trotz noch gültigem Sozialistengesetz, etwa 100.000 Arbeiter beteiligen.


  1. Mai-Spätsommer: Durch Aussperrung von etwa 20000 Arbeitern, die am 1. Mai in Hamburg die Arbeit niederlegten, kommt es zu den sogenannten »Maikämpfen«.


  30. September: Das Sozialistengesetz tritt außer Kraft. Große Kundgebungen.


  12.–18. Oktober: Der erste Parteitag der deutschen Sozialdemokratie nach dem Fall des Sozialistengesetzes in Halle. Vorbereitungen für ein neues Parteiprogramm. Die Partei erhält den Namen »Sozialdemokratische Partei Deutschlands«.


  24. November–13. März (1891): Aussperrung und Streik von über 3000 Hamburger Tabakarbeitern.


  1891 5. Juni: In acht großen Berliner Protestversammlungen und in über 400 Arbeiterversammlungen im Reichsgebiet unter dem Motto »Gegen Getreidezölle – für billiges Brot« wird eine große Protestkampagne gegen die Lebensmittelverteuerung eingeleitet.


  14.–20. Oktober: Der Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in Erfurt nimmt ein neues Parteiprogramm an. In einer Resolution von Bebel heißt es, »daß die Eroberung der politischen Macht das erste Hauptziel ist, nach der jede klassenbewußte Proletarierbewegung streben muß«.


  8. November–14. Januar (1892): Erfolgloser Streik von etwa 10000 Buchdruckern um Neunstundentag und Lohnerhöhung.


  23. November: Kaiser Wilhelm ii. erklärt bei einer Rekrutenvereidigung in Potsdam: »Bei den jetzigen sozialistischen Umtrieben kann es vorkommen, daß Ich Euch befehle, Eure eigenen Verwandten, Brüder, ja Eltern niederzuschießen …, aber auch dann müßt Ihr Meine Befehle ohne Murren befolgen.«


  1892 Auf dem 1. Kongreß der Gewerkschaften Deutschlands in Halberstadt vertreten 208 Delegierte 303519 Gewerkschaftsmitglieder.


  1893 15. Juni: Die Reichstagswahlen bringen der Sozialdemokratischen Partei mit 1786000 Stimmen erneut die meisten Wähler.


  1894 6. September: Kaiser Wilhelm ii. kündigt in einer Rede »gegen die Parteien des Umsturzes« eine innenpolitische Kursänderung an.


  6. Dezember: Dem Reichstag wird die »Umsturzvorlage« zugestellt. »Aufreizung zum Klassenhaß« und »Angriffe gegen Religion, Ruhe, Familie und Eigentum« sollen zu strafbaren Delikten erklärt werden. Die Vorlage wird in zweiter Lesung abgelehnt.


  1895 14.–17. August: In einem Prozeß in Essen werden Führer des Bergarbeiterverbandes zu hohen Zuchthausstrafen verurteilt, wobei Meineide als Beweismittel dienen.


  29. November: Nach Haussuchungen erfolgt auf Veranlassung des preußischen Innenministers das Verbot des sozialdemokratischen Parteivorstandes, der Berliner Preß- und Lokalkommission und anderer Organisationen.


  1896 5. Februar: Am erfolgreichen Konfektionsarbeiterstreik in Berlin und anderen Orten beteiligen sich zum erstenmal in großem Umfang Arbeiterinnen.


  21. November–6. Februar (1897): Gegen den Streik von 18000 Hamburger Hafenarbeitern und Seeleuten wird mit Verhaftungen, drakonischen Urteilen, schließlich mit Verhängung des »Kleinen Belagerungszustandes« vorgegangen. Doch erst am 6. Februar wird der Streik abgebrochen.


  1898–1900 In dieser Zeit finden 2813 Arbeitskämpfe mit 276652 Beteiligten statt.


  1899 20. Juni: Im Reichstag wird ein Gesetzentwurf »zum Schutz der gewerblichen Arbeitsverhältnisse« eingebracht, nach dem auf Streik Zuchthausstrafen stehen, was faktisch eine Aufhebung des Koalitionsrechtes bedeutet.


  20. November: Diese Vorlage, auch »Zuchthausvorlage« genannt, wird gegen die Stimmen der Rechtsparteien abgelehnt.


  1900 Ende Juni–24. September: Der Streik der Hamburger Werftarbeiter um Lohnerhöhung und Anerkennung ihrer Gewerkschaftsorganisation endet mit einem Teilerfolg.


  1903 7. August–17. Januar (1904): In Crimmitschau streiken 9000 Textilindustriearbeiter. Der Staat verhängt den »Kleinen Belagerungszustand«. Der Deutsche Textilarbeiterverband bricht schließlich den Streik ab. Die Arbeitgeberverbände schließen sich zu zwei Dachverbänden zusammen.


  1904 12. Januar: Beginn des Aufstandes der Hereros in Südwestafrika gegen die deutsche Kolonialherrschaft. Als einzige Partei fordert die Sozialdemokratie die Beendigung des Kolonialkrieges und verweigert alle Mittel. Der Aufstand endet mit der fast vollständigen Vernichtung des Hererovolkes. Vom Hottentottenvolk überlebt nur etwa die Hälfte.


  1905: Es finden 2323 Arbeitskämpfe mit 507964 Beteiligten statt. Die Zahl der Kampftage beträgt 7362802. Die Zahl der Beteiligten ist höher als in den Jahren von 1900 bis 1904. Der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands gehören 64 Zentralverbände mit 1344803 Mitgliedern an. Die christlichen Gewerkschaften zählen 265032 und der Verband der deutschen Gewerkvereine 117077 Mitglieder.


  7. Januar–19. Februar: Streik von 215000 Ruhrbergarbeitern für bessere Arbeitsbedingungen. Solidaritätsstreiks in Schlesien, im Rheinland und in Belgien.


  19. September-Mitte Oktober: Zwei kleine Streiks bei den Firmen aeg und Siemens &. Halske um Lohnerhöhung und Arbeitszeitverkürzung weiten sich zu einem großen aus, an dem sich 40000 Arbeiter beteiligen. Die Regierung setzt als Streikbrecher Eisenbahner und Feuerwehr und schließlich Militär ein.


  1906 17. Januar: Seit November 1905 Proteste gegen die geplante Wahlrechtsverschlechterung durch den Hamburger Senat. Am Tage der Beratung dieses Wahlgesetzentwurfs legen rund 100000 Arbeiter die Arbeit nieder: es ist der erste politische Massenstreik in Deutschland.


  Ende März–27. Mai: Ein Streik im sächsischthüringischen Braunkohlenrevier endet mit einem Teilerfolg: neunstündige Arbeitszeit und Lohnerhöhung.


  März–Juni: Metallarbeiterstreik in Breslau. Es kommt zu-Zusammenstößen mit der Polizei. 38 Arbeiter werden vor Gericht gestellt und zu Freiheitsstrafen verurteilt.


  November: Als die preußische Regierung auch für das Unterrichtsfach Religion die polnische Sprache verbietet, schweigen die Kinder oder antworten demonstrativ in ihrer Muttersprache. Der Schulstreik erfaßt bis zu 100000 Schüler in den von Preußen beherrschten Gebieten mit polnischer Bevölkerung. Es kommt zu Kundgebungen und Demonstrationen. Die Regierung wendet gegen Kinder und Eltern harte Repressalien an und verhängt zeitweise den Belagerungszustand.


  1907 18.–24. August: Der Kongreß der 11. Internationale in Stuttgart beschließt eine Resolution, die die Arbeiter aller Länder dazu verpflichten soll, gegen Militarismus und Kriegsgefahr zu kämpfen. »Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, ist es Pflicht, für dessen rasche Beendigung einzutreten und mit allen Kräften dahin zu streben, die durch den Krieg herbeigeführte wirtschaftliche und politische Krise zur Aufrüttelung des Volkes auszunutzen.«


  9.–12. Oktober: Im Hochverratsprozeß vor dem Reichsgericht in Leipzig wird Karl Liebknecht wegen seiner Schrift »Militarismus und Antimilitarismus« zu eineinhalb Jahren Festung verurteilt.


  1909 4. Oktober–13. November: Die Maßregelung von Bergarbeitern führt zum Mansfelder Streik, gegen den die Regierung Polizei und Militär einsetzt.


  1910 Februar–April: In Berlin und vielen anderen Orten Deutschlands werden Kundgebungen für ein demokratisches Wahlrecht in Preußen abgehalten, wobei es vielfach zu blutigen Zusammenstößen mit der Polizei kommt.


  14.–15. März: Rosa Luxemburg propagiert die Steigerung der Wahlrechtsbewegung zum politischen Massenstreik und fordert das Frauenwahlrecht.


  15. April–Ende Juni: Der Streik von 200000 Bauarbeitern in ganz Deutschland erzwingt Koalitionsrecht und Lohnerhöhung.


  19. September–18. Oktober: Das Vorgehen der Polizei gegen streikende Kohlenarbeiter in Berlin-Moabit führt zu Demonstrationen und Straßenschlachten, an denen bis zu 30000 Arbeiter teilnehmen. Zwei Arbeiter werden getötet, mehrere hundert verletzt.


  Ende Oktober: In Berlin-Wedding kommt es bei einem Proteststreik von Fleischergesellen zu Demonstrationen und Zusammenstößen mit der Polizei.


  1912 12. Januar: Bei den Reichstagswahlen erzielt die deutsche Sozialdemokratie nicht nur die meisten Wählerstimmen, sondern mit 110 Abgeordneten auch die größte Fraktionsstärke.


  11.–19. März: 250000 Ruhrbergarbeiter streiken für Arbeitszeitverkürzung, Lohnerhöhung und Verbesserung der Arbeitsverhältnisse. Mehrere tausend Polizisten und starke Militäreinheiten gehen gegen die Streikenden vor: vier Arbeiter werden getötet und Hunderte verletzt. Viele werden zu Freiheitsstrafen verurteilt.


  1913 Ende April-Mitte Mai: Erfolgloser Streik von 70000 oberschlesischen Bergarbeitern für Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung.


  14. Juli-Mitte August: 40000 Werftarbeiter in Hamburg, Bremen und anderen Orten streiken für Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung. Die Gewerkschaften versagen dem Kampf als »wildem Streik« die Unterstützung und erzwingen die Wiederaufnahme der Arbeit.


  28. November: Die Bürger von Zabern im Elsaß, die in Kundgebungen gegen die »Beleidigung elsässischer Soldaten« protestieren, werden auf Befehl des Kommandeurs eines preußischen Regiments von der Straße getrieben, wahllos verhaftet und zum Teil mißhandelt. Die Stadt wird militärisch besetzt. Diese Übergriffe rufen eine große Protestwelle in Deutschland und im Ausland hervor. Ein Kriegsgericht spricht die verantwortlichen Offiziere frei.


  1914 9. Januar–16. Juli: Erfolgreicher Streik von 4600 Arbeitern einer Lokomotiv- und Waggonfabrik in Breslau für Lohnerhaltung und Koalitionsrecht.


  11. Mai: Bei den Beratungen des Heeresetats im Reichstag spricht Karl Liebknecht von »Kriegsvorbereitungen der Imperialisten« und der internationalen Verflechtung der Rüstungsmonopole.


  26.–30. Juli: Nach einem Aufruf des sozialdemokratischen Parteivorstandes finden in fast 60 Städten Deutschlands große Antikriegskundgebungen statt. Es beteiligen sich daran 500000 Menschen.


  1. August: Mobilmachung in Frankreich und in Deutschland. Kriegserklärung des Deutschen Reiches an Rußland. Der deutsche Kaiser proklamiert den »Burgfrieden«: »Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche.« Die Sozialdemokratische Partei und die Gewerkschaftsführung willigen in diesen Burgfrieden ein. Alle Streiks seien abzubrechen oder zu unterlassen.


  3. August: Deutsche Kriegserklärung an Frankreich.


  1915 7. Februar: Karl Liebknecht wird als Armierungssoldat eingezogen und erhält nur für Parlamentssitzungen Urlaub. Außerparlamentarische Betätigung wird ihm verboten.


  18. Februar: Rosa Luxemburg muß eine bereits vor dem Kriege verhängte Gefängnishaft vorzeitig antreten.


  18. März: Friedenskundgebung von etwa 200 Frauen vor dem Reichstag in Berlin.


  9. Juni: Ein von Liebknecht entworfener »offener Brief« an den sozialdemokratischen Parteivorstand fordert diesen auf, entschlossen den Burgfrieden aufzugeben und den »sozialistischen Kampf für den Frieden« zu eröffnen. Das Protestschreiben wird von etwa 1000 Funktionären unterzeichnet und in mehr als 100000 Exemplaren als Flugblatt verteilt. Das Oberkommando in den Marken verfügt die Beschlagnahme und bedroht die Verbreiter mit Gefängnisstrafen.


  1915 5.–8. September: Internationale sozialistische Konferenz in Zimmerwald: Vorbereitung einer neuen Internationale.


  Mitte November–16. Dezember: In Berlin finden mehrfach Demonstrationen für den Frieden und gegen Lebensmittelwucher statt.


  1916 12. Januar: Liebknecht wird aus der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion ausgeschlossen.


  Februar-März: In vielen Städten und Orten kommt es zu Kundgebungen gegen die steigende Lebensmittelnot.


  1. Mai: Von der »Spartakusgruppe« durch Flugblätter und mündliche Agitation organisiert, finden in Berlin, Dresden, Pirna, Stuttgart, Magdeburg, Braunschweig, Kiel, Bremen, Duisburg, Jena und anderen Orten die bisher größten Demonstrationen gegen den Krieg statt.


  Mitte Mai: Demonstrationen und Kundgebungen in Leipzig, Braunschweig und Koblenz gegen Hunger, Lebensmittelwucher und Krieg. In Leipzig wird verschärfter Belagerungszustand verhängt.


  18. Juni: Lebensmittelunruhen in München.


  28. Juni: Vom Berliner Kommandanturgericht wird Liebknecht zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt.


  27.–30. Juni: Als Protest gegen die Verurteilung Liebknechts kommt es in Berlin, Braunschweig, Bremen und in anderen Städten zu den ersten politischen Streiks während des Krieges. In Berlin streiken 55000 Rüstungsarbeiter für einen Tag.


  10. Juli: Nach fünf Monaten Freiheit wird Rosa Luxemburgerneut verhaftet und bis zum 8. November 1918 in »Schutzhaft« gehalten.


  August: In allen Teilen Deutschlands finden wegen Verschlechterung der Lebenslage Unruhen, Demonstrationen und Streiks statt. Das Kriegsministerium erläßt »Leitsätze für das Vorgehen der Militärbefehlshaber beim Ausbruch größerer Streiks in der Rüstungsindustrie«.


  Winter (1916–1917): In allen Teilen Deutschlands zeigt sich eine wachsende Antikriegsstimmung; es gibt neue Demonstrationen, Streiks und Lebensmittelunruhen.


  1917 Ende Februar: Bergarbeiterstreiks in Dortmund und Recklinghausen.


  12. März: In Petersburg wird der Zar gestürzt; Rußland wird bürgerliche Republik. An der Ostfront verbrüdern sich russische und deutsche Soldaten.


  6.–8. April: In Gotha wird die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (uspd) gegründet. Ihre Mitglieder verurteilen »die Unterstützung des Krieges durch die Führer der Sozialdemokratie«. Von April bis Oktober treten der neuen Partei 170000 Mitglieder bei.


  7. April: Erlaß Kaiser Wilhelm ii. die sogenannte Osterbotschaft, in dem für die Zeit nach dem Krieg eine Reform des preußischen Dreiklassenwahlrechts und Verfassungsänderungen angekündigt werden.


  16.–23. April: Große politische Massenstreikbewegung der Rüstungsarbeiter, die in vielen Städten Deutschlands gleichzeitig beginnt. Man hört zum erstenmal die Forderung nach Bildung von Arbeiterräten.


  27. April: Der Chef des Kriegsamtes, Generalleutnant Groener, erläßt einen Aufruf, in dem es heißt: »Ein Hundsfott wer streikt, solange unsere Heere vor dem Feinde stehen!«


  Juni/Juli: Neue Lebensmittelunruhen, Streiks und Straßendemonstrationen. Am 7. Juli streiken in Köln 12000 Arbeiter. Gestreikt wird auch im Rüstungsgebiet Düsseldorf, Elberfeld, Duisburg und Essen.


  Juli/August: Auf mehreren Schiffen der deutschen Kriegsflotte kommt es im Juli zu Hungerstreiks und Gehorsamsverweigerungen. Am 5. September 1917 werden die Matrosen Köbis und Reichpietsch standrechtlich erschossen; Todesurteile gegen drei weitere Matrosen werden in Zuchthausstrafen zu je 15 Jahren umgewandelt. 50 weitere Aufständische erhalten Zuchthausstrafen.


  


  Aufstandsversuch der Matrosen. Juli/August 1917


  


  Sommer 1917. Protest- und Streikbewegungen in ganz Deutschland. Die Forderungen: mehr Lohn, größere Lebensmittelrationen und vor allem Beendigung des Krieges.


  In einem Bericht des vii. Armeekorps vom 10. Juli 1917 lesen Kommandeure und Regierungsvertreter, »daß der internationale Radikalismus, angeregt durch die Erfolge der russischen Revolution, eine allgemeine Umwälzung in Europa durch die Erhebung der Arbeiter plant und zielbewußt verfolgt«.


  Tatsache ist: der Unwille des Volkes über die Fortführung des Krieges, der entnervende Hunger und die Rechtlosigkeit der Arbeiter, sanktioniert durch die »Burgfriedenspolitik«, ballt sich langsam, aber stetig zu einer wachsenden Kraft zusammen. Sie rüttelt an den Grundfesten des kaiserlichen Regimes.


  spd- wie uspd-Führer müssen weiter nach links rücken, wenn sie nicht Gefahr laufen wollen, ihre Gefolgschaft zu verlieren. Der spd-Abgeordnete Scheidemann malt im Reichstag das drohende Gespenst der Revolution an die Wand – wenn die Regierung nicht auf alle Annexionen verzichte.


  Am 9. Juli 1917 tagt der Kronrat. In Anwesenheit des Kaisers wird beraten, was man unternehmen könne, um den Druck der Massen zu mildern oder abzufangen und den Krieg fortzusetzen.


  Erster Schachzug: Am 11. Juli verkündet der Kaiser aus dem Großen Hauptquartier: »… bestimme Ich hiedurch …, daß der dem Landtage der Monarchie zur Beschlußfassung vorzulegende Gesetzentwurf wegen Abänderung des Wahlrechtes zum (preußischen) Abgeordnetenhaus auf der Grundlage des gleichen Wahlrechts aufzustellen ist …«


  Zweiter Schachzug: Entlassung des Reichskanzlers Bethmann Hollweg. Dem Kaiser ist er nicht mehr genehm, den Junkern seit je zuwider, den Alldeutschen zu »schlaff« und dem Reichstag ein Hindernis auf dem Wege der Demokratisierung. Aber der entscheidende Mann ist General Ludendorff. Er schreibt am 12. Juli: »An des Kaisers und Königs Majestät! … Euer Majestät wissen, daß es für mich als verantwortliches Mitglied der Obersten Heeresleitung unmöglich ist, zu dem Herrn Reichskanzler das Vertrauen zu haben, das als Grundlage für eine nützliche Zusammenarbeit zwischen dem Reichskanzler und der Obersten Heeresleitung zur glücklichen Beendigung des Krieges unerläßlich ist, nachdem der Krieg nicht mehr auf rein kriegerischem Gebiete ausgefochten werden kann …«


  Und der Generalfeldmarschall von Hindenburg richtet ein Schreiben unter dem gleichen Datum »An des Kaisers und Königs Majestät! Der Kriegsminister teilt mir mit, daß der Reichstag eine Erklärung über ein Friedensangebot beabsichtige, das als Verzichtfrieden aufgefaßt werden könnte. Ich hege gegen eine solche Erklärung die allerschwersten Bedenken … Euer Majestät darf ich in Rücksicht auf das Heer alleruntertänigst bitten, der Reichsleitung aufzugeben, daß sie eine solche Erklärung verhindere …«


  Dritter Schachzug: Am 20. Juli stimmen die Mehrheitsparteien im Reichstag einer Resolution zu, die in ihrem ersten Absatz besagt: »Wie am 4. August 1914 gilt für das deutsche Volk an der Schwelle des vierten Kriegsjahres das Wort der Thronrede: Uns treibt nicht Eroberungssucht. Zur Verteidigung seiner Freiheit und Selbständigkeit und für die Verteidigung seines territorialen Besitzstandes ergriff Deutschland die Waffen. Der Reichstag erstrebt einen Frieden der Verständigung und dauernden Versöhnung der Völker. Mit einem solchen Frieden sind erzwungene Gebietsabtretungen, politische und wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar …« Am Horizont zieht die Fata Morgana der »Stockholmer Friedenskonferenz« auf, die Zusammenkunft sozialistischer Parteien Europas, von der viele glauben, sie könne, ein Allheilmittel, den Völkern die eigene Anstrengung zum Frieden ersparen.


  Der Sozialdemokrat Scheidemann indessen erklärt, worauf es ankäme, sei »die Stellungnahme des Kaisers, angesichts der großen Macht, die er nun einmal hat«.


  Doch dem Kaiser fällt nicht mehr ein, als einen Dr. Michaelis, den er gar nicht kennt, zum Reichskanzler zu ernennen, nur weil er ihm von der Obersten Heeresleitung vorgeschlagen wird.


  Der Krieg geht weiter. Weiter verbluten die Soldaten. Und weiter hungern ihre Familien.


  In den »Spartakusbriefen« Nr. 6 vom August 1917 steht: »Preußen-Deutschland hat vor kurzem eine Krise durchgemacht. Ein großes Rauschen im bürgerlichen und regierungssozialistischen Blätterwald, ein geheimnisvolles Munkeln in parlamentarischen Kreisen, ein geschäftiges Hin- und Herlaufen der Reichstagsabgeordneten verkündete der erstaunten Welt, daß gewaltige Dinge am Werke seien: ein parlamentarisches System für das Deutsche Reich, allgemeines gleiches Wahlrecht für Preußen, eine offene Absage an alle annektionistischen Absichten, eine gründliche Erneuerung des Regierungspersonals vom Reichskanzler bis zum Laufburschen im preußischen Polizeiministerium herab – alles dies und noch einiges Schöne mehr …


  In der Wandelhalle des Reichstags war es, wo der unerhörteste Umsturz der Weltgeschichte eingefädelt ward, und das Zaubermittel, das ihn zur Durchführung bringen sollte, war ein Rütlischwur von vier Parteien des Reichstages: Zentrum, Fortschrittlern, Nationalliberalen und Regierungssozialisten.


  Das alte Wort der offiziellen deutschen Sozialdemokratie schien leibhaftig in Erfüllung zu gehen: was die barbarischen Russen mit einer Revolution, mit Schüssen, Gepolter, Demolierungen, Blutvergießen und ähnlichen rückständigen Mitteln erreichen, das erreicht man in Deutschland auf parlamentarischem Wege …


  Der ›Umsturz‹ endete schon nach einer Woche wie eine schlechte Farce, in der die Schauspieler schon nach dem ersten Akt aufhören, sich selbst ernst zu nehmen … Die preußische Reaktion brauchte wie immer nur aufzutrumpfen, fest im Gefühl ihrer Überlegenheit, und der ganze ›Umsturz‹ ist auf einmal unter den Händen zerronnen … Was ist eigentlich geschehen – so muß vor allem gefragt werden –, daß dieser ganze Sturm im Glase Wasser ausgebrochen war? … Daß der Krieg keine Erfüllung der Weltmachtspläne des deutschen Imperialismus bringen wird, dies ist jetzt sowohl den militärischen Machthabern wie dem gesamten Bürgertum, ausgenommen ein paar alldeutsche Schreier, vollkommen klar. Die wachsenden Schwierigkeiten der Ernährung sowie die Beschaffung des Kanonenfutters und der Munition lassen die Sehnsucht nach dem Frieden auch in den herrschenden Klassen Deutschlands immer dringender werden. Daher die Friedfertigkeit und die Friedensangebote von deutscher Seite, die wohl in ihrem Kern bitterster Ernst und wie der Notschrei eines Wolfs sind, der in der eigenen Schlinge gefangen ist … Diesem Hexensabbat steht als einziger Friedensfaktor die russische Revolution gegenüber, die mit Blitzeshelle den Weg aus dem Labyrinth der Gegensätze gezeigt hat: nur der Sturz der Regierungen und der Reaktion kann dem Frieden die Bahn brechen. Nur ein radikaler Umschwung in dem sozialen Kräfteverhältnis im Innern der kriegführenden Staaten vermag den imperialistischen St. Veitstanz zum Stehen zu bringen …«


  Doch vom Sturz einer deutschen Regierung ist keine Rede. Das harte militärische Regime verhindert noch jede Auflehnung in der deutschen Armee. Und in der Marine, wo sie sich zum ersten Male zeigt, vermag man sie im Keime zu ersticken.


  Angeregt durch einen Beschluß des »Haushaltsausschusses des Reichstags« vom Sommer 1917 zur Errichtung von »Mannschafts-Menagekommissionen« setzen sich die Matrosen Köbis, Reichpietsch, Sachse und Weber auch für deren tatsächliche Installierung auf den Schiffen der deutschen Hochseeflotte ein, erreichen die Legalisierung durch die Flottenführung und setzen sogar die freie Wahl ihrer Mitglieder durch.


  Der Vizeadmiral von Trotha erklärt später vor dem »Untersuchungsausschuß des deutschen Reichstags« über die Funktion dieser »Menagekommissionen«: »…Das eingehende Bild, das der Abgeordnete Dittmann neulich von dem Wirken und der Entwicklung der Menagekommission gegeben hat, hat doch ganz klar hingestellt, daß hier aus einer solchen für Menagezwecke eingerichteten Kommission vorwärtstreibend und -drängend sich eine neben dem militärischen Apparat immer stärker sich entwickelnde Organisation aufbaute, die, wie ja der Abgeordnete Dittmann ausgeführt hat, von den Verpflegungsfragen hinüberging zur Behandlung von Fragen, die mit Verpflegung nicht das geringste zu tun haben … Nach meinen Notizen hat der Abgeordnete Dittmann gesagt, daß, nachdem die Menagefragen besprochen waren, man ganz selbstverständlich bei den damaligen Verhältnissen auf Themen kam wie die Revolution in Rußland, die Internationale Friedenskonferenz, das Ringen der spd und uspd um die Seelen. Wenn es nun dazu kommt, daß solche Kommissionen sich in Räumen zusammenfinden, die wegen der Ordnung an Bord nicht betreten werden dürfen, die ohne jede Kontrolle sind, wenn solche Kommissionen sich in Hinterstuben von Lokalen an Land zusammenfinden, so ist das ein Zustand, der mit einer einheitlich geführten Kriegsmacht unverträglich ist … Es ist verderblich und der Ruin jeder militärischen Leistungsfähigkeit, wenn die Fragen, die die Seelen des Volkes erschüttern, wenn die Kämpfe der Parteien in die Truppe hineingetragen werden …«


  Über Ursachen und Ablauf der Matrosenunruhen im Sommer 1917 berichtete der Reichstagsabgeordnete Dittmann (uspd) vor dem »Untersuchungsausschuß des deutschen Reichstags über die Ursachen des deutschen Zusammenbruchs«:


  »Der Kriegswinter 1916/17, der sogenannte ›Kohlrübenwinter‹, war eine Zeit schlimmster Not und größten Hungers in der Heimat. Auch in der Armee und in der Marine war zu jener Zeit die Verpflegung immer schlechter geworden. Der Unterschied zwischen der Beköstigung der Mannschaften und derjenigen der Offiziere wirkte in der Marine viel aufreizender als beim Landheer, weil Mann und Offiziere an Bord dauernd eng beieinander lebten. Auf den Schiffen bestand eine besondere Mannschaftsküche und eine besondere Offiziersküche. In den Klagen, die damals aus Mannschaftskreisen erhoben wurden, kehrte die Behauptung immer wieder, daß Lebensmittel, die für die Mannschaftsküche bestimmt waren, besonders Eier, Butter und Schmalz, in die Offiziersmessen wanderten, wo trotz der allgemeinen Not noch immer gut gegessen und getrunken wurde. Das Mannschaftsessen dagegen sei meist ein undefinierbares Labskaus oder schlechtes Dörrgemüse ohne Fleisch und Fett. Der Oberheizer Sachse, einer der zum Tode Verurteilten und zu fünfzehnjähriger Zuchthaushaft Begnadigten, erklärte mir später, daß die Verpflegung im Zuchthaus in Rendsburg noch 1918 besser gewesen sei als 1917 die Mannschaftsverpflegung an Bord des Flottenflaggschiffes »Friedrich der Große«. Besonders aufreizend wirkten die Verpflegungsmißstände auf die Heizer, denen die Sonderzulagen an Fett oder Wurst, die ihnen für den schweren Dienst an den Feuern zustanden, oft gekürzt oder ganz entzogen wurden, und zwar nach ihrer Meinung zu Gunsten der Offiziere.


  Es herrschte deshalb über diese Zustände, die nach der Überzeugung der Mannschaften nicht nur durch den allgemeinen Mangel an Lebensmitteln im Lande, für den sie durchaus Verständnis hatten, sondern wesentlich durch das allem kameradschaftlichen Geist hohnsprechende Verhalten der Offiziere verschuldet waren, eine mehr und mehr sich steigernde Unzufriedenheit und Erbitterung gegen die Offiziere an Bord der Schiffe.


  Als weitere Quelle der Unzufriedenheit wurde angegeben die Art, in der die unterernährten Mannschaften in stundenlangem Exerzierdienst gedrillt würden, während es sich vielfach um Leute handelte, die bei Kriegsausbruch bereits drei oder gar vier Jahre dienten und nun schon im sechsten oder siebten Jahr an Bord waren, bei denen also kurzer Exerzierdienst zur Aufrechterhaltung der militärischen Bereitschaftsnotwendigkeit durchaus genügt hätte. Dazu seien eine oft rohe Behandlung der Mannschaften durch Schimpfen und Tätlichkeiten gekommen. Zechgelage und schlechtes Beispiel der Offiziere in moralischer Hinsicht hätten die Erbitterung gesteigert, ebenso nach Ansicht der Mannschaften ungerechte und willkürliche Handhabung der Urlaubserteilung, über die sehr viel geklagt wurde.


  Die Erbitterung gegen die Offiziere wurde noch verschärft durch deren Versuche, auf die Mannschaften im Sinne eines alldeutschen Siegfriedens einzuwirken, während die Mannschaften den Krieg als Verteidigungskrieg auffaßten. Derartige Klagen wurden 1917 vielfach an die Abgeordneten fast aller Parteien herangetragen, teils von den Matrosen und Heizern selbst, teils von ihren Verwandten und Freunden, sowohl mündlich wie schriftlich. Ein Matrose sagte mir damals, an Bord seien zwei Welten eng beieinander, eine Welt der Herren und eine Welt der Sklaven.


  Die Mißstimmung und Unzufriedenheit der Mannschaften kam zum ersten Mal zu einem äußerlich sichtbaren Ausdruck durch den sogenannten Hungerstreik auf der ›Prinzregent Luitpold‹, der am 6. Juni 1917 ausbrach. Das Mittagessen, wieder das berüchtigte Dörrgemüse wurde von den Backschaften nicht abgeholt, es wurde bis zum Abend aufgehoben und dann weggeschüttet, ohne daß den Mannschaften etwas anderes dafür verabfolgt worden wäre. Die Leute haben sich beschwerdeführend an den Ersten Offizier, Korvettenkapitän Herzbruch, gewendet, der ihnen aber kein Entgegenkommen zeigte, sondern sie nur, wie es in den Akten heißt, ›auf das Unrichtige und Unpatriotische ihres Verhaltens aufmerksam machte‹. Dieser Vorfall ist den Marine- und Gerichtsbehörden erst bei den Ermittlungen über spätere Vorfälle zur Kenntnis gekommen: ebenso war es bei den anderen Fällen, über die ich zunächst berichte. In Wilhelmshaven und auch im Binnenlande waren bald allerlei Gerüchte über diesen Hungerstreik im Umlauf, bei denen mit der Entfernung meist auch die Bedeutung des Geschehenen wuchs.


  Ein ebenfalls erst später weiteren amtlichen Kreisen zur Kenntnis gekommener Vorfall ereignete sich am 4. oder 5. Juli auf dem Flaggschiff ›Friedrich der Große‹. Bei einer Nachtschießübung, die bis 1 Uhr nachts gedauert hatte, hatten die Mannschaften das für den anderen Tag bestimmte Brot aufgegessen, am nächsten Morgen aber kein neues Brot bekommen, sie waren deshalb nicht zum Dienst angetreten. Nach dem energischen Eingreifen des Ersten Offiziers, dem sie geantwortet haben, sie hätten Hunger, sind sie aber sofort an Deck erschienen.


  Etwas später, etwa Mitte Juli, sind auf dem Schiff ›Posen‹ die Backschaften geschlossen zum Oberingenieur gekommen und haben ihm erklärt, sie wollten keine Mairüben haben, weil die Leute sie doch nicht essen wollten: die Rüben waren tags zuvor schlecht geworden. Der Oberingenieur hatte nach seiner eigenen Aussage bei den Akten die Heizer angefahren: ›Ihr verfluchten Schweinehunde, ihr sollt froh sein, daß ihr überhaupt noch was zu fressen bekommt! Eure Kameraden in Flandern haben ganz andere Gefahren auszustehen und beklagen sich nicht!‹ … Auf der Prinzregent Luitpold‹ hat ein zweiter Hungerstreik am 19. Juli stattgefunden. Die Backschaften holten das Essen nicht ab und erklärten, sie äßen keine Steckrüben. Als es dann Dörrkohl gab, haben sie gegessen …


  Am Nachmittag des 20. Juli fand der Ausmarsch von der ›Pillau‹ statt, das heißt, es entfernten sich ohne Erlaubnis vom Schiff ›Pillau‹, das in der Werft lag, etwa 140 Mann und kehrten erst bei Beendigung der Dienststunden zurück. Urlaubsverweigerung war der Grund dieses Ausmarsches.


  Am 1. und 2. August kam es dann auf der Prinzregent Luitpold‹ zu dem ›großen Ausmarsch‹, das heißt zu den Vorgängen, die den Anlaß boten, eine feldkriegsgerichtliche Untersuchung einzuleiten, in deren Verlauf die bisher genannten Vorfälle auf den einzelnen Schiffen mit zur Sprache kamen und schließlich die Todes- und Zuchthausstrafen gefällt wurden.


  In der 3. Heizerwache der ›Prinzregent Luitpold‹ herrschte besondere Unzufriedenheit, weil den Heizern des öfteren Freiwache und Kinobesuch durch militärischen Dienst entzogen wurden. Am Morgen des 1. August war das wieder der Fall. Deshalb entfernten sich früh um 9 Uhr 49 Mann heimlich vom Schiff, lagerten bis 11 Uhr am Deich und kamen dann zurück. Von den 49 Ausflüglern wurden 11 mit Arrest bestraft. Über das Herausgreifen einzelner zur Bestrafung entstand lebhafter Unwille auf dem ganzen Schiff; man hatte erwartet, daß alle oder keiner bestraft würden. Als Demonstration gegen die Bestrafung ihrer Kameraden verließen am 2. August früh 7 Uhr etwa 400 Mann der Besatzung das in der Werft liegende Schiff und zogen nach Rüstersiel in eine Wirtschaft, wurden aber nach einigen Stunden ohne Anwendung von Gewalt zurückgeholt.


  Vierzehn Tage später, am 16. August mittags, sollte die Mannschaft des Schiffes ›Westfalen‹ zum Kohleneinnehmen antreten. Von der iv. Division traten aber 30 bis 40 Leute nicht an mit der Begründung, sie hätten keine Kohlenzulage zum Essen bekommen. Daraufhin wurde dem Kommandanten der ›Westfalen‹ ein Memorandum folgenden Inhalts auf den Tisch gelegt:


  ›Auf Grund der letzten Ereignisse an Bord s.m.s. ›Westfalen‹ sind eine Anzahl braver und tüchtiger Kameraden plötzlich in Haft genommen worden, nach unserer Ansicht vollkommen schuldlos. Wir fragen deshalb nachdrücklichst an:


  1. Aus welchen Gründen werden diese Leute festgehalten?


  2. Wie lange gedenkt man, diese Leute noch festzuhalten?


  3. Was wird mit diesen Leuten geschehen, welche übereilt festgenommen und somit unschuldig ihrer Freiheit beraubt wordensind?


  Von der genauen Beantwortung dieser Fragen wird es abhängen, welche Gegenmaßnahmen unsererseits getroffen werden müssen, um unsere Kameraden vor derartigen Übergriffen zu schützen. Wir bitten um Antwort innerhalb 24 Stunden in Form einer Aussprache. … Sollte unsere Hoffnung auf Beantwortung unserer Fragen sich nicht bestätigen, machen wir darauf aufmerksam, daß wir mächtig genug sind, unseren Willen zu erzwingen, wenn es sein muß, mit Gewalt …‹«


  So hatte man noch nie mit den Kommandeuren Seiner Majestät gesprochen.


  Nach diesen Vorgängen werden mit allen Mitteln der Bespitzelung und der Provokation die Organisatoren des Aufstandes festgestellt. Eine große Verhaftungsaktion wird eingeleitet. Die Matrosen werden auf ihre »politische Zuverlässigkeit« überprüft und als Hochverräter behandelt, wenn es sich herausstellt, daß sie Mitglieder oder auch nur Gesinnungsgenossen der linken Sozialdemokratie sind. uspd-Führer lassen die Matrosen, die ihnen vertraut hatten, in diesem kritischen Augenblick im Stich: Sie wollen nichts mit ihnen und mit den Rebellen zu tun gehabt haben.


  Die beiden Matrosen Albin Köbis und Max Reichpietsch werden zum Tode verurteilt und am 5. September 1917 auf dem Schießplatz Wahn bei Köln standrechtlich erschossen.


  Die Todesurteile gegen die Matrosen Weber, Beckers und Sachse verwandelt Admiral Scheer, der Chef der Hochseestreitkräfte, in je 15 Jahre Zuchthaus. Gegen die übrigen angeklagten Matrosen werden Strafen von insgesamt vierhundert Jahren Zuchthaus verhängt.


  


  


  


  Chronik 1917–1918


  Generalprobe einer Revolution. Der Januarstreik 1918


  


  1917 August-Anfang September: Unter Führung der uspd kommt es im Gebiet von Halle-Merseburg zu großen Streiks. In den Leuna-Werken streiken 12000 Arbeiter.


  3. September: Internationaler Jugendtag mit Streiks und Demonstrationen in mehreren Orten Deutschlands. Der Polizei gelingt es, die illegale Organisation der Jugendbewegung aufzudecken; sie nimmt zahlreiche Verhaftungen vor.


  7. November: In Rußland siegt die Oktoberrevolution.


  Mitte-Ende November: Die Spartakusgruppe ruft zu Friedensdemonstrationen auf. In Mülheim an der Ruhr, Leipzig, Halle und anderen Städten finden Streiks und Straßendemonstrationen statt. In Berlin werden Demonstrationen mit Waffengewalt aufgelöst und Demonstranten verhaftet.


  1918 14.–22. Januar: In Österreich-Ungarn bricht eine politische Massenstreikbewegung aus, die sich gegen Eroberungspolitik wendet und Demokratisierung des Wahlrechts fordert.


  28. Januar–4. Februar: In Berlin führen etwa 500000 Arbeiter einen politischen Massenstreik durch. Zum Streikprogramm gehören die Forderungen: sofortiger Friedensschluß ohne Annexion; Freilassung der politischen Gefangenen; bessere Nahrungsversorgung; Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts in Preußen; Demokratisierung der Staatseinrichtungen; Bildung von Arbeiterräten. Die Streikbewegung breitet sich auf Hamburg, Kiel, Breslau, Halle, München, Nürnberg, Dortmund, Bochum und andere Industriegebiete aus; es streiken mehr als eine Million Arbeiter. Die sozialdemokratischen Führer Ebert, Scheidemann und Bauer treten in den Aktionsausschuß ein. Der Staatsgewalt, die außerordentliche Kriegsgerichte einsetzt, gelingt es, den Streik niederzuschlagen. 5000 Arbeiter werden zum Militärdienst gezwungen und tausende zu hohen Zuchthaus- und Gefängnisstrafen verurteilt.


  1918 1.–3. Februar: Auf Standsversuch revolutionärer Matrosen der österreichischungarischen Kriegsmarine im Kriegshafen Cattaro. Der Aufstand wird blutig niedergeschlagen.


  


  Generalprobe einer Revolution. Der Januarstreik 1918


  


  Sommer 1917. Zwei politische Richtungen stehen sich im deutschen Volk und im Deutschen Reichstag gegenüber: die Anhänger eines »Verständigungsfriedens« und die Verfechter des »Siegfriedens«. Inspirator und Motor der Siegfriedenspartei ist die Oberste Heeresleitung, deren nahezu unumschränkter Diktator der General Erich Ludendorff ist. Die lenkende Kraft der Partei des Verständigungsfriedens ist die oppositionelle Reichstagsmehrheit, der es allerdings an Entschiedenheit ebenso mangelt wie an einem überragenden Kopf. Herbst 1917. Die Oktoberrevolution der Bolschewiki in Rußland eröffnet für Deutschland völlig neue Perspektiven. Die Oberste Heeresleitung sieht mit dem völligen Zerfall der russischen Armee die Möglichkeit, alle Kräfte im Westen zu konzentrieren, in »Großschlachten« die englischfranzösische Front aufzurollen und damit doch noch den Sieg zu erzwingen. Die Mehrheit des Volkes erhofft sich durch die Friedensverhandlungen mit Rußland den ersten und entscheidenden Akt zur Beendigung des Weltkrieges.


  Die deutschen Militärs und Diplomaten denken nicht daran, den Vertretern des bolschewistischen Rußland, denen sie in Brest-Litowsk gegenübersitzen, einen Frieden der Verständigung anzubieten. Sie werden auch nicht durch vertrauliche Berichte wie den folgenden beeindruckt, der dem stellvertretenden Generalstab in Berlin zuging: »Das russische Beispiel der Machterringung durch die Bolschewiki wirkt unter den Massen fanatisierend und könnte diese schließlich zu den größten Unbedachtsamkeiten hinreißen. Wenn die Waffenruhe mit Rußland nicht zum Frieden führt, ist die Enttäuschung unter den Arbeitermassen an der Front so groß, daß Schlimmes zu befürchten ist. Machen Sie sich immerhin auf eine große Arbeitsniederlegung im Januar gefaßt.«


  Die Spartakusgruppe – eine Vereinigung entschiedener und kompromißloser Sozialisten – erklärt: »Der allgemeine Friede läßt sich ohne Umsturz der herrschenden Macht in Deutschland nicht erreichen. Nur mit der Fackel der Revolution, nur im offenen Massenkampfe um die politische Macht, um die Volksherrschaft und die Republik in Deutschland läßt sich jetzt das erneute Auflodern des Völkermordens und der Triumph der deutschen Annexionisten im Osten und Westen verhindern. Die deutschen Arbeiter sind jetzt berufen, die Botschaft der Revolution und des Friedens vom Osten nach dem Westen zu tragen. Hier hilft kein Mundspitzen, hier muß gepfiffen werden.«


  Aber die zuerst pfeifen, sind die österreichischen Arbeiter. Am 15. Januar beginnt in Wiener Neustadt ein politischer Massenstreik, der sich innerhalb von zwei Tagen über fast alle Teile der Habsburger Monarchie ausbreitet. In Brünn, Budapest, Graz, Prag, Wien und in anderen Städten kommt es zu gewaltigen Demonstrationen für einen Frieden mit Rußland ohne Annexionen, für ein demokratisches Wahlrecht und eine bessere Lebensmittelversorgung. Die Wiener Regierung sieht sich gezwungen, einen durch die Arbeiter gebildeten Arbeiterrat offiziell anzuerkennen und dessen Forderungen zuzustimmen.


  Trotz schärfster Militärzensur dringen die Nachrichten von dem politischen Massenstreik in Österreich nach Deutschland; nicht zuletzt dadurch kommt der bereits latente Kampfwille der deutschen Arbeiter schließlich zum Ausbruch.


  Mitte Januar fordern die revolutionären Obleute der Berliner Betriebe vom Vorstand der uspd, die Massen zum Streik aufzurufen. Doch so weit gehen die uspd-Führer nicht. In dem Aufruf der Reichstagsfraktion der uspd an die Arbeiter heißt es: »Es ist keine Zeit zu verlieren. Nach allen Schrecken und Leiden droht neues schwerstes Unheil unserem Volke, der gesamten Menschheit. Nur ein Frieden ohne Annexionen und Kontributionen, auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker, kann uns davor retten. Die Stunde ist gekommen, eure Stimme für einen solchen Frieden zu erheben. Ihr habt jetzt das Wort.«


  Das heißt, die Arbeiter sollen selber handeln. Und sie handeln. Sonntag, 27. Januar 1918, in Berlin. Es tagt eine Versammlung der Dreher, die von der Leitung der revolutionären Obleute in den Betrieben einberufen ist. Alle Groß- und Rüstungsbetriebe Berlins haben ihre Vertreter entsandt. Man zählt 1500 Anwesende. Auf Antrag von Richard Müller, dem Branchenleiter der Dreher, wird einstimmig beschlossen, am Montag die Arbeit niederzulegen und je nach Belegschaftsstärke Vertreter nach dem Gewerkschaftshaus zu einer Konferenz zu entsenden. Im Aufruf der Spartakusgruppe heißt es:


  


  Arbeiterinnen! Arbeiter!


  Die Kriegsziele der deutschen Regierung liegen nunmehr klar zutage … Bei den Verhandlungen in Brest-Litowsk mußte der deutsche Militarismus endlich die Maske lüften. Raub fremder Länder, Unterjochung fremder Völker, gewaltsame Annexionen und die Herrschaft des deutschen Säbels in der Welt: das sind die Kriegsziele der deutschen Regierung. … Arbeiter! Man will uns einreden, der Separatfriede mit Rußland sei der Anfang zum allgemeinen Frieden … Das Gegenteil ist die Wahrheit. Das ganze Streben und Trachten der Regierung ist darauf gerichtet, durch einen Separatfrieden mit Rußland Rückendeckung im Osten zu bekommen, um das menschliche Kanonenfutter vom Osten nach dem Westen zu kommandieren und alle Kräfte mit doppelter Wucht gegen England, Frankreich und Italien zu werfen … Es ist keine Hoffnung, und es gibt keine Mittel, von dieser Regierung und von den sie stützenden imperialistischen Klassen den Friedensschluß zu erzwingen. Nur der Sturz dieser Regierung, nur die Zerschmetterung der Macht der Bourgeoisie, mit anderen Worten: nur die Volksrevolution und die Volksrepublik in Deutschland würden imstande sein, den allgemeinen Frieden in kürzester Frist herbeizuführen … Die proletarische Revolution in Deutschland bedeutet die Arbeiterrevolution in der ganzen Welt. … Deutsche Proletarier! Wir rufen euch zum ersten Waffengang in diesem Kampfe auf: rüstet zum allgemeinen Massenstreik in den nächsten Tagen!


  Setzt alles daran, daß die Arbeitsruhe eine allgemeine, eine vollständige wird, daß vor allem die Produktion der Mordwerkzeuge in der Munitionsindustrie aufhört. Sorgt dafür, daß aller Verkehr, auch der Verkehr der Eisenbahnen und Straßenbahnen, eingestellt werden muß und daß auch in den städtischen und anderen öffentlichen Werken die Arbeit ruht. Vor allem aber sorgt dafür, daß die Kunde von dem Massenstreik auch an die Front, in die Schützengräben dringt und dort einen mächtigen Widerhall findet, daß die Urlauber überall mit den Arbeitern gemeinsame Sache machen, die Streikversammlungen besuchen und an Straßenaktionen teilnehmen. … Auf zum Massenstreik! …


  Mann der Arbeit, aufgewacht!


  Und erkenne deine Macht!


  Alle Räder stehen still,


  Wenn dein starker Arm es will.


  Nieder mit dem Krieg! Nieder mit der Regierung! Frieden! Freiheit! Brot!


  


  Am 28. Januar 1918 treten etwa 400000 Arbeiter und Arbeiterinnen in den Streik. Sie wählen in Belegschaftsversammlungen Delegierte, die am Nachmittag im Berliner Gewerkschaftshaus zusammentreten und einstimmig als Ziele des Streikes proklamieren:


  »1. Schleunige Herbeiführung des Friedens ohne Annexion, ohne Kriegsentschädigung, auf Grund des Selbstbestimmungsrechts der Völker entsprechend den Ausführungsbestimmungen, die dafür von den russischen Volksbeauftragten in Brest-Litowsk formuliert wurden.


  2. Zuziehung von Arbeitervertretern aller Länder zu den Friedensverhandlungen.


  3. Ausgiebige Nahrungsversorgung durch Erfassung der Lebensmittelbestände in den Produktionsbetrieben wie in den Handelslagern zwecks gleichmäßiger Zuführung an alle Bevölkerungskreise.


  4. Der Belagerungszustand ist sofort aufzuheben. Das Vereinsrechttritt vollständig wieder in Kraft, ebenso das Recht der freien Meinungsäußerung in der Presse und in Versammlungen. Die Schutzgesetze für Arbeiterinnen und Jugendliche sind schleunigst wieder in Kraft zu setzen. Alle Eingriffe der Militärverwaltung in die gewerkschaftliche Tätigkeit sind rückgängig zu machen und neue zu verhindern.


  5. Die Militarisierung der Betriebe ist gleichfalls aufzuheben.


  6. Alle wegen politischer Handlungen Verurteilte und Verhaftete sind sofort freizulassen.


  7. Durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen in Deutschland, und zwar zunächst die Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts für alle Männer und Frauen im Alter von mehr als 20 Jahren für den preußischen Landtag.«


  An die Spitze des Streiks tritt ein Aktionsausschuß aus zehn Arbeitern und einer Arbeiterin. Vorsitzender wird Richard Müller. Die erste Versammlung der Berliner Arbeiterräte beschließt, zu dem gewählten Aktionsausschuß drei Vertreter der uspd hinzuzuziehen. Ein sozialdemokratischer Gewerkschaftsangestellter beantragt, drei Mitglieder des Parteivorstandes der spd aufzufordern, in den Aktionsausschuß einzutreten. Die Arbeiterräte lehnen diesen Antrag zweimal ab. Dann greift ihn Richard Müller nochmals auf, und er wird schließlich angenommen. Als Vertreter der uspd erscheinen die Abgeordneten Haase, Ledebour und Dittmann; die spd delegiert ihre Vorstandsmitglieder Ebert, Scheidemann und Braun.


  Über ihre Tätigkeit berichteten die SPD-Führer 1925 in einem Prozeß in Magdeburg gegen mehrere Redakteure, die Ebert vorgeworfen hatten, er habe durch die Teilnahme am Januarstreik Landesverrat geübt.


  Friedrich Ebert sagte aus: »Ich bin mit der bestimmten Absicht in die Streikleitung eingetreten, den Streik zum schnellsten Abschluß zu bringen und eine Schädigung des Landes zu verhüten … Ich kann auf das bestimmteste erklären, daß die Leitung der Sozialdemokratischen Partei in Fragen der Munitionsarbeiterstreiks in ihrem Innern den Standpunkt gehabt hat, den sie äußerlich vertreten hat, daß sie diese Streiks also verurteilt hat.«


  Philipp Scheidemanns Aussage lautete: »Wenn wir nicht in das Streikkomitee hineingegangen wären, dann würde wahrscheinlich das Gericht heute nicht tagen können, und dann wäre der Krieg und alles andere meiner festen Überzeugung nach schon im Januar erledigt gewesen. Die Arbeiter hätten sich nicht, ohne sich zu wehren, niederschießen lassen. Es wäre ein tolles Tohuwabohu eingetreten. Andererseits bestand die Gefahr des totalen Zusammenbruchs und des Eintritts russischer Zustände. Durch unser Wirken wurde der Streik bald beendet und alles in geregelte Bahnen gelenkt.« Am 29. Januar erhöht sich die Zahl der Streikenden auf eine halbe Million.


  Das Oberkommando in den Marken verbietet alle Streikversammlungen und die Bildung von Streikkomitees. Mit einem riesigen Polizeieinsatz unter Hinzuziehung von 5000 Unteroffizieren sollen die Streikenden eingeschüchtert werden. Der Oberbefehlshaber in den Marken erläßt zwei Verfügungen, die den Widerstand der Streikenden endgültig brechen sollen.


  Erstens:


  


  Verschärfter Belagerungszustand!


  Bekanntmachung:


  »Auf Grund des Gesetzes über den Belagerungszustand bestimme ich: 1. Für das Gebiet der Städte Berlin, Charlottenburg, Berlin-Schöneberg, Berlin-Wilmersdorf, Neukölln, Berlin-Lichtenberg, Spandau und der Landkreise Teltow und Niederbarnim hebe ich bis auf weiteres den Artikel 7 der preußischen Verfassungsurkunde hiermit auf. 2. Für die genannten Gebiete setze ich hierdurch außerordentliche Kriegsgerichte ein. 3. Die außerordentlichen Kriegsgerichte beginnen ihre Tätigkeit am 2. Februar 1918 … (Artikel 7 der preußischen Verfassung der durch diese Verordnung aufgehoben wird, lautet: Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte und außerordentliche Kommissionen sind unstatthaft.)«


  Zweitens:


  


  Bekanntmachung:


  »Die Ausstandsbewegung, in der ein Teil der Arbeiter von Groß-Berlin verharrt, beeinträchtigt die Versorgung des Heeres mit Waffen und Munition. Ich habe daher folgende Betriebe:


  1. Deutsche Waffen- und Munitions-Fabrik in Marienfelde, Lichtenberg und Wittenau


  2. Berliner Maschinenbau-Aktien-Gesellschaft vorm. L. Schwartzkopff, Berlin


  3. A. Borsig in Berlin-Tegel


  4. Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft – Fabrik Hennigsdorf


  5. Argus Motor-Gesellschaft Berlin-Reinickendorf


  6. Flug-Verkehrs-Gesellschaft Johannisthal


  7. Daimler-Motoren, Zweigniederlassung Marienfelde unter militärische Leitung gestellt und den Arbeitern dieser Betriebe aufgegeben, die Arbeit spätestens Montag, den 4. Februar 1918, morgens 7 Uhr wieder aufzunehmen. Zuwiderhandelnde setzen sich schwerer Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.«


  Unterdessen geht eine Welle des politischen Massenstreiks über ganz Deutschland. In vielen Industriestädten streiken fast alle Rüstungsbetriebe, im Dortmunder Kohlenrevier sämtliche Zechen, in Kiel, Danzig und Bremen die Werften, in Hamburg die Vulkanwerft, in München der Kruppbetrieb, in Jena die Zeiss-Werke, in Kassel die Lokomotivfabrik Henschel. In Nürnberg ist der Ausstand vollständig. In anderen Städten finden Massendemonstrationen statt; zum Teil werden Arbeiterräte gebildet.


  Am 31. Januar wird die Lage in Berlin kritisch. Der Oberbefehlshaber in den Marken an die Berliner Bevölkerung: »Nachdem ich nunmehr den verschärften Belagerungszustand eingeführt habe, will ich die Bevölkerung nicht im Zweifel darüber lassen, daß ich jeden Versuch, die Ruhe und Ordnung zu stören, mit allen mir zu Gebote stehenden Mitteln unterdrücken werde. Ich warne daher jeden ordentlichen Bürger, sich irgendwie an öffentlichen Zusammenkünften zu beteiligen. Jedermann gehe ruhig seinen Pflichten nach und halte sich von Aufläufen fern. Bei dem Gebrauch der Waffe läßt sich ein Unterschied zwischen Ruhestörern und Unbeteiligten nicht machen.«


  Am 1. und 2. Februar setzen Massenverhaftungen ein. Die ersten Urteile des außerordentlichen Kriegsgerichtes werden bekannt. Die Militärkommandos stellen täglich 500–600 Arbeitern Gestellungsbefehle zu. Wer nicht Folge leistet, wird unter polizeilicher Bewachung in die Kasernen gebracht. Die Einberufungen gehen bald in die Zehntausende. Von der Firma Schwartzkopff werden allein 1400 Arbeiter eingezogen. Ein großer Teil des Berliner Arbeiterrates ist nach drei Tagen verschwunden.


  Richard Müller hält die Steigerung des Streiks in Berlin für möglich, nicht aber im Reich. So beschließt der Aktionsausschuß am 3. Februar den Abbruch des Streiks. Nach sechstägigem Masseneinsatz gehen die Berliner Arbeiter und Arbeiterinnen wieder in ihre Betriebe zurück. Auch die Streikbewegung im Reich verlischt.


  Lenin erklärte am 23. Juli 1918 über die Bedeutung des Januarstreiks


  »… Der Zauber der russischen Revolution fand in der ersten grandiosen Aktion der deutschen Arbeiter während des Krieges seinen Ausdruck, als diese auf die Brester Verhandlungen mit einem kolossalen Streik in Berlin und anderen Industriezentren reagierten. Diese Aktion des Proletariats in einem Land, das durch das Gift des Nationalismus und Chauvinismus in einen Rauschzustand versetzt worden war, ist eine Tatsache von erstrangiger Wichtigkeit …«


  


  


  


  Chronik Oktober 1918


  Revolution von oben. Herbst 1918


  


  1918 3. Oktober: Die Oberste Heeresleitung (ohl) fordert vom Reichskanzler die sofortige Absendung eines Waffenstillstandsangebotes an die Entente auf der Grundlage der 14 Punkte Wilsons. Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler ernannt, richtet an Präsident Wilson das Ersuchen um Vermittlung. Der Reichskanzler bildet eine »parlamentarische« Regierung, in welche die Sozialdemokraten Scheidemann und Bauer als Staatssekretäre eintreten.


  16. Oktober: Friedensdemonstration von etwa 6000 Arbeitern in Berlin. Es wird der Sturz der Regierung und die Freilassung Liebknechts gefordert. Die Polizei geht mit Waffengewalt vor.


  23. Oktober: Liebknecht wird aus dem Zuchthaus Luckau entlassen.


  26. Oktober: Im Reichstag werden Gesetzesvorlagen zum Ausbau der parlamentarischen Monarchie angenommen. Wilhelm ii. unterzeichnet Verfassungsänderungen zur »Parlamentarisierung«, die die Machtbefugnisse des Reichskanzlers und des Reichstages erweitern.


  


  


  


  Revolution von oben. Herbst 1918


  


  13. Juli 1918: Der deutsche Reichstag bewilligt – gegen die Stimmender uspd – die 12. Kriegskreditvorlage in Höhe von 15 MilliardenMark. Damit ist die Kriegskreditsumme auf 139 Milliarden Mark angewachsen.


  An den Litfaßsäulen verkünden Plakate: »Die beste Sparkasse: Kriegsanleihe!«


  15.–17. Juli 1918: Die letzte deutsche Offensive an der Marne und beiderseits Reims bricht nach schweren Verlusten zusammen. Durch die vier großen Offensiven im Westen steht Deutschland am Rande des militärischen Zusammenbruchs.


  8. August 1918: Engländer und Franzosen greifen nach Artillerievorbereitung und unter Einsatz riesiger Tankgeschwader die deutsche 2. und 18. Armee an und erzielen einen tiefen Einbruch in die deutschen Stellungen. Ludendorff erklärt: »Der 8. August ist der schwarze Tag des deutschen Heeres in der Geschichte dieses Krieges!« Der Kaiser bekennt nach Ludendorffs Vortrag: »Ich sehe ein, wir müssen die Bilanz ziehen … Der Krieg muß beendet werden … Ich erwarte die Herren also in den nächsten Tagen in Spa.«


  14. August 1918: Besprechung im Großen Hauptquartier. Anwesend: der Kaiser, der Kronprinz, der Reichskanzler von Hertling, Hindenburg und Ludendorff, der Staatssekretär des Äußeren von Hintze und drei Hofbeamte. Der Reichskanzler schildert die innere Lage: Stimmung kriegsmüde. Der Staatssekretär von Hintze erklärt, daß die Alliierten mit ihren vergleichsweise unerschöpflichen Reserven an Menschen, Rohstoffen und Fabrikaten mit der Zeit die verbündeten Zentralmächte zerschmettern müßten. Zu den Militärs gewendet fährt er fort: »Der Chef des Generalstabes des Feldheeres hat die kriegerische Situation dahin definiert, daß wir den Kriegswillen unserer Feinde durch kriegerische Handlungen nicht mehr zu brechen hoffen dürfen und daß unsere Kriegführung sich als Ziel setzen muß, durch eine strategische Defensive den Kriegswillen des Feindes mählich zu lähmen. Die politische Leitung beugt sich vor diesem Ausspruch der größten Feldherren, die dieser Krieg hervorgebracht hat, und zieht daraus die Konsequenz, daß wir politisch außerstande sind, den Kriegswillen des Gegners zu brechen, und daß wir daher gezwungen sind, dieser Kriegslage in der Führung unserer Politik hinfort Rechnung zu tragen.«


  Kaiser und Kronprinz sprechen von der Stärkung der inneren Ordnung, der Notwendigkeit flammender Reden und daß die Engländer auch hungerten und ihre Industrie durch Rohstoffmangel brachliege.


  Am Ende erklärt Generalfeldmarschall von Hindenburg, daß es gelingen werde, auf französischem Boden stehen zu bleiben und dadurch schließlich den Feinden »unseren Willen aufzuzwingen«.


  Anfang September 1918: Rückzug der deutschen Armeen in die Siegfriedstellung, womit sämtliche seit März eroberten Gebiete wieder geräumt sind. Die Gesamtverluste an der Westfront betragen inzwischen über 1 Million Mann.


  9. September 1918: Kaiser Wilhelm ii. spricht zu den Arbeitern der Krupp-Werke: »Schon lange hat es Mich in diesem Kriege zu Ihnen hingezogen! Aber, wie Sie wissen, haben Mich vielfach militärische und politische Pflichten auf die verschiedensten Schlachtfelder, in die verschiedensten Gegenden des vom Weltkrieg durchtobten Europas gerufen … Gewaltiges ist geleistet worden, vom Direktorium herab bis zum letzten Arbeiter und bis zur letzten Arbeiterin, und das unter steigenden Schwierigkeiten der Ernährung, Schwierigkeiten in der Bekleidung, Verlusten, Trauer und Sorgen aller Art, von denen kein Haus verschont geblieben ist, weder das Fürstenhaus, noch das schlichte Arbeiterhaus … Es soll keiner in diesem Volke glauben, daß ich darüber nicht Bescheid weiß … Ich habe Eure Sorgen im tiefsten Herzen empfunden … Aber wem verdanken wir dies letzten Endes? Wer hat davon schon bei Anfang des Krieges gesprochen, daß die deutsche Frau und das deutsche Kind ausgehungert werden sollten? Wer ist es gewesen, der den furchtbaren Haß in diesen Krieg hineingebracht hat? Das waren die Feinde! … Der Deutsche, der Germane, kennt keinen Haß … Der Haß zeigt sich nur bei den Völkern, die sich unterlegen fühlen … Jetzt kommt es auf die letzten Anstrengungen an; … unsere Feinde … versuchen … es mit der Zersetzung im Innern, um uns mürbe zu machen durch falsche Gerüchte und Flaumacherei … Aber ein jeder, der auf solches Gerücht hört, ein jeder, der unverbürgte Nachrichten in Eisenbahn, Werkstatt oder anderswo weitergibt, versündigt sich am Vaterland; der ist ein Verräter und herber Strafe verfallen, ganz gleich, ob er Graf sei oder Arbeiter … Wir haben ein schönes Wort, das uns die Heilige Schrift zuruft, das heißt: ›Alle Eure Sorge werfet auf ihn, er sorget für uns.‹ Dazu das andere Wort: ›Trachtet am ersten nach dem Reiche Gottes, so wird Euch solches alles zufallen.‹ … Wie können wir Gott gefallen und sein Herz erweichen? Dadurch, daß wir unsere Pflicht tun … Jeder von uns bekommt von oben seine Aufgabe zugeteilt, du an deinem Hammer, du an deiner Drehbank und Ich auf meinem Thron …


  Wir haben oftmals daheim und im Felde, in der Kirche und unter freiem Himmel ›Ein’ feste Burg ist unser Gott‹ gesungen … Ein Volk, aus dem ein solches Lied entstanden ist, das muß unbezwingbar sein … für Mich und Mein Verhältnis zu meinem Volk sind maßgebend meine Worte vom 4. August 1914: ›Ich kenne keine Parteien, Ich kenne nur noch Deutsche.‹ Es ist jetzt keine Zeit für Parteiungen; wir müssen uns jetzt alle zusammenschließen zu einem Block, und hier ist wohl am ersten das Wort am Platze: Werdet stark wie Stahl, und der deutsche Volksblock, zu Stahl zusammengeschweißt, der soll dem Feinde seine Kraft zeigen. Wer also unter Euch entschlossen ist, dieser meiner Aufforderung nachzukommen, wer das Herz auf dem rechten Fleck hat, wer die Treue halten will, der stehe jetzt auf und verspreche Mir an Stelle der gesamten deutschen Arbeiterschaft: wir wollen kämpfen und durchhalten bis zum Letzten. Dazu helfe uns Gott. Und wer das will, der antworte mit Ja! (Die Versammelten antworten mit lautem ›Ja‹.) Ich danke Euch. Mit diesem Ja gehe Ich jetzt zum Feldmarschall.«


  Unruhe treibt den Kaiser umher: Besichtigungen, Orden, Empfänge, Ansprachen …


  Inzwischen entwickelt Staatssekretär von Hintze seinen Plan einer »Revolution von oben«. Schon Mitte September hatte Hintze dem damaligen Vizekanzler Friedrich von Payer seine Überlegungen mitgeteilt. Payer berichtet darüber: »Herr von Hintze, der schon seit einer Woche oder zwei mir und, wie er mir mitteilte, auch dem Kanzler gegenüber die Ansicht vertreten hatte, wenn es mit der Verschlechterung unserer politischen und militärischen Lage so weitergehe, könne die Revolution von unten nur noch durch eine solche von oben vermieden werden, erklärte mir nun, nach seiner Meinung sei es angesichts unserer Lage und der Stimmung der Mehrheitsparteien wie des Volkes jetzt höchste Zeit, diesen Plan auszuführen.« Unter der Revolution von oben verstand Hintze, wie Payer weiter schreibt, daß »durch einen einsichtigen Entschluß von oben die Bildung einer auf dem Vertrauen der Volksvertretung beruhenden Regierung ermöglicht werde, mit deren Unterstützung er glaubte, zum Frieden kommen zu können. Diese Regierung mußte nach seiner Auffassung vor allem auch Sozialisten umfassen, wie er sich auch schon vorher bereit erklärt hatte, einen Sozialdemokraten als Unterstaatssekretär in sein Auswärtiges Amt zu nehmen.«


  29. September 1918: Schwärzester Tag in der Geschichte des deutschen Heeres im Ersten Weltkrieg. 10 Uhr Vormittag im Hotel Britannique in Spa. Ludendorff erklärt dem Staatssekretär von Hintze, daß der Krieg nicht mehr zu gewinnen sei und auf schnellstem Wege ein Waffenstillstand geschlossen werden müsse. Hintze entwickelt seinerseits seine Theorie von der »Revolution von oben«. Man einigt sich rasch und fährt zum Kaiser. Der Kaiser stimmt allen Vorschlägen zu und unterzeichnet einen mit dem 30. September datierten Erlaß, der die Ablösung des bisherigen Reichskanzlers und die Parlamentarisierung Deutschlands ankündigt. Das Gesetz zur Abänderung der Reichsverfassung mit dem Datum vom 28. Oktober 1918 lautet:


  »Die Reichsverfassung wird wie folgt abgeändert:


  1. …


  Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags erforderlich.


  Friedensverträge sowie diejenigen Verträge mit fremden Staaten, welche sich auf Gegenstände der Reichsgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags.


  2. …


  Der Reichskanzler bedarf zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags. Der Reichskanzler trägt die Verantwortung für alle Handlungen von politischer Bedeutung, die der Kaiser in Ausübung der ihm nach der Reichsverfassung zustehenden Befugnisse vornimmt. Der Reichskanzler und seine Stellvertreter sind für ihre Amtsführung dem Bundesrat und dem Reichstag verantwortlich.


  6. …


  Die Ernennung, Versetzung, Beförderung und Verabschiedung der Offiziere und Militärbeamten eines Kontingents erfolgt unter Gegenzeichnung des Kriegsministers des Kontingents. Die Kriegsminster sind dem Bundesrat und dem Reichstag für die Verwaltung ihres Kontingents verantwortlich.«


  Der neue Reichskanzler, Prinz Max von Baden, will nur dann bei der Entente um einen Waffenstillstand ersuchen, wenn es die Oberste Heeresleitung ausdrücklich und schriftlich verlangt. Daraufhin schreibt Hindenburg dem Reichskanzler am 3. Oktober: »Die Oberste Heeresleitung bleibt auf ihrer am Sonntag, dem 29. September ds. Jhs. gestellten Forderung der sofortigen Herausgabe des Friedensangebots an unsere Feinde bestehen. Infolge des Zusammenbruchs der mazedonischen Front, der dadurch notwendig gewordenen Schwächen unserer Westreserven und infolge der Unmöglichkeit, die in den Schlachten der letzten Tagen eingetretenen sehr erheblichen Verluste zu ergänzen, besteht nach menschlichem Ermessen keine Aussicht mehr, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen. Der Gegner seinerseits führt ständig neue frische Reserven in die Schlacht. Noch steht das deutsche Heer festgefügt und wehrt siegreich alle Angriffe ab. Die Lage verschärft sich aber täglich und kann die Oberste Heeresleitung zu schwerwiegenden Entschlüssen zwingen. Unter diesen Umständen ist es geboten, den Kampf abzubrechen, um dem deutschen Volke und seinen Verbündeten nutzlose Opfer zu ersparen. Jeder versäumte Tag kostet Tausenden von tapferen Soldaten das Leben.«


  Daraufhin geht noch in der Nacht die deutsche Friedensnote an Wilson, den Präsidenten der Vereinigten Staaten ab.


  Am 26. Oktober ist das Bismarcksche Deutschland am Ende: das Wilhelminische Kaiserreich hat kapituliert. Am gleichen Tag erbittet Ludendorff vom Kaiser seinen Abschied und erhält ihn. Er trug die Verantwortung für den Verlauf des Krieges. Die Verantwortung für die Kapitulation trägt der dem Parlament verantwortliche Reichskanzler: so wird die Parlamentarisierung genutzt und gleichzeitig mißbraucht. Fürs erste scheint die »Revolution von oben« gelungen zu sein.


  Der Reichskanzler schreibt am 15. Oktober an den regierenden Großfürsten von Baden: »Wir stehen mitten in einer Revolution. Gelingt es mir, diese friedlich zu gestalten, so können wir noch als Staat nach Friedensschluß weiterbestehen. Gelingt das nicht, so kommt die Revolution der Gewalt und der Untergang. Heute noch hoffe ich, den Kaiser und die Dynastie Hohenzollern zu retten … Gottlob, daß ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität wenigstens gegen mich ich mich vollkommen verlassen kann. Mit ihrer Hilfe werde ich hoffentlich imstande sein, den Kaiser zu retten.«


  Aufstand der Matrosen in Kiel –


  der Beginn der Revolution. 4. November 1918


  


  31. Oktober 1918, nachts: Das iii. Geschwader der Hochseeflotte kehrt nach Kiel zurück. Während des Einlaufens läßt Admiral Kraft erneut revolutionäre Matrosen verhaften.


  1. November 1918: Vertrauensmänner der Matrosen versammeln sich im Kieler Gewerkschaftshaus. Gewählte Abordnungen, die auf die Schiffe entsandt werden, fordern von den Kommandanten die Freilassung der Verhafteten. Die Kommandeure lehnen jede Verhandlung ab; die Militärbehörden verbieten den Soldaten das Verlassen ihrer Kasernen. Die Marineinfanterie wird in Alarmbereitschaft versetzt, und bewaffnete Patrouillen ziehen durch die Straßen der Stadt.


  2. November 1918: Die Vertrauensmänner versammeln sich auf dem großen Exerzierplatz und beschließen nach einer Ansprache des Oberheizers Artelt, für den nächsten Tag zu einer großen Protestversammlung aufzurufen. Am Nachmittag weigern sich Kompanien der Marineinfanterie, gegen Matrosenversammlungen vorzugehen. In der Nacht verteilen revolutionäre Matrosen Handzettel mit dem Aufruf: »Kameraden, schießt nicht auf eure Brüder! Arbeiter, demonstriert in Massen, laßt die Soldaten nicht im Stich!«


  3. November 1918: Hornisten und Alarmpatrouillen durchziehen die Straßen Kiels und fordern die Marineangehörigen auf, zu ihren Truppenteilen zurückzukehren. Niemand folgt diesen Aufrufen; die Matrosen nutzen im Gegenteil den Alarm für ihre eigenen Parolen, und fordern die Soldaten auf, an der Kundgebung teilzunehmen. Der Exerzierplatz auf der Waldwiese ist voll von Menschen. Der Oberheizer Artelt eröffnet die Kundgebung und fordert die Matrosen zum »entschlossenen Handeln« auf. Als ein sozialdemokratischer Gewerkschaftsführer rät, mit den Aktionen noch zu warten, unterbricht ihn die Versammlung und zwingt ihn, abzutreten. Die Werftarbeiter solidarisieren sich mit den Matrosen; es wird beschlossen, in den Straßen Kiels zu demonstrieren. Mehrere Tausend Menschen ziehen durch die Straßen der Stadt, Militärpatrouillen werden entwaffnet, Soldaten aus den Kasernen schließen sich an, Hochrufe auf die deutsche Republik und die Internationale lösen Begeisterungsstürme aus. Und immer wieder die Forderung: »Weg mit dem Kaiser!« An der Ecke Brunswiker- und Karlstraße sperrt plötzlich eine starke Postenkette den Weg. Der Leutnant Steinhäuser fordert die Masse auf, auseinanderzugehen. Als niemand der Aufforderung folgt, kommandiert er: »Feuer!« 9 Tote und 29 Verletzte liegen auf dem Pflaster, unter ihnen Frauen und Kinder. Die Menge zerteilt sich. Da tritt ein bewaffneter Matrose vor und schießt Leutnant Steinhäuser nieder. Die Revolution hat begonnen.


  4. November 1918: Noch in der Nacht und in den frühen Morgenstunden wählen Soldaten in den Kasernen und Matrosen auf den Schiffen Soldatenräte und bilden damit »Führungsorgane für den Kampf«. Rote Flaggen steigen auf den Schiffen auf. Kapitän Weniger vom Kreuzer »König« verteidigt mit der Waffe in der Hand seinen Flaggenmast. Er wird erschossen. 260 Matrosen des Linienschiffes »Großer Kurfürst« überwältigen ihre Offiziere, ziehen in Kiel anden Ort der Bluttat vom 3. November und schwören, den Mord zu rächen. Die Matrosen der 1. Torpedodivision halten vor dem Stabsgebäude ihres Kommandeurs eine Versammlung ab, verlangen die sofortige Beendigung des Krieges, die Abdankung der Hohenzollern, die Aufhebung des Belagerungszustandes, die Freilassung allerverhafteten Matrosen und politischen Gefangenen und die Einführung des allgemeinen gleichen und geheimen Wahlrechts, auch für Frauen. Kompanieweise wählen die Matrosen ihre Soldatenräte.


  Die »Schleswig-Holsteinische Volks-Zeitung«, ein Organ der spd, schreibt am gleichen Tag: »Die bedauerlichen Vorgänge in Kiel haben uns veranlaßt, sofort einen Vertreter nach Berlin zu entsenden. Genosse Kürbis hat heute früh mit der Regierung verhandelt. Er trifft abends wieder in Kiel ein, und dann wird gehandelt und Wandel geschaffen werden. Genosse Ebert hat keinen Zweifel mehr darüber gelassen, was ja von vornherein feststeht, daß die Partei jede nutzlose Fortführung des Kampfes ablehnt. Sie bittet – angesichts der innerpolitischen Lage und des entschlossenen Willens der Regierung, einzugreifen – dringend, daß die Arbeiter in den Betrieben bleiben.«


  Aber die Vertrauensleute der Arbeiter in den Kieler Großbetrieben beschließen, als Zeichen der Solidarität mit den aufständischen Matrosen in den Generalstreik zu treten.


  Vizeadmiral Souchon, der mit den ihm noch zur Verfügung stehenden Truppen den Aufstand nicht mehr niederwerfen kann, erklärt sich bereit, eine Abordnung zu empfangen, die von dem Oberheizer Artelt geführt wird. Zwischen ihm und dem Vizeadmiral, dem Gouverneur von Kiel, entspinnt sich folgender Dialog:


  Artelt: »Bevor wir in die Verhandlungen eintreten, möchte ich fragen, ob Sie uns als die von den Soldaten gewählten Vertrauensleute anerkennen und auf gleichberechtigter Basis mit uns verhandeln werden.«


  Souchon: »Ja.«


  Artelt: »So lassen Sie uns zunächst die Fragen klären, die in Ihrem Machtbereich liegen. Ich möchte Sie jedoch warnen, sich keinen falschen Hoffnungen hinzugeben und etwa Landtruppen gegen die revolutionären Matrosen einzusetzen. In diesem Fall hat das iii. Geschwader Anweisung, das Offiziersvillenviertel Düsternbrook unter Feuer zu nehmen.«


  Souchon: »Aber meine Herren, können Sie verantworten, daß Frauen und Kinder vernichtet würden?«


  Artelt: »Es liegt in Ihrer Macht, ein Blutbad zu verhindern. Wenn Sie es verantworten können, daß Infanteristen auf Matrosen schießen, dann könnten wir auch Gegenmaßnahmen verantworten.« Souchon sieht sich schließlich gezwungen, die Räte anzuerkennen und die Verhafteten des iii. Geschwaders in Freiheit zu setzen. Er verspricht, keine auswärtigen Truppen heranzuholen und bereits anrückende wieder zurückzubeordern. Als am Abend trotzdem auswärtige Einheiten in Kiel einmarschieren, schließen sie sich den Aufständischen an oder werden entwaffnet. Am Abend des 4. November ist Kiel in der Hand von 40000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten.


  


  Chronik November 1918


  Die deutsche Revolution. Berlin, 9.–10. November 1918


  


  1918 5. November: Die Kieler Arbeiter beginnen zu streiken.


  In Lübeck und Brunsbüttel werden Arbeiter- und Soldatenräte gebildet; die Offiziere entwaffnet und die politischen Gefangenen befreit.


  In München fordert eine von der uspd einberufene Demonstration die Errichtung eines »deutschen Volksstaates« und den sofortigen Friedensschluß.


  6. November: In Hamburg, Bremen, Bremerhaven, Wilhelmshaven, Cuxhaven, Flensburg und anderen Küstenstädtenwerden Arbeiter- und Soldatenräte gebildet.


  Die »Revolutionären Obleute« Berlins beschließen den Aufstand für den 11. November. Liebknechts Antrag, die Erhebung auf den 8. November vorzuverlegen, wird abgelehnt.


  7. November: Ausbreitung der Revolution nach Schwerin, Hannover, Braunschweig, Oldenburg und anderen norddeutschen Städten sowie Frankfurt am Main und München, wo der bayerische König flieht.


  8. November: Ausbreitung der Revolution nach Köln, Essen, Düsseldorf, Magdeburg, Halle, Dresden, Leipzig, Gotha, Koblenz, Darmstadt, Mainz, Nürnberg, Passau, Augsburg und weitere Städte West-, Mittel- und Süddeutschlands. Proklamierung des Freistaates Bayern durch den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat Münchens. Eine Regierung unter Kurt Eisner (uspd) wird gebildet.


  Rosa Luxemburg wird in Breslau aus der Haft befreit. Aufruf des Vollzugsausschusses der Revolutionären Obleute Berlins und der Spartakusgruppe zur Machtergreifung durch die Räte am 9. November.


  In einem Sonderzug im Wald von Compiègne werden der deutschen Delegation die Waffenstillstandsbedingungen überreicht und die Annahme ultimativ binnen 72 Stunden gefordert.


  9. November: Mit einem Generalstreik und bewaffneten Massendemonstrationen bricht in Berlin die Revolution aus. Mittags 12 Uhr verkündet der Reichskanzler Max von Baden die Abdankung Kaiser Wilhelms ii. und übergibt das Reichskanzleramt an Ebert.


  Um 13 Uhr proklamiert Scheidemann vom Reichstagsgebäude aus die »freie deutsche Republik«.


  Gegen 16 Uhr fordert Liebknecht in einer Rede vom Balkon des Schlosses die »sozialistische Republik« als Ziel des revolutionären Kampfes.


  Ausbreitung der Revolution nach Erfurt, Eisenach, Plauen, Brandenburg, Görlitz, Breslau, Posen und Königsberg; am folgenden Tag nach Frankfurt an der Oder, Gleiwitz, Oppeln, Beuthen, Danzig – und schließlich über das gesamte Reichsgebiet.


  10. November: Die örtlichen Räte proklamieren Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter und Demokratisierung der Verwaltung.


  Die Vollversammlung der Delegierten der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte im Zirkus Busch fordert den sofortigen Frieden, »rasche und konsequente Vergesellschaftung der kapitalistischen Produktionsmittel« und die »sozialistische Republik«.


  Die Delegierten wenden sich gegen Liebknecht und bestätigen die »Revolutionsregierung«, die sich »Rat der Volksbeauftragten« nennt.


  Spät nachts verhandelt Ebert über ein Geheimtelefon mit General Groener von der ohl über die Entsendung konterrevolutionärer Truppen nach Berlin. Die ohl unter Führung Hindenburgs befiehlt allen militärischen Führungsstellen, mit Reichskanzler Ebert im Kampf gegen den Bolschewismus zusammenzuarbeiten.


  


  Die deutsche Revolution. Berlin, 9.–10. November 1918


  


  6. November 1918: Die revolutionären Obleute der Berliner Großbetriebe beschließen, mit den Aktionen nicht vor dem 11. November zu beginnen, da die technischen Voraussetzungen für einen bewaffneten Aufstand noch nicht genügend vorbereitet seien. Besprechung zwischen General Groener, dem Ersten Quartiermeister und Nachfolger des Generals Ludendorff, in Begleitung des Obersten Hans von Haeften und den sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten David, Ebert, Landsberg, Scheidemann, Südekum sowie den Mitgliedern der Generalkommission der Gewerkschaften Bauer, Legien und Schmidt.


  Ebert: »Es ist nicht die Zeit, nach dem Schuldigen für den allgemeinen Zusammenbruch zu suchen. Die allgemeine Stimmung im Volke sieht aber im Kaiser den Schuldigen; ob mit Recht oder mit Unrecht, ist jetzt gleichgültig. Die Hauptsache ist, daß das Volk den vermeintlichen Schuldigen an dem Unglück von seinem Platz entfernt sehen will. Daher ist die Abdankung des Kaisers, wenn man den Übergang der Massen in das Lager der Revolutionäre und damit die Revolution verhindern will, unumgänglich notwendig. Ich schlage vor, daß der Kaiser noch heute, spätestens morgen, freiwillig seine Abdankung erklärt und einen seiner Söhne, vielleicht den Prinzen Eitel Friedrich oder Prinz Oskar, mit der Regentschaft betraut. Der Kronprinz ist im jetzigen Augenblick unmöglich, da er bei den Massen verhaßt ist.«


  Groener: »Von einer Abdankung des Kaisers kann nicht die Rede sein. Im jetzigen Augenblick, wo die Armee noch im letzten schweren Ringen mit dem Feind steht, ist es unmöglich, ihr den Obersten Kriegsherrn und damit den autoritären Halt zu nehmen. Solange wir noch im Kampf mit dem äußeren Feinde stehen, müssen die Interessen der Armee allen anderen vorangestellt werden. Ich lehne es daher auf das entschiedenste ab, in der Abdankungsfrage irgendeinen Schritt zu unternehmen oder wohl gar dem Kaiser derartiges vorzutragen.«


  David und Südekum versuchen, General Groener von der Notwendigkeit der Abdankung zu überzeugen. Beide erklären, sie seien keineswegs Gegner der Monarchie an sich, und dieser Schritt würde auch nicht die Abschaffung der Monarchie bedeuten. Große Teile der deutschen Sozialdemokratie würden, ein parlamentarisches System vorausgesetzt, einen Monarchen nicht unbedingt ablehnen.


  Scheidemann (der während der Ausführungen Davids und Südekums ans Telefon gerufen worden war): »Die Abdankungsfrage steht jetzt gar nicht mehr zur Diskussion. Die Revolution marschiert. Eben habe ich die Nachricht erhalten, daß zahlreiche Kieler Matrosen in Hamburg und Hannover die staatlichen Machthaber festgenommen und die öffentliche Gewalt an sich gerissen haben. Das bedeutet die Revolution! Meine Herren, jetzt gibt es nichts mehr zu diskutieren, jetzt gilt es zu handeln. Wir alle wissen nicht, ob wir morgen noch auf diesen Stühlen sitzen werden.«


  Ebert: »Noch ist nichts entschieden. Was die Frage der Monarchie anbetrifft, so bin ich, wie Genosse Scheidemann, im Gegensatz zu den übrigen Herren zwar überzeugter Republikaner, doch die Frage ›Monarchie oder Republik‹ hat für uns nur theoretische Bedeutung. In der Praxis würden auch wir uns mit der Monarchie mit parlamentarischem System abfinden. Ich rate deshalb Euer Exzellenz dringend, die letzte Gelegenheit zur Rettung der Monarchie zu ergreifen und die schleunige Beauftragung eines der kaiserlichen Prinzen mit der Regentschaft zu veranlassen.«


  Südekum beschwört mit Tränen in den Augen General Groener, auf den Ebertschen Vorschlag einzugehen, sonst stünde eine furchtbare Katastrophe bevor, »deren Folgen keiner von uns heute absehen« könne.


  Groener: »Der Vorschlag ist für mich indiskutabel. Ich bin autorisiert, den Herren zu eröffnen, daß sämtliche kaiserliche Prinzen sich mit ihrem Vater solidarisch erklärt haben und daß, falls ihr Vater gezwungen würde, gegen seinen Willen abzudanken, keiner der kaiserlichen Prinzen bereit ist, die Regentschaft zu übernehmen.«


  Ebert: »Unter diesen Umständen erübrigt sich jede weitere Erörterung. Jetzt müssen die Dinge ihren Lauf nehmen. Wir danken Ihnen, Exzellenz, für die Aussprache und werden uns stets gern der Zusammenarbeit mit Ihnen während des Krieges erinnern. Von nun an trennen sich unsere Wege. Wer weiß, ob wir uns je wiedersehen werden.«


  Händedruck und Abschied.


  von Haeften (zu Groener): »Das bedeutet die Revolution. Diese Führer haben die Massen nicht mehr in der Hand. Wenn sie deren Willen nicht tun, sind sie Generäle ohne Truppen.«


  8. November 1918: Ernst Däumig von der uspd, der zu den führenden revolutionären Obleuten und den Organisatoren des Berliner Aufstandes gehört, wird auf der Straße verhaftet. Da er sämtliche Pläne für den Aufstand am 11. November bei sich trägt, fallen sie in die Hände des Oberkommandos in den Marken. Die Mitglieder des Vollzugsausschusses der Obleute der Spartakusgruppe und des Parteivorstandes der uspd entschließen sich, die Arbeiter bereits für den 9. November zum bewaffneten Aufstand aufzurufen. Ein neuer Aufstandsplan wird ausgearbeitet.


  Den Kampf soll ein Generalstreik eröffnen. Von den Großbetrieben aus sollen die bewaffneten Demonstranten in elf Marschsäulen zum Stadtinnern ziehen, die wichtigsten öffentlichen Gebäude besetzen und die herrschende Staatsmacht stürzen. Aufgabe der Demonstranten ist es, die Soldaten in den Kasernen als Bundesgenossen zu gewinnen. Kuriere bringen die Beschlüsse in die Betriebe. Im Laufe des Tages und in der Nacht wird ein Flugblatt gedruckt, das die Arbeiter und Soldaten zum Kampf für die sozialistische Republik aufruft.


  8. November 1918, 10 Uhr vormittags: Im Wald von Compiègne begibt sich der Reichstagsabgeordnete Matthias Erzberger mit drei Begleitern und einem Dolmetscheroffizier in den gegenüberliegenden Sonderzug; sie nehmen hinter den ihnen bezeichneten Plätzen Aufstellung. Kurz darauf erscheint Marschall Foch in Begleitung seines Generalstabschefs Weygand und dreier englischer Marineoffiziere. Die Deutschen übergeben ihre Vollmachten, die geprüft werden. Marschall Foch fragt: »Was führt die Herren hierher? Was wünschen Sie von mir?« Der Abgeordnete Erzberger erwidert, daß er Vorschlägen über Herbeiführung eines Waffenstillstandes zu Wasser, zu Lande, in der Luft und an allen Fronten entgegensehe. Marschall Foch erwidert: »Ich habe keine Vorschläge zu machen.« Er befiehlt seinem Generalstabschef, die Bedingungen des Waffenstillstandes vorzulesen. Es wird eine Bedenkfrist von 72 Stunden gewährt. Foch erklärt: »Verhandlungen über die Bedingungen werden unter keinen Umständen zugelassen. Deutschland kann sie annehmen oder ablehnen, ein Drittes gibt es nicht.« Private Unterhandlungen werden erlaubt. Die deutsche Delegation einigt sich auf folgende Richtlinien: »Die Bedingungen sind undurchführbar; sie machen Deutschland nicht nur wehrlos, sondern liefern es dem Bolschewismus aus; Anarchie und Hungersnot sind die unmittelbaren Begleiterscheinungen der Annahme dieser Waffenstillstandsbedingungen.«


  Der Dolmetscheroffizier, Rittmeister von Helldorf, reist mit den Bedingungen nach Berlin. Als Ablaufstunde des Ultimatums ist der 11. November, vormittags 11 Uhr, bezeichnet.


  8. November 1918, mittags: Die spd-Führer erhalten Kenntnis von der Vorbereitung des bewaffneten Aufstands. Sie warnen die Arbeiter vor »Unbesonnenheiten«. Alles sei bereits in die Wege geleitet und die Abdankung des Kaisers eine Frage von Stunden. Jede selbständige Aktion könne die Verhandlungen nur stören.


  8. November, abends: Der sozialdemokratische Parteivorstand ruft seine Vertrauensmänner aus den Betrieben zu einer Beratung zusammen, um sich über die Situation zu informieren. Einer der Vertrauensmänner erklärt: »Wir können hier beschließen, was wir wollen. Zurückzuhalten sind die Arbeiter nicht mehr.« Trotzdem erhalten die Vertrauensleute den Auftrag, sich in ihre Wohngebiete zu begeben und die Arbeiter von Gewaltmaßnahmen abzuhalten. Die Regierung rüstet sich zum Gegenschlag. Das als besonders zuverlässig geltende 4. Jägerbataillon wird nach Berlin beordert. Spätabends rücken die Soldaten in die Alexanderkaserne ein. Anschließend werden Handgranaten ausgegeben. Ein Gefreiter macht eine disziplinwidrige Bemerkung und wird sofort arretiert. Zuerst bleibt es still. Dann werden Fragen laut: »Gegen wen sollen wir marschieren? Auf wen die Handgranaten werfen?« Sie wollen wissen, »was los ist«. Die Offiziere versprechen Aufklärung am nächsten Tag. Die übermüdeten Soldaten sind zufrieden und legen sich fürs erste schlafen. Der Eisenbahnverkehr wird völlig stillgelegt. Die Vorbereitungen sind getroffen, einen Aufstand in Berlin niederzuschlagen.


  8. November 1918, nachmittags: Der Reichskanzler Prinz Max von Baden meldet ins kaiserliche Hauptquartier nach Spa, daß die spd die Abdankung des Kaisers in Form eines Ultimatums gefordert habe und nach dessen Ablauf aus der Regierung ausscheide – was bedeute, daß sie die Führung der Revolution übernehme.


  Der Kanzler verbindet mit dieser Nachricht sein Abschiedsgesuch, warnt vor einer Militärdiktatur, die unweigerlich zum Bürgerkrieg führen müsse, und schlägt vor: Neuwahlen, Nationalversammlung, dann erst Abdankung, die jedoch jetzt schon zu versprechen sei, bis dahin Stellvertretung und Rettung des monarchischen Gedankens durch eine »demokratische Lösung«.


  Der Kaiser läßt darauf antworten: »Seine Majestät haben es völlig abgelehnt, auf die Vorschläge Euer Großherzoglichen Hoheit in der Thronfrage einzugehen und halten es nach wie vor für ihre Pflicht, auf ihrem Posten zu bleiben.«


  Am Abend findet in Spa ein Kriegsrat statt zwischen Generalfeldmarschall Hindenburg, dem Ersten Quartiermeister General Groener und Generaloberst von Plessen, dem Kommandanten des Großen Hauptquartiers. Gegenstand der Beratung: der Befehl des Kaisers, »eine Operation gegen die Heimat einzuleiten«. Hindenburg weiß, daß diese Operation undurchführbar ist, hat aber nicht den Mut, seinem Kaiser ins Gesicht zu sagen, daß er »nie den Befehl erteilen wird, Deutsche auf Deutsche schießen zu lassen«. Er läßt den Kanzler im Stich.


  Es ist Abend. Der Reichskanzler beschwört den Kaiser 20 Minuten am Telefon: »Die Abdankung ist nötig geworden, um den Bürgerkrieg zu vermeiden, um also die Mission des Friedenskaisers bis zum Schlusse durchzuführen. Gelingt dies, so wird Euer Majestät Name in der Geschichte gesegnet werden. Erfolgt nichts, so wird die Forderung im Reichstag gestellt und bewilligt werden. Die Truppe ist nicht mehr sicher, Köln ist in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte, auf dem Braunschweiger Schloß Euer Majestät Tochter weht die rote Fahne, München ist Republik, in Schwerin tagt ein Soldatenrat. Ich sehe zwei Möglichkeiten: Abdankung, Thronverzicht des Kronprinzen und Regentschaft für den Enkel, oder Abdankung, Ernennung eines Stellvertreters, Nationalversammlung: das fordert der Ausschuß des Reichstages, scheint mir auch das Bessere, weil es noch alle Chancen für die Monarchie bietet. Was geschieht, müßte sofort geschehen, nach dem ersten Blutvergießen verlöre es die Wirkung. Mit Hilfe der Sozialisten wäre die Lage auf diese Art noch zu retten, sonst kommt die Republik. Freiwillig muß das Opfer sein, um Euer Majestät Namen in der Geschichte zu erhalten.«


  Der Kaiser antwortet: »Unsinn! Die Truppe steht zu mir! Morgen marschieren wir gegen die Heimat!«


  9. November 1918, 7 Uhr morgens: Im Vorwärtsgebäude tagen die Betriebsvertrauensleute der spd und warten auf die Abdankung des Kaisers oder auf die Nachricht, daß die Arbeiter zu Aktionen übergegangen sind. Plötzlich stehen Schwerbewaffnete im Zimmer, eine Abordnung der Naumburger Jäger, die wissen wollen, was gespielt wird. Der spd-Abgeordnete Otto Wels entschließt sich, in die Alexanderkaserne mitzukommen und zu den Soldaten zu sprechen. Er wird stumm empfangen. Am Ende bringen sie ein Hoch aus auf den »freien Volksstaat« und erklären sich bereit, einen Bürgerkrieg zu verhindern. Die Offiziere schweigen. Keiner von ihnen schießt. Die 2. Gardedivision, bestehend aus den königlich preußischen Leibregimentern, hat den Offizieren den Gehorsam aufgekündigt und sich gegen deren ausdrücklichen Befehl in Bewegung gesetzt, um nach Hause zu marschieren.


  9. November 1918, 10 Uhr vormittags: In den Berliner Betrieben sind die Arbeiter zur Frühschicht angetreten. Sie diskutieren über Flugblätter der Revolutionären Obleute und des Spartakusbundes, die zum Massenstreik und zu Demonstrationen aufrufen.


  Sechs Forderungen stehen auf der Tagesordnung:


  1. Befreiung aller zivilen und militärischen Gefangenen.


  2. Aufhebung aller Einzelstaaten und Beseitigung aller Dynastien.


  3. Wahl von Arbeiter- und Soldatenräten in allen Fabriken und Truppenteilen.


  4. Sofortige Aufnahme der Beziehungen zu den übrigen deutschen Arbeiter- und Soldatenräten.


  5. Übernahme der Regierung durch die Beauftragten der Arbeiter- und Soldatenräte.


  6. Sofortige Verbindung mit dem internationalen Proletariat, insbesondere mit der russischen Arbeiterrepublik.


  In einzelnen Betrieben werden Waffen und Munition verteilt. In anderen Betrieben werden Transparente angefertigt mit den Parolen: »Nieder mit dem Krieg!“


  »Nieder mit der Monarchie!“


  »Wir wollen Frieden und Brot!« Die Schwarzkopff-Arbeiter gehen als erste auf die Straße. Es bildet sich ein Demonstrationszug, der etwa 4000 Menschen umfaßt. Später schließen sich die Arbeiter der aeg Brunnenstraße und der aeg Ackerstraße an. Wie es der Aufstandsplan vorsieht, ziehen die Demonstranten in langen Kolonnen nach dem Stadtinnern. Unter den Demonstranten befinden sich auch viele Frauen. Überall wehen rote Fahnen. Die Kasernen sind das erste Ziel: es gilt, die Soldaten für die Sache der Revolution zu gewinnen. Die Züge aus Moabit und Charlottenburg halten vor der Kaserne am Lehrter Bahnhof. Das Tor ist verschlossen. Die Massen rufen: »Brüder, schießt nicht auf uns! Macht Schluß mit dem Krieg! Weg mit Kaiser Wilhelm!« Die bewaffneten Arbeiter gehen in Feuerstellung, aber die Unterhändler haben Erfolg; die Soldaten verlassen die Kaserne, reihen sich in die Demonstration ein, um am Zug zur »Maikäferkaserne« teilzunehmen.


  Kaiserhauptquartier 10 Uhr morgens: Der Reichskanzler läßt durch den Vortragenden Rat Wahnschaffe über das Telefon laufend die neuesten Berichte durchgeben: das Alexander-Regiment hat kapituliert; die Jüterboger Artillerie ist zu den Arbeitern übergegangen; die Naumburger Jäger haben sich dem Berliner Arbeiter- und Soldatenrat unterstellt.


  Zur gleichen Stunde versammeln sich im Garten der Kaiservilla Seine Majestät, Feldmarschall von Hindenburg, General Groener, der Kommandant des Großen Hauptquartiers von Plessen, der rasch herbeizitierte Chef des Generalstabes einer Heeresgruppe Graf von der Schulenburg und zwei Offiziere mit unbewegten Gesichtern. Einziger Punkt der Tagesordnung: »Vortrag über die vom Kaiser befohlene Operation gegen die Heimat.«


  Hindenburg bittet S. M. ihn vom Vortrag zu entbinden, da es ihm »namenlos schwerfällt, seinem Obersten Kriegsherrn von einem Entschluß abraten zu müssen, den er dem Herzen nach freudig begrüßt, dessen Ausführung er aber nach reiflicher Überlegung als unmöglich bezeichnen muß«. General Groener spricht mit rauheren Worten das gleiche aus. Von Plessen und von der Schulenburg plädieren dafür, auf die Rebellen zu schießen. »Dem Heer soll gesagt werden, daß ihm seine Schwesterwaffe, die Marine, mit jüdischen Kriegsgewinnlern und Drückebergern in den Rücken gefallen sei und die Verpflegung sperre.«


  Der Kaiser, der anfänglich gleicher Auffassung ist, entscheidet schließlich, daß der Gedanke, die Heimat durch eine Operation des Feldheeres wiederzuerobern, aufzugeben sei. Er wolle dem Vaterland den Bürgerkrieg ersparen. Dagegen spricht er die Absicht aus, nach geschlossenem Waffenstillstand in friedlicher Weise an der Spitze des Heeres in die Heimat zurückzukehren.


  Da erhebt sich General Groener und erklärt kalt: »Das Heer wird unter seinen Führern und Kommandierenden Generälen in Ruhe und Ordnung in die Heimat zurückmarschieren, aber nicht unter dem Befehl Eurer Majestät, denn es steht nicht mehr hinter Eurer Majestät.«


  Der Kaiser, erregt: »Exzellenz, diese Erklärung verlange ich von Ihnen schriftlich! Schwarz auf weiß will ich die Meldung aller Kommandierender Generale haben, daß das Heer nicht mehr hinter seinem Obersten Kriegsherrn steht! Hat es mir nicht den Fahneneid geschworen?!«


  Groener: »Der ist in solcher Lage eine Fiktion.«


  Am Telefon häufen sich die Anrufe aus der Reichskanzlei, in denen S. M. der Kaiser aufgefordert wird, seine Abdankung auszusprechen. Die Sitzung wird unterbrochen.


  Gegen 12 Uhr steht der Demonstrationszug, an dessen Spitze die Schwartzkopff-Arbeiter marschieren, vor der »Maikäferkaserne« in der Chausseestraße. Soldaten jubeln den Demonstranten zu. Sie rufen, man solle sie herauslassen, sie seien eingesperrt und würden von Offizieren und der Wachmannschaft aus Weißensee gehindert, die Kaserne zu verlassen. Die bewaffneten Soldaten des Demonstrationszuges brechen die Tore auf. Einer der ersten, der hineinstürmt, ist Erich Habersaath, ein Führer der Berliner Arbeiterjugend, 26 Jahre, Arbeiter bei Schwartzkopff. Vor einer der letzten Türen fallen Schüsse; ein Offizier hat sie abgegeben. Hinter Habersaath fallen zwei Arbeiter der aeg. Schließlich werden die Offiziere überwältigt. Ein Teil der »Maikäfer« schließt sich den Demonstranten an, ein anderer Teil bleibt mit den Verwundeten in der Kaserne, der Rest marschiert ab – Richtung Heimat.


  In Spa gruppieren sich die Herren wieder um den Kaiser. Der Gouverneur von Berlin meldet telefonisch: »Alle Truppen sind zu den Aufständischen übergelaufen. Ich habe keinen Mann mehr in der Hand.« S. M. ist durch diese Meldung beeindruckt und scheint entschlossen, seine Person zum Opfer zu bringen, um den Bürgerkrieg zu vermeiden. Aber Graf von der Schulenburg rät, S. M. solle als Kaiser abdanken, nicht aber als König von Preußen. Da der Feldmarschall Hindenburg und der eben eingetroffene Kronprinz diese unausführbare Idee ausgezeichnet finden, klammert sich der Kaiser an sie wie ein Ertrinkender an einen Strohhalm.


  Der Reichskanzler aus Berlin am Telefon: »Ich muß meine Entlassung nehmen, die Monarchie ist nicht mehr zu retten, wenn die Abdankung nicht im Augenblick eintrifft.«


  Der Kaiser befiehlt Herrn von Hintze, von seiner halben Abdankung Kenntnis zu geben.


  Schulenburg erklärt, man solle genau formulieren, ehe der Kaiser unterschreibe.


  Zehn Minuten später meldet sich die Wilhelmstraße wieder: »Es handelt sich um Minuten!‹«


  Schulenburg: »Eine so wichtige Entschließung kann nicht in wenigen Minuten gefaßt werden. Seine Majestät hat den Entschluß gefaßt, er wird im Augenblick schriftlich formuliert und in einer halben Stunde in den Händen der Reichsregierung sein.«


  Gleichzeitig melden Kuriere und Telefone dem Reichskanzler, daß riesige Marschkolonnen der Arbeiter und Soldaten aus den Fabrikvierteln in das Zentrum der Stadt vorstoßen. Es ist absehbar, wann die Massen vor dem Reichskanzlerpalais stehen werden.


  Da entschließt sich Prinz Max von Baden in seiner Eigenschaft als Reichskanzler, den Rücktritt des Kaisers als vollendeten Entschluß bekanntzugeben.


  Er formuliert:


  »Der Kaiser und König hat sich entschlossen, dem Throne zu entsagen. Der Reichskanzler bleibt noch so lange im Amte, bis die mit der Abdankung des Kaisers, dem Thronverzicht des Kronprinzen des Deutschen Reiches und von Preußen und der Einsetzung der Regentschaft verbundenen Fragen geregelt sind. Er beabsichtigt, dem Regenten die Ernennung des Abgeordneten Ebert zum Reichskanzler und die Vorlage eines Gesetzentwurfs wegen der sofortigen Ausschreibung allgemeiner Wahlen für eine verfassunggebende deutsche Nationalversammlung vorzuschlagen, der es obliegen würde, die künftige Staatsform des deutschen Volkes, einschließlich der Volksteile, die ihren Eintritt in die Reichsgrenzen wünschen sollten, endgültig festzustellen.« Um die Mittagsstunde wird die W.T.B.-Depesche in den Straßen Berlins bekannt. Fast gleichzeitig wird dem Reichskanzler eine Abordnung der Sozialdemokratischen Partei unter Führung ihres Vorsitzenden Friedrich Ebert gemeldet.


  Ebert erklärt: »Damit Ruhe und Ordnung gewahrt werden, haben unsere Parteigenossen uns beauftragt, dem Herrn Reichskanzler zu erklären, daß wir es zur Vermeidung von Blutvergießen für unbedingt erforderlich halten, daß die Regierungsgewalt an Männer übergeht, die das volle Vertrauen des Volkes besitzen. Wir halten es deshalb für nötig, daß das Amt des Reichskanzlers und das des Oberkommandierenden in den Marken durch Vertrauensmänner unserer Partei besetzt wird.


  Wir haben in dieser Sache sowohl unsere Partei als auch die Partei der Unabhängigen Sozialdemokraten geschlossen hinter uns. Auch die Truppen sind für uns gewonnen. Ob die Unabhängigen in die neue Regierung eintreten wollen, darüber sind sie sich noch nicht einig; falls sie sich dazu entschließen, müssen wir wünschen und verlangen, daß sie aufgenommen werden. Wir haben auch nichts gegen die Aufnahme von Vertretern der bürgerlichen Richtung; nur müßten wir die ausgesprochene Mehrheit in der Regierung behalten. Darüber wäre noch zu verhandeln.«


  Der Reichskanzler fragt Ebert, ob die Parteiführer den Willen und die Macht hätten, zu verhindern, daß die Bewegung in die Bahn der Gewalttätigkeit hinübergleite, und ob sie gewährleisten könnten, daß die Ruhe ungestört bliebe, wenn nicht geschossen würde.


  Philipp Scheidemann, der noch bis vor wenigen Minuten kaiserlicher Staatssekretär war, antwortet:


  »Sämtliche Garnisonen und Regimenter von Groß-Berlin sind zu uns übergegangen. Wir kommen soeben aus dem Reichstag, wo Abgesandte aus allen Regimentern uns davon vergewissert haben; auch von den Lübbener Jägern, die man als besonders zuverlässig herangezogen hat.«


  Daraufhin erklärt der Reichskanzler: »Ich habe dem Kaiser bereits vorgeschlagen, daß im Reichstag ein Gesetzentwurf vorgelegt wird, der die Wahlen zu einer verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung ausschreibt. Diese Versammlung würde dann entscheiden, wie Deutschland künftig regiert werden soll.«


  Ebert: »Mit dem Gedanken dieser Nationalversammlung könnten wir uns einverstanden erklären.«


  Staatssekretär Haußmann: »Wenn diese Versammlung sofort einberufen werden sollte, inmitten der revolutionären Bewegung, so würde sie den heftigsten Wahlkampf entfesseln und kein richtiges Bild geben.«


  Ebert: »Darüber muß man nachdenken.«


  Der Reichskanzler zieht sich mit seinen Staatssekretären zur Verständigung zurück. Wenig später werden Ebert und die übrigen Mitglieder der Abordnung dazugebeten.


  Prinz Max von Baden: »Herr Ebert, sind Sie bereit, den Posten des Reichskanzlers anzunehmen?«


  Ebert: »Das ist ein schweres Amt. Aber ich werde es übernehmen.«


  Staatssekretär Solf: »Sind Sie bereit, die Regierung innerhalb der Verfassung zu führen?«


  Ebert: »Ja.«


  Solf: »Auch innerhalb der monarchischen Verfassung?«


  Ebert: »Gestern hätte ich diese Frage unbedingt bejaht, heute muß ich mich erst mit meinen Freunden beraten.«


  Prinz Max von Baden: »Nun müssen wir die Regentschaftsfrage lösen.«


  Ebert: »Dazu ist es zu spät.«


  Friedrich Ebert übernimmt das Reichskanzleramt mit einer Proklamation, die sofort gedruckt und in den Straßen Berlins verteilt wird: »Der bisherige Reichskanzler Prinz Max von Baden hat mir unter Zustimmung der sämtlichen Staatssekretäre die Wahrnehmung der Geschäfte des Reichskanzlers übertragen. Ich bin im Begriff, die neue Regierung im Einvernehmen mit den Parteien zu bilden und werde über das Ergebnis der Öffentlichkeit in Kürze berichten. Die neue Regierung wird eine Volksregierung sein. Ihr Bestreben wird sein müssen, dem deutschen Volke den Frieden schnellstens zu bringen und die Freiheit, die es errungen hat, zu befestigen!


  Mitbürger! Ich bitte Euch dringend: Verlaßt die Straßen. Sorgt für Ruhe und Ordnung!«


  Aber die Arbeiter denken gar nicht daran, die Straßen zu verlassen. Ebert, Scheidemann und einige ihrer Genossen gehen unterdessen in den Speisesaal des Reichstages zum Essen. Es gibt nur eine wäßrige Kartoffelsuppe. Zwischen Wilhelmstraße und Reichstagsgebäude marschieren Tausende und Abertausende. Plötzlich stürmen Arbeiter und Soldaten in den Speisesaal und geradewegs auf den Tisch Scheidemanns zu. Wild schreien sie durcheinander: »Scheidemann, kommen Sie gleich mit! Philipp, du mußt herauskommen und reden!« Scheidemann wehrt ab, aber dann geht er doch mit. Man eilt zum Lesesaal; von einem der Fenster aus will er zu den Massen sprechen – bevor Liebknecht ihm zuvorkommen und eine deutsche Räterepublik ausrufen kann. Ohne sich länger zu besinnen, spricht Scheidemann:


  


  »Arbeiter und Soldaten!


  Furchtbar waren die vier Kriegsjahre. Grauenhaft waren die Opfer, die das Volk an Gut und Blut hat bringen müssen. Der unglückselige Krieg ist zu Ende. Das Morden ist vorbei. Die Folgen des Kriegs, Not und Elend, werden noch viele Jahre lang auf uns lasten. Die Niederlage, die wir unter allen Umständen verhüten wollten, ist uns nicht erspart geblieben, weil unsere Verständigungsvorschläge sabotiert wurden, wir selbst wurden verhöhnt und verleumdet.


  Die Feinde des werktätigen Volkes, die wirklichen inneren Feinde, die Deutschlands Zusammenbruch verschuldet haben, sind still und unsichtbar geworden. Das waren die Daheimkrieger, die ihre Eroberungsforderungen bis zum gestrigen Tage ebenso aufrechterhielten, wie sie den verbissenen Kampf gegen jede Reform der Verfassung und besonders des schändlichen preußischen Wahlsystems geführt haben. Diese Volksfeinde sind hoffentlich für immer erledigt. Der Kaiser hat abgedankt. Er und seine Freunde sind verschwunden. Über sie alle hat das Volk auf der ganzen Linie gesiegt! Der Prinz Max von Baden hat sein Reichskanzleramt dem Abgeordneten Ebert übergeben. Unser Freund wird eine Arbeiterregierung bilden, der alle sozialistischen Parteien angehören werden. Die neue Regierung darf nicht gestört werden in ihrer Arbeit für den Frieden, in der Sorge um Brot und Arbeit.


  Arbeiter und Soldaten! Seid Euch der geschichtlichen Bedeutung bewußt. Unerhörtes ist geschehen. Große, unübersehbare Arbeit steht uns bevor.


  Alles für das Volk, alles durch das Volk! Nichts darf geschehen, was der Arbeiterbewegung zur Unehre gereicht.


  Seid einig, treu und pflichtbewußt!


  Das Alte und Morsche, die Monarchie ist zusammengebrochen. Es lebe das Neue! Es lebe die Deutsche Republik!«


  Die Massen jubeln.


  Scheidemann tritt wieder zu seiner Gruppe. Ebert ist vor Zorn dunkelrot im Gesicht. Er schreit Scheidemann an: »Du hast kein Recht, die Republik auszurufen! Was aus Deutschland wird, ob Republik oder was sonst, das entscheidet eine Konstituante!«


  Und der neue Reichskanzler beschwört die »deutschen Bürger« in einem Aufruf: »Ich bitte Euch alle dringend: Verlaßt die Straßen! Sorgt für Ruhe und Ordnung!«


  Aber die Arbeiter und Soldaten bleiben weiter in Bewegung. Gegen 13 Uhr stürmen sie das Gefängnis Moabit und befreien die dort inhaftierten Gefangenen, unter ihnen den Organisator der Spartakusgruppe, Leo Jogiches.


  Auch das Militärgefängnis in der Lehrter Straße muß geöffnet werden. Und das Strafgefängnis in Tegel wird gestürmt: 200 Militärgefangene werden befreit.


  Zur gleichen Zeit bilden die SPD-Führer einen eigenen »Arbeiter- und Soldatenrat von Berlin«. Ihm gehören neben Otto Braun, Eugen Ernst, Friedrich Ebert und Otto Wels zwölf sozialdemokratische Vertrauensleute aus den Betrieben an. Keiner von ihnen hat an den Massendemonstrationen teilgenommen. In einer Sonderausgabe des »Vorwärts« proklamiert dieser Rat den Generalstreik, der bereits seit den Morgenstunden praktisch verwirklicht worden ist. Ebert und seine Genossen versuchen auf diese Weise, die revolutionäre Bewegung, die ihnen entglitten ist. in den Griff zu bekommen.


  Aber die Massen folgen den Parolen der Revolutionären Obleute. Gegen mittag 13 Uhr bewegt sich ein Zug von einigen Tausend Mann, hauptsächlich Soldaten in voller Bewaffnung, dessen erste Reihe mit Handgranaten ausgerüstet ist, von der Dirksenstraße und vom Alexanderplatz aus zum Polizeipräsidium und besetzt die Zugänge zu dem Gebäude mit Maschinengewehren. Gegen die Fenster werden einige Schüsse abgegeben. Vier Vertreter der Demonstranten, unter ihnen ein Funktionär der uspd, der Arbeiter Ernst Eichhorn, begeben sich in das Gebäude und verlangen vom Polizeipräsidenten von Oppen, daß die gesamte Schutzmannschaft die Waffen niederlege. Eichhorn berichtet über die weiteren Vorgänge:


  »Die wachsenden Volksmassen auf den Straßen, ihre begreifliche Erregung hatten der Polizei nicht nur den letzten Rest von Mut, sondern auch die Besinnung genommen. Das böse Gewissen, die Erinnerung an die früheren Attacken gegen die Berliner Arbeiter muß bei ihr eine wilde Furcht vor Vergeltung erzeugt haben, denn Schutzleute und Offiziere rissen sich, so schnell das nur gehen wollte, die Säbel und Revolver vom Leib, warfen sie auf einen rasch anwachsenden Haufen; die Polizei ist nicht eigentlich entwaffnet worden, sie hat sich selbst entwaffnet. Die Polizei ist auch nicht vertrieben worden, aus eigenem Antrieb entfernte sie sich, so rasch das bei den das Gebäude umdrängenden Massen nur gehen wollte, aus dem Präsidium. Im großen und ganzen blieb die Polizei von den Volksmassen unbehelligt, diese strömten nur durch die Tore über den Hof und nahmen die Polizeiwaffen bis zum letzten Gurt und zur letzten Revolvertasche an sich.«


  Auch hier werden die politischen Gefangenen – es sind 650 – in Freiheit gesetzt. Der Arbeiter Ernst Eichhorn übernimmt die Funktion des Polizeipräsidenten von Berlin.


  In den ersten Nachmittagsstunden erscheinen Abgesandte der Arbeiter- und Soldatenräte in den Räumen des Wolffschen Telegraphen-Büros und nehmen es in Beschlag. Die Eingänge werden kontrolliert, nur Personen mit Ausweisen erhalten Zutritt. Ab 15 Uhr steht der Nachrichtendienst dieses Büros unter der Vorzensur des Arbeiter- und Soldatenrates.


  Vertreter der Spartakusgruppe unter Führung Hermann Dunckers besetzen im Laufe des Nachmittags die Gebäude des kriegsbegeisterten, chauvinistischen »Berliner Lokalanzeigers«. Den im Sitzungssaal anwesenden Redakteuren erklärt Duncker: »Meine Herren, das Blatt hat sich gewendet. Ihr Blatt muß sich auch wenden! Sie verstehen, daß eine siegreiche Revolution eine konterrevolutionäre Presse nicht dulden kann.« In der Redaktion des »Berliner Lokalanzeigers« geben Hermann Duncker und Ernst Meyer noch am selben Abend die erste Nummer der Zeitung »Die rote Fahne« heraus.


  Der Arbeiter- und Soldatenrat besetzt die Räume des Reichsmarineamtes und des Waffen- und Munitionsbeschaffungsamtes. Vor dem Hause und in den Büros werden Posten mit aufgepflanzten Bajonetten aufgestellt. Es wird erklärt, daß diese Maßnahme zum Schutz des Waffen- und Munitionsamtes getroffen sei.


  Weiter werden besetzt: das Oberkommando und das Haupttelegraphenamt.


  Friedrich Ebert bietet der uspd an, in die Regierung einzutreten und drei Ministerkandidaten zu benennen. »Auch Liebknecht?« fragt ein uspd-Mann. Ebert antwortet: »Wenn Sie wollen, auch Karl Liebknecht. Er soll uns angenehm sein.« Den ganzen Nachmittag beraten die Fraktionen der spd und der uspd im Reichstag. Liebknecht: »Alle Exekutive, alle Legislative, alle richterliche Gewalt bei den Arbeiter- und Soldatenräten!«


  Hunderttausende strömen unterdessen durch die Stadt.


  Gegen 17 Uhr drängen revolutionäre Arbeiter, darunter Frauen, an ihrer Spitze Karl Liebknecht, auf das Schloß zu. Von einem kleinen Kraftwagen aus verkündet Liebknecht unter allgemeinem Jubel: »Der Tag der Revolution ist gekommen. Wir haben den Frieden erzwungen. Der Friede ist in diesem Augenblick geschlossen. Das Alte ist nicht mehr. Die Herrschaft der Hohenzollern, die in diesem Schloß jahrhundertelang gewohnt haben, ist vorüber. In dieser Stunde proklamieren wir die freie sozialistische Republik Deutschland.«


  Wenig später dringt eine große Menschenmenge in das Schloß, dessen militärische Besatzung sich ebenso wie die dort untergebrachte starke Schutzmannschaft kampflos ergibt.


  Plötzlich öffnet sich das Fenster des Balkons, aus dem Kaiser Wilhelm ii. beim Ausbruch des Krieges seine denkwürdige Ansprache hielt. Eine rote Decke wird darüber gehängt, und Liebknecht erscheint auf dem Balkon, um ein zweitesmal zu sprechen. Am Schluß seiner Rede fordert er die Massen auf, die Hand zum Schwur auf die freie sozialistische Republik Deutschland zu erheben. Am Mast für die Kaiserstandarte steigt die rote Fahne empor. Um die sechste Abendstunde ist Unter den Linden plötzlich Maschinengewehrfeuer zu vernehmen. Das Schloß ist im weiten Umkreis von Soldaten abgesperrt, die die andrängenden Massen zurückhalten. Von allen Seiten bewegen sich Autos mit Bewaffneten zum Schloß. Ein Teil der Soldaten versucht, sich Einlaß in den Marstall zu erzwingen, wo sich Offiziere verbarrikadiert haben. Die Soldaten verlangen von der Wache, daß die Türe zu einem bestimmten Zimmer geöffnet wird. Da die Wache sich weigert, werden zwei Handgranaten gegen die Türe geworfen. Das ist der Beginn eines Kampfes, der bis in die späteren Abendstunden andauert. Es gibt Tote und Schwerverletzte. Gegen Abend werden Kanonen aufgefahren.


  Am Abend des 9. November verbreitet der Vorstand der spd über das Wolffsche Telegraphenbüro folgende Verlautbarung: »Die Sozialdemokratische Partei hat der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei angeboten, eine gemeinsame Regierung unter beiderseitiger voller Gleichberechtigung zu bilden. Sie hat sich dabei von dem Bestreben leiten lassen, in diesen ernsten Tagen über jeden Gegensatz hinwegzusehen, damit die große deutsche Freiheitsbewegung rasch und glücklich unter Vermeidung aller Gewalttätigkeit und Ausschreitungen zum Ziele geführt werden kann. Von der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei, die ihrerseits Haase, Liebknecht und Barth als Mitglieder der gemeinsamen Regierung vorschlägt, sind eine Reihe von Bedingungen gestellt worden, die aus dem nachfolgenden Antwortschreiben der Sozialdemokratischen Partei zu entnehmen sind.


  


  Berlin, 9. November, 8 Uhr abends


  »An den Vorstand der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei.


  Von dem aufrichtigen Wunsch geleitet, zu einer Einigung zu gelangen, müssen wir Ihnen unsere grundsätzliche Stellung zu Ihren Forderungen klarlegen. Sie fordern:


  1. Deutschland soll eine sozialistische Republik sein.


  Antwort: Diese Forderung ist das Ziel unserer eigenen Politik. Indessen hat darüber das Volk und die konstituierende Versammlung zu entscheiden.


  2. In dieser Republik soll die gesamte Exekutive, Legislative und die Jurisdiktionelle Macht ausschließlich in den Händen von gewählten Vertrauensmännern der gesamten werktätigen Bevölkerung und der Soldaten sein.


  Antwort: Ist mit diesem Verlangen die Diktatur eines Teiles einer Klasse gemeint, hinter dem nicht die Volksmehrheit steht, so müssen wir die Forderung ablehnen, weil sie unseren demokratischen Grundsätzen widerspricht.


  3. Ausschluß aller bürgerlichen Mitglieder aus der Regierung.


  Antwort: Diese Forderung müssen wir ablehnen, weil ihre Erfüllung die Volksernährung erheblich gefährden, wenn nicht unmöglich machen würde.


  4. Die Beteiligung der Unabhängigen gilt nur für drei Tage als ein Provisorium, um eine für den Abschluß des Waffenstillstandes fähige Regierung zu schaffen.


  Antwort: Wir halten ein Zusammenwirken der sozialistischen Richtungen mindestens bis zum Zusammentritt der konstituierenden Versammlungen für erforderlich.


  5. Die Ressortminister gelten nur als technische Gehilfen des eigentlichen und entscheidenden Kabinetts.


  Antwort: Dieser Forderung stimmen wir zu.


  6. Gleichberechtigung der beiden Leiter des Kabinetts.


  Antwort: Wir sind für die Gleichberechtigung aller Kabinettsmitglieder, indessen hat die konstituierende Versammlung darüber zu entscheiden. Es ist von der Einsicht der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei zu erhoffen, daß sie mit der Sozialdemokratischen Partei noch zu einer Verständigung gelangt.


  Der Vorstand der


  Sozialdemokratischen Partei Deutschlands.«


  


  Nach dieser Veröffentlichung lehnt Karl Liebknecht die Beteiligung an einer SPD-Regierung ab. Die Mehrheit der uspd-Führer nimmt jedoch die Vorschläge der spd an, wobei sie allerdings betont, daß die politische Gewalt in den Händen der Arbeiter- und Soldatenräte liegen müsse. Am Ende einigen sich beide Parteien auf eine provisorische Regierung, den »Rat der Volksbeauftragten«, der aus drei Vertretern der spd (Ebert, Landsberg, Scheidemann) und drei Vertretern der uspd (Barth, Dittmann, Haase) bestehen soll. Die Massen sind noch nicht zur Ruhe gekommen. Sie besetzen inzwischen die übrigen Regierungsgebäude.


  Am späten Abend versammeln sich die Revolutionären Obleute im Plenarsaal des Reichstages. Er wird mit roten Tüchern ausgeschlagen. Als Vorsitzender fungiert Emil Barth. Er begrüßt den »siegreichen Aufstand der Berliner Garnison, die sich auf die Seite des Volkes gestellt und den fast unblutigen Sieg der Revolution herbeigeführt hat«.


  Es wird beschlossen, folgenden Aufruf zu erlassen:


  


  »Arbeiter! Soldaten! Genossen! Brüder!


  Der große, sehnsüchtig erwartete Tag ist erschienen. Seit dem 9. November hat das deutsche Volk die Macht in den Händen. Seit dem 9. November ist Deutschland Republik, und zwar sozialistische Republik der Arbeiter und Soldaten. Unsere Herzen sind voller Stolz. Aber wir haben keine Zeit, uns unserer Freude hinzugeben. Nun gilt es, die organisatorische Grundlage für das neue Gemeinwesen herzustellen. Ungeheure Aufgaben erwarten uns. Vor allem die, eine Regierung zu bilden, die unseren Idealen entspricht und den gewaltigen Problemen gewachsen ist. Grundlage dieser Regierung ist, daß die gesamte gesetzgebende, ausführende, verwaltende und richterliche Gewalt ausschließlich in Händen der Vertreter der Arbeiter und Soldaten ruht. Diese Vertreter zu bestellen, ist Eure erste praktische Aufgabe.


  Deshalb Soldaten, Brüder, tretet am Sonntag, 10. November, spätestens 10 Uhr, in den Kasernen und Lazaretten zusammen und wählt Eure Vertreter. Auf jedes Bataillon fällt 1 Delegierter, ebenso auf jede kleinere selbständige Formation und jedes Lazarett.


  Arbeiter! Arbeiterinnen! Brüder! Schwestern! Tretet auch Ihr am Sonntag, 10. November, um 10 Uhr in Euren Betrieben zusammen. Auf je 1000 Beschäftigte, Männer oder Frauen, fällt 1 Delegierter. Kleinere Betriebe schließen sich zusammen. Am Sonntag um 5 Uhr treten die so Gewählten im Zirkus Busch zusammen. Arbeiter! Soldaten! Sorgt für die Ausführung dieser Anordnungen. Bewahrt Ruhe und Ordnung!


  Berlin, 9. November 1918


  Der provisorische


  Arbeiter- und Soldatenrat«


  


  Friedrich Ebert, besorgt, daß die »bolschewistische« Revolution doch noch siegen könnte, entschließt sich in dieser nächtlichen Stunde für die Parole: Versöhnung, Einigkeit, kein Bruderkampf. Der Kaiser scheint schon vergessen. Er sitzt in seinem Hofzug bei der Tafel. Um 10 Uhr abends erklärt sich S. M. bereit, am nächsten Morgen um 5 Uhr den Hofzug in Richtung holländische Grenze zu besteigen.


  Während sich der Exkaiser schlafen legt, arbeiten die Funktionäre der Revolutionären Obleute und der spd. Die einen mobilisieren die Arbeiter und Soldaten für den »entscheidenden Kampf«, und die anderen versuchen, den Mobilisierten begreiflich zu machen, daß Einigkeit, Ruhe und Ordnung die »sicherste Garantie einer siegreichen Revolution« seien.


  Die Morgenausgabe des »Vorwärts« vom Sonntag, 10. November 1918, bringt einen Leitartikel mit der Überschrift »Kein Bruderkampf!« Es heißt darin, daß der Sieg des deutschen Volkes und insbesondere des Berliner Proletariats ohne Beispiel in der ganzen Geschichte dastehe. Aber es müsse jetzt für die Zukunft gesorgt werden. Die Aufgabe sei nur zu lösen, wenn die Arbeiterklasse einig und geschlossen bleibe. »Ohne das geht es nicht! Wenn Gruppe gegen Gruppe, Sekte gegen Sekte arbeitet, dann entsteht das russische Chaos, der allgemeine Niedergang, das Elend statt des Glückes … Schon gestern ist von einzelnen kleinen Gruppen, oft unter unbekannter und unverantwortlicher Führung, der Versuch gemacht worden, eigene Wege zu gehen und die Arbeit des Arbeiter- und Soldatenrates zu durchkreuzen. Das ist die schwerste Versündigung an der Arbeiterschaft, die überhaupt denkbar ist. Das Werk, das von der großen Masse der Arbeiterschaft getragen wird, darf nicht durch kleine Minderheiten zerstört werden. Alle solche Versuche müssen an dem gesunden Sinn und der entschlossenen Ablehnung der Arbeiterschaft scheitern, oder die Arbeiterschaft selber wird scheitern. Der gestrige Sieg des Volkes über das alte System ist nur mit geringem Blutvergießen bezahlt worden. Soll nun der Welt nach solchem herrlichen Triumph das Schauspiel einer Selbstzerfleischung der Arbeiterschaft in sinnlosem Bruderkampf geboten werden?


  Das darf nimmer geschehen! Der gestrige Tag hat in der Arbeiterschaft das Gefühl für die Notwendigkeit innerer Einheit hoch emporlodern lassen! Aus fast allen Städten, aus ganzen Ländern, aus ganzen Bundesstaaten hören wir, daß die alte Partei und Unabhängige sich am Tage der Revolution wieder zusammengefunden und zu der alten geschlossenen Partei geeint haben. In Bayern ist diese Einigung für den ganzen Staat vollzogen. Dort gibt es keine Parteispaltung mehr! Soll Berlin dahinter zurückstehen?


  Die Einigung muß auch hier durchgeführt werden … Es geht um Wohl und Zukunft der ganzen Arbeiterklasse. Und wenn auch noch soviel Verbitterung sich eingefressen hat, wenn auch der eine Teil dem anderen manches aus der Vergangenheit vorwirft, ein Tag wie der gestrige ist groß und überwältigend genug, um all das vergessen zu machen.


  Das Versöhnungswerk darf nicht an einigen Verbitterten scheitern, deren Charakter nicht stark genug ist, um alten Groll überwinden und vergessen zu können. Liegt doch solcher Groll den Massen selber vollkommen fern, ist doch auch gestern zwischen Arbeiter und Arbeiter die Einigkeit fast instinktiv hergestellt worden. Kein Führer darf das hemmen. Gibt es unter ihnen solche, mit denen die Einigung nicht gemacht werden kann, dann muß sie gemacht werden ohne sie! An keiner Personenfrage darf ein Werk von so ungeheurer Bedeutung scheitern.


  Die alte Sozialdemokratische Partei erstrebt die Einigung mit aller Kraft auch unter eigenen Opfern. Sie weiß sich in diesem Bestreben eins mit dem gesunden Instinkt der Arbeiterschaft, deren große Masse es nie begreifen würde, wenn man gestern Schulter an Schulter auf der Barrikade gestanden hat, daß man sich morgen auf der Barrikade gegenüberstehen sollte. Die Sozialdemokratische Partei verfolgt in ihrem Streben dabei keinerlei eigennützige Ziele, sie ist nur ganz durchdrungen von dem Gedanken, daß das Werk der Rettung aus dem Abgrund, in den uns der überwundene Imperialismus gestürzt hat, nur von einer einmütigen und geschlossenen Arbeiterschaft ausgeführt werden kann.


  Die Bruderhand liegt offen – schlagt ein!«


  Richard Müller, führender Kopf der Revolutionären Obleute, meint dazu: »Der ›Vorwärts‹ war an diesem Tage die Zeitung, die sich jeder Arbeiter zu verschaffen suchte. Ihm stand die vom Spartakusbund neu herausgegebene ›Rote Fahne‹ gegenüber, deren Erscheinen den meisten Arbeitern noch unbekannt war und die an diesem Tage auch nur in einer kleinen Auflage erscheinen konnte.


  Was der ›Vorwärts‹ schrieb, wirkte ungemein stark auf die Arbeiter; selbst auf die, die noch am gestrigen Tage seine erbittertsten Feinde waren. Die ganze Kriegspolitik mit ihren Wirkungen auf die Lage der Arbeiter, der Burgfrieden mit der Bourgeoisie, alles, was die Arbeiter bis aufs Blut gereizt hatte, war vergessen … Bis zum gestrigen Tage war jeder Artikel, jede Notiz des ›Vorwärts‹ mit Mißtrauen aufgenommen worden, jetzt wurden sie als ehrlicher, aufrichtiger Willensausdruck hingenommen.«


  Die Straßen der Berliner Innenstadt, gestern Schauplatz der revolutionären Erhebung des Volkes, sind an diesem Sonntag morgen leer. Die Arbeiter sind fast vollzählig in ihren Betrieben versammelt, um die Arbeiterräte zu wählen, die für 17 Uhr in den Zirkus Busch zusammengerufen sind, um die Regierung der siegreichen Revolution zu bestimmen. Aber die Revolutionsstimmung ist in eine Sieges- und Festtagsstimmung umgeschlagen. »Kein Bruderkampf!« Die Parole der spd wird zum Willen der Massen. Viele spd-Funktionäre, die an der bewaffneten Demonstration nicht teilnahmen, werden heute zu Arbeiterräten gewählt, um die Demonstranten von gestern zu vertreten. Ein großer Teil der neugewählten Arbeiterräte besteht aus Anhängern Friedrich Eberts.


  Die »Rote Fahne« erklärt in einem Aufruf:


  


  »An die Arbeiter und Soldaten von Berlin:


  Sichert die von Euch errungene Macht!


  Mißtrauen ist die erste demokratische Tugend!


  Die rote Fahne weht über Berlin! Würdig habt Ihr Euch an die Seite der Städte gestellt, in denen schon das Proletariat und die Soldaten die Macht übernommen haben. Wie aber die Welt auf Euch geschaut hat, ob Ihr Eure Aufgabe lösen werdet, so sieht die Welt jetzt auf Euch, wie Ihr sie lösen werdet. Ihr müßt in der Durchführung eines sozialistischrevolutionären Programms ganze Arbeit machen. Mit der Abdankung von ein paar Hohenzollern ist es nicht getan. Noch viel weniger ist es getan damit, daß ein paar Regierungssozialisten mehr an die Spitze treten. Sie haben vier Jahre lang die Bourgeoisie unterstützt, sie können nicht anders, als dies weiter tun. Mißtrauet denen, die von Reichskanzler- und Ministerstellen herunter glauben, Eure Geschicke lenken zu dürfen. Nicht Neubesetzung der Posten von oben herunter, sondern Neuorganisierung der Gewalt von unten herauf! Sorget, daß die Macht, die Ihr jetzt errungen habt, nicht Euren Händen entgleitet und daß Ihr sie gebraucht für Euer Ziel. Denn Euer Ziel ist die sofortige Herbeiführung eines proletarischsozialistischen Friedens, der sich gegen den Imperialismus aller Länder wendet, und die Umwandlung der Gesellschaft in eine sozialistische. Zur Erlangung dieses Zieles ist es vor allem notwendig, daß das Berliner Proletariat in Bluse und in Feldgrau erklärt, folgende Forderungen mit aller Entschlossenheit und unbezähmbarem Kampfwillen zu verfolgen:


  1. Entwaffnung der gesamten Polizei, sämtlicher Offiziere sowie der Soldaten, die nicht auf dem Boden der neuen Ordnung stehen; Bewaffnung des Volkes; alle Soldaten und Proletarier, die bewaffnet sind, behalten ihre Waffen.


  2. Übernahme sämtlicher militärischer und ziviler Behörden und Kommandostellen durch Vertrauensmänner des Arbeiter- und Soldatenrates.


  3. Übergabe aller Waffen- und Munitionsbestände sowie aller Rüstungsbetriebe an den Arbeiter- und Soldatenrat.


  4. Kontrolle über alle Verkehrsmittel durch den Arbeiter- und Soldatenrat.


  5. Abschaffung der Militärgerichtsbarkeit; Ersetzung des militärischen Kadavergehorsams durch freiwillige Disziplin der Soldaten unter Kontrolle des Arbeiter- und Soldatenrates.


  6. Beseitigung des Reichstages und aller Parlamente sowie der bestehenden Reichsregierung; Übernahme der Regierung durch den Berliner Arbeiter- und Soldatenrat bis zur Errichtung eines Reichs-Arbeiter- und Soldatenrates.


  7. Wahl von Arbeiter- und Soldatenräten in ganz Deutschland, in deren Hand ausschließlich Gesetzgebung und Verwaltung liegen. Zur Wahl der Arbeiter- und Soldatenräte schreitet das gesamte erwachsene werktätige Volk in Stadt und Land und ohne Unterschied.


  8. Abschaffung aller Dynastien und Einzelstaaten; unsere Parole lautet: einheitliche sozialistische Republik Deutschland.


  9. Sofortige Aufnahme der Verbindung mit allen in Deutschland bestehenden Arbeiter- und Soldatenräten und den sozialistischen Bruderparteien des Auslandes.


  10. Sofortige Rückberufung der russischen Botschaft nach Berlin. Arbeiter und Soldaten! Eine jahrtausendealte Knechtschaft geht zu Ende; aus den unsäglichen Leiden eines Krieges steigt die neue Freiheit empor. Vier lange Jahre haben die Scheidemänner, die Regierungssozialisten, Euch durch die Schrecken eines Krieges gejagt, haben Euch gesagt, man müsse ›das Vaterland‹ verteidigen, wo es sich nur um die nackten Raubinteressen des Imperialismus handelte. Jetzt, da der deutsche Imperialismus zusammenbricht, suchen sie für die Bourgeoisie zu retten, was noch zu retten ist, und suchen die revolutionäre Energie der Massen zu ersticken. Es darf kein ›Scheidemann‹ mehr in der Regierung sitzen; es darf kein Sozialist in die Regierung eintreten, solange ein Regierungssozialist noch in ihr sitzt. Es gibt keine Gemeinschaft mit denen, die Euch vier Jahrelang verraten haben.


  Nieder mit dem Kapitalismus und seinen Agenten!


  Es lebe die Revolution! Es lebe die Internationale!«


  In den Kasernen haben die Revolutionären Obleute wenig Einfluß. Hier führt die spd und ihr Sprecher Otto Wels. Er instruiert die Soldatenräte, für eine paritätisch aus Vertretern der spd und der uspd zusammengesetzte Regierung einzutreten.


  In der Reichskanzlei findet eine Regierungssitzung statt, bei der die Annahme oder die Ablehnung der Waffenstillstandsbedingungen auf der Tagesordnung steht. Eigentlich bedarf es keiner Debatte. Hindenburg und Ludendorff hatten bereits am 29. September erklärt, daß Deutschland nicht mehr weiterkämpfen könne. Die Oberste Heeresleitung schlug vor, man solle versuchen, Erleichterungen zu erreichen; gelänge das nicht, sei der Waffenstillstand trotzdem abzuschließen. Da die Entente jede Diskussion über die Bedingungen ablehnte, bleibt der Regierung nichts anderes übrig, als ihren Unterhändler Erzberger zur Unterzeichnung zu ermächtigen. Zur gleichen Zeit findet eine Sitzung statt, in der die Revolutionären Obleute ihre Taktik festlegen, denn sie wissen bereits, daß die Wahlen zu den Arbeiter- und Soldatenräten nicht zu ihren Gunsten ausgegangen sind. Richard Müller: »Eine Regierung ohne die Rechtssozialisten ist nicht zu erreichen. Das muß man als Tatsache hinnehmen. Die Rechtssozialisten werden alles versuchen, um zur Nationalversammlung und damit zur bürgerlichdemokratischen Republik zu kommen. Wenn ihnen das gelingt, ist die Revolution verloren.« In fieberhaften Debatten wird plötzlich ein Gedanke geboren, der den Obleuten als die Rettung erscheint. Sie beschließen, eine Art Gegenregierung zu bilden, die man als »Aktionsausschuß der Arbeiter- und Soldatenräte« zur Abstimmung vorschlagen will. Man will über die Aufgaben dieses Aktionsausschusses nicht debattieren, sondern die Gegner erst später, eben in der Aktion, mit dem regierungsgleichen Organ bekannt machen.


  Um 17 Uhr beginnt im Zirkus Busch die Vollversammlung der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte. Den Vorsitz führt Emil Barth, einer der Revolutionären Obleute, der zugleich Volksbeauftragter in der neuen Regierung ist. In den unteren Rängen sitzen etwa tausend Soldaten, die sich bereits für die Mehrheitssozialisten bzw. für eine bürgerliche Republik entschieden haben. In den aufsteigenden Rängen sitzen etwa 1000 bis 2000 Arbeiter und Arbeiterinnen, die in ihrer Mehrheit den Sozialdemokraten oder dem rechten Flügel der uspd zuneigen. In der Manege sitzen an improvisierten Holztischen die Führer der Sozialistischen Parteien von Ebert bis Liebknecht. Barth erteilt als erstem Redner Friedrich Ebert das Wort. Die Mitteilung Eberts, daß zwischen den beiden sozialdemokratischen Parteien eine Einigung über die Bildung einer Regierung zustande gekommen ist auf der Grundlage, daß je drei Vertreter der Mehrheitsozialisten und der Unabhängigen in die neue Regierung eintreten, ruft brausenden Beifall hervor. Zwischenrufe von seiten der Spartakusgruppe werden von den Versammelten sehr energisch zurückgewiesen. Während Hugo Haase die Feststellungen Eberts mit matten Worten bestätigt, wendet sich Karl Liebknecht scharf gegen Ebert: »Ich muß Wasser in den Wein Eurer Begeisterung schütten. Die Gegenrevolution ist bereits auf dem Marsche, sie ist bereits in Aktion! Sie ist bereits hier unter uns!« Liebknecht erklärt, daß die Revolution nicht nur von »den Militaristen und Monopolherren, sondern auch von jenen bedroht werde, die heute mit der Revolution gehen, sie jedoch vorgestern noch bekämpft haben.« Er ruft auf, »sorgfältig die Männer auszuwählen, die man in die Regierung schickt und an die Spitze der Räte stellt.« Die Ausführungen Liebknechts werden besonders von den Soldaten mit steigendem Lärm aufgenommen, und schließlich geht die Rede in den Sprechchören »Einigkeit, Einigkeit!« unter.


  Nun soll der Aktionsausschuß gewählt werden. Barth hält eine allzu lange Rede; als er dann die Vorschlagsliste zur Wahl des Vollzugsrates vorliest, auf der nur Unabhängige und Spartakusleute stehen – unter anderen Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg – dringen Soldaten mit erhobenen Gewehren und Säbeln gegen das Präsidium vor und schreien: »Einigkeit! Parität! Parität!« Barth will sein Amt niederlegen und droht, sich eher eine Kugel durch den Kopf zu schießen als mit den Regierungssozialisten zusammenzuarbeiten. Er hat offenbar ganz vergessen, daß er sich schon bereit erklärt hat, mit in die Regierung einzutreten. Richard Müller und Karl Liebknecht versuchen, gegen die paritätische Besetzung des Vollzugsrates zu sprechen, aber beide werden niedergeschrien. Soldaten stürzen in die Manege; der Tumult ist so groß, daß die Versammlung unterbrochen werden muß. Karl Liebknecht und die übrigen Spartakusanhänger erklären, sie müßten feststellen, daß nicht mehr verhandelt werden kann, und verlassen das Zirkusgebäude. In der Manege diskutieren die Vertreter der spd. Inzwischen verlangen die Soldaten nicht nur eine Parität zwischen spd und uspd, sondern auch zwischen Arbeitern und Soldaten. Endlich kann die Versammlung wieder eröffnet werden. Am Ende werden in den Vollzugsrat sieben Unabhängige Sozialdemokraten, sieben Regierungssozialisten und vierzehn Soldatenvertreter gewählt. Ergebnis: die Mehrheit des Vollzugsrates besteht aus Gegnern der Revolutionären Obleute. Nun schlägt der Vorsitzende der Versammlung vor, das politische Kabinett zu bestätigen, und nennt hierbei die Namen der Kabinettsmitglieder, Ebert, Scheidemann, Landsberg, Haase, Dittmann und Barth. Die Erklärung wird von der Versammlung mit brausendem Jubel aufgenommen. Die Bestätigung erfolgte, wie der Vorsitzende feststellt, mit ungeheurer Mehrheit gegen vereinzelte Stimmen. Auf Antrag eines Mitglieds der Revolutionären Obleute wird unter stürmischer Zustimmung der Versammlung ein »Aufruf an das Volk« beschlossen.


  »… Das alte Deutschland ist nicht mehr. Das deutsche Volk hat erkannt, daß es jahrelang in Lug und Trug gehüllt war … Die Revolution hat von Kiel ihren Siegesmarsch angetreten und hat sich siegreich durchgesetzt.


  Die Dynastien haben ihre Existenz verwirkt. Die Träger der Krone sind ihrer Macht entkleidet.


  Deutschland ist Republik geworden, eine Sozialistische Republik. … Die Träger der politischen Macht sind jetzt Arbeiter- und Soldatenräte … Die Aufgabe der provisorischen Regierung, die von dem Arbeiter- und Soldatenrat Berlin bestätigt ist, wird in erster Linie sein, den Waffenstillstand abzuschließen und dem blutigen Gemetzel ein Ende zu machen … Die rasche und konsequente Vergesellschaftung der kapitalistischen Produktionsmittel ist nach der sozialen Struktur Deutschlands und dem Reifegrad seiner wirtschaftlichen und politischen Organisation ohne starke Erschütterung durchführbar. Sie ist notwendig, um auf den blutgetränkten Trümmern eine neue Wirtschaftsordnung aufzubauen, um die wirtschaftliche Versklavung der Volksmassen, den Untergang der Kultur zu verhüten … Der Arbeiter- und Soldatenrat ist sich dessen bewußt, daß die revolutionäre Macht Verbrechen und Fehler des alten Regimes und der besitzenden Klassen nicht mit einem Schlage gutmachen, daß sie den Massen nicht sofort eine glänzende Lage verschaffen kann. Aber diese revolutionäre Macht ist die einzige, die noch retten kann, was zu retten ist. Die sozialistische Republik ist einzig imstande, die Kräfte des internationalen Sozialismus zur Herbeiführung eines demokratischen Dauerfriedens in der ganzen Welt auszulösen. Es lebe die deutsche sozialistische Republik!«


  Danach wird die Internationale gesungen, die Arbeiter- und Soldatenräte begeben sich nach Hause, während sich das politische Kabinett in der Reichskanzlei als »Rat der Volksbeauftragten« konstituiert. Schließlich bleibt Ebert allein an seinem Schreibtisch zurück. Da klingelt das Telefon. Am anderen Ende der Leitung meldet sich General Groener, aus dem bis heute früh noch kaiserlichen Hauptquartier in Spa. Das Gespräch ist nicht aufgezeichnet worden, Zeugen waren nicht anwesend. In Groeners Lebenserinnerungen heißt es: »Am Abend des 10. November rief ich die Reichskanzlei an und teilte Ebert mit, daß das Heer sich seiner Regierung zur Verfügung stelle, daß dafür der Feldmarschall und das Offizierskorps von der Regierung Unterstützung erwarteten bei der Aufrechterhaltung der Ordnung und Disziplin im Heer. Das Offizierskorps verlange von der Regierung die Bekämpfung des Bolschewismus und sei dafür zum Einsatz bereit. Ebert ging auf meinen Bündnisvorschlag ein. Von da ab besprachen wir uns täglich abends auf einer geheimen Leitung zwischen der Reichskanzlei und der Heeresleitung über die notwendigen Maßnahmen. Das Bündnis hat sich bewährt.«


  


  Chronik November-Dezember 1918


  Putschversuch in Berlin, 6. Dezember 1918


  


  1918 11. November: Im Wald von Compiègne wird der Waffenstillstand unterzeichnet.


  Bildung einer preußischen Regierung aus Mitgliedern der spd und uspd.


  18. November: Um alle lokalen Versuche zur Enteignungvon Fabriken und Werken abzufangen, bildet die Regierungeine »Sozialisierungs-Kommission«, die ein halbes Jahr später wieder aufgelöst wird.


  19. November: Die Volksbeauftragten verbieten Streiks in lebenswichtigen Betrieben.


  20.–21. November: In Berlin finden Massendemonstrationen des Spartakusbundes, der ehemaligen Spartakusgruppe, für die »Rätemacht« und die »Weiterführung der Revolution« statt.


  21. November: Mit den Streiks von 30000 Bergarbeitern in Oberschlesien beginnt eine neue Streikwelle. Neben wirtschaftlichen Forderungen werden auch Forderungen nach Weiterführung der Revolution gestellt.


  23. November: Der Vollzugsrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte verzichtet zu Gunsten des Rates der Volksbeauftragten auf die Exekutivgewalt.


  30. November: Die Volksbeauftragten legen die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 16. Februar 1919 fest. Dieser Termin wird später auf den 19. Januar vorverlegt.


  6. Dezember: Mit dem Einmarsch der Gardekavallerie-Schützendivision in Berlin beginnt der Versuch eines konterrevolutionären Putsches.


  Konterrevolutionäre Unteroffiziere und Soldaten schießen auf eine Demonstration; 14 Arbeiter werden getötet.


  Die Putschisten verhaften vorübergehend den Vollzugsrat der Arbeiter- und Soldatenräte, während eine Soldaten- und Studentendemonstration Ebert die Präsidentschaft anträgt. Ähnliche Putschversuche werden bis zum 13. Dezember in Essen, Braunschweig, Hamburg, Chemnitz und Würzburg durchgeführt.


  


  


  


  Putschversuch in Berlin, 6. Dezember 1918


  


  Anfang Dezember 1918. Geheime Gespräche zwischen dem Volksbeauftragten Ebert und dem General Groener. Beide sind daran interessiert, die Macht der Arbeiter- und Soldatenräte zu brechen, Berlin von den »Spartakisten« zu säubern und den Zustand wiederherzustellen, den sie generell als »Ruhe und Ordnung« bezeichnen. Zu diesem Zweck wird geplant, zehn aus dem Felde zurückkehrende Divisionen mit scharfer Munition in Berlin einrücken zu lassen. Für die Aktion wird ein generalstabsmäßiger Plan ausgearbeitet, der nicht nur die Truppenteile, ihre Stärke, ihre Aufmarschzeiten und Bestimmungsorte festhält, sondern auch folgende Maßnahmen vorsieht:


  »1. Wer ohne Waffenschein noch Waffen in Besitz hat, wird erschossen.


  2. Wer Kriegsmaterial einschließlich Kraftwagen behält, wird standrechtlich abgeurteilt.


  3. Deserteure und Matrosen haben sich innerhalb von zehn Tagen beim nächsten Ersatztruppenteil oder Bezirkskommando zu melden.


  4. Wer sich unberechtigt eine Beamteneigenschaft zulegt, wird erschossen.


  5. Alle unsicheren Stadtteile werden durchsucht.


  6. Über Arbeitslose und Notstandsarbeiten erfolgen gesonderte Bestimmungen.


  7. Die Autorität der Offiziere gilt wieder in vollem Umfang. (Abzeichen, Grußpflicht, Orden, Waffentragen, Abzeichen für Feldheer.)


  8. Die Behörden und Truppen übernehmen die ihnen gesetzlich zustehenden Befugnisse. Alle Ersatztruppen werden sofort aufgelöst.« Für den 16. Dezember ist der erste Reichsrätekongreß in Berlin angekündigt. Der von Groener mit Ebert abgesprochene Plan soll zwischen dem 10. und 15. Dezember ausgeführt werden. Man will vor dem Zusammentritt der Räte »reinen Tisch machen«.


  Der Putschplan scheint klar. Aber einige Truppenteile der Berliner Garnison schlagen zu früh los. Oder sollte das dazu dienen, die Berufung der zehn Divisionen nach Berlin zu rechtfertigen? Es ist nie völlig klar geworden.


  6. Dezember. Um 17 Uhr marschieren unter Führung von Offizieren Truppenteile des Garde-Grenadierregiments »Kaiser Franz« demonstrativ durch die Straßen und besetzen das preußische Abgeordnetenhaus, in dem der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates eben eine Sitzung abhält. Ein Teil der Mannschaften, mit einem Unteroffizier an der Spitze, dringt in die Sitzung ein und erklärt den Vollzugsrat für verhaftet, angeblich auf Befehl der Regierung Ebert-Haase. Die Putschisten erklären weiter, sie seien gekommen, um den Vollzugsrat zu beseitigen und Ebert als Präsidenten der Republik auszurufen.


  Gleichzeitig wird von einem anderen Teil der Truppen die Redaktion der »Roten Fahne« besetzt. Die Redaktionsräume werden durchsucht, Treppen, Hof und Hauseingang abgesperrt, die Maschinen angehalten. Man fahndet nach Liebknecht und der »Gruppe der Spartakusleute«. Auch hier beruft man sich auf einen Befehl der Regierung Ebert-Haase.


  Zur selben Zeit wird auf demonstrierende, unbewaffnete Soldaten, die aus einer Versammlung in den Germaniasälen die Chausseestraße hinunterziehen – die Demonstration war dem Polizeipräsidenten am Tage vorher mitgeteilt worden – mit Maschinengewehren geschossen. 14 Tote bleiben liegen, darunter eine Frau, die Verwundeten sind zahlreich.


  Während dies alles geschieht, erscheinen bewaffnete Regimenter vor dem Reichskanzlerpalais, ein Soldat tritt an die Spitze, Ebert erscheint auf dem Balkon und wird unter den Hurrarufen der Soldaten zum Präsidenten ausgerufen. Auf die kategorische Frage der Putschisten, ob er die Präsidentschaft annehme, antwortet Ebert hinhaltend: Er müsse vorher erst mit seinen Freunden sprechen. Die Soldaten ziehen ab. Das einzige, was von dem spukhaften Putschversuch übrigbleibt, sind die vierzehn Toten.


  


  Chronik Dezember 1918-Februar 1919


  Das Ende der Revolution.


  Die Januarkämpfe in Berlin. 1919


  


  1918 7.–8. Dezember: In einer ersten bewaffneten Massendemonstration protestieren in Berlin Arbeiter gegen den Putschversuch.


  10. Dezember: Gardetruppen des Generals Lequis rücken mit scharfer Munition in Berlin ein, um die Revolution in der Reichshauptstadt niederzuschlagen. Die Truppen entziehen sich jedoch in ihrer Mehrheit dem Befehl ihrer Offiziere.


  13. Dezember: Die ohl erläßt an alle Generalkommandos eine Anweisung über die Aufstellung von sogenannten Freiwilligen Korps.


  14. Dezember: Für »unbefugten Waffenbesitz« werden Gefängnisstrafen bis zu 5 Jahren verhängt.


  16.–21. Dezember: Reichsrätekongreß in Berlin: Tagung der Vertreter der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands. Die Mehrheit stimmt dem sozialdemokratischen Antrag zu, »bis zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und vollziehende Gewalt dem Rat der Volksbeauftragten zu übertragen«.


  21. Dezember: Massendemonstrationen der Berliner Arbeiter anläßlich der Beisetzung der Opfer des 6. Dezember.


  23. Dezember: Gegenrevolutionäre Truppen versuchen, die revolutionäre Volksmarinedivision, die im Berliner Schloß und Marstall stationiert ist, zu entwaffnen.


  24. Dezember: Das Vorgehen gegen die Volksmarinedivision weitet sich aus: im Einverständnis mit den Volksbeauftragten greifen die von Artillerie unterstützten Reste der Gardetruppen des Generals Lequis Schloß und Marstall an, wobei 11 Matrosen getötet werden. Arbeiter kommen den revolutionären Matrosen zu Hilfe und schlagen die Putschisten zurück.


  29. Dezember: Die Reichskonferenz des Spartakusbundes in Berlin beschließt die Trennung von der uspd und Gründungder kpd.


  30. Dezember–1. Januar (1919): Gründungsparteitag der Kommunistischen Partei Deutschlands (Spartakusbund) in Berlin, die sich zur Diktatur des Proletariats bekennt.


  1919 Anfang Januar: Die Streikwelle dauert an und beginnt, auch Landarbeiter und Angehörige anderer Schichten zu erfassen.


  3. Januar: Überfall gegenrevolutionärer Truppen auf Arbeiterin Königshütte, wobei es 20 Tote gibt.


  4. Januar: Der Berliner Polizeipräsident Eichhorn, der zum linken Flügel der uspd gehört, wird durch die preußischeRegierung seines Amtes enthoben.


  5. Januar: Reichsbürgerrat in Berlin als Dachorganisation von über 100 lokalen Bürgerräten gegründet, die sich für die Bildung von konterrevolutionären Bürgerwehren einsetzen. Die kpd, die uspd und die Revolutionären Obleute rufen zu einer Protestdemonstration gegen die Absetzung Eichhorns auf. Hunderttausende folgen dem Aufruf. Arbeiter besetzen die großen Berliner Zeitungsverlage und bilden einen dreiunddreißigköpfigen Revolutionsausschuß, der zum bewaffneten Kampf gegen die sozialdemokratische Regierung aufruft.


  6. Januar: Die Mehrheit der Berliner Arbeiterschaft tritt in den politischen Generalstreik. Mit der Besetzung der Reichsdruckerei, des Haupttelegrafenamtes und einiger anderer öffentlicher Gebäude beginnen die Januarkämpfe. Die Regierung ernennt den Sozialdemokraten Noske zum Oberbefehlshaber der Regierungstruppen in den Marken.


  8. Januar: Die Regierungstruppen unter Noske beginnen den Angriff auf Berlin und erstürmen den Anhalter Bahnhof.


  8. Januar–21.Februar: Streikbewegung für die Sozialisierung der Bergwerke im Ruhrgebiet, die rund 180000 Arbeiter erfaßt. General von Watter wird mit der militärischen Niederschlagung beauftragt. Bewaffnete Arbeiter kämpfen gegen Regierungstruppen. Am 21. Februar muß der Streik abgebrochen werden.


  9. Januar: Die Regierungstruppen greifen die von Berliner Arbeitern besetzten Gebäude an. Es beginnen schwere Straßenkämpfe.


  10. Januar: Die Regierungstruppen erstürmen Spandau. In Bremen proklamieren Arbeiter die »Räterepublik«.


  Nach blutigen Zusammenstößen ist die Stadt Düsseldorf in den Händen des Revolutionären Arbeiterrates. Bei Straßenkämpfen in Dresden werden 15 Arbeiter getötet.


  11. Januar: In Berlin ermorden Regierungstruppen 7 Parlamentäre der »Vorwärts-Besatzung« und erobern das Zeitungsgebäude.


  12. Januar: Das Berliner Polizeipräsidium und die Zeitungsredaktionen werden von den Regierungstruppen erstürmt und besetzt.


  14. Januar: Als letzter Berliner Stadtteil wird Moabit von den Regierungstruppen eingenommen.


  15. Januar: Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg werden von konterrevolutionären Soldaten verhaftet und ermordet.


  Mitte Januar-Anfang Februar: Erfolgloser Streik von 30000 oberschlesischen Bergarbeitern für die Bewilligung einer einmaligen Zuwendung von 800 Reichsmark und für die Sozialisierung.


  


  


  Das Ende der Revolution.


  Die Januarkämpfe in Berlin. 1919


  


  Am 1. Januar 1919 schreibt Hauptmann Pabst, der 1. Generalstabsoffizier der Gardekavallerieschützendivision, an Friedrich Ebert: »Solange Spartakus sich der Förderung des Polizeipräsidenten Eichhorn und ähnlicher Leute erfreut, wird es unmöglich sein, Ruhe zu schaffen … Wir fordern Entfernung aller Unruhestifter aus verantwortlichen Stellen. Findet die Regierung wiederum nicht den Mut zur Tat, so ist sie verantwortlich für alle Folgen.«


  Am 2. Januar klagt das Reichsbankdirektorium: »Die Gefahr bolschewistischer Anarchie bedroht das gesamte Wirtschaftsleben.« Am 3. Januar erhebt Geheimrat Doyé heftige Vorwürfe gegen den Polizeipräsidenten von Berlin, Eichhorn, und fordert ihn auf, sein Amt niederzulegen. Nur bis zum Mittag des 4. Januar soll er die Möglichkeit haben, sich gegen die Vorwürfe schriftlich zu verteidigen. Aber noch vor Ablauf dieser Frist erhält Eichhorn ein Schreiben des preußischen Innenministers, des Sozialdemokraten Paul Hirsch, in dem er Eichhorn in zwei Sätzen mitteilt, daß er entlassen sei.


  Im Generalstabsgebäude in Berlin findet eine Besprechung der Freikorpsführer statt, an der auch der Sozialdemokrat Gustav Noske teilnimmt. Die Offiziere fordern in der Besprechung die Verhängung des Belagerungszustandes über Berlin.


  Emil Eichhorn, Mitglied der uspd, war das Amt des Polizeipräsidenten am 9. November 1918 von den Revolutionären Obleuten übertragen worden. Der Vollzugsrat hatte ihn in seinem Amt bestätigt. Er zeichnete sich durch organisatorisches Geschick und umsichtige Amtsführung aus; mit großem Spürsinn hatte er bisher fast alle gegenrevolutionären Unternehmungen aufgedeckt. Jetzt versucht man, ihn zum Kriminellen zu stempeln. Der »Vorwärts« schreibt: »Jeder Tag, den Eichhorn in seinem Amte bleibt, bedeutet eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit.«


  Die »Rote Fahne« hingegen schreibt vom »Anschlag der gegenrevolutionären Ebert-Regierung gegen den Polizeipräsidenten Eichhorn« und erklärt: »Es ist eine Lebensfrage der Revolution, den Schlag zu parieren.«


  Die Absetzung Eichhorns ruft unter den Revolutionären heftige Empörung hervor.


  Am 4. Januar treffen sich im Polizeipräsidium der Vorstand der Berliner uspd, die Revolutionären Obleute und zwei Vertreter der eben gegründeten kpd, Liebknecht und Pieck, zu einer Besprechung mit Eichhorn. Man beschließt einen Aufruf zu einer friedlichen Demonstration für die »Zurücknahme der Absetzung Eichhorns« für die »Entwaffnung der Konterrevolution und die Bewaffnung der Arbeiter«.


  Aufgerufen ist für Sonntag, 5. Januar, vierzehn Uhr, Siegesallee. Bereits am Vormittag strömen Hunderttausende von Arbeitern und Soldaten in riesigen Marschkolonnen aus den Vorstädten ins Zentrum. In den Germania-Festsälen ruft Emil Eichhorn unter großem Beifall: »Ich habe mein Amt von der Revolution empfangen, und ich werde es nur der Revolution zurückgeben!«


  Um 14 Uhr bildet sich in der Siegesallee ein gewaltiger Demonstrationszug, der sich, durch das Brandenburger Tor, über den Schloßplatz zum Polizeipräsidium bewegt. Die Demonstration zeigt sich nicht mehr unbedingt friedlich: an der Spitze marschieren bewaffnete Gruppen des Roten Soldatenbundes und der Großbetriebe; Lastautos mit Maschinengewehren begleiten die Demonstranten. Karl Liebknecht, Georg Ledebour und andere Politiker sprechen zu den Massen, die stürmisch nach Waffen verlangen.


  In den folgenden Nachmittagsstunden entwickelt sich die Demonstration rasch zur bewaffneten Aktion. Hauptziel ist das Zeitungsviertel. Alle Gebäude der großen Zeitungsverlage – Scherl, Ullstein, Mosse, der »Vorwärts« – werden besetzt, die Maschinen stillgelegt und die Redakteure nach Hause geschickt. Weitere bewaffnete Truppen besetzen die großen Bahnhöfe.


  In der Nacht reißen die Demonstrationen nicht ab. Die Massen suchen nach strategischen Zielen, die es zu besetzen gilt, aber sie sind ohne Führung und handeln ohne jeden Plan.


  Die Führer versammeln sich um diese Zeit im Berliner Polizeipräsidium: siebzig Revolutionäre Obleute, zehn Vorstandsmitglieder der Berliner uspd, zwei Soldaten- und ein Matrosen-Vertreter, Liebknecht und Pieck als Vertreter der kpd, dazu Eichhorn. Sie alle stehen völlig unter dem Eindruck der Massendemonstration und der Massenaktionen. Der einzige Unsicherheitsfaktor scheint das Militär zu sein. Als der Vertreter der Volksmarinedivision erklärt, daß die Berliner Truppen in ihrer Mehrheit hinter den Revolutionären Obleuten stünden und bereit seien, gegen die Regierung zu kämpfen, hört man das gerne und glaubt es. Es wird beschlossen, für den 6. Januar die Berliner Arbeiter und Soldaten aufzurufen: zum Sturz der Regierung Ebert-Scheidemann und zur Eroberung der »Macht des revolutionären Proletariats«. Zur Leitung des Kampfes bildet sich ein Revolutionsausschuß aus 33 Mitgliedern. Vorsitzende: Georg Ledebour, Karl Liebknecht und Paul Scholze. In der Nacht noch ergeht folgender Aufruf: »Arbeiter! Soldaten! Genossen! Mit überwältigender Wucht habt ihr am Sonntag euren Willen kundgetan, daß der letzte bösartige Anschlag der blutbefleckten Ebert-Regierung zuschanden gemacht werde. Um Größeres handelt es sich nun. Es muß allen gegenrevolutionären Machenschaften ein Riegel vorgeschoben werden! Deshalb heraus aus den Betrieben! Erscheint in Massen heute 11 Uhr vormittags in der Siegesallee. Es gilt die Revolution zu befestigen und durchzuführen. Auf zum Kampf für den Sozialismus! Auf zum Kampf für die Macht des revolutionären Proletariats! Nieder mit der Regierung Ebert-Scheidemann!«


  Weitere Anweisungen erteilt der Revolutionsausschuß nicht; er spricht auch nicht von konkreten, näherliegenden Zielen.


  Am Morgen des 6. Januar setzt der Generalstreik der Berliner Arbeiter ein. Schon in den frühen Vormittagsstunden finden in vielen Stadtteilen Kundgebungen statt. Und am Vormittag beginnt eine der größten Demonstrationen, die Berlin je erlebt hat: über eine halbe Million Menschen ziehen mit roten Fahnen durch das Zentrum. Überall werden Waffen gefordert. Auf Initiative von Revolutionären Obleuten werden aus den staatlichen Depots und Werkstätten in Spandau und Wittenau Waffen nach Berlin gebracht; etwa 3000 Arbeiter erhalten Gewehre.


  Doch der Revolutionsausschuß, der pausenlos im Marstall tagt, bringt es nicht fertig, die kampfbereiten Massen zu organisieren und zu führen. Als Vertreter von Soldatenräten sich bereit erklären, sich bei ihrer Truppe für den Revolutionsausschuß einzusetzen, wenn ihnen versichert werde, daß die Regierung nicht mehr existiere, tippt Wilhelm Pieck schnell auf einer Schreibmaschine: »Kameraden! Arbeiter! Die Regierung Ebert-Scheidemann hat sich unmöglich gemacht. Sie ist von dem unterzeichneten Revolutionsausschuß der Vertretung der revolutionären sozialistischen Arbeiter und Soldaten (Unabhängige sozialdemokratische Partei und Kommunistische Partei) für abgesetzt erklärt. Der unterzeichnete Revolutions-Ausschuß hat die Regierungsgeschäfte vorläufig übernommen. Kameraden! Arbeiter! Schließt Euch den Maßnahmen des Revolutionsausschusses an. Berlin den 6. Jan. 1919 Der Revolutionsausschuß.« Unterzeichnet ist diese Erklärung von Ledebour, Liebknecht und Paul Scholze. Durchschläge werden bald darauf in mehreren Kasernen verlesen.


  Aber die Versuche, Soldaten und Matrosen für die »neue Regierung« zu gewinnen, scheitern ebenso wie der Versuch, die Berliner Stadtkommandantur und das preußische Kriegsministerium zu besetzen.


  Währenddessen beraten die Volksbeauftragten in der Reichskanzlei mit dem Zentralrat und dem neuen preußischen Kriegsminister, Oberst Reinhardt. Ebert erinnert sich an die Freikorps, die rings um Berlin von konterrevolutionären Offizieren aufgestellt werden. Noske wird zum Oberbefehlshaber der »Regierungstreuen Truppen in und bei Berlin« ernannt. Er übernimmt den Oberbefehl mit den Worten: »Meinetwegen! Einer muß der Bluthund werden. Ich scheue die Verantwortung nicht!« Dann begibt er sich in den Westberliner Vorort Dahlem und schlägt in einem einstigen Töchterpensionat sein Hauptquartier auf, dessen Aufgabe es zunächst ist, die neuen Freikorps auf den Einmarsch in Berlin vorzubereiten. Aber Ebert erkennt die Gefahr, daß bei weiterem Warten die Front der Aufständischen verstärkt wird, und versucht deshalb mit Truppenteilen, die in Berlin stehen, »die Spartakisten niederzuwerfen«.


  Der 8. Januar ist auf beiden Seiten ein Tag des gespannten Abwartens. Für den 9. Januar bereiten die Revolutionären Obleute, der Zentralvorstand der Berliner uspd und die Zentrale der kpd einen neuen Generalstreik vor. Es heißt in dem Aufruf: »Es geht aufs Ganze … um die ganze Zukunft der Arbeiterschaft, ums Ganze der Sozialen Revolution! … Es muß gekämpft werden bis aufs Letzte! … Bewaffnet Euch! Gebraucht die Waffen gegen Eure Todfeinde!«


  Wieder folgen Tausende diesen Aufrufen, versammeln sich an den angegebenen Plätzen, aber wieder erhalten sie keine Anweisungen zum Handeln, wiederum bleibt es bei allgemeinen Redensarten. Müde des planlosen Umherirrens greifen mehr und mehr Arbeiter die Losung auf: »Schluß mit dem Brudermord – Einigung der Arbeiter ohne die Führer!« Ein Teil der Demonstranten wendet sich unter der mitgeführten Parole »Kein Blutvergießen, sondern Verbrüderung!« zum Zentralrat, um mit ihm zu verhandeln.


  Auch das preußische Kabinett tagt. Der Kriegsminister berichtet über das Fortschreiten der Maßnahmen Noskes.


  Die Führer der uspd nehmen die Verhandlung mit der Regierung wieder auf. Enttäuscht von der schwankenden Politik ihrer Führer geben viele Arbeiter und Soldaten den Kampf gegen die Regierung auf.


  Unterdessen versteht die Konterrevolution die Zeit zu nutzen. Die ersten entscheidenden Schläge werden gegen die Arbeiter der großen Waffenwerke in Spandau geführt. Das Rathaus wird sturmreif geschossen, 63 Revolutionäre darin verhaftet und ihre Führer sofort erschossen.


  Der Oberbefehlshaber Noske erläßt folgenden Aufruf:


  »Arbeiter!


  Die Reichsregierung hat mir die Führung der republikanischen Soldaten übertragen. Ein Arbeiter steht also an der Spitze der Macht der sozialistischen Republik.


  Ihr kennt mich und meine Vergangenheit in der Partei. Ich bürge Euch dafür, daß kein unnützes Blut vergossen wird.


  Ich will säubern, nicht vernichten.


  Ich will euch mit dem jungen republikanischen Heer die Freiheit und den Frieden bringen.


  Die Einigkeit der Arbeiterklasse muß gegen Spartakus stehen, wenn Demokratie und Sozialismus nicht untergehen sollen.«


  Das »junge republikanische Heer« besteht weitgehend aus dem reaktionärsten Teil der kaiserlichen Armee. Statt »Freiheit und Frieden«, bringt dieses Heer vor allem Erschießungen und zum Teil bestialische Mißhandlungen.


  Am Mittag des 11. Januar ziehen Noske und Oberst Detjen an der Spitze von 3000 Mann in Berlin ein. Sie marschieren demonstrativ durch viele Straßen des Zentrums zur Reichskanzlei. Vom Balkon aus hält Noske eine Begrüßungsrede an die »bewaffnete Macht der Sozialistischen Republik«.


  Die letzten Kämpfe finden am 12. Januar um das Polizeipräsidium statt. Der Kommandant des Präsidiums wird mit vier seiner Mitkämpfer bei den Übergabeverhandlungen gefangengenommen und sofort erschossen. Mit Artillerie wird das Gebäude sturmreif geschossen und dann durch Stoßtrupps, die in den U-Bahnschächten ungesehen vordringen können, erobert. Die Überlebenden der Besatzung werden gefangengenommen, viele werden mißhandelt und viele ermordet.


  Die ganze Stadt Berlin wird nun planmäßig von den Freikorps besetzt.


  Die Gardekavallerieschützendivision führt Plakate mit sich, auf denen steht: »Berliner! Die Division verspricht euch, nicht eher die Hauptstadt zu verlassen, als bis die Ordnung endgültig wiederhergestellt ist.«


  Als nächsten Akt ihrer Ordnungspolitik führt die Division unter Leitung von Hauptmann Papst die Ermordung von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg durch.


  Die Revolution in Berlin ist beendet.


  


  Chronik Januar-Mai 1919


  Die Räterepublik in München. April 1919


  


  1919 19. Januar: Wahlen zur Nationalversammlung. Die kpd boykottiert die Wahlen, spd und uspd erhalten zusammen 45,5 Prozent der gültigen Stimmen.


  25. Januar: Anläßlich der Beisetzung von Liebknecht und 31 bei den Januarkämpfen Gefallenen kommt es in Berlin zu Massendemonstrationen.


  27.–28. Januar: Kämpfe revolutionärer Arbeiter und Matrosen in Wilhelmshaven gegen das Freikorps Ehrhardt.


  4. Februar: Die von der Regierung eingesetzte Division Gerstenberg erobert nach schweren Kämpfen die Stadt Bremen. Damit findet die Bremer Räterepublik ihr Ende.


  Der vom 1. Rätekongreß gewählte Zentralrat überträgt sein Kontrollrecht über die Regierung an die Nationalversammlung.


  5.–6. Februar: In Wismar schlagen revolutionäre Arbeiter und Soldaten einen Offiziersputsch nieder.


  6. Februar: Die Nationalversammlung tritt im militärisch besetzten und nach außen abgeschirmten Weimar zusammen und wählt Ebert für 4 Jahre zum Reichspräsidenten.


  8. Februar: Niederschlagung einer Arbeitslosendemonstration in Berlin durch Regierungstruppen. 12 Tote.


  11. Februar: Belagerungszustand in Hamburg.


  12. Februar: Blutige Zusammenstöße in Breslau. 17 Tote.


  13. Februar: Ebert ernennt eine Regierung unter dem Sozialdemokraten Scheidemann, die sich aus Vertretern der sozialdemokratischen und bürgerlichen Parteien zusammensetzt.


  15. Februar: Demonstrierende Arbeiter, Arbeitslose und Soldaten in Nürnberg protestieren gegen die Bildung »Weißer Garden«. Bei der Erstürmung des Generalkommandos gibt es zwei Tote.


  17.–22. Februar: Nach einem Angriff des Freikorps Lichtschlag auf Hervest-Dorsten, der 38 Tote fordert, treten die Arbeiter des Ruhrgebietes in den Generalstreik. Es kommt zu schweren Kämpfen: allein in Hamborn gibt es weit über 100 Tote.


  21. Februar: Der bayerische Ministerpräsident Eisner wird von dem Grafen von Arco-Valley ermordet. Generalstreik in München.


  24. Februar–10.März: Generalstreik in Mitteldeutschland – für die Verteidigung und Erweiterung der in der Novemberrevolution errungenen Rechte, für das Mitbestimmungsrecht in den Betrieben, für die Beibehaltung der Betriebsräte und gegen Noske. Es kommt zu blutigen Zusammenstößen der Streikenden mit den Truppen des Generals Maercker.


  27. Februar: Die Nationalversammlung beschließt das »Gesetz über die vorläufige Reichswehr«.


  28. Februar: Düsseldorf wird vom Freikorps Lichtschlag besetzt.


  2.–6. März: Gründungskongreß der Kommunistischen (Dritten) Internationale in Moskau. 51 Vertretern aus rund 30 Ländern, darunter auch Deutschland, unter Lenins Führung, geht es um die »organisatorischen Grundlagen einer einheitlichen kommunistischen Weltbewegung«.


  Die Arbeiter Berlins treten in den Generalstreik.


  3.–8. März: Die preußische Regierung antwortet mit der Verhängung des Belagerungszustandes, Haftbefehlen und dem Einsatz von Militär.


  5.–12. März: In Berlin toben Kämpfe. Reichswehrminister Noske: »Jede Person, die mit Waffen in der Hand gegen Regierungstruppen kämpfend angetroffen wird, ist sofort zu erschießen.«


  Am 11. März werden 29 Angehörige der Volksmarinedivision, die sich unbewaffnet in einem Bürohaus einfinden, um ihre Entlassungspapiere zu holen, auf den Hof geführt und erschossen.


  9.–16. März: Die Kämpfe in Berlin fordern mehr als 1000 Tote. Leo Jogiches, Mitglied der Zentrale der kpd, wird im Gefängnis Berlin-Moabit ermordet. Willkürliche Erschießungen sind an der Tagesordnung.


  21. März: Ausrufung der Räterepublik in Ungarn. Sie bricht am 1. August zusammen.


  24.–25. März: 13 Tote bei Überfällen der Sicherheitswehren auf Arbeiterdemonstrationen in Witten an der Ruhr.


  31. März–28. April: Generalstreik der Bergarbeiter des Ruhrgebietes, dem sich zeitweise auch die Arbeiter anderer Industriezweige anschließen.


  4. April: Streiks und Kundgebungen für die Errichtung einer Rätemacht in Augsburg.


  7. April: Ausrufung einer »Räterepublik«« in München durch den Revolutionären Zentralrat, der einen bürgerlichen Rat der Volksbeauftragten bestimmt.


  Die bayerische Landesregierung flieht nach Bamberg. Die kpd stellt sich, trotz starker Bedenken, den Räten zur Verfügung.


  13. April: In München schlagen revolutionäre Arbeiter und Soldaten einen konterrevolutionären Putschversuch der »Republikanischen Schutztruppe« nieder.


  15. April–4. Mai: Andauernde Streiks in Oberschlesien für Verbesserung der Lebensmittelverteilung, höhere Löhne und andere wirtschaftliche Forderungen. In der zweiten Aprilhälfte blutige Auseinandersetzungen mit Freikorpstruppen.


  Mitte April-Mai: Zahlreiche Streiks im Bezirk Bremen und deutschen Industriegebieten, bei denen es meist zu Zusammenstößen und Straßenkämpfen mit der Regierungsmacht kommt.


  20. April: Die gegen München vorrückenden konterrevolutionären Truppen in Stärke von 60000 Mann besetzen Augsburg.


  30. April–3. Mai: Nach dem Zusammenbruch der Verteidigungsfront der Roten Armee bei Dachau erobern konterrevolutionäre Truppen die Stadt München. In den Vororten und in der Stadtmitte heftige Kämpfe. Hunderte revolutionärer Arbeiter, Soldaten und Intellektueller werden ermordet. In den folgenden Wochen erfolgen über 2200 Verurteilungen.


  


  Die Räterepublik in München. April 1919


  


  Am 8. November 1918 leuchten von den Münchner Anschlagtafeln die roten Proklamationen Kurt Eisners »An das bayerische Volk«, worin die Dynastie Wittelsbach als abgesetzt und Bayern zur Republik erklärt wird.


  Die Revolution hatte sich in der Nacht vom 7. zum 8. November mit überraschender Schnelligkeit vollzogen. Die Mehrheit der Münchner Bürger hatte die umstürzenden Ereignisse verschlafen. Doch diese Ereignisse hatten ihre Vorgeschichte.


  Am 3. November 1918 fand vormittags eine Demonstration der Münchner uspd auf der Theresienwiese vor der Bavaria statt. Es beteiligten sich nicht übermäßig viele Menschen, aber verhältnismäßig viele Soldaten in Uniform. Anschließend zogen einige hundert Teilnehmer zum Gefängnis Stadelheim und setzten bis abends die Haftentlassung der Männer durch, die im Februar 1918 in München unter Führung Kurt Eisners einen Streik der Rüstungsarbeiter gegen den Krieg in Bewegung gesetzt hatten. Zwei Tage später, am 5. November, rief die uspd erneut zu einer nächtlichen Kundgebung auf der Theresienwiese auf. Man feierte den Sieg der aufständischen Matrosen in Kiel. Rufe wurden laut nach Arbeiter- und Soldatenräten, nach Waffen und nach sofortiger Revolution. Eisner warnte vor überstürztem Handeln, erklärte aber, daß sich München in den nächsten Tagen erheben werde und daß das Militär bereits gewonnen sei. Am 7. November 1918 hatten die spd, die uspd und die Gewerkschaften die Bevölkerung zu einer großen Friedensdemonstration aufgerufen. Nachmittags 3 Uhr versammelten sich Tausende auf der Theresienwiese. Von mehreren Tribünen aus sprachen die Vertreter der sozialistischen Parteien zu den Massen, unter denen wiederum viele Soldaten waren, obwohl für sie Ausgehverbot angeordnet war. Nach Schluß der Kundgebung forderten die Sozialdemokraten, vor allem ihr Führer Erhard Auer, die Arbeiter zur friedlichen Heimkehr auf. Viele folgten ihnen und formierten sich zu einem Zug durch die Innenstadt bis zum Friedensengel; von dort aus begab man sich friedlich nach Hause. Doch die Vertreter der uspd unter Führung Kurt Eisners und Hans Unterleitners zogen mit ihren Anhängern zu verschiedenen Kasernen im Norden der Stadt, wo sich die Soldaten ihnen sofort anschlossen. Die Waffendepots wurden besetzt und Soldaten und Zivilisten bewaffneten sich. Daraufhin besetzten die Aufständischen das Landtagsgebäude, das Generalkommando, die Stadtkommandantur, das Kriegsministerium, Telefon- und Telegrafenamt, die Funkstation und andere Schlüsselpositionen. Im Landtag bildete sich ein Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat als Träger der gesamten politischen Macht mit Eisner als Vorsitzendem, und noch in der Nacht zum 8. November wurde die Republik Bayern proklamiert.


  Am Vormittag führt Eisner ein Gespräch mit dem ehemaligen königlichen Ministerpräsidenten, der unter Protest seine Amtsräume aufgibt, und dem »königlich bayerischen Sozialdemokraten« Auer, der sich – zögernd – bereit findet, unter Eisner das Innenministerium zu übernehmen. Kein Schuß ist gefallen, kein Tropfen Blut vergossen. Eisner hatte, mit den Massen hinter sich, in einem kühnen Alleingang innerhalb von 24 Stunden die Revolution in München und damit in Bayern zum Siege geführt.


  Die Wahl der ersten revolutionären Regierung Bayerns beruft neben Kurt Eisner als Ministerpräsidenten zwei uspd-Mitglieder, vier Sozialdemokraten und einen linksbürgerlichen Vertreter als höchste Staatsbeamte. Das Volk will wie im übrigen Reich das Ende des Krieges, den Sturz der Militärherrschaft und schließlich den Sturz der Monarchie.


  Es gibt zwar Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte, aber trotzdem stimmt Kurt Eisner der Wahl eines Landtags zu, der verfassunggebende Vollmachten haben soll. Eisner selbst stützt sich auf diese Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte – oder doch wenigstens auf die Institution, die sich diesen Namen gegeben hat.


  In der Nacht vom 6. zum 7. Dezember 1918 versuchen radikale Kräfte in München, die Redaktionen der bürgerlichen Zeitungen zu besetzen und eine »proletarische Zensur« einzuführen. Gleichzeitig wird der Innenminister Auer gezwungen, abzudanken. Der Vorgang bleibt allerdings nur ein nächtlicher Spuk, denn am nächsten Morgen macht Eisner alle diese Schritte wieder rückgängig. Doch der Druck von links verstärkt sich. Am 19. Dezember wird Eisner in einer Münchner Kommunistenversammlung niedergeschrien, als er gegen den Kommunismus russischer Prägung spricht. Am 10. Januar 1919 demonstrieren Arbeitslose unter Führung der Kommunisten gegen die Regierung Eisner-Auer und fordern die Freilassung der Kommunistenführer, deren Verhaftung Eisner am Vormittag persönlich veranlaßt hatte. Trotzdem begünstigt Eisner die Rätebewegung. In der Sitzung des bayerischen Landesarbeiterrates bemerkt er unter anderem: »Wir stehen vor der Weltrevolution. Es ist die Stunde der Entscheidung. Wenn man sagt, daß die Nationalversammlung die Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte entbehrlich macht, so behaupte ich, es wäre noch eher die Nationalversammlung entbehrlich als die Arbeiterräte.«


  Die Wahlen zum neuen bayerischen Landtag am 12. Januar 1919 bringen den bürgerlichen Parteien einen deutlichen Sieg. Als stärkste Partei mit 66 Abgeordneten zieht die Bayerische Volkspartei in den Landtag ein. Die Unabhängigen Sozialdemokraten haben nur 3 Sitze erobert, die spd behauptet sich mit 61 Abgeordneten. Bürgerliche Parteien und spd drängen nun gemeinsam auf die Einberufung des Landtages und den Rücktritt der Regierung.


  Beim ersten Zusammentritt des Landtages, am 21. Februar 1919, will Kurt Eisner die im Ministerrat festgelegte Erklärung abgeben, daß das Gesamtministerium von seinen Ämtern zurücktrete und sie dem Landtag zur Verfügung stelle. Aber die Räte sind nicht bereit, abzudanken. Sie bereiten sich auf eine »zweite Revolution« vor, wenn das Parlament versuchen sollte, die Räte abzuschaffen. Ein neuer Machtkampf steht bevor. Wie Kurt Eisner taktieren wird, ist noch völlig ungewiß.


  Am 21. Februar wird Eisner auf dem Wege zum Landtag ein paar Minuten vor 10 Uhr an der Ecke Promenadeplatz-Prannerstraße von dem konterrevolutionären Leutnant Graf Arco-Valley durch drei Kopfschüsse von hinten ermordet. Eisner ist sofort tot.


  Eine ungeheure Aufregung ergreift Arbeiter und Soldaten in München. Dem Attentat folgt sogleich ein zweites. Das Mitglied des Arbeiterrates, Lindner, schießt auf den Sozialdemokraten Erhard Auer, den er für den Inspirator des Mordes an Eisner hält; Auer ist schwer verwundet. Beim Verlassen des Sitzungssaales erschießt Lindner noch den Major Jahreiß, der sich ihm in den Weg stellt. Außerdem wird der Abgeordnete der Bayerischen Volkspartei Osel ermordet, ob von Lindner oder von einem anderen, ist nie genau festgestellt worden. Festgestellt wurde später nur, daß Auer das Weihnachtsfest in Gesellschaft mit Arco gefeiert hatte. Als der Eisner-Mörder Arco nach der Tat, von einem Leibwächter Eisners verwundet, in einer Klinik lag, ließ Auer ihm durch seine Tochter einen Strauß weißer Chrysanthemen überreichen.


  In München und im ganzen Lande herrscht Anarchie. Der Landtag ist »auseinander gelaufen«. Der Generalstreik wird ausgerufen und der Belagerungszustand verhängt. Die Frage der Macht ist wieder offen.


  Die Stimmung der Massen in München ist so sehr gegen den Landtag gerichtet, daß er weder wagt, neu zusammenzutreten, noch durch Truppen geschützt werden kann. Die Räte beherrschen am 21. Februar und in den folgenden Tagen die politische Lage.


  Noch am Tage der Ermordung Eisners wird aus den drei Parteien spd, uspd, kpd und den Vollzugsräten der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte ein Aktionsausschuß gebildet, der die Neukonstituierung des Zentralrates beschließt und durchführt. Zu Beginn seiner Arbeit faßt der Zentralrat folgende Beschlüsse: Verbot der bürgerlichen Presse; Bewaffnung des Proletariats; Verhaftung von 50 Geiseln aus dem Lager der Konterrevolution. Schon nach kurzer Zeit wird das Verbot der bürgerlichen Presse durch eine Vorzensur ersetzt, die nicht funktioniert, weil die »geeigneten Kräfte« dafür fehlen. Die Bewaffnung des Proletariats wird in die Hände der Gewerkschaftsführer und des Stadtkommandanten gelegt, der sich jedoch bald als Konterrevolutionär erweist. Die Geiseln werden freigelassen – unter der Bedingung, daß sie ihr Ehrenwort geben, München nicht zu verlassen und sich zur Verfügung des Zentralrates zu halten.


  Im Rätekongreß ist die zielstrebigste Partei die Sozialdemokratie, die den Rätekongreß schwächen und eine Regierung ähnlich der in Berlin schaffen will. In einer der nächsten Sitzungen des Rätekongresses, am 1. März 1919, wird ein provisorisches Ministerium gewählt, bestehend aus Vertretern der spd und der uspd, einem Bauernbündler und einem bürgerlichen Fachminister.


  Der Rätekongreß vertagt sich vom 1. März auf den 5. März. Diese Zeit nutzen die SPD-Führer zu Verhandlungen mit den bürgerlichen Parteien und der uspd, um eine Regierungsbildung zustande zu bringen, mit deren Hilfe die Räte ausgeschaltet werden können.


  Endlich, am 17. März 1919, tritt der Landtag zusammen, um die Regierung zu bilden. Ministerpräsident wird der Sozialdemokrat Johannes Hoffmann, ein Volksschullehrer. Militärminister wird der Geschäftsführer des deutschen Holzarbeiterverbandes, Ernst Schneppenhorst. Bald zeigt sich jedoch, daß die Räte in München die politische Bühne beherrschen und die Regierung Hoffmann daneben eine relativ geringe Rolle spielt.


  Unter diesen Umständen wird – seltsamerweise aus den Reihen der Rechtssozialisten – der Wunsch laut, eine Räterepublik in Bayern auszurufen.


  Während der zweiten Verhandlung erscheint eine Delegation der kpd unter Leitung von Eugen Levine. Er erklärt: »Eben habe ich von euren Plänen erfahren. Wir Kommunisten hegen das größte Mißtrauen gegen eine Räterepublik, deren Träger die sozialdemokratischen Minister Schneppenhorst und Dürr sind, die die ganze Zeit den Rätegedanken bekämpften. Wir können es uns nur als einen Versuch, durch eine scheinbare revolutionäre Aktion den Anschluß an die Massen zu gewinnen, oder als bewußte Provokation erklären. Wir wissen aus Beispielen in Norddeutschland, daß Mehrheitssozialisten häufig bestrebt waren, verfrühte Aktionen ins Leben zu rufen, um sie desto erfolgreicher abwürgen zu können … Eine Räterepublik wird nicht vom grünen Tisch proklamiert, sie ist das Ergebnis von ernsten Kämpfen des Proletariats und seines Sieges. Das Münchener Proletariat steht noch vor solchen entscheidenden Kämpfen … Gegenwärtig ist der Augenblick der Proklamierung einer Räterepublik außerordentlich ungünstig. Die Massen in Nord- und Mitteldeutschland sind geschlagen und sammeln sich erst zu neuen Kämpfen, und Bayern ist kein wirtschaftlich geschlossenes Gebiet, das sich selbständig längere Zeit halten könnte. Nach dem ersten Rausch würde folgendes eintreten: die Mehrheitssozialisten würden sich unter dem ersten besten Vorwand zurückziehen … Die uspd würde mitmachen, dann umfallen, verhandeln und dadurch zum unbewußten Verräter werden. Und wir Kommunisten würden mit dem Blut unserer Besten eure Tat bezahlen. Wir lehnen es ab, der Sündenbock für die Dummheit und Verworrenheit der anderen zu sein und setzen uns nicht an einen Tisch mit Schneppenhorst, dem Nürnberger Noske, und Dürr, der Gasbomben gegen streikende Arbeiter verlangte.«


  Da die kpd die Ausrufung der Räterepublik abgelehnt hat, liegt die Entscheidung in den Händen der uspd. Zudem sind die Anarchisten nicht mehr zurückzuhalten.


  Am 6. April 1919 wird in einer Sitzung am Abend die Ausrufung der Räterepublik für den 7. April 1919 festgelegt und ein Rat der Volksbeauftragten gebildet. Vorsitzender des Vollzugsrates wird der Unabhängige Dr. Lipp. Erich Mühsam sagt: »Da man sonst nicht wußte, wen man wählen sollte, wählte man ihn.« Bald zeigt sich, daß Dr. Lipp diese Regierung sogleich aufs schwerste kompromittiert.


  An den »Gesandten der Räterepublik Bayern« in Berlin richtet er folgendes Schreiben: »Da das opus primum sed non ultimum des Herrn Preuß über die deutsche Verfassung für Bayern niemals bindendes Gesetz werden kann, weil ich die durch bayerisches Blut bei Wörth und Sedan erworbenen Reservatrechte Bayerns nicht preisgeben darf, ersuche ich Sie, unverzüglich dem Grafen Brockdorff-Rantzau Ihr Abschiedsgesuch einzureichen.«


  An den päpstlichen Nuntius schreibt er: »Ich gebe mir die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß ich es mir zur heiligen Pflicht mache, die Sicherheit Ihrer verehrlichen Person und des gesamten Instituts der Nuntiatur in München zu garantieren. Glauben Sie an meine Ergebenheit.«


  Am 10. April verfaßt er den Funkspruch: »Tschitscherin, Lenin, Moskau. Proletariat Oberbayerns glücklich vereint. Sozialisten plus Unabhängige plus Kommunisten fest als Hammer zusammengeschlossen, mit Bauernbund einig. Klerikale uns wohlgesinnt. Liberales Bürgertum als Preußens Agent völlig entwaffnet. Bamberg Sitz des Flüchtlings Hoffmann, welcher aus meinem Ministerium den Abortschlüssel mitgenommen hat. Die Preußenpolitik, deren Handlanger Hoffmann ist, geht dahin, uns von Norden – Berlin, Leipzig, Nürnberg – abzuschneiden und uns gleichzeitig bei der Entente als Bluthunde und Plünderer zu verdächtigen. Dabei triefen die Gorillahände Noskes von Blut. Wir erhalten Kohle und wir erhalten Lebensmittel in reichlichen Mengen aus der Schweiz, von Italien. Wir wollen den Frieden für immer. Immanuel Kant: ›Vom ewigen Frieden‹, 1795, Thesen 2–5 …


  Erst nach einigen Tagen merkt man, daß er geisteskrank ist; er wird in eine Heilanstalt eingewiesen.


  Finanzminister ist Silvio Gesell, Anarchist und Gründer des »Freiland-Freigeld-Bundes«. Er erläßt folgende Verordnung: »Da die absolute Währung nur mit Freigeld dauernd durchführbar ist, da außerdem das Freigeld die ganze Volkswirtschaft auf das kräftigste belebt, da endlich unter der dauernden Wirkung des Freigeldes der Zinsfuß automatisch sinkt und die Löhne entsprechend steigen, kann das Freigeld allein für die Räterepublik in Betracht kommen. Für alle Einzelheiten, betreffend das Freigeld und die absolute Währung, verweisen wir auf die reichhaltige Literatur des Freiland-Freigeld-Bundes. Wir legen großen Wert auf die feststehende Tatsache, daß durch Freigeld der Kapitalismus restlos beseitigt und am Wiedererstehen mit absoluter Sicherheit verhindert wird. Wir können, um der Arbeitsteilung willen, auf den Gebrauch des Geldes nicht verzichten. Dagegen müssen wir unter allen Umständen das bisherige kapitalistische Geld ausschalten, sonst würde es uns auf Schritt und Tritt immer wieder einen Strich durch die Rechnung machen …«


  Der Schriftsteller Gustav Landauer, ein höchst ehrenwerter Mann, schreibt in diesen Tagen: »Wer ist denn kein Arbeiter? Die tüchtige Hausfrau ist eine Arbeiterin, der in seinem organisierenden Beruf tätige Kaufmann oder Fabrikant ist ein Arbeiter, der Maler, der Bildhauer, der Musiker, der Schriftsteller sind Arbeiter, die Beamten sind Arbeiter.« Über die Rolle der Räte: »Für die Dinge des Gemeinwesens sitze der Fabrikant mit seinen technischen und kaufmännischen Gehilfen und seinen Arbeitern zusammen, ein Tätiger unter vielen; diese Gemeinschaft wird allen Teilen sehr guttun; der Schriftsteller schließe sich an Verleger und Drucker, Buchhändler und Zeitungsverkäufer an; der Pfarrer an Ärzte und Totengräber; und wenn der Minister, der die Kanalräumer und Straßenkehrer ernennt, sie überredet und informiert, so wird es für alle Teile und für den Geist unseres Volkes ein Segen sein.« Über die Diktatur des Proletariats: »Und wer fürchtet jetzt noch eine Diktatur des Proletariats? Ich würde sie auch, nein, nicht fürchten, sondern hassen und bekämpfen als Pest, wenn sie drohte; sie steht nicht bevor; bevor steht, früher als irgend jemand ahnt, nicht die Diktatur, sondern die Abschaffung des Proletariats und die Erstehung der neuen Menschengesellschaft. «


  Der Bauernbündler Konrad Kubier nimmt die Stellung als Volksbeauftragter für die Justiz nur auf Zureden an, »um diesen Posten keinem Kommunisten zu überlassen«.


  Staatsoberhaupt der Räterepublik wird in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Zentralrates der Sozialdemokrat Ernst Niekisch, der aber nach wenigen Tagen von dem Schriftsteller Ernst Toller abgelöst wird. Er und andere Idealisten lassen sich »ehrlichen Herzens und in schöner Begeisterung« von der Massenstimmung tragen, sind aber nicht fähig, diese Massen durch die Fährnisse revolutionärer Situationen zu führen.


  Der Ministerpräsident Hoffmann ist nach Ausrufung der Räterepublik sofort von München nach Bamberg geflohen. Die Regierungsmitglieder geben sich hier ihr Stelldichein.


  Von der Situation gibt ein Artikel der »Münchener Roten Fahne« vom 9. April 1919 folgendes Bild: »Der Rätetag der Republik. Alles wie sonst … In den Ämtern sitzen nach wie vor die früheren kgl. Wittelsbacher Beamten. An den Straßen die alten Hüter der kapitalistischen Wirtschaftsordnung mit dem Schutzmannsäbel. Kein bewaffneter Arbeiter. Keine roten Fahnen. Keine proletarische Besetzung der Machtpositionen … Noch liegen die Kapitale in den Safes der Banken … An den Straßen von Wind und Regen zerfetzte Plakate. ›Nationalfeiertag!‹ steht darauf … Von der Nation sprechen sie, der einigen Nation der Arbeiter und Kapitalisten … Und wollten doch die Diktatur des Proletariats errichten? Ein anderes Plakat gibt uns die Antwort. ›Belagerungszustand‹ steht darüber und ›Generalkommando‹. Wie hieß es noch am ersten Tag so schön in dem Aufruf, den sie hinausfunkten in alle Winde: ›Vom heutigen Tag an ist das bayerische Proletariat Herr seines Geschickes geworden‹, und an dem gelben Plakat steht, nach 8 Uhr darf niemand seine Wohnung verlassen … Kein einziger Proletarier hat noch eine Waffe erhalten, keinem einzigen Bürger ist noch die Waffe abgenommen … Während das Proletariat nach Aufklärung dürstet und in die Versammlungen strömt, darf es nicht einmal nach 8 Uhr abends auf der Straße sein. Erst eine erregte Menge auf der Straße, die das Automobil eines der Mitglieder der neuen Regierung anhält und es mit Drohungen überschüttet, bewirkt die große Gnade, daß das Aufenthaltsrecht auf der Straße um drei Stunden verlängert wird. Allerdings: Es waren wunderbare Dekrete ausgearbeitet. Ein ganzer Berg von Blättern …


  Papier ist geduldig. Auf den Straßen aber gehen die Bourgeois und lächeln. Man könnnte förmlich erschrecken über diese sorglose Heiterkeit am ersten Tage der sogenannten Räterepublik.


  Erst als die Rote Fahne das Proletariat aufrief, revolutionäre Obleute zu wählen, da änderte sich das Bild. Da sausten Autos der Bourgeoisie durch die Straßen und schleuderten Flugblätter mit Aufruf zu Pogromen in die Menge. Sie appellierten an den unaufgeklärtesten Teil der Massen und an die dunkelsten Instinkte. Nun ging’s los: Judenhatz, Preußenhatz, Kommunistenhatz. Und die neue Regierung sitzt noch immer im Wittelsbacher Palais und dichtet Dekrete … Sozialisierung des Bergbaues, Kommunalisierung der Hotels, rote Armee, sie dichten, dichten und dichten. Räterepublik ohne Räte … Revolutionäre Worte ohne revolutionäre Taten … Schon zieht Oberst Epp seine Freiwilligen zusammen … Was werden die nächsten Tage dem Proletariat bringen?«


  Am 9. April beruft die Kommunistische Partei eine Versammlung des »Rates der revolutionären Betriebsobleute« und der »revolutionären Soldatenvertreter« ein. Die Versammlung beschließt, die Räteregierung und den provisorischen Zentralrat zur Abdankung zu zwingen. Doch am 10. April wird der Beschluß gefaßt, die »Scheinräteregierung« angesichts des bevorstehenden Kampfes gegen die Weißen Garden zu unterstützen, ohne selbst in die Regierung einzutreten. Am n. April stellen sich die Kommunisten dem Zentralrat als »Berater« zur Verfügung, mit der Begründung: »Die Räterepublik ist nicht lebensfähig, und kein noch so großer Heroismus kann sie jetzt dazu machen. Aber es ist nicht möglich, einfach das Geschehene ungeschehen zu machen. Die Reaktion wendet sich gegen die Räterepublik, um das revolutionäre Proletariat niederzuschlagen. Indem wir Kommunisten in den Zentralrat hineingehen, bereit, als Soldaten der Revolution mitzukämpfen, sagen wir den Massen: Gebt alle Illusionen über die Räterepublik auf, konzentriert all euer Denken, euren ganzen Willen auf die Verteidigung des Proletariats.«


  Die Bamberger Regierung Hoffmann hat zahlreiche Agenten in München und steht auch in Verbindung mit der Thulegesellschaft, damals einem monarchistischen Verschwörerbund. Die Konterrevolutionäre sind entschlossen, in München das Gesetz des Handelns an sich zu reißen. Es gelingt ihnen, Teile der Münchener Garnison und das Infanterie-Leibregiment für einen gegenrevolutionären Putsch zu gewinnen. In der Nacht vom 12. zum 13. April besetzen sie das Wittelsbacher Palais, den Sitz des Zentralrates, und verhaften 12 Mitglieder der Regierung. Der »Kriegsminister« Schneppenhorst stellt »Weiße Garden« außerhalb Münchens bereit. Am Morgen des 13. April lesen die Münchner, daß in der Nacht der Zentralrat für abgesetzt erklärt worden ist.


  Angesichts dieser Entwicklung rufen die Kommunisten zum Kampf auf und erklären die Räteregierung durch eine unter ihrem Einfluß stehende Versammlung der Betriebs- und Kasernenräte für abgesetzt. Der gegenrevolutionäre Putsch wird niedergeschlagen. Am 14. April wird auf Antrag Eugen Levines ein zehntägiger Generalstreik beschlossen, um die Bewaffnung des Proletariats durchzuführen oder zu vollenden. Die Unternehmer werden vom Vollzugsrat angewiesen, den Arbeitern den Lohn für die Streiktage zu zahlen; für Kleingewerbetreibende, die dazu nicht in der Lage sind, muß der Unternehmerverband des entsprechenden Geschäftszweiges eintreten. Am 22. April ist die Bewaffnung so weit durchgeführt, daß der Streik beendet wird. Jetzt versucht man, die revolutionären und militärischen Kräfte so zu organisieren, daß sie in der Lage sind, den von Norden her anrückenden weißgardistischen Truppen entgegenzutreten. Die eigentliche Regierung bildet der Aktionsausschuß. An dessen Spitze steht ein Vollzugsrat. Vorsitzender des Vollzugsrates ist Eugen Levine. Vor den Betriebsräten, die die Mitglieder des Vollzugsrates gewählt haben, erstatten die Vollzugsratsmitglieder täglich eine Stunde lang Bericht über ihre Tätigkeit.


  Die »Rote Armee«, die aus bewaffneten Arbeitern gebildet wird, steht unter dem Kommando des revolutionären Matrosen Rudolf Egelhofer. Die Regierung Hoffmann wendet sich nun an die Reichsregierung, und Noske ist bereit, gegen die Revolutionäre in Bayern vorzugehen. Freikorps und Gardeinfanteriedivisionen, zusammen mit württembergischen Verbänden und den bayerischen Freikorps stehen bereit, der Räterepublik den Todesstoß zu versetzen. Während Ernst Toller mit der Regierung Hoffmann einen Waffenstillstand schließt, rollen die Eisenbahnzüge heran, um die weißen Truppen auf das Kampffeld zu bringen. Für den Vormarsch auf München werden drei Heeresgruppen formiert; ihre Ansatzpunkte sind Donauwörth, Ingolstadt und Regensburg. Die schlecht ausgerüstete Rote Armee zählt rund 30.000 Mann, die ihr gegenüberstehenden gutgerüsteten Weißgardisten mehr als das Doppelte. Immer näher rücken die Weißen in den folgenden Tagen an München heran. Am 27. April treten die Kommunisten aus dem Aktionsausschuß aus, da Ernst Toller und seine Freunde die Wiederzulassung der bürgerlichen Zeitungen und die Wiedereinstellung der alten bürgerlichen Polizei durchsetzen. Die Weißgardisten sind in diesem Augenblick nicht mehr zu Verhandlungen bereit. Noske erklärt, man müßte mit den Tollhäuslern in München aufräumen, »auch wenn es Blut kostet«. Am 14. April erläßt die Räteregierung folgende Bekanntmachung:


  »Wer in Wort, Schrift oder Tat öffentlich gegen den Vollzugsrat, seine Organe und seine amtlichen Anordnungen auftritt, wird unverzüglich vor ein Revolutionstribunal gestellt und sofort abgeurteilt.« Das Revolutionstribunal bleibt zunächst allerdings völlig passiv. Auf seine Mitglieder, »die sich von Gefühlen leiten lassen«, erfolgt mehr und mehr »Druck von unten«. Schließlich greift die Rote Garde zur »Selbsthilfe« und erschießt am 30. April 1919 im Luitpold-Gymnasium zehn Gegenrevolutionäre. In München werden Gerüchte verbreitet über das, was den Hingerichteten geschehen sein soll. Es wird damit eine Art Freibrief geschaffen für alles, was die Weiße Armee später an den Roten begehen wird.


  Als sich am 30. April der Ring um München schließt, wollen Mitglieder des Aktionsausschusses mit der Regierung Hoffmann in Bamberg verhandeln. Die Regierung lehnt jede Verhandlung ab; das Gesetz des Handelns bestimmen jetzt allein die Generale und Freikorpsführer. Am 1. Mai 1919 wird rings um München gekämpft; die ersten weißen Truppen dringen in die Stadt ein. Die Truppen der Roten Armee leisten noch bis zum 3. Mai erbitterten Widerstand. Am Bahnhof, am Karlsplatz und in den Vorstädten entwickeln sich die hartnäckigsten Kämpfe. Nach dem Einsatz von Geschützen gelingt es den Weißen, den Widerstand zu brechen.


  Am gleichen 3. Mai ziehen die Freikorps in München ein, Kriegszustand und Standrecht werden verhängt und in den Straßen Stacheldrahtverhaue errichtet. Der Oberbefehlshaber der Roten Armee, Rudolf Egelhofer, wird wie andere Kommunisten von den Soldaten erschlagen. Aber auch Gegner jeder Gewalt wie Gustav Landauer und der Anarchist Sontheimer werden auf grausame Weise umgebracht. Allein am 3. Mai werden 27 Angehörige der Roten Armee und 50 Zivilisten standrechtlich erschossen. Eugen Levine, Ernst Toller und andere Führer der Rätebewegung werden verhaftet, vor Gericht gestellt und entweder zum Tode oder zu jahrelangem Kerker verurteilt. Eine Woche lang haben die Eroberer »Schießfreiheit«, und alles, was »spartakusverdächtig« ist, gilt als vogelfrei. Schrecken herrscht in München. Eugen Levine erklärt in seinem Schlußwort vor dem Sondergericht: »Wir Kommunisten sind alle Tote auf Urlaub. Sie mögen jetzt entscheiden, ob mein Urlaubsschein noch einmal verlängert wird, oder ob ich eingezogen werde zu Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg.« Zwei Stunden später wird er erschossen.


  Ministerpräsident Hoffmann gibt am 31. Mai 1919 im Landtag sein Mandat zurück. In die neue Regierung treten neben vier Sozialdemokraten fünf Bürgerliche ein. Am 16. März 1920 wird dann eine neue Regierung gebildet, in der kein Sozialdemokrat mehr sitzt.


  


  Chronik Juni 1919-März 1920


  Der Kapp-Putsch. 14.–17. März 1920


  


  1919 Ende Mai-Anfang Juli: Streiks der Arbeiter und Beamten der Deutschen Reichsbahn in vielen Teilen Deutschlands für Erhöhung der Löhne und Gehälter, Herabsetzung der Lebensmittelpreise und das Mitbestimmungsrecht. Gegen die Streikenden werden Regierungstruppen und Polizei eingesetzt. Die Eisenbahner erkämpfen z. T. wirtschaftliche Verbesserungen.


  1.–4. Juni: In Wiesbaden und Speyer scheitern Seperatistenputsche am Widerstand der Arbeiter.


  22. Juni: Die Nationalversammlung ermächtigt die Regierung, den Friedensvertrag zu unterzeichnen.


  23.–25. Juni: Hungerunruhen in Hamburg: 62 Tote.


  31. Juli: Mit der Annahme der Weimarer Verfassung durch die Nationalversammlung werden die Ergebnisse der Novemberrevolution staatsrechtlich verankert.


  2.–8. August: Hungerunruhen in Chemnitz: 70 Tote. Sommer 1919: Die Oberschlesischen Berg- u. Hüttenarbeiter streiken zu 95 Prozent. Der Streik wird von Reichswehr, Freikorps und Grenzschutz niedergeschlagen.


  18.September–11.November: Erfolgreiche Streiks von 160000 Berliner Metallarbeitern gegen Lohnverschlechterungen.


  1. September: General von Lüttwitz fordert den Reichswehrminister Noske auf, ein striktes Streikverbot zu erlassen.


  1920 6.–14. Januar: Als Antwort auf den Eisenbahnerstreik im Ruhrgebiet wird der Ausnahmezustand über Rheinland-Westfalen verhängt.


  29. Februar: Im Zuge der Reduzierung des Heeres auf Grund des Versailler Friedensvertrages ordnet die Regierung die Auflösung der Marinebrigade Ehrhardt an. Der Reichswehrkommandeur Lüttwitz kündigt die Sabotage dieser Anordnung an.


  10. März: Lüttwitz richtet an Reichspräsident Ebert ein Ultimatum mit gegenrevolutionären Forderungen, das abgelehnt wird. Ebert entläßt Lüttwitz.


  12. März: Kapitän Ehrhardt wiederholt in einem Ultimatum die Forderungen von Lüttwitz und verlangt den Rücktritt Noskes.


  13. März: Nachts ein Uhr marschiert die Marinebrigade Ehrhardt vom Truppenübungsplatz Döberitz auf Berlin und löst damit den Kapp-Putsch aus, durch den versucht werden soll, die parlamentarische Republik mit Waffengewalt zu beseitigen, die Errungenschaften der Novemberrevolution zu liquidieren und eine Militärdiktatur zu errichten.


  14. März: Es kommt zu bewaffneten Kämpfen in Rostock, Stettin, Vorpommern, Waldenburg und anderen Gebieten. In Leipzig, wo die Kämpfe bis zum 20. März andauern, kommt es zu einem Blutbad: 40 Tote.


  15–17. März: Zur Abwehr des Putsches erheben sich 12 Millionen zum Generalstreik. Es ist die größte Aktion der Arbeiter in der Weimarer Republik.


  20. März: Bildung einer »Roten Ruhrarmee«, die bis zu 100000 Mitglieder erreicht.


  Schwere Kämpfe in Gera, Altenburg, Suhl und vielen anderen Städten Thüringens und im Erzgebirge-Vogtland. Bei Kämpfen in Dresden 49 Tote.


  Kapp droht in einer Verordnung die Todesstrafe für Streiks an.


  17. März: Kapp und Lüttwitz werden durch den Generalstreik und die Abwehrkämpfe zum Rücktritt gezwungen.


  


  


  Der Kapp-Putsch. 14.–17. März 1920


  


  Am 28. Juni 1919 wird der Friedensvertrag von Versailles unterzeichnet. Drei Tage vorher war die »Oberste Heeresleitung« aufgelöst, das Hauptquartier in Kolberg aufgehoben, das Abschiedsgesuch des Generalfeldmarschalls von Hindenburg durch Reichspräsident Ebert entgegengenommen und dem Scheidenden »der unauslöschliche Dank des deutschen Volkes« ausgesprochen worden. Das Heer tritt gegen den Versailler Vertrag aus politischen, wirtschaftlichen und Traditionsgründen sofort in Opposition. Der nationale Stolz ist durch die Übergabe ganzer Provinzen an Polen aufs tiefste verletzt. Aber nicht zuletzt die wirtschaftlichen Folgen schüren den Haß gegen diesen »Diktatfrieden«.


  Zur Zeit der Unterzeichnung zählt das Heer, einschließlich seiner Offiziere, 400000 Mann. Nach drei Monaten muß die Armee auf 200000 und bis zum März 1920 auf die Höchstzahl von 100000 Mann reduziert werden. Damit werden eine Viertelmillion Männer ihrer materiellen und ideologischen Basis beraubt und der Arbeitslosigkeit ausgeliefert. Der sozialdemokratische Reichswehrminister Noske verliert damit jegliche Unterstützung von seiten des Offizierskorps, dessen Zuneigung er sich gerade erst erworben hatte.


  Die Reorganisation des deutschen Heeres untersteht einer »Volkskommission für das Friedensheer«, zu deren Vorsitzendem der – wie Maximilian Harden schreibt – »froschkaltkluge Musterknabe im großen Generalstab«, General Hans von Seeckt, mit 54 Jahren einer der jüngsten hohen Offiziere, ernannt wird.


  Die Militärs werden politisch von der Rechten, vor allem der »Deutschnationalen Volkspartei«, doch auch der »Deutschen Volkspartei« unterstützt.


  Die Reichswehr sieht ihren politischmilitärischen Führer in ihrem dienstältesten Kommandeur, dem General Walter von Lüttwitz, der von dem Gedanken beherrscht wird, Deutschland nach dem Status von 1914 wiederherzustellen und den Kaiser aufs neue an der Spitze des Reiches zu sehen.


  Die Rechten, die Konservativen, unterscheiden sich in ihren Zielen zumeist nicht wesentlich von dem General von Lüttwitz. Sie sind nur politisch klüger. Sie wollen die Mittel nutzen, die ihnen die Demokratie anbietet, um die Demokratie zu zerstören: Aufhebung der Nationalversammlung; Wahlen des Reichspräsidenten durch das Volk – sie setzen auf den legendären Feldmarschall von Hindenburg –, Reichstagswahlen und anschließend Durchführung eines Volksentscheides, denn sie glauben sicher zu sein, daß das deutsche Volk nichts sehnlicher wünsche als die Wiederkehr der Monarchie. Diese Rechtskonservativen werden aber von einer »extremen Rechten« flankiert, die glaubt, auf den »ganzen demokratisch-parlamentarischen Zauber« verzichten zu können und zu müssen. Im Hintergrund steht der 1. Generalquartiermeister der kaiserlichen Armee a. D. und einstige Diktator der deutschen Kriegsmaschinerie, General Erich Ludendorff.


  Es kommt zur Gründung der »Nationalen Vereinigung«. Sie geht zurück auf den vierzigjährigen Hauptmann Waldemar Pabst, 1. Generalstabsoffizier der Gardekavallerieschützendivision in Berlin, der die Ermordung Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs befohlen hatte. Als eigentlicher Führer kann jedoch General Ludendorff gelten. Andere Führer sind General von Lüttwitz, Graf Westarp, der ehemalige Vorsitzende der konservativen Reichstagsfraktion, Pfarrer Traub, früher Hofprediger Kaiser Wilhelms ii. Oberst Max Bauer, Ludendorffs ehemaliger Operationschef, Herr von Jagow, ehemals Polizeipräsident von Berlin, und endlich Dr. Wolfgang Kapp.


  »Der Vater dieses Mannes hat an der süddeutschen Revolution von 1848 mitgewirkt, verließ als Verfemter die Heimat, war im Pariser Flüchtlingsheim des russischen Rebellen Alexander Herzen Erzieher, ging dann nach Amerika, wurde ein Führer der Deutschen, schrieb die Lebensgeschichte der Generale Steuben und Kalb, auch über die Sklaverei und das Verhältnis Friedrich ii. zur Neuen Welt; kehrte nach 1870 zurück, kam in den Reichstag, saß bis 1884 unter den liberalen Freihändlern.« Der Sohn wurde 1858 in New York geboren, war seit 1891 in der preußischen Verwaltung tätig, zuletzt als Generallandschaftsdirektor in Ostpreußen. Als Alldeutscher bekämpfte er die Politik des Reichskanzlers Bethmann Hollweg und gründete gegen das Verständigungsprogramm der Juliresolution 1917 mit dem Großadmiral von Tirpitz die »Deutsche Vaterlandspartei«. Dr. Kapp schrieb bereits im Juli 1919 an den Stabschef der Nordarmee, Oberst Heye: »Wir müssen jetzt losschlagen.« Aber Heye antwortete ausweichend, die Armeeführer seien sich über die einzuschlagende Taktik und den Zeitpunkt einer Aktion nicht einig. Da entschloß sich General von Lüttwitz, die Truppen für einen planmäßigen Staatsstreich planmäßig vorzubereiten.


  Die »Nationale Vereinigung« hat einen ausgesprochenen Verschwörercharakter. Die Massenbasis soll durch die Offiziere und die einflußreichen Gegner der Republik geschaffen und organisiert werden. Die Regierung spürt wohl die Gefahr, aber sie entlarvt weder die Machenschaften, noch ruft sie die republikanisch Gesinnten zur Sammlung und zum Kampf auf.


  Sie versucht eine Bloßstellung und Lahmlegung der reaktionären Offizierskreise auf andere Weise. Am 20. August 1919 läßt sie durch die Nationalversammlung die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses beschließen, der die Schuld am Kriegsausbruch, vor allem aber die Frage klären soll, ob der Krieg nicht durch einen Verständigungsfrieden eher zu beenden gewesen wäre. Und mit der Wahl Friedrich Eberts zum Reichspräsidenten, einen Tag später, hofft die Regierung, die reaktionären Kreise von einer Propaganda auf breiter Basis zu Gunsten des ehemaligen Feldmarschalls Hindenburg abhalten zu können.


  Zehn Tage später treffen sich Dr. Kapp und General von Lüttwitz. Daraufhin schreibt der General dem Reichswehrminister Noske einen Brief, nach dessen Empfang die Reichsregierung eigentlich erklären müßte: »Die Republik ist in höchster Gefahr!« Man las da: »… Ich kann mich des Eindruckes nicht erwehren, daß von seiten der Reichsregierung unsere Lage zu optimistisch beurteilt wird. Man läßt sich von den Ereignissen treiben und befindet sich politisch absolut in der Defensive.


  Erst wenn die Zustände ganz unheilbar geworden sind … wird mit militärischen Machtmitteln eingeschritten. Das sind auf die Dauer unhaltbare Zustände … Wir treiben einer inneren Katastrophe entgegen. Ob wir, wenn sie erst eingetreten ist, noch die Machtmittel in der Hand haben, sie zu überwinden, ist mehr als zweifelhaft. Alles sehnt sich nach der starken Hand, die Ordnung schafft … Zwei Dinge tun uns not: Arbeit und Ordnung! Beide können wir haben, aber nicht mit Worten. Die Versuche, das Volk durch Milde und Zureden zur Annahme von Arbeit zu bringen, sind vergeblich gewesen. Nur Zwang wird das Volk zur Arbeit bringen.


  Daraus ergeben sich folgende Notwendigkeiten:


  1. Vernünftiger Abbau der Arbeitslosenunterstützung. Der Grundsatz: wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen, muß wieder wie früher zur Geltung kommen …


  2. Unbedingtes Verbot politischer und wirtschaftlicher Streiks …Wie aber wird die Regierung mit solchen im wahrsten Sinne des Wortes sozialen Maßnahmen durchdringen, wenn ihr Elemente ungestraft entgegentreten dürfen, deren einziges Streben darauf gerichtet ist, auf den Trümmern unserer staatlichen und wirtschaftlichen Ordnung ihre nur aus Ehrgeiz und Egoismus, im besten Falle aus utopischen Ideen erstrebte Herrschaft zu errichten? Diese Schädlinge müssen rücksichtslos vernichtet werden. Kampf bis aufs Messer gilt es diesen staatsfeindlichen Elementen gegenüber.


  Rigorose Unterdrückung ihrer Presse und ihrer führenden Persönlichkeiten ist das einzig wirksame Mittel …


  Zur Durchführung ihrer Aufgaben braucht die Regierung Macht. Noch hat sie die Macht. Die Armee ist bereit, dem Willen einer tatkräftigen Regierung zum Siege zu verhelfen.


  Läßt die Regierung tatenlos die Zeit verstreichen, so verliert sie infolge der Herabminderung des Heeres ihre militärische Macht und stärkt die Macht des Bolschewismus. Weil aber die Regierung auf die tatkräftige Mitwirkung der Truppe angewiesen ist, muß alles vermieden werden, was geeignet ist, die Stimmung der Armee gegen die Regierung und die hinter ihr stehenden Parteien einzunehmen … Es gilt schnell zu handeln, sonst schreiten die Ereignisse über uns hinweg.«


  Und um keinen Zweifel zu lassen über den offiziellen Charakter dieses Schreibens steht darunter: »Der Kommandierende General (gez.) von Lüttwitz.«


  Reichspräsident und Reichswehrminister lassen sich von diesem Brief nicht beeindrucken. Sie denken immer noch, der Untersuchungsausschuß werde die Herren so demaskieren, daß sie jeden Widerstand gegen die Republik aufgeben werden. Aber es kommt anders. Hindenburg fährt in einem Salonwagen von Hannover nach Berlin und wird am Bahnhof Friedrichstraße von einer Ehrenkompanie begrüßt; zwei aktive Offiziere werden ihm als Adjutanten zugeteilt, und vor der Villa, in der er wohnt, zieht ein Doppelposten mit Stahlhelm auf. Am 18. November belehrt Hindenburg den Untersuchungsausschuß, daß die Niederlage nicht der Armee zuzuschreiben sei, sondern der Demoralisierung und Uneinigkeit der Zivilbevölkerung. Dem Heer habe die Revolution einen »Dolchstoß in den Rücken« versetzt. An dem Gift dieser »Dolchstoßlegende« wird die Republik eines Tages umkommen. Und der Feldmarschall verläßt die Reichshauptstadt mit der gleichen Feierlichkeit, mit der er empfangen worden war.


  Die Regierung ist so schockiert, daß sie den Ausschuß in den nächsten fünf Monaten nicht mehr einberufen läßt.


  Am 3. November schlägt eine Note der Alliierten wie eine Bombe ein: sie fordert, daß die laut Liste aufgeführten Personen als Kriegsverbrecher auszuliefern seien: vier Generalfeldmarschälle, darunter Hindenburg und von Mackensen, der Großadmiral von Tirpitz, die Generale Ludendorff, von Falkenhayn, von Bülow, von Kluck, von Below, die Reichskanzler Bethmann Hollweg und Michaelis, der Vizekanzler Helfferich und viele andere, an der Spitze der Deutsche Kaiser.


  Am 9. Februar erklärt der Chef der Reichswehr, General von Seeckt, seinen Stabsoffizieren und Abteilungschefs: »Die neue Reichswehr, der die Tradition des alten Heeres als heiliges Vermächtnis anvertraut worden ist, muß sich der Forderung der Alliierten widersetzen, auch wenn das die Wiedereröffnung der Feindseligkeiten zur Folge hat.«


  Was Seeckt intern erklärt, fordert Lüttwitz in öffentlicher Rede. Zur gleichen Zeit ordnet die Interalliierte Kontrollkommission die Auflösung der beiden Freikorps an, die nach dem Truppenübungsplatz Döberitz verlegt worden waren. Es sind dies die von Kapitän zur See Ehrhardt geführte »Marinebrigade« und die »Baltikumbrigade« unter General von der Goltz.


  Am 1. März nimmt General von Lüttwitz die Parade der Brigade Ehrhardt ab. Die »Deutsche Zeitung« berichtet darüber:


  »Auf dem Felde von Döberitz steht im Schmuck der Waffen die 2. Marinebrigade unter ihrem Führer Kapitän Ehrhardt. Eine Kerntruppe bester Art, bewährt im Kampf gegen den äußeren und inneren Feind. Festgefügt in Vaterlandsliebe, Disziplin, Kameradschaft und Treue gegen ihren Führer, hat die Brigade auf ihrem Zuge von Wilhelmshaven über Berlin, Braunschweig, München nach Oberschlesien der jetzigen Regierung zur Aufrechterhaltung der Ordnung unschätzbare, selbstlose Dienste geleistet. Am 17. Februar bestand sie ein Jahr. Heute beabsichtigt die Regierung im Gefühl ihrer Sicherheit die Auflösung! Die Parade zur Wiederkehr des Gründungstages nahmen am 1. März Exzellenz von Lüttwitz und Exzellenz von Trotha ab. Mit klingendem Spiel und wehenden Fahnen zogen die Sturmkompagnie, die Bataillone, Artillerie, Maschinengewehr- und Scheinwerferzüge in vorzüglicher Verfassung vorüber. Dann Feldgottesdienst unter blauem Frühlingshimmel – wie einst. Nachmittags Sportfest und abends frohes Beisammensein – alles wie einst. Auch das Wetter – Hohenzollernwetter. Nur einer fehlte.«


  General von Lüttwitz versprach der Truppe, er werde nicht dulden, daß man sie nach Hause schicke.


  Abgeordnete der Rechtsparteien fordern nach Rücksprache mit Lüttwitz von der Reichsregierung die Abhaltung von Reichstags- und Präsidentenwahlen. Aber das ist nur ein Propagandamanöver, um das deutsche Volk »aufzuklären«. Zur gleichen Zeit arbeiten Dr. Kapp und seine Leute Denkschriften aus, verfassen Aufrufe und bilden insgeheim eine »neue Regierung«.


  Am 9. März melden die Abgeordneten dem General Lüttwitz, daß ihre Intervention bei der Reichsregierung gescheitert ist. Der General lächelt nur verächtlich.


  Am 10. März bittet Lüttwitz den Reichspräsidenten Ebert um eine Unterredung. Er stellt ohne nähere Begründung seine Bedingungen: Einstellung der Entlassungen bei der Truppe; der Chef der Heeresleitung, General Reinhardt, ist zu ersetzen; die Brigade Ehrhardt bleibt unter seinem Befehl.


  Der anwesende Reichswehrminister Noske lehnt diese Forderungen entschieden ab. Lüttwitz läßt sich keineswegs einschüchtern und verlangt weiter: Neuwahlen zum Reichstag, Präsidentenwahlen durch das Volk, Bildung eines Kabinetts von Fachministern und Weigerung, die »Kriegsverbrecher« auszuliefern.


  Noske bleibt hart: »Die Zeit ist gekommen, wo Sie die Wahl haben, zu gehorchen oder Ihren Abschied zu nehmen. Ich warne vor einem Auflehnungsversuch, bei dem die Offiziere die Mannschaften keineswegs mehr hinter sich haben und der das Reich ruinieren wird. Wenn Sie Gewalt gebrauchen, werden wir den Generalstreik ausrufen.«


  Damit ist die Unterredung beendet. Ebert und Noske erwarten zuversichtlich das Abschiedsgesuch des Generals von Lüttwitz.


  Als zwei Tage verstreichen, ohne daß etwas geschieht, enthebt Noske Lüttwitz seines Postens. Gleichzeitig erläßt er Haftbefehl gegen Dr. Kapp, den Oberst Bauer, Hauptmann Pabst und andere Verschwörer. Aber alle befinden sich bereits im Schutz der Marinebrigade Ehrhardt in Döberitz.


  Am 12. März schickt Noske den Admiral von Trotha, der kein Freund der Republik ist, zur Inspektion nach Döberitz. Der Admiral meldet sich dort telefonisch an und bemerkt dann bei seinem Besuch nichts Auffälliges. Er meldet dem Minister: »In Döberitz alles ruhig!« Eine Stunde später befindet sich die Marinebrigade Ehrhardt auf dem Marsch nach Berlin.


  In der Nacht vom 12. zum 13. März versammelt Reichswehrminister Noske die leitenden Offiziere des Ministeriums, unter ihnen General von Seeckt. Der Minister berichtet über die letzten Bemühungen, mit General von Lüttwitz und Ehrhardt zu einem Ausgleich zu kommen. Da diese vergeblich gewesen seien, müßten nunmehr die Waffen sprechen. Noske bittet die anwesenden Offiziere, ihre Meinung zu äußern. Als erster spricht General Reinhardt (dessen Entlassung Lüttwitz gefordert hatte): »Angesichts der Kollision zwischen Fahneneid und Kameradschaft wird jedem von uns das Handeln schwerfallen. Dennoch müssen wir mit der Waffe in der Hand den Aufrührern sofort entgegentreten. Ihr Unternehmen, das von unerhörtem Leichtsinn zeugt, bedroht den Bestand des Reiches. Es darf in solchen Situationen für die Reichswehr keine Neutralität geben. Je rascher wir handeln, um so schneller wird der Spuk verfliegen. Auch strategisch werden wir in der Lage sein, mit den Truppen, die hinter uns stehen, die Eroberung Berlins zu verhindern.«


  Dem widerspricht General von Seeckt sehr entschieden: »Es kann doch keine Rede davon sein, daß man Reichswehr gegen Reichswehr kämpfen läßt! Truppe schießt nicht auf Truppe. Haben Sie, Herr Minister, etwa die Absicht, eine Schlacht vor dem Brandenburger Tor zu dulden zwischen Truppen, die vor eineinhalb Jahren Schulter an Schulter gegen den Feind gefochten haben?«


  Noske wirft erregt ein: »Sie wollen also die Aufrührer schützen?« Seeckt antwortet: »Keineswegs, aber ich weiß die tragischen Folgen – und vielleicht weiß ich es allein –, die der Kampf mit der Waffe haben würde. Wenn Reichswehr Reichswehr niederschlägt, dann ist alle Kameradschaft im Offizierskorps hin. Wenn das aber einträte, dann wäre die wahre Katastrophe, die mit so unendlicher Mühe am 9. November 1918 vermieden worden ist, erst richtig da.«


  Der Minister antwortet, daß er dann die Arbeiter zu den Waffen rufen würde. Als Seeckt darauf nichts erwidert, ruft er aus: »Dann werde ich die Polizei mobilisieren. Man braucht nur ein Dutzend Maschinengewehre auf der Heerstraße nach Döberitz aufzustellen, dann wird der ganze Spuk zerfallen. Aber Sie wollen eben nicht kämpfen!«


  Seeckt erwidert darauf ironisch, er müsse leider dem Minister auch diese Hoffnung nehmen, da die Polizei bereits mit den Aufständischen zu wesentlichen Teilen gemeinsame Sache gemacht habe.


  Ehe die Rebellen Berlin erreichen können, fliehen der Reichspräsident, der Kanzler und die Kabinettsmitglieder am 13. März 1920, früh 5 Uhr, in vier Autokolonnen nach Dresden.


  Eine Stunde später zieht die Marinebrigade unter klingendem Spiel und mit wehenden Fahnen, das Hakenkreuz am Stahlhelm, durch das Brandenburger Tor. Sie werden von Ludendorff und Lüttwitz in Uniform und von Dr. Kapp in Cut und Zylinder empfangen. Reichskanzleramt und Regierungsämter werden besetzt.


  Aber die Vorbereitungen zur Regierungsübernahme sind nicht beendet: nicht die neuen Gesetze und nicht die neue Verfassung. Der Aufruf der neuen Regierung muß bis Montag liegenbleiben, weil Fräulein Kapp, die den Aufruf an das deutsche Volk tippen soll, in der Reichskanzlei keine Schreibmaschine findet. Und als sie dann doch mit der Arbeit fertig wird, es es für die Sonntagszeitungen zu spät.


  Was dann herauskommt, ist nicht sehr viel: »Deutsche Männer und Frauen! Euch ruft die Regierung der Freiheit, der Ordnung und der Tat. Die neue Regierung hat sich zum Treuhänder eurer Freiheit, eures Rechts auf Selbstbestimmung gemacht. Die Wahlen zum verfassungsmäßigen Reichstage werden binnen sechzig Tagen stattfinden. Die neue Regierung schafft euch die Ordnung, die allein Deutschlands Wiederaufbau ermöglicht. Die Herrschaft der Wucherer, der Nichtstuer und Volksverräter hat ein Ende.«


  Die Autokolonne mit der flüchtenden Regierung macht in Dresden nicht lange Station. Der dortige General Maercker zeigt sich so unzuverlässig und zwiespältig, daß sich Reichspräsident und Reichsregierung entschließen, weiter nach Stuttgart zu flüchten. Von dort aus erläßt man folgenden Aufruf:


  


  »Arbeiter! Parteigenossen! Der Militärputsch ist da! Die Baltikum-Landsknechte, die sich vor der befohlenen Auflösung fürchten, haben den Versuch unternommen, die Republik zu beseitigen und eine diktatorische Regierung zu bilden, mit Lüttwitz und Kapp an der Spitze. Arbeiter und Genossen! Wir haben die Revolution nicht gemacht, um uns heute wieder einem blutigen Landsknechte-Regiment zu unterwerfen. Wir paktieren nicht mit den Baltikum-Verbrechern. Arbeiter und Genossen! Die Arbeit eines ganzen Jahres soll in Trümmer geschlagen, eure schwer erkaufte Freiheit vernichtet werden. Es geht um alles! Darum sind die schärfsten Abwehrmittel geboten. Kein Betrieb darf laufen, solange die Militärdiktatur der Ludendorffe herrscht! Deshalb legt die Arbeit nieder! Streikt! Schneidet dieser reaktionären Clique die Luft ab. Kämpft mit jedem Mittel um die Erhaltung der Republik, laßt allen Zwist beiseite. Es gibt nur ein Mittel gegen die Rückkehr Wilhelms ii.: Lahmlegung jeden Wirtschaftslebens! Keine Hand darf sich rühren! Kein Proletarier darf der Militärdiktatur helfen! Generalstreik auf der ganzen Linie! Proletarier, vereinigt euch! Nieder mit der Gegenrevolution!


  Die sozialdemokratischen Mitglieder der Reichsregierung: Ebert. Bauer. Noske. Schlicke. Schmidt. David.


  Müller. Der Parteivorstand der spd: Otto Wels.«


  


  Die Arbeiter, die Angestellten, auch ein großer Teil der Beamten folgen dem Aufruf zum Generalstreik. Schließlich streiken 12 Millionen.


  Aus der Reichskanzlei melden die Putschisten: »Der erste Tag der neuen Regierung. Die alte Regierung einschließlich des Reichspräsidenten ist geflohen. Die Truppen rückten mit klingendem Spiel ein und besetzten alle Regierungsgebäude ohne Widerstand. Der Tag ist ohne jedes Blutvergießen verlaufen. Kein Schuß ist gefallen. Es handelt sich um keine Reaktion und um keinen Monarchistenputsch. Es gehen verleumderische Gerüchte um über die Wiedereinführung der Wehrpflicht und neue Kriegsabsichten. Die Regierung will den Frieden nach außen wie nach innen. Besprechungen mit der Arbeiterschaft über die neue Lage sind eingeleitet. Die Regierung will das Versprechen Friede, Freiheit und Brot aus einem hohlen Wort zur Tat machen.«


  


  Aufruf der uspd: »Männer und Frauen des arbeitenden Volkes! Der Putsch der Offiziere und Monarchisten ist Wirklichkeit geworden. General Lüttwitz, der Würger der Arbeiterbewegung, ist der militärische Diktator Deutschlands. Die bisherige Regierung ist beseitigt. Männer und Frauen, es gilt den Kampf um die Freiheit! Es gilt den Kampf für den revolutionären Sozialismus. Gegen die Militärdiktatur, gegen den weißen Schrecken! Gegen die Wiederherstellung der Monarchie! Tretet in geschlossener und einiger Kampffront in den Generalstreik! Vereinigt Euch zur Verteidigung Eurer Rechte! Nieder mit der Militärdiktatur!


  Unabhängige Sozialdemokratische Partei


  Deutschlands.«


  


  Aufruf der Kommunistischen Partei: »Nieder mit der Militärdiktatur: Nieder mit der bürgerlichen Demokratie! Alle Macht den Arbeiterräten! Die Kommunisten sind gegen die Regierung Kapp-Lüttwitz, gegen die Regierung Ebert-Noske-Bauer, gegen die Wiederaufrichtung einer Regierung mit bürgerlichem Unterbau, mit Parlament und Staatsbürokratie, gegen die Neuwahl der Nationalversammlung! Arbeiter in Stadt und Land! Eure nächste Aufgabe in allen Orten ist: sofortiger Zusammentritt in allen Betrieben zur Neuwahl von Arbeiterräten! Sofortiger Zusammentritt zu Vollversammlungen, die die Leitung des Kampfes zu übernehmen und über die nächsten Maßnahmen zu beschließen haben. Sofortiger Zusammentritt der Räte zu einem Zentralkongreß der Räte! Innerhalb der Räte werden die Kommunisten kämpfen: für die Diktatur des Proletariats, für die Räterepublik. Arbeiter! Geht nicht auf die Straßen, versammelt Euch täglich in den Betrieben! Laßt Euch nicht von der Weißen Garde provozieren!


  Zentrale der Kommunistischen Partei Deutschlands (Spartakushund).«


  


  Erklärung der Kapp-Regierung: »An die Arbeiter! Alle Freiheiten des Arbeiters bleiben unangetastet bestehen. Darum kehre jeder vertrauensvoll an seine Arbeit zurück. An eine Aufhebung des Betriebsrätegesetzes wird nicht gedacht … Die Reichskanzlei.«


  Gleichzeitig erläßt sie folgende »Verordnung«:


  »§ 1. Die Rädelsführer, die sich in der Verordnung zur Sicherung volkswirtschaftlich wichtiger Betriebe und in der Verordnung zum Schutz des Arbeitsfriedens unter Strafe gestellter Handlungen schuldig machen, werden ebenso wie die Streikposten mit dem Tode bestraft.


  § 2. Diese Verordnung tritt am sechzehnten März 1920, nachmittags vier Uhr in Kraft. Der Reichskanzler: Kapp.«


  Im Ruhrgebiet kommt es zu schweren Kämpfen zwischen streikenden Arbeitern und Formationen der Reichswehr. Ebenso in Mitteldeutschland. In Dresden gibt es an einem Tage 59 Tote.


  Inzwischen verhandeln »in den oberen Rängen« alle mit allen. Es herrscht große Unsicherheit über die Haltung der verschiedenen Regierungsstellen. Die flüchtende Reichsregierung hatte als »Beobachter« den Vizekanzler Schiffer zurückgelassen; gleichzeitig war die preußische Regierung in Berlin verblieben. Am ersten Tag hatte man sie in »Schutzhaft« genommen, dann aber wieder freigelassen, um mit ihnen Gespräche »auf gleicher Ebene« führen zu können. In diese Verhandlungen schalten sich die Führer der Rechtsparteien Hergt und Stresemann ein. Sie erklären, daß sie alle einen Feind haben, den »Bolschewismus«. Schiffer plädiert dafür, daß die Rebellenregierung Kapp-Lüttwitz freiwillig zurücktreten möge, um einen Sturz durch das Volk und den weiteren Generalstreik zu vermeiden, was nur den »Bolschewismus« stärken würde.


  Flugblatt an die Streikenden und Kämpfenden:


  »Die Reichsregierung (Kapp-Lüttwitz) gibt bekannt: Mit der früheren Regierung Ebert-Noske ist auf deren Wunsch in Verhandlungen eingetreten worden. Allgemeine Grundlagen: Es wird ein Kabinett aus Fachministern gebildet unter Hinzuziehung der Fachminister der alten Regierung. Es finden binnen zweier Monate Neuwahlen zum Reichstag und zur Preußischen Landesversammlung statt. Im Anschluß daran findet auch die Neuwahl des Reichspräsidenten durch das Volk statt. Der bisherige Präsident wird gebeten, bis zur erfolgten Wahl die Präsidentschaft weiter zu bekleiden … Die neue und alte Regierung erlassen gemeinsam eine Erklärung, daß unter den gegenwärtigen Verhältnissen der Generalstreik ein Verbrechen am deutschen Volk ist. Bis zur Entscheidung über diese Vorschläge hat der Reichskanzler von der Bildung eines neuen Ministeriums abgesehen und die dienstältesten Unterstaatssekretäre mit der Führung der Geschäfte beauftragt. Die Reichskanzlei.«


  Der Hauptunterhändler, der Mann, der Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht ermorden ließ: Hauptmann Pabst. Da sich, auch in den Augen der Putschisten, Dr. Kapp als Versager erwiesen hat, haben sie nichts dagegen, daß er zunächst einmal abgeschoben wird. Es geschieht mit Hilfe eines Taxis, in dem der »Reichskanzler« mit einem Bündel Akten und der weinenden Tochter verschwindet. Man fährt ihn zum Flughafen Tempelhof, wo ihn ein Flugzeug erwartet, das ihn nach Schweden bringt.


  Ludendorff gibt militärische Durchhalteparolen aus, aber die Offiziere erkennen, daß sie auf anderem Wege besser zum Ziel kommen können, und beschließen, daß General von Lüttwitz sein Kommando niederzulegen habe. Nach einigem Toben bleibt ihm nichts anderes übrig. Auch Hauptmann Pabst setzt sich mit falschem Paß ab. Und Kapitän Ehrhardt mit seiner Brigade? Der Reichswehrchef von Seeckt spricht sich nach einer Unterredung mit ihm in einem Tagesbefehl vom 18. März lobend über die Disziplin der Brigade aus, erkennt an, daß sie in dem Glauben gehandelt habe, »vaterländischen Interessen zu dienen«, und sichert Ehrhardt Schutz vor Verhaftung zu, solange die Brigade ihm unterstehe.


  Und die Brigade zieht mit klingendem Spiel und wehenden Fahnen genauso ab, wie sie einmarschiert war. Nur: es kommt zu Mißfallenskundgebungen der Bevölkerung, worauf die Putschbrigade von der Schußwaffe Gebrauch macht und 12 Tote und 30 Schwerverletzte zurückläßt.


  Der Kapp-Putsch ist beendet.


  


  Chronik 1920–1921


  Der Aufstand in Mitteldeutschland. März 1921


  


  1920 17. März: Die Rote Ruhrarmee greift Dortmund, Hamm, Bochum und Ahlen an. Neue Kämpfe auch in anderen Städten Deutschlands und in Thüringen.


  20. März: Die Reichsregierung kehrt nach Berlin zurück. Die Regierungsparteien schließen mit den Gewerkschaften ein Achtpunkteabkommen, in dem sie u. a. zusichern: Bestrafung der Putschisten, Auflösung aller konterrevolutionären militärischen Formationen und Gewährung größerer politischer und sozialer Rechte an die Gewerkschaften.


  Die Abwehrkämpfe in großen Teilen des Reiches werden jedoch nicht eingestellt.


  24. März: Zwischen Regierungsvertretern und Vertretern der Vollzugsausschüsse des Ruhrgebietes wird in Bielefeld ein Abkommen über den Abbruch des Generalstreiks geschlossen und ein sofortiger Waffenstillstand vereinbart. Den Arbeitern wird zugesichert, daß die Reichswehr nicht in das Industriegebiet einmarschiert.


  2. April: Unter Bruch des Bielefelder Abkommens marschiert die Reichswehr unter General Watter in das Ruhrgebiet ein. Blutiger Terror in Duisburg, Recklinghausen, Oberhausen, Mülheim, Dortmund und anderen Städten.


  9. Mai: In München wird die Organisation Escherich (Orgesch) als Auffangorganisation für die in Bayern vom Verbot bedrohten konterrevolutionären Einwohnerwehren gegründet. In Preußen und Sachsen sind diese Organisationen bereits verboten.


  28. August–4. September: Gegen die Schließung von Betrieben, gegen Teuerung und Abbau der Reallöhne wird in Stuttgart und anderen württembergischen Städten ein Generalstreik durchgeführt.


  23.–27. November: Lohnstreik von 40000 niederschlesischen Metallarbeitern.


  1921/ 21. März–1. April: Aus Protest gegen polizeiliche und militärische Besetzung von Betrieben und Ortschaften in Mitteldeutschland entwickeln sich Streiks und bewaffnete Kämpfe, bei denen 145 Arbeiter getötet und etwa 6000 verhaftet werden. Der Aufstand mitteldeutscher Arbeiter bleibt isoliert.


  1921–1923 Militärisch formierte legale und illegale Organisationen werden neben der Reichswehr als sogenannte »Schwarze Reichswehr« geführt und mit Geld, Waffen und Stellung von Ausbildern unterstützt. Die »Schwarze Reichswehr«« wird vor allem in Grenzkämpfen und bei Aufständen eingesetzt.


  


  


  


  Der Aufstand in Mitteldeutschland. März 1921


  


  Max Hoelz, Sohn eines Ackerknechtes, selbst ein Ackerknecht und Proletarier, der »sich vom christlichen Jüngling zum klassenbewußten Revolutionär« entwickelte, wurde nach dem Dienst im Ersten Weltkrieg Revolutionär aus Beruf und Leidenschaft, der fürs erste ohne Kontakt mit einer politischen Partei tätig war, bis er sich den Kommunisten anschloß. In den Kämpfen in Mitteldeutschland wurde er unter den Arbeitern fast zu einem Idol. Nach dem Zusammenbruch der revolutionären Bewegung wurde er verhaftet, zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilt und nach acht Jahren amnestiert. Später »verscholl« er im Rußland des Genossen Stalin. Er berichtet:


  »Der Aufstand der mitteldeutschen Arbeiter im März 1921 war die unmittelbare Folge der Provokation Hörsings« – sozialdemokratischer Oberpräsident der Provinz Sachsen –, »der nach dem Prinzip handelte: ›Der Angriff ist die beste Parade.‹ Er wußte, daß die mitteldeutsche Arbeiterschaft ihren revolutionären Elan nicht eingebüßt hatte und daß die gärende Unruhe bald zu Entladungen führen mußte. Deshalb kam er zuvor, schickte – angeblich, um Werkdiebstähle zu verhindern – seine bis an die Zähne bewaffneten Sipos« – Sicherheitspolizisten- »in die mitteldeutschen Betriebe und Bergwerke. Hörsing provozierte die unterernährten und ausgemergelten Arbeiter dadurch, daß er ihnen zumutete, unter Aufsicht von Polizisten zu arbeiten.


  Am Montag, dem 21. März, erfuhr ich aus einem Berliner Abendblatt von dem Ausbruch des Generalstreiks in Mitteldeutschland. Mein Entschluß stand sofort fest: ich wollte erst informatorisch die Entwicklung der Dinge dort beobachten und mich dann den Organisationen zur Verfügung stellen.


  Knapp zwei Stunden später bestieg ich mit noch fünf anderen Genossen den D-Zug, der uns nach dem Streikgebiet bringen sollte. Da der Preis meines Kopfes an diesem Tage bereits 55000 Mark betrug, war ich bemüht, möglichst unerkannt in ein Abteil zu gelangen. Erst im Augenblick der Abfahrt des Zuges betrat ich den Bahnsteig und verschwand in einem Kupee. Während der Fahrt merkte ich, daß sich im Abteil zwei Offiziere a. D. befanden, die ich als Zeitfreiwillige und Agenten der Abteilung I. A. erkannte. Sie unterhielten sich im Flüsterton über die Vorgänge in Mitteldeutschland. In Kloster-Mansfeld hielt der Zug plötzlich ganz unfahrplanmäßig. Ein Beamter erklärte, die Maschine müßte Wasser nehmen. Die Gelegenheit war zu günstig, ich gab dem Genossen, der mit mir im Kupee saß, einen Wink, und wir verließen unauffällig den Bahnhof. Beim Verlassen der kleinen Station bemerkte ich drei dunkle Gestalten – es war ein Uhr nachts –, die sich sofort an unsere Fersen hefteten. Mein erster Gedanke war: Aus dem Regen in die Traufe. Die Drei entpuppten sich jedoch als Streikposten, die in uns Streikbrecher oder Spitzel vermuteten. Nachdem wir gegenseitig unsere Harmlosigkeit erkannt hatten, wanderten wir gemeinsam nach dem Streiklokal in Kloster-Mansfeld. Ich sagte den Genossen zunächst nicht meinen Namen. Unerkannt wollte ich in aller Ruhe erst die Dinge beobachten, um Zweck und Ziel der durch den Generalstreik ausgelösten Bewegung zu erforschen. Hierbei kam mir zu Hilfe, daß ich im Sommer 1919, während meiner illegalen Tätigkeit im Mansfeldschen Gebiet und auch in Kloster-Mansfeld, unter dem Pseudonym Sturm Versammlungen abgehalten hatte. Den Hoelz kannten die Genossen nur dem Namen nach.


  Bei unserer Ankunft im Orte – der Bahnhof befindet sich weit außerhalb – hielt der Aktionsausschuß eine Nachtsitzung ab. Mein Begleiter wies sich als Genosse aus und stellte mich als politischen Flüchtling vor. Wir nahmen an der Sitzung teil. Von Waffen oder von der Vorbereitung einer bewaffneten Aktion war nicht das mindeste zu merken. Die Arbeiter waren der Ansicht, daß ein Generalstreik Hörsing zwingen würde, seine bewaffneten Aufseher aus dem Mansfelder Kreis abzurufen.


  Im Laufe des Tages sprach ich in Versammlungen in Hettstedt, Mansfeld und Eisleben, wo über die zu ergreifenden Maßnahmen Beschlüsse gefaßt wurden …


  In allen Kundgebungen zeigte sich Entschlossenheit und Einmütigkeit der Arbeiter; ohne Unterschied der Parteirichtungen – es waren uspd-, kpd-, kapd- und aau-Arbeiter anwesend – beschlossen sie, sich die frechen Provokationen Hörsings nicht gefallen zu lassen und im Generalstreik zu bleiben. Die spd- und uspd-Arbeiter wußten nicht, daß verräterische Führer bei einer Zusammenkunft in Eisleben, zu der sie von den Behörden geladen worden waren, sich selbst für die Herbeiziehung der Grünen ausgesprochen hatten. Diese »klassischen« Arbeitervertreter hatten es jedoch wohlweislich abgelehnt, ihre Namen unter den von Hörsing verfaßten Aufruf zu setzen. Für sechs Uhr abends war eine größere Versammlung in Eisleben angesetzt, zugleich für die umliegenden Ortschaften und Schächte. Zehn Minuten vor sechs Uhr befand ich mich noch weit außerhalb Eislebens. Es machte mir Kopfzerbrechen, wie ich ungehindert in die Stadt gelangen könnte, denn Eisleben war besonders stark von Sipo besetzt. Vier Hundertschaften lagen dort, mit allen modernen Waffen ausgerüstet. Nach meinem Auftreten in Hettstedt und


  Mansfeld war mit Sicherheit damit zu rechnen, daß die Sipo in Eisleben alles aufbieten werde, um mich unschädlich zu machen. Nicht nur wegen der ausgesetzten 55000 Mark, sondern vor allem, um durch meine Festnahme oder Beseitigung zu verhindern, daß ich die Bewegung vorwärts treibe.


  Während meines Referats in Kloster-Mansfeld wurde gemeldet, daß in verschiedenen Gruben mehrere nichtorganisierte Arbeiter infolge der Drohungen der Werksleitungen weiterarbeiteten.


  Im Anschluß an die Versammlung fuhr ich mit einer Anzahl Mansfelder Genossen nach einigen umliegenden Schächten, um die wenigen Streikbrecher zu veranlassen, sich dem Generalstreik anzuschließen.


  Gegen sechs Uhr verließ ich die Schachtanlagen und fuhr in Begleitung des Genossen Richard Loose nach Eisleben. Einige hundert Meter vor der Stadt kam uns eine etwa 30 Mann starke Sipo-Radfahrerpatrouille entgegen. Die Werksleitungen der umliegenden Schächte hatten die Hilfe der Grünen gegen die Streikenden erbeten.


  Im ersten Augenblick war ich bestürzt. Mir konnte es nicht gleichgültig sein, fünf Minuten vor einer größeren Versammlung, in der ich als Redner sprechen sollte, verhaftet zu werden. Ich wollte rasch kehrtmachen und versuchen, auf einem anderen Wege nach Eisleben zu gelangen. Mein Begleiter machte mich auf das Zwecklose meines Entschlusses aufmerksam. Durch das plötzliche Umkehren würden wir uns verdächtig machen und von der Sipo beschossen werden. Zu langem Überlegen war keine Zeit, es galt rasch zu handeln, entweder kehrtzumachen oder frisch drauflos zu fahren. Ich entschloß mich für das letztere. Dreißig Meter vor den uns begegnenden Sipos bog ich mit meinem Rad scharf nach rechts und steuerte direkt auf den an der Spitze fahrenden Leutnant zu. Auf fünf Meter Entfernung rief ich: »Es ist höchste Zeit, daß Sie kommen, da vorne sieht es böse aus!« Er lächelte über diese Aufmunterung und radelte weiter.


  In solchen Augenblicken – sie waren in den nächsten Tagen an der Tagesordnung –, wo die Uhr immer fünf Minuten vor zwölf steht, setzte der Herzschlag sekundenlang aus; nachher hatte ich immer ein Empfinden, als sei ich frisch auf die Welt gekommen.


  Die Straße war bis ins Innere der Stadt mit einzelnen Streifpatrouillen geradezu übersät …


  Ich fuhr mit klopfendem Herzen an Dutzenden von Patrouillen vorüber. Unauffällig fragte ich ein paar Jungen, ob im Ort eine Versammlung stattfinde. Nach einigem kreuz und quer waren wir endlich am Ziel und wurden von tausenden von Arbeitern stürmisch begrüßt.


  In dieser Versammlung traf ich zum ersten Male Josef Schneider, der in den nächsten Tagen mit mir zusammenblieb … Trotz seines ungeheuren Körperumfangs war Schneider von einer erstaunlichen Beweglichkeit. Bei dem in den folgenden Tagen stattfindenden Kämpfen zeigte sich, daß er organisatorisch begabt war. Ich übertrug ihm die Verpflegung der Truppe sowie die Verwaltung der beschlagnahmten Gelder. Daneben leitete er noch den Pressedienst. Er verfaßte über die täglichen Kämpfe Berichte, die er an uns nahestehende Organisationen und Zeitungen sandte … Bei dem letzten Gefecht in Besenstedt rettete sich Schneider mit der Kasse in einem Auto. Er war fast der einzige von den mitteldeutschen Kämpfern, der sich nach Rußland in Sicherheit brachte …


  Das Ergebnis der Versammlung war der einmütige Beschluß, den Generalstreik weiterzuführen … In Eisleben sah ich an diesem Tage bei den Arbeitern keine Waffen. Ohne Zweifel hielt die Arbeiterschaft Waffen versteckt, die sie während des Kapp-Putsches den Einwohnerwehren und Zeitfreiwilligen abgenommen hatte. Ebenso fest steht aber auch, daß die Arbeiter nicht zu den Waffen gegriffen hätten, wenn sie nicht durch das brutale Vorgehen der Sipo dazu gezwungen worden wären. Nach der Versammlung kehrte ich nach Kloster-Mansfeld zurück. Dort war der Sammelpunkt für alle aus dem Streikgebiet einlaufenden Nachrichten.


  Noch in der Nacht vom 22. zum 23. März erfuhr ich durch Meldefahrer, daß die Sipo eine Anzahl von Teilnehmern an der Versammlung in Eisleben verhaftet und schwer mißhandelt hatte.


  Bei dem Versuch, diese Kameraden zu befreien, kam es zwischen den Grünen und der Arbeiterschaft zu den ersten schweren Zusammenstößen, bei denen die Arbeiter noch keine Waffen führten. Das völlig unbegründete und brutale Vorgehen der Sipo veranlaßte aber die Arbeiter, sich zu bewaffnen, um die Freilassung der Verhafteten und den sofortigen Abzug der Polizei zu erzwingen. So lagen die Dinge am Morgen des 23. März.


  Jetzt war meine Hauptaufgabe nicht die Veranstaltung imposanter Versammlungen, ich mußte vielmehr versuchen, die sich spontan bewaffnende Arbeiterschaft zu einheitlichen Kampfhandlungen zusammenzufassen.


  Am Morgen des 23. März entsandte ich Kuriere nach Berlin, Hannover, Braunschweig, Halle und ins Vogtland, um den notwendigen Kontakt mit den Parteiinstanzen herzustellen. Dann organisierte ich unverzüglich eine Sturmkompanie, die den Kern der Arbeiterkampftruppe bilden sollte. Hierfür waren am ersten Tage nur fünfzig Gewehre und drei Maschinengewehre vorhanden.


  Eine Kardinalfrage für die Durchführung militärischer Aktionen ist die Verpflegung der kämpfenden Truppen. Während der Kapp-Tage im Vogtland hatte ich die Erfahrung gemacht, daß Kampfhandlungen, die sich über ein lokales Gebiet hinaus erstrecken, nur durchführbar sind, wenn für die leiblichen Bedürfnisse der Kämpfer gesorgt wird.


  Ich übertrug die Herbeischaffung der notwendigen Gelder vier zuverlässigen Genossen, die für die Truppen Lebensmittel und Kleidungsstücke kauften. Über die Eingänge und Ausgaben wurde Buch geführt …


  Das Hauptquartier der Arbeiterkampftruppe befand sich in der Mitte zwischen den zwei Siponestern: Eisleben auf der einen und Hettstedt auf der anderen Seite. Mit den Kameraden schlug ich mich bis nach Eisleben durch, um gemeinsam mit den dort wohnenden bewaffneten Arbeitern Eisleben von den Grünen zu säubern. In der dritten Nachmittagsstunde stieß ich in Wimmelburg auf Eislebender und Wimmelburger Genossen. Sie hatten kurz vorher ein Gefecht mit der Sipo bestanden und drei Gefangene gemacht.


  In Eisleben war die Sipo auf zwei Gebäude, Seminar und Städtisches Krankenhaus, verteilt. Während unsere Genossen die Grünen im Seminar mit einem Maschinengewehr und zwanzig Gewehren beunruhigten, leitete ich mit etwa neunzig Gewehren den Angriff auf die Sipo im Städtischen Krankenhaus. Wir kamen bis auf fünfzig Meter an den Gegner heran, und es wäre möglich gewesen, durch einen raschen Vorstoß die Ordnungshüter aus dem Gebäude zu werfen. Nach meiner Schätzung hätte dieser Angriff auf unserer Seite mindestens zwanzig bis dreißig Mann Verluste gefordert.


  So wie die Dinge lagen, konnte ich die Kämpfe nur als Vorpostengefechte werten. Das verpflichtete mich, militärische Erfolge nur unter möglichster Vermeidung von größeren Verlusten auf unserer Seite anzustreben. Ich mußte versuchen, die Sipo mit List aus dem Gebäude herauszulocken. Das Kräfteverhältnis war sehr ungleich. Der Gegner verfügte über vierhundert gut bewaffnete Mannschaften, wir Arbeiter hatten kaum neunzig Gewehre.


  Um die Sipo aus Eisleben zu vertreiben, ohne dabei meine kleine Truppe zu opfern, griff ich zu Maßnahmen, die zwar keine Verluste an Menschenleben forderten, mir aber von bürgerlicher Seite und sogar von den in Berlin sitzenden führenden Parteigenossen als Verbrechen angerechnet wurden. Ich sandte zwei Parlamentäre zum Bürgermeister mit der Forderung, sich sofort mit dem Sipomajor Folte in Verbindung zu setzen und dahin zu wirken, daß die Sipo die Stadt schnellstens verlasse, andernfalls ich Eisleben an allen Ecken anzünde.


  Tatsächlich habe ich nicht einen Augenblick geglaubt, daß auf meine Drohung Folte mit seinen Leuten abziehen werde. Wohl aber durfte ich mit fast absoluter Sicherheit annehmen, die Sipo komme aus ihrem schützenden Bau heraus, um die angedrohten Brandlegungen zu verhindern. In diesem Falle konnten wir der Sipo im offenen Straßenkampf besser beikommen und würden das Kampfziel ohne allzu große Opfer erreicht haben.


  Um meiner Androhung den Nachdruck der Tat zu geben, legte ich pünktlich nach Ablauf der gestellten Frist eigenhändig Feuer an ein Gebäude. Dann begab ich mich mit acht Mann in das Stadtinnere und zertrümmerte eine Anzahl große Fensterscheiben, damit die entsetzten Spießer und ihr Bürgermeister von der Sipo energisch Schutz verlangten. Um Ausschreitungen zu verhindern, hatte ich dieses wenig angenehme Kommando selbst übernommen.


  Nach menschlicher Berechnung hätte die für Ruhe und Ordnung sorgende Sipo nun eingreifen müssen, da sie an Zahl und Kampfmitteln den kämpfenden Arbeitern weit überlegen war.


  In meiner famosen Spekulation fehlte aber der wesentliche Faktor: der mangelnde Mut der Schutzpolizisten. Obwohl die Behörden der Sipo sofort telefonisch von Brandlegungen, Zerstörungen und angeblichen Plünderungen Mitteilung machten und der Bürgermeister die Ordnungshüter flehentlich um Schutz seiner bedrohten Stadt bat, blieb die Polizei im sicheren Bau …


  Nachdem ich das Erfolglose meiner List eingesehen hatte, ließ ich den von mir gelegten Brand durch die Arbeitersoldaten löschen. Außer ein paar Gardinen und einer Bettdecke war nichts verbrannt …


  Im ersten Gefecht in Eisleben zeichnete sich besonders ein kleiner Berliner Genosse durch seine Tapferkeit aus; er bewies in allen Situationen großen Mut, so daß ich ihn zu meinem persönlichen Begleiter wählte. Im Scherz sagte ich einmal zu ihm, er dürfe sich ruhig Max Hoelz nennen, wenn er damit den Kapitalisten Schreck einjage.


  Er machte leider einen zu reichlichen Gebrauch von meinem nicht ernst gemeinten Angebot. Daß er sich bei der Sprengung der Villa des Generaloberarztes Evers (wie dieser vor Gericht bekundete) als Max Hoelz ausgab, war weiter nicht tragisch. Unangenehmer war schon, daß er bei einem zweiten Gefecht in Eisleben während der Kämpfe einen Abstecher in ein Bordell machte und sich dort unter meinem Namen eine halbe Stunde lang amüsierte …


  Vor dem Gefecht mit dem Panzerzug in Sangerhausen versuchte ich, die noch vorhandenen Kontributionsgelder nach Berlin abzuschieben. Wenn der Kampf zu unseren Ungunsten ausging, sollte nicht die Reichswehr das Geld erwischen. Ich übergab dem kleinen Berliner eine Reisetasche mit mehreren hunderttausend Mark für die kapd in Berlin.


  Er ging zu Fuß nach einer entfernten Bahnstation, kehrte unterwegs in einem Gasthaus ein, bestellte dort einen Wagen und sagte, er müsse sofort zur Bahn. Er sei Kurier von Max Hoelz und müsse dringend Geld nach Berlin bringen, damit dort die Flugblätter gedruckt werden könnten. Fünf Minuten später war er schon durch die Gendarmerie verhaftet …


  Außer der kleinen Bordellaffäre, die sich der Berliner in Eisleben leistete, ist mir kein anderer Fall bekanntgeworden, wo während der Kämpfe Rotgardisten oder Genossen sich mit sexuellen Dingen befaßten. Bei keiner der Truppen, die unter meiner Leitung kämpften – weder im Vogtland noch in Mitteldeutschland – befanden sich Frauen. Als während des mitteldeutschen Aufstandes, nach dem zweiten Gefecht in Eisleben, eine Arbeiter-Samariter-Kolonne auftauchte, die unter der Leitung einer in Männerkleidung auftretenden Hallenser Genossin stand, waren die Rotgardisten von dieser Erscheinung nicht erbaut. Ich hatte den Eindruck, daß die Rotgardisten – auch bei mir war das der Fall – Frauen während der Kämpfe nicht gern um sich sahen. Sie befürchteten vielleicht, durch sie von ihrer Aufgabe abgelenkt zu werden.


  Erfreulich war auch, daß, soweit ich beobachten konnte – außer in einem einzigen Fall – während der ganzen Kämpfe kein Rotgardist das Alkoholverbot übertrat. Das Verlangen nach Alkohol war bei keinem von uns sehr stark, obwohl es an Gelegenheiten zum Trinken nicht fehlte.


  Nach Einbruch der Dunkelheit zog ich die Arbeitergruppen zusammen und bezog Quartier in Helbra. Dort erwarteten mich schlechte Nachrichten. Die Sipo hatte in Hettstedt den Aktionsausschuß überfallen, Bücher und Schriftstücke beschlagnahmt und Arbeiter unter nichtigen Vorwänden verhaftet. Zwei Mann waren auf der Straße niedergeschossen worden, ein Sechzehnjähriger und ein fünfzigjähriger Arbeiter. Dem jungen Menschen trat, als er röchelnd auf dem Boden lag, ein Offizier mit dem Stiefelabsatz ins Gesicht und schrie: ›Das Aas hat nichts anderes verdient!‹


  Ferner erfuhr ich, daß die Genossen Roth, Grünberg und Müller durch ihre Unvorsichtigkeit mit der Kriegskasse in Quedlinburg verhaftet worden waren. Ich hatte den drei Genossen ein Auto zur Verfügung gestellt und sie angewiesen, die beschlagnahmten Gelder außerhalb der Gefechtszone in Sicherheit zu bringen, und im Walde von Annarode auf uns zu warten. Sie machten aber unterwegs in einem Gasthaus Halt und kümmerten sich nicht um den uns feindlich gesinnten Chauffeur. Der telephonierte an die Kriminalpolizei nach Quedlinburg, ein Hoelzauto mit beschlagnahmten Geldern werde die Stadt passieren; er hatte durch ein Gespräch während der Fahrt das Ziel der Reise erfahren.


  Der Genosse Roth trug meinen Siegelring mit den Anfangsbuchstaben meines Namens und meine Taschenuhr bei sich. Deshalb und wegen einer angeblichen Ähnlichkeit mit mir wurde er als Hoelz verhaftet und sofort in Ketten gelegt. Die Frage, ob er der Hoelz sei, bejahte er. Schon am folgenden Tage gelang es Roth, trotz scharfer Bewachung aus dem Militärgefängnis zu entfliehen. Er hatte die beiden anderen Genossen aufgefordert, mit ihm zu entweichen. Sie lehnten aber ab, weil sie die Sache für zu gefährlich hielten.


  Genosse Grünberg unterstützte das Entkommen Karl Roths. Während des Herumlaufens im Kreise bei der sogenannten Freistunde markierte er einen epileptischen Anfall. Der Aufseher bemühte sich um ihn. Diesen Augenblick benutzte Roth, um über die Gefängnismauer zu fliehen. Für den Genossen Fritz Grünberg hatte diese Beihilfe zur Flucht noch ein böses Nachspiel. Es stellte sich bald heraus, daß er den Anfall nur markiert hatte. Er bekam die strengsten Hausstrafen und wurde im Dunkelarrest von den Aufsehern furchtbar mißhandelt. Die Mitgefangenen hörten tagelang seine verzweifelten Schreie und Hilferufe. Durch Dunkelarrest und Mißhandlungen in eine tiefe seelische Depression geraten, schnitt er sich mit einem Glasscherben die Pulsadern auf und schrieb mit seinem eigenen Blut einen Abschiedsbrief an seine Angehörigen. Noch ehe er verblutete, wurde seine Tat entdeckt.


  In der Nacht entsandte ich eine Gruppe mit einem Lastauto nach der Dynamitfabrik Leimbach und ließ dort zwanzig Zentner Sprengstoff requirieren, die wir zur Herstellung von Wurfbomben, die an Stelle der fehlenden Minenwerfer treten sollten, brauchten. Wir waren gezwungen, alle Mittel anzuwenden, um die Gegner zu schlagen. Die Bewaffnung unserer Truppe war in den ersten Kampftagen äußerst mangelhaft.


  Am Donnerstag, dem 24. März, kam es zu einem längeren Gefecht in Hettstedt. Um die einzelnen Siponester zu beunruhigen und zu verwirren, griff ich ganz überraschend einmal Eisleben, dann wieder Hettstedt an. Durch Verstärkungen, die aus den umliegenden Ortschaften eintrafen, war die Arbeitertruppe an Zahl gewachsen. Ich konnte vier Sturmkompanien von je hundert Mann und sechs Maschinengewehrabteilungen bilden.


  Der Gegner verfügte über gute und ausreichende Verbindungs- und Verständigungsmittel wie: Telephone, Funkstationen und Lichtsignale. Die Arbeitertruppen hatten nichts dergleichen. Ich mußte deshalb zu primitiveren Behelfen greifen. Die Frage der Verständigung und Verbindung zwischen den einzelnen Kompanien, Zügen, Gruppen und Maschinengewehrabteilungen war, zumal bei einem von verschiedenen Seiten vorzunehmenden Angriff, außerordentlich wichtig. Die zwanzig Mann starke Radfahrerabteilung, die mir zur Verfügung stand, war ein vorzügliches Verbindungsmittel für die Truppenbewegung auf der Landstraße, von Ort zu Ort, jedoch völlig ungeeignet und technisch unbrauchbar für Operationen in dem von Schachtanlagen durchfurchten Gelände des Aufstandsgebietes. Den einzelnen Abteilungen wurden unbewaffnete Arbeiter als Meldeläufer zugeteilt.


  Aus dem bunten Haufen hunderter von den umliegenden Schachtanlagen und Industriewerken herbeigeeilte Arbeiter war eine festgefügte, gut disziplinierte proletarische Sturmtruppe entstanden, nicht im Sinne des alten, wilhelminischen Kadavergehorsams, sondern im besten Sinne der freiwilligen proletarischen Selbstdisziplin.


  Ich habe bei allen Gefechten und Kämpfen nicht einen einzigen Fall von Zögern oder Feigheit feststellen können. Die Genossen wußten, daß ich nie einen Auftrag erteilte, den ich nicht vorher in gleich schwierigen Situationen selbst ausgeführt hatte. Alle besonders gefährlichen und komplizierten Aufgaben erledigte ich, wenn irgend möglich, persönlich. Dadurch sicherte ich mir das unbedingte Vertrauen der Mannschaften.


  In den Vormittagsstunden dieses Tages setzte ich mich durch Kuriere und Radfahrer mit allen Aktionsausschüssen des Mansfelder Gebirgs- und Seekreises in Verbindung. Ich schickte ihnen Aufrufe, in denen ich sie aufforderte, sofort alle verfügbaren kampffähigen Genossen nach Helbra und Kloster-Mansfeld zu entsenden. Der nun Tatsache gewordene Aufstand konnte politisch und militärisch nur dann weittragende Erfolge zeitigen, wenn es mir im mansfeldischen Gebiet gelang, in den nächsten Tagen eine Truppenmacht von mindestens zehntausend Mann zusammenzubringen. Eine Sturmtruppe von einigen hundert Mann kann unter Umständen hervorragende lokale Erfolge erzielen, nie aber Operationen durchführen, die sich über ein Gebiet von hundert und mehr Kilometern erstrecken. Hierfür müssen in erster Linie Reserven vorhanden sein. Es gehört leider immer noch zur politischmilitärischen Anschauung vieler Genossen, zu glauben, es genüge, in ihren Wohnorten die politisch-militärische Macht an sich zu reißen. Die Absicht, mehrere Orte zu einem größeren, einheitlichen Kampfverband zusammenzuziehen, stieß auch in dieser Aufstandsbewegung – genau wie früher – bei vielen Genossen auf Widerstand. Täglich schickte ich Kuriere mit Meldungen, Aufrufen, Berichten an die Parteistellen nach Berlin, Braunschweig, Hannover, Halle und anderen Orten. Ich versuchte dauernd, die notwendige Verbindung mit den Parteiorganisationen herzustellen. Trotz dieser Bemühung erhielt ich keine Informationen von den in Frage kommenden Instanzen. Nur in einem einzigen Fall bekam ich einen schriftlichen Befehl aus Halle, der von führenden Berliner Genossen der kpd und der kapd gezeichnet war, mit dem lapidaren Inhalt, die kpd und die kapd seien damit einverstanden, daß ich die militärische Oberleitung über die kämpfenden Truppen habe und daß ich bis … (der Termin wurde genannt) unter allen Umständen durchhalten müsse.


  In der Mittagsstunde des 24. März fuhr ich mit den Mannschaften auf Lastautos nach Hettstedt. Die Hettstedter Sipo hatte beträchtliche Verstärkung erhalten und beabsichtigte, uns in unserem Hauptquartier zu überfallen. Ich kam dieser Absicht zuvor und begann den Angriff. Die Zugänge zur Stadt waren von den Grünen versperrt. Es entwickelte sich ein scharfes Gefecht, das bis in die Abendstunden dauerte und bei dem es uns gelang, den Gegner in das Zentrum der Stadt zurückzudrängen. Hier ergab sich die Notwendigkeit zu den ersten Sprengungen, die wir ausführten.


  Durch den Feldstecher sah ich, wie auf dem Bahnhof Hettstedt eine Lokomotive unter Dampf gesetzt wurde, obwohl der ganze Betrieb lahmgelegt war. Meine Vermutung, daß die Sipo unter dem Schutz einer Lokomotive einen Vorstoß gegen uns machen wolle, erwies sich als richtig. Mit zwei Mann Begleitung legte ich ein paar fertige Bomben unter die Eisenbahnschienen, um im Augenblick des Heranrollens der Lokomotive die Bomben zur Zündung zu bringen. Infolge meiner geringen Übung und mangelhaften Erfahrung mit Sprengungen hatte ich die Zündschnur für diesen Zweck viel zu kurz gewählt. Ich war kaum dreißig Meter von dem Bahndamm entfernt, als eine furchtbare Detonation erfolgte und neben großen Steinen und Holzsplittern ein über zwei Meter langes Gleisstück in die Höhe schwirrte und knapp einen Meter vor mir sich senkrecht in den weichen Ackerboden spießte. Der Zweck der Sprengung war erreicht. Die Grünen mußten sich unter dem heftig einsetzenden Maschinengewehrfeuer der revolutionären Arbeiter zurückziehen.


  Am Abend zog ich die um die Stadt in Stellung liegende Kompanie zurück, um alle verfügbaren Kräfte für einen Nachtangriff auf Hettstedt zu sammeln …


  Beim Vorrücken nach der von der Sipo besetzten Schule war ich gezwungen, Sprengungen an und in Gebäuden vorzunehmen. Ein Teil des Bahnhofsgebäudes sowie zwei Villen und zuletzt eine in der unmittelbaren Nähe der Sipounterkunft befindliche Druckerei wurden gesprengt. Auch diese vier Sprengungen führte ich, von zwei Genossen unterstützt, selbst aus. Die Sonderrichter schlußfolgerten, ich hätte aus reiner Zerstörungswut gesprengt. Als ob sie keine Ahnung von den Zwangsläufigkeiten und Notwendigkeiten während des Bürgerkrieges gehabt hätten, in dem die kämpfenden Arbeiter infolge ihrer mangelhaften Ausrüstung gegenüber dem mit Großkampfmitteln reichlich versorgten Gegner immer im Nachteil sind. In Hettstedt wäre es unmöglich gewesen, ohne Verluste auf unserer Seite vorzustoßen, wenn ich die Häuser nicht zerstört hätte. Die Sprengung eines Gebäudes verursacht eine große Staubwolke, die sich oft eine halbe Stunde und noch länger in der Luft hält. Unter dem Schutze einer solchen riesigen Staubwolke war es für uns viel leichter, im Straßenkampf vorzugehen, da der Gegner nichts sehen konnte. Durch diese Sprengungen rettete ich vielen Arbeitern das Leben. Nach der letzten Sprengung hatten sich die Grünen in der Schule verbarrikadiert. Alle Posten und Patrouillen waren von den Straßen verschwunden. Durch ein paar Gefangene, die wir machten, und durch unsere ausgesandten Radfahrerpatrouillen erfuhr ich, daß aus der Richtung Sandersleben Artillerie zur Verstärkung für die Sipo schon im Anmarsch war. Es ging bereits auf vier Uhr früh. Unsere Genossen waren abgekämpft und brauchten dringend ein paar Stunden Ruhe.


  Ich leitete die Truppen nach Helbra in die Quartiere zurück. Ausschlaggebend für diesen Entschluß war vor allem das unbedingte Festhalten an meiner vom Anfang an geübten Taktik, der allein zuzuschreiben ist, daß es den uns an Zahl und Kampfmitteln weit überlegenen Gegner erst nach zehn Tagen gelang, meine Truppe aufzureiben. Die Taktik bestand in folgendem:


  1. durfte der Gegner aus meinen Handlungen und Maßnahmen niemals Schlüsse ziehen können auf meine weiteren Handlungen,


  2. durfte ich, solange mir keine größere Truppenmacht und vor allem keine Reserven zur Verfügung standen, unter keinen Umständen länger als höchstens vierundzwanzig Stunden an einem Ort verweilen.


  Diese Taktik habe ich konsequent durchgeführt, mit dem Erfolg, daß stets wenn der Gegner mich eingekreist zu haben glaubte, meine Truppen die Gefahrzone längst verlassen hatten und er, wie in den Fällen Wimmelburg, Eisleben und Hettstedt, sein Artillerie- und Minenfeuer auf ein leeres Nest verschwendete.


  Wie sehr mein Vorgehen dem Gegner immer neue Rätsel aufgab, beweist die Aussage des Sipomajors Folte vor dem Sondergericht in Moabit. Als ihn der Vorsitzende fragte, ob es denn der zahlenmäßig weit überlegenen Sipo nicht möglich gewesen sei, die roten Banden einzukreisen und zu schlagen, antwortete er wörtlich: ›Es war schwer, an Hoelz heranzukommen, wir hatten schon vorher gehört, daß Hoelz ein gewiegter Kerl sei.‹


  Am Freitag, dem 25. März, kam es zu einem zweiten Gefecht in Eisleben. Durch einen bei einbrechender Dunkelheit unternommenen Angriff gelang es der Arbeitergruppe, bis auf den Marktplatz der Stadt vorzustoßen und das Rathaus zu besetzen. Dabei wurde die Villa des kaiserlichen Generaloberarztes der Marine Dr. Evers gesprengt. Er hatte in seinem Haus Orgeschwaffen und Munition in großen Mengen.


  Die durch den unerwarteten Überfall überraschten Grünen belegten Rathaus und Marktplatz mit starkem Minenfeuer. Wir hatten bereits acht Verwundete und konnten uns infolge des starken Feuers in der Stadt nicht länger halten. Dazu erhielt ich von unseren ausgesandten Kundschaftern Meldungen, die mich veranlaßten, meine Truppen schnellstens aus dem Ort herauszuziehen. In Wimmelburg wurde kurze Rast gemacht. Hier traf ich größere und kleinere Trupps von revolutionären Arbeitern, die aus allen Richtungen kamen und sich uns anschlossen. Die zahlenmäßige Stärke der kleinen Armee war an diesem Tage über zweitausendfünfhundert. Ich erfuhr durch die von Halle und anderen Orten kommenden Arbeiter zum erstenmal etwas Genaueres über die Lage und die Vorgänge im Merseburger Gebiet. Daraufhin versuchte ich, möglichst rasch aus dem sich immer enger um uns schließenden Sipo- und Reichswehrgürtel herauszukommen und die Truppe mit den bewaffneten Arbeitern in Teutschenthal und im Leunawerk zu vereinigen.


  Es war die allerhöchste Zeit, den Hexenkessel Wimmelburg zu verlassen. Ein paar Stunden nach unserem Abmarsch unternahmen Sipo und Reichswehr einen konzentrischen Angriff auf Wimmelburg und ließen dort in wilhelminisch ritterlicher Weise ihre Wut an unbeteiligten und unbewaffneten Arbeitern aus. Noch nach vier Wochen wurden tote Arbeiter in den Schlackenhaufen der umliegenden Schachtanlagen gefunden, von Sipo- und Reichswehr ermordet und vergraben, wie man tolle Hunde verscharrt. Das war der Lohn dafür, daß die Arbeiter die Sipogefangenen stets menschlich behandelt und nicht einen einzigen getötet hatten. Alle von uns gemachten Gefangenen sind nach der Niederschlagung des Aufstandes unversehrt zu ihren Truppen zurückgekehrt. Mit zehn Lastautos, zum Teil mit Anhängern, sowie auf Wagen und zu Fuß, rückten wir Mittwoch, den 26. März, in Sangerhausen ein. Meine Absicht war, diesen Ort nur als Durchgangsstation auf dem Marsch nach Halle zu benutzen. Hier in Sangerhausen sollten die Arbeiter vor allem ein ausgiebiges Mittagessen erhalten. Sie waren in den letzten Tagen nur unregelmäßig und unzureichend verpflegt worden. Jeder Gasthof mußte für hundert oder hundertfünfzig Arbeiter kochen.


  Kaum eine halbe Stunde nach unserem Eintreffen erhielten wir den unerwarteten Besuch eines mit württembergischen Zeitfreiwilligen besetzten Panzerzuges. Obwohl wir während der vergangenen Nacht im schwersten Kampf gestanden und die Arbeitersoldaten nicht eine Stunde Ruhe gehabt hatten, ergriff jeder mit Begeisterung die Waffen. Die Besatzung des Panzerzuges war ausgeschwärmt und hielt das Gelände um den Bahnhof besetzt. Die tapferen Schwaben verwendeten reichlich viel Munition, während wir die allergrößte Sparsamkeit üben mußten, da wir empfindlichen Mangel daran litten. Nach vierstündigem Gefecht zogen sich die Zeitfreiwilligen in ihren Panzerzug zurück. Wir erbeuteten einige Gewehre und ein Maschinengewehr. Der Gegner hatte erhebliche Verluste, wir einen Toten und mehrere Verwundete.


  Erst am Abend konnten die revolutionären Arbeiterkämpfer ihr Mittagessen verzehren. In später Nachtstunde rückte ich mit der Truppe von Sangerhausen ab, um den anbrechenden Sonntag dafür zu benutzen, den erschöpften Kämpfern in Schraplau einen Ruhetag zu gönnen. Den kleinen, von Kalkwerken umlagerten Ort bevölkert eine klassenbewußte Arbeiterschaft, die uns mit Enthusiasmus empfing und bewirtete. Am Abend wurden die Arbeitersoldaten zum erstenmal gelöhnt. Die Löhnung besorgte die zur Truppe gehörige Finanz- und Verpflegungskommission; jeder Mann erhielt fünfzig Mark.


  In Schraplau traf ich mit den Genossen Lembke und Bowitzki zusammen; sie leiteten die Aktion bei Teutschenthal. Obwohl Lembke und Bowitzki von der Partei in ihre Funktionen eingesetzt waren, erhielten sie von den Parteistellen keine Anweisungen für die zu unternehmenden Schritte. Wir beschlossen, in der kommenden Nacht alle erreichbaren Kämpfer zusammenzuziehen und sie dann mit den Arbeitern im Leunawerk zu vereinigen, um über Ammendorf nach Halle vorzustoßen und uns durch einen Handstreich in den Besitz der in Halle befindlichen artilleristischen Kampfmittel zu setzen. In der Nacht vom Sonntag zum Montag erfolgte der Marsch der Truppen von Schraplau nach Ammendorf.


  Am Montag, dem 28. März, fand das verhängnisvolle Gefecht in Ammendorf statt. Zur festgesetzten Zeit erreichten wir beim Morgengrauen diesen dicht bei Halle liegenden Ort.


  Ich entsandte den Genossen Alfred Lembke in das Leunawerk, damit er mit der dortigen Kampfleitung die nötige Verbindung herstelle und alle kampffähigen Arbeiter auf Lastautos nach Ammendorf bringe. Vor allem aber sollte er versuchen, Munition aufzutreiben, denn unsere Vorräte waren vollständig erschöpft.


  Mit etwa zweitausend Mann ging ich in einer drei Kilometer breiten Front gegen Halle vor. Zweitausend Meter vor Halle stießen wir auf ausgeschwärmte Sipo. Da uns Munition fehlte, war es nicht ratsam, sich auf einen größeren Kampf mit dem Gegner einzulassen. Ich wartete ungeduldig auf die Ankunft der Leunaarbeiter. Die meisten unserer Genossen hatten kaum ein bis zwei Patronen. Nach zwei Stunden kam Genosse Lembke im Auto vom Leunawerk zurück, brachte tausend Schuß Munition und dazu die Nachricht, daß die Genossen vom Leunawerk sofort frische Kräfte senden. Noch ehe die angekündigte und dringend notwendige Verstärkung eintraf, hatte der Gegner uns umzingelt.


  Auf schnellen Lastwagen rückten auf den Straßen Merseburg-Ammendorf, Osendorf-Ammendorf, Bruckdorf-Ammendorf und Halle-Ammendorf Hunderte von Grünen an.


  Ich versuchte, mit den am Bahndamm der Linie Halle-Ammendorf liegenden Genossen aus der Umklammerung der Sipo herauszukommen.


  Viele der kämpfenden Arbeiter wurden bereits aus Ammendorf abgedrängt. Ich ritt mit dem Pferd eines unserer Meldereiter zu den zurückgehenden Truppen und wies sie an, den Ort unter allen Umständen zu halten. Mit den angekündigten Verstärkungen aus dem Leunawerk wollte ich die Grünen im Rücken angreifen.


  Zu Fuß lief ich dann zu unserem am weitesten vorgeschobenen Posten. Dabei geriet ich um ein Haar in die Hände der Sipo. Ich sah keine Möglichkeit, zu entkommen, und hielt mich für verloren. Da hörte ich mehrmals meinen Vornamen rufen. Mehrere Bergarbeiter, die Notstandsarbeiten verrichteten, erkannten mich und winkten mir. Sie hatten die große Gefahr bemerkt, in der ich mich befand, und brachten mich in das Innere der Kohlengrube. Die Arbeiter … verschafften mir Nachrichten über die Vorgänge in der Oberwelt. Der größte Teil unserer Truppe hatte sich aus der Umklammerung der Sipo freigemacht. Ich beauftragte einen der Genossen, festzustellen, auf welchem Weg ich mich zu meinen Leuten durchschlagen könne.


  Hunderte von Metern saß ich unter der Erde, kaum einen Schritt von den großen Motoren der Pumpanlagen entfernt, die einen ohrenbetäubenden Lärm machten. Trotz dem fürchterlichen Radau und der Gefahr – ich stand auf schwankendem Brett über der Maschine – fiel ich in einen todesähnlichen Schlaf. Die Natur forderte ihr Recht, nach all den Spannungen und schlaflosen Nächten der letzten Tage. Der zurückkehrende Genosse rüttelte mich: ›Es ist Zeit, Max!‹ Auf schlüpfrigen Leitern kletterte ich nach oben. Ein älterer Genosse, der zum Betriebsrat der Grube gehörte, führte mich zu den in Gröbers kämpfenden Arbeitern.


  In Gröbers traf ich nicht wie erwartet, meine Ammendorfer Kampfgenossen, sondern eine in Bitterfeld und Holzweißig aufgestellte Arbeiterkompanie unter Führung des Genossen Thiemann.


  Gerhard Thiemann, der mit seiner Familie in Werden in Sachsen wohnte, hatte wegen seiner kommunistischen Gesinnung dort keine Arbeit mehr bekommen und Beschäftigung in einem Betrieb in Bitterfeld gefunden. Kaum hörte er von dem Ausbruch des mitteldeutschen Aufstandes, als er sich sofort mit großem Geschick daran machte, die kampffähigen Arbeiter in Bitterfeld und Holzweißig zusammenzufassen, um sie zu den in Ammendorf kämpfenden Arbeitern zu führen.


  Während der Kämpfe in Gröbers, Wettin und Beesenstedt verhielt sich Thiemann ungemein tapfer. Er gönnte sich keinen Augenblick Ruhe, war immer auf dem Posten, und sein Beispiel wirkte anfeuernd auf die Truppe.


  … Thiemanns gut organisierte und bewaffnete Truppe hatte sich von Bitterfeld bis Gröbers durchgekämpft und in Gröbers ein schweres Gefecht mit der Sipo bestanden. Dabei erbeuteten die Arbeiter zwei Minenwerfer und andere Waffen und machten vier Gefangene. Von meinen Bekannten aus dem Ammendorfer Gefecht traf ich nur Josef Schneider. Ich erfuhr, daß Teile meiner Truppe bis ins Mansfelder Gebiet geflüchtet waren und mich dort erwarteten. Ich beschloß, Thiemanns Truppe zu den Genossen im Mansfeldischen zu führen. Um nicht von der Sipo oder der Reichswehr abgeschnitten zu werden, war ich gezwungen, auf Umwegen und im Zickzack vorzustoßen …


  In Wettin hatten wir ein Gefecht mit der Einwohnerwehr. Nachdem in Wettin die Truppen verpflegt und gelöhnt worden waren, begann der Weitermarsch nach Mansfeld. Josef Schneider hatte an diesem Tag außer der Löhnung (per Mann fünfzig Mark) noch über 30000 Mark verausgabt, die er an Wettiner Geschäftsleute für Schuhe, Wäsche, Brot und Fleisch auszahlte. Die Bekleidung und Beschuhung der Genossen, die durchweg von ihrer Arbeitsstelle zu den Waffen geeilt waren, befand sich in mangelhaftem Zustand und mußte ersetzt werden.


  Nach Einbruch der Dunkelheit konnte ich mich an Hand der Karten schlecht orientieren. Ich fuhr wie gewöhnlich an der Spitze des Zuges und war verantwortlich dafür, daß wir uns nicht verirrten. Zwischen dem ersten und dem zweiten Wagen befanden sich die Meldefahrer, die die Verbindung mit dem Vor- und Nachtrupp herstellten.


  In der Nacht vom 31. März zum 1. April erreichten die Truppen den Ort Beesenstedt. Hier sollte Rast gemacht werden und das während des Marsches in der Feldküche gekochte Essen verteilt werden. Die Arbeitersoldaten wurden in den drei Domänen des Ortes einquartiert.


  Freitag, den 1. April, kam es zu dem mörderischen und tragischen Gefecht bei Beesenstedt. Unsere militärische Lage hatte sich in den letzten achtundvierzig Stunden erheblich verschlechtert. Eine größere Formation revolutionärer Arbeiter existierte nicht mehr. Durch die schweren Kämpfe in Ammendorf und Leunawerk waren die vereinten Arbeitertruppen in mehrere, kaum ein paar Hundertschaften starke Gruppen auseinandergesprengt worden. Diese verstreuten Formationen strebten intensiv nach einer Vereinigung. Das zu verhindern, war das Ziel der Sicherheitspolizei und Reichswehr. Die Sipo, durch Kontingente von süddeutschen Zeitfreiwilligen verstärkt, verfügte über reichliche artilleristische Kampfmittel. Beim Abmarsch von Wettin sah ich das Aussichtslose unserer Lage klar vor Augen. Ich wollte schon dort unsere Truppen auflösen. Es war absolut unmöglich, eine Anweisung von einer Parteiinstanz zu bekommen. Unsere Truppe in Beesenstedt auseinandergehen zu lassen, hielt ich für falsch. Einmal war die Gegend absolut nicht geeignet, um unsere Waffen, Minenwerfer und andere militärische Ausrüstung nach erfolgter Auflösung zu verstecken. Dafür kam fast nur das Mansfeldsche Gebiet mit seinen zahlreichen Schächten und anderen Industrieanlagen in Frage. Zum anderen empfing ich Meldung von uns entgegenrückenden Kampfgenossen. Gelang es uns, auf sie zu stoßen, so durfte ich hoffen, mein gestecktes Ziel zu erreichen. Ein guter Tagesmarsch konnte uns mit den Genossen verbinden. Gegen Mittag verließen wir Beesenstedt und wagten den letzten Versuch, uns durch den immer enger werdenden Ring der Sipo und Reichswehr durchzuschlagen. Nach einer Stunde, als wir schon einige Kilometer vorgestoßen waren, sichtete ich mit dem Feldstecher in einer Entfernung von etwa 3000 Metern in Schützenlinie anrückende Grüne. Sofort brachten wir unsere Maschinengewehre in Stellung und fanden geeignete Deckung hinter dem Bahndamm einer kleinen Werkbahn. Wir hatten kaum Deckung genommen, als bereits die ersten Granaten und Sehrappnells in unsere Reihen platzten. Die Arbeitersoldaten verteidigten sich gegenüber dem überraschenden Angriff mit Todesverachtung und beispiellosem Mut; bei unserem Mangel an Munition aber war ein längerer Kampf aussichtslos. Das schwere Artilleriefeuer des Gegners brachte uns größte Verluste. Nicht einer von uns glaubte, daß er lebend aus diesem Hexenkessel herauskomme. Mehr als zwanzig tapfere Genossen blieben am Platz und opferten dem Befreiungskampfe der Arbeiter ihr Leben. Andere Kämpfer entgingen der Vernichtung nur, indem sie sich schwimmend oder in Kähnen über die in unserem Rücken befindliche Saale retteten


  Der offizielle Regierungsbericht meldete über dieses Gefecht: »Die von zwei Seiten bei Beesenstedt gestellten Banden, die sich inzwischen auf etwa 500 Kämpfer verstärkt hatten, verloren im Gefecht, das sich nunmehr entwickelte, ihre gesamte Gefechtbagage (31 Fahrzeuge) sowie fast restlos ihre Waffen (5 Maschinengewehrpistolen, 150 Gewehre, einen Panzerkraftwagen, einen Lastkraftwagen und zwei leichte Minenwerfer). Der Gegner verlor hierbei 18 Tote und 19 Gefangene, die teilweise verwundet waren. Auch hier hatte Hoelz persönlich geführt, unterstützt von Schneider. Eine Anzahl Aufrührer entkam über die Saale. Sechzig von ihnen wurden am anderen Tage durch die anhaltische Schutzpolizei an der preußischen Grenze bei Unterpreisen gefangengenommen, Vierzig andere wurden in der Gegend von Löbejun festgenommen.«


  


  Chronik 1922–1923


  Der Hitler-Putsch in München. 8.–9. November 1923


  


  1921 2. Mai-Ende Juni: Kämpfe in Oberschlesien zwischen Arbeitern und nationalistischen »Selbstschutzverbänden«.


  9. Juni: Der Vorsitzende der USPD-Fraktion im bayerischen Landtag, Karl Gareis, wird durch Rechtsextremisten ermordet. Zweitägiger Generalstreik.


  Juli: Gründung der »Organisation Consul« aus ehemaligen Mitgliedern der Brigade Ehrhardt.


  26. August: Der Abgeordnete Erzberger (Zentrum) wird von Angehörigen der Organisation Consul bei Griesbach im Schwarzwald ermordet. Der Mord löst große Erregung aus; in vielen Städten finden Massendemonstrationen und Proteststreiks statt.


  1922 1.–7. Februar: Aus lokalen Streiks entwickelt sich ein großer Eisenbahnerstreik mit 800000 Teilnehmern.


  18. Februar–2. März: Lohnkampf von 22.000 Mansfelder Berg- und Huttenarbeitern für eine Lohnerhöhung von 20 Mark pro Schicht endet mit einem Teilerfolg.


  Ende Februar-Ende Mai: Streik der Süddeutschen Metallarbeiter für die Verteidigung der Sechsundvierzigstundenwoche und Erhöhung der Löhne, wird mit einem Kompromiß beendet.


  4. Juni: Attentat auf Philipp Scheidemann (SPD).


  18. Juni: Anschlag auf Ernst Thälmann (KPD).


  24. Juni Ermordung des als »Erfüllungspolitiker« und Unterzeichner des Rapallovertrages in Rechtskreisen verhaßten Reichsaußenministers Walther Rathenau durch Angehörige der Organisation Consul. Die Arbeiter verlangen in Streiks und Demonstrationen die Auflösung der konterrevolutionären Organisationen und den Schutz der Republik. Die spd begnügt sich jedoch mit der Annahme eines unzulänglichen Republikschutzgesetzes, das am 21. Juli erlassen und mehr nach links als nach rechts angewandt wird.


  3. Juli: Attentat auf den Journalisten Maximilian Harden. Rechtsradikale Demonstrationen, Paraden usw.


  28. November–19. Dezember: In Ludwigshafen streiken 30.000 Chemiearbeiter für wirtschaftliche Forderungen.


  1923 11. Januar: Ruhrbesetzung durch französische und belgische Truppen. Sie führt zur Verschärfung der Wirtschaftskrise, aus der schließlich eine politische Krise erwächst. Beginn des »passiven Widerstandes«.


  27.–29. Januar: 1. Parteitag der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (nsdap) in München.


  5. Februar–14. Mai: Generalstreik der Bergarbeiter des Saargebietes für wirtschaftliche Forderungen.


  15.–24. März: 40000 oberschlesische Bergarbeiter streiken gegen »faschistischen Terror« und gegen die Entlassung von Betriebsräten.


  16. Mai: Polizei schießt auf streikende Bergarbeiter der Zeche »Minister Stein« im Ruhrgebiet.


  28. Mai–28. Juni: Auf 1800 schlesischen Gütern kommt es zu der bisher größten Streikbewegung der Landarbeiter in der deutschen Geschichte. Es folgen Landarbeiterstreiks in Schleswig-Holstein, Oldenburg, Ostpreußen und in der Provinz Sachsen.


  5.–15. Juni: Generalstreik von 120000 Berg-, Hütten- und Metallarbeitern in Oberschlesien für Wirtschaftsbeihilfen, Lohnerhöhung und gegen Reduzierung der Deputatkohle.


  6.–12. Juli: Streik von 15000 Berliner Metall-, Bau- und Holzarbeitern gegen fortschreitende Teuerung und Verelendung, für Goldreallöhne und Lebensmittelverteilung.


  21. Juli: »Gesetz zum Schutz der Republik.«


  Ende Juli-Anfang August: Teuerung und Geldmangel führen zu Hungerunruhen, Erwerbslosen- und Hausfrauendemonstrationen, Streiks der Kleinhändler und ähnlichen Aktionen in vielen Teilen Deutschlands.


  12. August: Unter dem Druck eines Generalstreiks von 3 Millionen Teilnehmern tritt die Regierung Cuno zurück.


  26. September: Der »passive Widerstand« gegen die französische Besetzung des Ruhrgebietes soll auf Weisung der Regierung eingestellt werden.


  Die bayerische Regierung ernennt Kahr zum Generalstaatskommissar mit diktatorischen Befugnissen.


  Reichspräsident Ebert verhängt den militärischen Ausnahmezustand und überträgt die vollziehende Gewalt dem Reichswehrminister.


  1923 September-Oktober: Höhepunkt der inflationistischen Wirtschafts- und Finanzkrise. Der Geldwertverfall nimmt katastrophale Formen an. Am 1. November 1923 kostet 1 Pfund Brot 260 Milliarden Mark, ein Pfund Butter 6 Billionen Mark, ein Pfund Zucker 250 Milliarden Mark, ein Pfund Fleisch 3,2 Billionen Mark. Der Tageslohn eines gelernten Arbeiters beträgt 3 Billionen Mark. Der Mittelstand wird durch den Verlust seiner Ersparnisse auf das Niveau des Proletariats herabgedrückt. Andererseits konzentrieren sich die Schwerindustrie und das Kapital.


  Oktober: Die Massenaktionen gegen wirtschaftliche Verelendung reißen nicht mehr ab.


  1. Oktober: Putschversuch der »Schwarzen Reichswehr« unter Major Buchrucker in Küstrin.


  10. Oktober: Bildung einer Regierung aus linken Sozialdemokraten und Kommunisten in Sachsen.


  13. Oktober: Der Reichstag beschließt ein »Ermächtigungsgesetz«, welches der Regierung außerordentliche Vollmachten auf wirtschafts- und sozialpolitischem Gebiet einräumt.


  16. Oktober: Bildung einer sozialdemokratisch-kommunistischen Regierung in Thüringen. Programm: »Kampf gegen Faschismus, Revanchepolitik, Reaktion und Militärdiktatur.«


  21. Oktober: Beginn des Reichswehreinmarsches in Sachsen und Thüringen. Es kommt zu Kämpfen in allen größeren Städten und Industrieorten.


  Auf einer Konferenz der sächsischen Regierung mit Vertretern der Betriebsräte, Gewerkschaften, der spd und kpd werden Maßnahmen gegen den Reichswehreinmarsch beschlossen. Der Beschluß eines Generalstreiks kommt nicht zustande.


  23.–25. Oktober: Durch eine falsche Befehlsübermittlung bricht in Hamburg ein Aufstand aus. 300 Kommunisten kämpfen gegen 6000 Mann Polizei und Reichswehr. Es gelingt den Aufständischen nicht, Zehntausende von streikenden Dockarbeitern einzubeziehen.


  Ende Oktober: General Seeckt entwirft das Regierungsprogramm eines »Kabinetts des Ausnahmezustandes und Übergangs mit direktoralem Charakter««.


  8.–9. November: Hitler, unterstützt von General Ludendorff und zeitweise von dem Generalstaatskommissar Kahr und den bayerischen Reichswehrführern organisiert einen Putsch, der am nächsten Tag mit einer Niederlage endet.


  Reichspräsident Ebert überträgt General Seeckt den Oberbefehl und die vollziehende Gewalt in Deutschland.


  


  Der Hitler-Putsch in München. 8.–9. November 1923


  


  Als am 11. Januar 1923 französische Truppen in das Ruhrgebiet einmarschieren, hält Adolf Hitler in München Reden, in denen er zum Sturz der »Novemberverbrecher« auffordert, da sie das ganze Unglück herbeigeführt hätten. Die Aufrufe des bis dahin noch fast unbekannten Rechtsextremisten Hitler finden kaum Echo. Das Volk, das hinter dem Reichspräsidenten Ebert und dem Reichskanzler Cuno steht, einigt sich auf die gemeinsame Front des passiven Widerstandes. Die Regierungen von Preußen, Sachsen, Thüringen, Baden und Mecklenburg verbieten Hitlers politische Partei, so daß er gezwungen ist, sich auf Bayern zu beschränken.


  Im September 1923 sieht es so aus, als ob Deutschland aus der Verwirrung zu politischer und staatlicher Klarheit finden wolle. Am 26. September übernimmt Gustav Stresemann den Vorsitz der Reichsregierung.


  Stresemann verkündet den Abbruch des passiven Widerstandes. Bereits einen Tag vorher treffen die Führer des »Kampfbundes«, in dem alle Wehrorganisationen der Rechten in Bayern vereinigt sind, zusammen. Hitler erklärt in zweieinhalbstündiger Rede seine Einschätzung der politischen Lage und fordert am Ende für seine Person die politische Führung des Kampfbundes, dessen oberster militärischer Führer General Ludendorff ist. Am selben Tage noch setzt Hitler seine 15000 sa-Männer in Alarmbereitschaft und läßt 14 Massenkundgebungen organisieren.


  Am nächsten Tag, dem 26. September, proklamiert das bayerische Kabinett unter Führung des Barons von Knilling den Staatsnotstand und überträgt dem bisherigen Regierungspräsidenten von Oberbayern, Gustav Ritter von Kahr, als Generalstaatskommissar die oberste Gewalt in Bayern. Er soll sowohl »für die Ordnung im Innern« des Landes sorgen, wie auch den Kampf gegen die Regierung in Berlin führen. Kahr ist einer der bekanntesten Rechtspolitiker in Bayern, entschiedener Monarchist und Verfechter der Eigenstaatlichkeit des Landes.


  Kahr verbietet sofort Hitlers 14 Kundgebungen und stellt an die Spitze seiner eigenen Freiwilligenorganisationen den Kapitänleutnant Ehrhardt.


  Am gleichen Tage überträgt Reichspräsident Ebert, gestützt auf den Artikel 48 der Weimarer Verfassung, dem Reichswehrminister Geßler und dem Chef der Heeresleitung, General von Seeckt, alle Vollmachten. Er verpflichtet sie, für die »Sicherheit im Reich und die Unverletzlichkeit der republikanischen Verfassung« zu sorgen,


  Hitler erklärt später, daß er in jener Zeit an nichts anderes gedacht habe als an einen Staatsstreich. Aber er ist sich darüber im klaren, daß er dazu als mächtige Bundesgenossen braucht: sowohl den Generalstaatskommissar Kahr als auch den Oberkommandierenden der Reichswehr in Bayern, General von Lossow. Unentwegt propagiert er den »Marsch auf Berlin« und den Sturz der republikanischen Regierung. Lossow, der Ludendorff respektiert und Hitlers demagogische Fähigkeiten nicht unterschätzt, bezieht fürs erste eine abwartende Position. Die Verwirrung unter den führenden Männern ist nicht gering.


  Kahr versucht Lossow zu bewegen, mit seinen Truppen in Sachsen einzumarschieren, gegen die dortige Arbeiterregierung vorzugehen und damit eine Gegenrevolution auszulösen. Aber General von Seeckts Truppen sind schneller; sie werfen die Aufständischen in Sachsen, Thüringen und Hamburg rasch nieder. Hitler ändert sofort seine Taktik: er steigert seine Angriffe auf Berlin in einem solchen Maße, daß die Reichsexekutive sich zu Gegenmaßnahmen gezwungen sieht. Tatsächlich befiehlt Seeckt am 6. Oktober dem General von Lossow, den »Völkischen Beobachter« zu verbieten und den Hauptmann Heiss, Kapitän Ehrhardt und Leutnant Roßbach zu verhaften. Kahr, der sich weigert, Befehle von Berlin entgegenzunehmen, veranlaßt auch Lossow zur Befehlsverweigerung. Er begründet das Nichtverbot der Zeitung mit den Worten, daß Hitler »zu den besten deutschen Patrioten« gehöre. Am 20. Oktober wird Lossow seines Kommandos enthoben. Aber Kahr verkündet, daß Lossow im Dienst bleibe, und läßt Offiziere und Mannschaften auf die bayerische Regierung vereidigen. Kahr bildet mit dem General von Lossow und dem Chef der Staatspolizei, Oberst von Seißer, ein Triumvirat, um Bayern zu regieren.


  Kahr, Lossow und Seißer, gestützt auf Reichswehr und Polizei, sind nun entschlossen, die Monarchie wieder einzuführen und Bayern vom Reich zu trennen. Um die Verbindung zu den Volksmassen herzustellen, ist die Dreimännerregierung bereit, sich des »Kampfbundes« und des Trommlers Adolf Hitler zu bedienen. Sie behalten sich nur vor, daß sie allein das Signal zum Putsch geben werden. Hitler erklärt sich bereit, nicht eigenmächtig loszuschlagen.


  Da erfährt er, es stehe bereits fest, daß Kahr am 12. November die Wiedereinsetzung der Wittelsbacher verkünden und in einer Versammlung am 8. November im Bürgerbräukeller in München die ideologische und organisatorische Vorbereitung treffen werde. Blitzschnell beschließt Hitler, die Versammlung vom 8. November für die Auslösung eines von ihm geleiteten Aufstandes zu nutzen.


  An der Versammlung vom 8. November nehmen vornehmlich Angehörige der verschiedenen »vaterländischen Verbände« teil. Fast die gesamte Prominenz der nationalistischen und monarchistischen Kreise Bayerns, mit Ausnahme des Kronprinzen, sind anwesend. Man sieht eine große Anzahl von Offizieren in voller Uniform. Auf dem Podium sitzen Kahr, Lossow und Seißer. Der Generalstaatskommissar hält einen etwas weitschweifigen Vortrag »Vom Volk zur Nation«, in dem er im besonderen ein wirtschaftspolitisches Programm entwickelt.


  Punkt 20 Uhr 45 werden die Türen des Saales aufgerissen, und Hitler, gefolgt von 600 sa-Männern in Stahlhelmen und mit Pistolen bewaffnet, dringt ein. Hitler springt auf einen Tisch, feuert zwei Pistolenschüsse in die Decke und erklärt, daß die nationale Revolution soeben ausgebrochen sei. Er schreit: »Die Kasernen der Reichswehr und der Landespolizei sind besetzt! Reichswehr und Landespolizei rücken bereits unter den Hakenkreuzfahnen heran!«


  Nach einigem Hin- und Herreden werden Kahr, Lossow und Seißer aus dem großen Saal in einen Nebenraum geführt.


  Hitler, mit seiner Pistole fuchtelnd: »Ein jeder hat seine Pflicht zu tun und den Posten zu übernehmen, auf den er gestellt wird. Sonst hat er keine Daseinsberechtigung.« Seißer zu Hitler: »Sie haben Ihr Versprechen – keinen Putsch zu machen – nicht gehalten! – »Ja, das habe ich gebrochen, aber im Interesse des Vaterlandes. Vier Schüsse habe ich in der Pistole: Drei für meine Mitarbeiter – Kahr, Lossow und Seißer –, wenn sie mich verlassen, den letzten für mich.« Kahr: »Herr Hitler, Sie können mich festnehmen, Sie können mich totschießen lassen, Sie können mich selber totschießen. Sterben oder nicht sterben – das ist bedeutungslos.«


  Vorläufig wird in den Gesprächen wenig erreicht. Hitler kehrt in den Saal zurück und spricht zu den Massen: »Das Kabinett Knilling ist abgesetzt. Eine bayerische Regierung wird gebildet aus einem Landesverweser und einem mit diktatorischen Vollmachten ausgestatteten Ministerpräsidenten. Ich schlage als Landesverweser Exzellenz von Kahr vor, ich schlage weiter als Ministerpräsidenten Herrn Pöhner vor. Die Regierung der Novemberverbrecher in Berlin wird für abgesetzt erklärt; ebenso wird Ebert für abgesetzt erklärt. Eine deutsche nationale Regierung wird in Bayern, hier in München gebildet. Es wird weiter gebildet sofort eine deutsche nationale Armee. Ich schlage weiter vor, daß bis zur Niederbrechung der Verträge, die heute Deutschland zu Grunde richten, ich die Leitung der Politik dieser provisorischen nationalen Regierung übernehme. Exzellenz Ludendorff übernimmt die Leitung der deutschen Nationalarmee. General Lossow wird deutscher Reichswehrminister. Oberst Seißer wird deutscher Polizeiminister. Die Aufgabe der provisorischen deutschen Nationalregierung ist es, mit der ganzen Kraft dieses Landes und der herbeigezogenen Kraft aller anderen deutschen Gaue den Marsch anzutreten in das Sündenbabel Berlin. Ich frage Sie nun – draußen sind drei Männer: Kahr, Lossow und Seißer, bitter schwer wird ihnen der Entschluß –, ich frage Sie, sind Sie einverstanden mit dieser Lösung?« (Jubel und stürmischer Beifall) »… aufbauen wollen wir einen Bundesstaat völkischer Art, in dem Bayern die Stellung einnimmt, die ihm gebührt. Der morgige Tag findet entweder in Deutschland eine nationale Regierung, oder uns tot – eines von beiden!«


  Die Versammlung bleibt weiterhin durch die nationalsozialistischen Sturmtrupps von dem Verkehr nach außen hin abgesperrt. Hitler kehrt in das Nebenzimmer zurück. Da erscheint Ludendorff. Er erklärt, sie müßten alle zusammen vorwärts gehen, ein Zurück gebe es jetzt nicht mehr. Lossow ergreift mit Tränen in den Augen die Hand Ludendorffs und erklärt: »Euer Exzellenz Wunsch ist mir Befehl. Ich werde das Heer zum Kampf versammeln, wie Euer Exzellenz es für erforderlich halten.« Kahr indessen erklärt: »Ich kann die Verwaltung nur als Vertreter der Monarchie übernehmen.« Sofort entgegnet Hitler, er begebe sich unverzüglich zu »Seiner Majestät«, worauf Kahr mit beiden Händen die Hand Hitlers ergreift.


  9 Uhr 45 erscheinen alle wieder im Saal. Kahr gibt mit bewegter Stimme folgende Erklärung ab: »In des Vaterlandes höchster Not übernehme ich die Leitung der Staatsgeschäfte als Statthalter der Monarchie – der Monarchie, die heute vor fünf Jahren so schmählich zerschlagen wurde. Ich tue das schweren Herzens und, wie ich hoffe, zum Segen unserer bayerischen Heimat und unseres lieben, teuren deutschen Vaterlandes.«


  Neuer Jubel braust auf, als Hitler von Kahr die Hand schüttelt und erklärt: »Ich will jetzt erfüllen, was ich mir heute vor fünf Jahren als blinder Krüppel im Lazarett gelobte: nicht zu ruhen und zu rasten, bis die Novemberverbrecher zu Boden geworfen sind, bis auf den Trümmern des heutigen jammervollen Deutschlands wieder auferstanden sein wird ein Deutschland der Macht und der Größe, der Freiheit und der Herrlichkeit.«


  »Entblößten Hauptes und in sichtlicher Erregung, überwältigt von dem geschichtlichen Augenblick, singen die Tausende der Versammlung das Deutschlandlied« – so meldet anderntags die »Bayerische Staatszeitung.«


  In diesem entscheidenden Augenblick wird Hitler aus dem Saale abgerufen. Das Wehrkreiskommando ist zwar unter Führung Röhms besetzt, aber andere entscheidende Punkte des Putschprogramms erweisen sich als nicht durchführbar. Hitler versucht, selbst einzugreifen. Vergeblich.


  Als Hitler in den Bürgerbräukeller zurückkehrt, findet er Ludendorff allein, das Triumvirat hat sich empfohlen, niemand weiß recht, was geschehen soll.


  Kahr verlegt den Sitz der Regierung nach Regensburg. Einige Stunden später geht eine amtliche Mitteilung, gezeichnet von Kahr, Lossow und Seißer an alle deutschen Funkstationen: »… lehnen Hitlerputsch ab. Mit Waffengewalt erpreßte Stellungnahme in Bürgerbräuversammlung ungültig. Vorsicht gegen Mißbrauch obiger Namen geboten.«


  Am 9. November gegen fünf Uhr morgens teilt Oberst Leupold General Ludendorff und Hitler persönlich mit: »Kahr, Lossow und Seißer halten sich an ihre Zusage im Bürgerbräukeller für nicht gebunden, weil sie unter Zwang abgegeben war. Die 7. Division steht nicht hinter der Hitlerunternehmung und wird nötigenfalls mit Gewalt die Ordnung wiederherstellen. Hierzu sind auch Truppen herangezogen worden. Die Weisung ist im Auszug zwischen zwölf und ein Uhr nachts telefonisch an die Infanterieschule gekommen und von General von Lossow persönlich bestätigt worden.«


  In der Stadt werden um die Mittagszeit Plakate angeschlagen mit einem Aufruf, vom 9. November 1923 datiert und von Kahr gezeichnet: »Trug und Wortbruch ehrgeiziger Gesellen haben aus einer Kundgebung für Deutschlands nationales Wiedererwachen eine Szene widerwärtiger Vergewaltigung gemacht. Die mir, dem General von Lossow und dem Obersten von Seißer mit vorgehaltener Pistole abgepreßten Erklärungen sind null und nichtig. Ein Gelingen des sinn- und ziellosen Umsturzversuchs hätte Deutschland samt Bayern in den Abgrund gestoßen. An der Treue und dem Pflichtbewußtsein der Reichswehr und der Landespolizei ist der Verrat gescheitert. Auf diese Getreuen gestützt, ruht die vollziehende Gewalt fest in meiner Hand. Die Schuldigen werden rücksichtslos der verdienten Strafe zugeführt. Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, die Bünde Oberland und Reichskriegsflagge sind aufgelöst. Unbeirrt aber durch Unverstand und Tücke, werde ich mein deutsches Ziel verfolgen: Unserem Vaterlande die innere Freiheit zu erringen.«


  Hitler muß erkennen, daß die Mündungen der Gewehre auf ihn und seine Männer gerichtet sind und daß es nur einen Weg gibt: den Rückzug. Aber Ludendorff will davon nichts wissen. Er kommandiert: »Wir marschieren!« Nach diesem Befehl treten die 3000 Männer des Kampfbundes und die Kadetten der Infanterieschule in Marschordnung an und setzen sich, von Ludendorff und Hitler geführt, um die Mittagsstunde in Bewegung. Sie marschieren auf das in der Nähe der Feldherrnhalle gelegene Wehrkreiskommando vii zu, wo Röhm mit seinen Männern von der Reichswehr belagert wird. Um ihr Ziel zu erreichen, müssen die Kolonnen die schmale Residenzstraße durchschreiten, um auf den Odeonsplatz zu kommen. Die Einmündung dieser Straße wird von Polizei abgeriegelt. Die Kolonne, von Ludendorff geführt, rückt weiter vor, auch als die Polizei die Karabiner hebt. Ein Mann schreit: »Um Gottes Willen, nicht schießen! Es ist Seine Exzellenz Ludendorff!« Aber der kommandierende Offizier erteilt zweimal den Feuerbefehl – dann reißt er einem Polizisten den Karabiner aus der Hand und gibt selbst den ersten Schuß ab. Eine Salve folgt. Tödlich Getroffene und Verwundete reißen Hitler mit zu Boden. Ludendorff allein marschiert weiter, durch die Polizei hindurch.


  Im Laufe des selben Tages werden Verordnungen veröffentlicht, die der Generalstaatskommissar »auf Grund des bestehenden Ausnahmerechtes« erläßt und in denen Standgerichte eingesetzt, Verbote und Strafandrohungen erlassen werden.


  Der Novemberputsch ist zu Ende, der Marsch auf Berlin endet an der Münchener Feldherrnhalle.


  


  Chronik 1923–1932


  Der Staatsstreich in Preußen. 20. Juli 1932


  


  1923 Mitte November: Die Regierung unternimmt entscheidende Schritte zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage. Beendigung der Inflation.


  1. Dezember: Die neue Regierung wird aus Vertretern bürgerlicher Parteien gebildet, die spd ist in der Opposition.


  31. Dezember: Die Arbeitszeitnotverordnung erneuert zwar die Gesetzeskraft des achtstündigen Arbeitstages, gestattet nun aber die Verlängerung der Arbeitszeit bis auf 10 Stunden in den Tarifverträgen oder auf Anordnung des Reichsministers. Damit wird eine der wichtigsten Errungenschaften der Revolution beseitigt.


  Dezember-Februar (1924): Proteststreiks der Metallarbeiter gegen Lohnkürzungen und Angriffe auf den Achtstundentag. Zentrum der Bewegung, an der zeitweise 700000 Arbeiter teilnehmen, ist Rheinland-Westfalen.


  1924 22. Februar: Gründung des Reichsbanners Schwarzrotgold, Bund republikanischer Kriegsteilnehmer, einer demokratischen Massenorganisation zum Schutz der Weimarer Republik. Stärke 1 Million Mitglieder, die zu etwa 90 Prozent der spd oder den freien Gewerkschaften angehören.


  28. Februar: Der militärische Ausnahmezustand über Deutschland wird aufgehoben.


  Ende Februar: 40000 Werftarbeiter erzwingen in einem dreizehnwöchigen Streik Lohnerhöhungen, können aber den Achtstundentag nicht verteidigen.


  1. April: Adolf Hitler wird von einem Gerichtshof in München zu 5 Jahren Festung verurteilt, jedoch bereits im Dezember aus Landsberg entlassen. Ludendorff wird freigesprochen.


  Ende April-Mai: 500000 Bergarbeiter der Ruhr, in Sachsen und Oberschlesien treten in den Streik, als durch Aussperrungen die Verlängerung der Arbeitszeit erzwungen werden soll. Es gelingt zwar, Lohnerhöhungen durchzusetzen, aber die Siebenstundenschicht kann nicht erhalten werden.


  31. Mai: Gründung des Roten Frontkämpferbundes (rfb), der »Wehr- und Schutzorganisation« in der kpd. Höchststand 150.000 Mitglieder.


  7. Dezember: Bei den Reichstagswahlen Stimmengewinne der Regierungsparteien und der Sozialdemokraten. Die Kommunisten verlieren 1 Million Wähler.


  1925 28. Februar: Tod des Reichspräsidenten Ebert.


  26. April: Beim zweiten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl erhält der ehemalige Generalfeldmarschall von Hindenburg 14,7 Millionen Stimmen und wird damit der zweite Reichspräsident der Weimarer Republik.


  1926 1.–4. Oktober: Erfolgloser Streik von 18000 Hafenarbeitern in Hamburg, Altona und Harburg für zwanzigprozentige Lohnerhöhung, fünftägigen Garantielohn und Beseitigung der Doppelschichten.


  1927 27. Januar: Nach der amtlichen Statistik gibt es in Deutschland 2 Millionen Erwerbslose.


  4.–25. Februar: Streik von 6000 Metallarbeitern in Leipzig, für die Sechsundvierzigstundenwoche; die Unternehmer fordern die Zweiundfünfzigstundenwoche. Ergebnis: die Achtundvierzigstundenwoche als Regel.


  April und Mai: Streik von rund 180000 Berliner Metallarbeitern, der durch einen Kompromiß beendet wird.


  7.–8. Mai: Der deutschnationale »Stahlhelm« hält in Berlin seinen »Reichsfrontsoldatentag« ab. Trotz Verbot kommt es zu Gegendemonstrationen.


  4. August: Am Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkrieges finden in zahlreichen Städten Antikriegsdemonstrationen statt. An einer Kundgebung im Berliner Lustgarten nehmen 120000 Menschen teil.


  17. Oktober: Im mitteldeutschen Braunkohlenrevier erzwingen 80000 Streikende eine 11½prozentige Lohnerhöhung.


  1928 16. Januar: Die mitteldeutschen Metallarbeiter antworten auf die Aussperrung von 50000 Werktätigen mit einem fünfwöchigen Streik, der mit einem Schiedsspruch endet.


  28. Januar: Demonstrationen von rund 140000 Bauern Schleswig-Holsteins gegen die Agrarpolitik der Regierung; die Bauern fordern staatliche Kontrolle der Kreditinstitute und Genossenschaften sowie Ernährungsautarkie. Die Bewegung wählt sich zum Symbol die schwarze Sensenfahne der Bauernkriege.


  20. Mai: Bei den Reichstagswahlen hat die spd den stärksten Stimmenzuwachs. Mit 153 Abgeordneten stärkste Fraktion im Reichstag.


  1. November–4. Dezember: Aussperrung von rund 213000 Metallarbeitern des Ruhrgebiets, die Lohnerhöhung und den Achtstundentag forderten. Der Schiedsspruch gewährt geringe Lohnerhöhungen.


  November-Dezember: 213000 Metallarbeiter treten im Ruhrgebiet für Lohnforderungen, Achtstundentag und Dreischichtensystem in den Streik. Der Druck der Monopole, des Staates und das Verhalten leitender Funktionäre des Deutschen Metallarbeiterverbandes zwingen die Arbeiter, den Streik nach fünf Wochen abzubrechen.


  1929 25. April: Angesichts der drohenden Finanzkrise des Reiches – es fehlen Gelder für die Bezahlung der Beamtengehälter und für die Darlehen an die Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung – nimmt das Reich einen Dreimonatskredit von 170 Millionen Reichsmark bei den Großbanken auf.


  1. Mai: Trotz Aufrechterhaltung des Demonstrationsverbotes (seit Verhängung des Kleinen Belagerungszustandes im Dezember 1928) halten 200000 Menschen in Berlin eine öffentliche Kundgebung ab. Gegen die Demonstranten werden Polizeitruppen eingesetzt, die in die Menge schießen. In den Straßen von Neukölln und Wedding bauen Arbeiter Barrikaden. 31 Arbeiter werden getötet. Die Polizei nimmt 1200 Verhaftungen vor.


  26. August–30. Oktober: Streik der Berliner Rohrleger unter Führung der revolutionären Gewerkschaftsopposition. Der Führer des Streiks und Mitglieder der zentralen Streikleitung werden verhaftet. Da die Unternehmer und Arbeitsämter, mit Billigung der rechten Gewerkschaftsführer einen Massenstreikbruch organisieren, muß der Kampf erfolglosabgebrochen werden.


  25. Oktober: Der »Schwarze Freitag« an der New Yorker Börse kennzeichnet den offenen Ausbruch der Weltwirtschaftskrise. Für Deutschland ergeben sich verheerende Auswirkungen.


  21. November-Februar (1930): Streik der Textilarbeiter in Hartmannsdorf bei Chemnitz. Polizeieinsatz. 5 Tote.


  24. Dezember: Die Zahl der Arbeitslosen ist auf 3,3 Millionen angestiegen.


  1930 1.–2. Februar: Protestmarsch Tausender Arbeitsloser aus Schleswig-Holstein nach Hamburg. Polizeieinsatz. Ein Toter.


  25. März: Der sozialdemokratische Innenminister Severing erläßt eine neue Fassung des »Republikschutzgesetzes«. Sieschränkt die Presse-, Versammlungs- und Vereinsfreiheit ein.


  27. März: Differenzen zwischen spd und dvp (Deutsche Volkspartei) über den Abbau der Arbeitslosenunterstützung führen zum Sturz der sozialdemokratisch geführten Regierung Müller. Es ist die letzte Regierung der Weimarer Republik, die mit parlamentarischen Methoden regiert.


  30. März: Der Fraktionsvorsitzende des Zentrums, Heinrich Brüning, bildet eine neue Regierung ohne parlamentarische Mehrheit. Damit entsteht das erste der vier Präsidialkabinette, die bis Januar 1933 mit Notverordnungen regieren.


  1.Juni–25. Juli: Streik von 13000 Mansfelder Kupferbergarbeitern gegen Lohnabbau. Polizeieinsatz. Zahlreiche Solidaritätsaktionen, auch von Bauern und Gewerbetreibenden.


  1. Juli: Beginn des Streiks der Metallarbeiter im rheinischwestfälischen Industriegebiet gegen Lohnkürzungen. Am 2. Juli streiken 50000.


  7. Juli: Gemeinsame Streiks deutscher und polnischer Landarbeiter auf Gütern im Gebiet von Torgau, die sich trotz Polizeieinsatz schnell ausbreiten.


  18. Juli: Da die Reichstagsmehrheit die Aufhebung der am 16. Juli erlassenen Notverordnung beschließt, wird der Reichstag aufgelöst.


  14. September: Bei den Reichstagswahlen steigen die Stimmen der nsdap von 800000 im Jahre 1928 sprunghaft auf 6,4 Millionen. Die spd geht noch immer als stärkste Partei aus den Wahlen hervor.


  14.–31. Oktober: Streik von zeitweilig 130000 Berliner Metallarbeitern gegen eine vom staatlichen Sonderschlichter verfügte sechs- bis achtprozentige Lohnsenkung. Ergebnis: Lohnabbau in zwei Etappen.


  1931 2.–9. Januar: 75000 Bergarbeiter auf 42 Schachtanlagen im Ruhrgebiet treten in den Streik.


  Am 8. Januar treten etwa 10000 Bergarbeiter in Oberschlesien solidarisch in den Ausstand.


  Die Regierung Brüning erläßt eine Notverordnung über die »Beilegung von Schlichtungsstreitigkeiten öffentlichen Interesses«. Auf dieser Grundlage können Schiedssprüche ohne Verhandlung gefällt werden. Für die Ruhrbergarbeiter wird rückwirkend vom 1. Januar eine Lohnsenkung von 6 Prozent verfügt.


  17. Juli: Eine neue Notverordnung schränkt die Pressefreiheit weiter ein.


  10. Oktober: Reichspräsident Hindenburg empfängt die Führer der nsdap, Hitler und Göring, zu einer Aussprache über die Ziele ihrer Partei. Gleichzeitig verhandelt General Schleicher, Leiter des Ministeramtes im Reichswehrministerium, mit Hitler.


  11.–12. Oktober: Vertreter der nsdap (Hitler, Frick u. a.), der dnvp (Hugenberg), des »Stahlhelms« (Duesterberg, Seldte), des Reichslandbundes und des Militärs (Generaloberst Seeckt) bilden, unterstützt von führenden Industriellen und Bankiers, die »Harzburger Front«.


  16. Dezember: Als »Abwehrbewegung gegen den Faschismus« wird die »Eiserne Front« aus spd, Gewerkschaften, Arbeitersportverbänden und dem Reichsbanner gebildet. Sie spielt jedoch nicht die Rolle, die ihrer zahlenmäßigen Stärke entspräche.


  19. Dezember: Der Reichsarbeitsminister verordnet, daß1932 keine Betriebsrätewahlen stattfinden dürfen.


  1932 Januar: 6013612 Arbeitslose in Deutschland. Die Löhne fallen.


  27. Januar: Hitler hält einen Vortrag vor dem Industriellenklub in Düsseldorf, in dem er verspricht, den »Bolschewismus« auszurotten und die Pläne der deutschen Industriellen zu unterstützen.


  27. Februar: Der Parteivorstand der spd veröffentlicht einen Aufruf zur Unterstützung Hindenburgs bei der Reichspräsidentenwahl. Parole: »Schlagt Hitler! Wählt Hindenburg!«


  10. April: Im zweiten Wahlgang zur Reichspräsidentenwahl wird Hindenburg mit 19,3 Millionen Stimmen wieder zum Reichspräsidenten gewählt. Hitler erhält 13,4, Thälmann (kpd) 3,7 Millionen Stimmen.


  24. April: Die Landtagswahlen in Preußen, Bayern, Württemberg, Anhalt und die Bürgerschaftswahlen in Hamburg bringen weiteres Anwachsen der nsdap. Im preußischen Landtag erhöhen sich ihre Mandate sprunghaft von 6 auf 162. Die spd verliert von ihren bisherigen 137 Sitzen 43. Auch die kpd verliert.


  30. Mai: Der Reichspräsident entzieht dem Reichskanzler Brüning das Vertrauen; die Regierung muß abtreten. Franz von Papen bildet ein neues Kabinett.


  4. Juni: Nach der Auflösung des Reichstags durch die neue Regierung entwickeln sich im Wahlkampf heftige Straßenkämpfe zwischen Faschisten und Antifaschisten.


  20. Juli: Durch einen Staatsstreich der Reichsregierung wird die sozialdemokratisch geführte Preußenregierung abgesetzt und Papen zum Reichskommissar für Preußen ernannt. Er verhängt den Belagerungszustand. Die spd reicht eine Klage beim Staatsgerichtshof ein.


  


  Der Staatsstreich in Preußen. 20. Juli 1932


  


  In den ersten Monaten des Jahres 1932 häufen sich die Beweise, daß die Nationalsozialisten einen gewaltsamen Umsturz planen, während Adolf Hitler seine und seiner Partei Legalitätspolitik beschwört. Die Wehrverbände der nsdap, sa und ss, zählen um diese Zeit 400000 Mann, also das Vierfache des Hundertausendmannheeres der deutschen Republik.


  Die Straßen der deutschen Großstädte werden mehr und mehr zu blutigen Kampfstätten und die Versammlungslokale zu Orten mörderischer Überfälle.


  Die deutschen Länder, an ihrer Spitze Preußen und Bayern, verlangen das Verbot der nationalsozialistischen Wehrverbände.


  Am 14. April gibt Innenminister Groener einen Erlaß bekannt, der die Auflösung der »sa, ss und ihrer Unterorganisationen« anordnet. In der Begründung heißt es: »Diese Organisationen sind eine Art Privatarmee, die einen Staat im Staate bildet, eine ständige Quelle der Beunruhigung für die Zivilbevölkerung … Es ist ausschließlich Sache des Staates, organisierte Streitkräfte zu unterhalten. Die Duldung solcher Organisationen führt unvermeidlich zu Zusammenstößen und schafft Verhältnisse, die vom Bürgerkrieg nicht weit entfernt sind.«


  Zehn Tage später finden die Wahlen zum preußischen Landtag statt. Die Nationalsozialisten erhalten 8 Millionen Stimmen und werden damit zur stärksten Partei im preußischen Landtag. Damit verliert die bisherige Koalition zwischen Sozialdemokraten und Mittelparteien ihre Vorrangstellung. Ohne die Mitarbeit der Nationalsozialisten ist eine Regierungsbildung in Preußen unmöglich. Doch was Hitler erhofft hat, ist nicht in Erfüllung gegangen: die absolute Mehrheit oder eine Mehrheit, die ihnen mit Hilfe der Deutschnationalen eine Übernahme der Regierung in Preußen erlaubt, haben die Nationalsozialisten nicht erhalten.


  Indessen läßt General Kurt von Schleicher, der Staatssekretär im Reichswehrministerium, den Parteiführer Hitler wissen, daß er mit dem Verbot von sa und ss nicht einverstanden sei; er veranlaßt den Reichspräsidenten von Hindenburg zu einem gereizten Schreiben an den Innenminister, in dem die Tätigkeit des »Reichsbanners«, der Kampforganisation der Sozialdemokraten, beanstandet und darauf hingewiesen wird, daß das Verbot der sa demnach eine einseitige Maßnahme sei. Aber dieser Schlag zielt weniger auf den Innenminister und früheren kaiserlichen Offizier Groener, als auf den Reichskanzler Brüning von der Zentrumspartei, der einem Paktieren der Reichswehr und der Rechtsparteien mit den Nationalsozialisten im Wege steht.


  Eine groß angelegte Intrige führt den Sturz Brünings herbei. Die Großagrarier sind erbittert über den Plan des Reichskanzlers, die bankrotten Güter im Osten für Siedlungszwecke aufzuteilen. Als der Reichspräsident das Pfingstfest auf seinem Gut Neudeck verbringt, benutzen sie die Gelegenheit, Brüning als Förderer des »Agrarbolschewismus« anzuprangern. Als nach der Rückkehr Hindenburgs Schleicher ihm erklärt, daß die Armee dem Kanzler nicht mehr länger ihr Vertrauen schenken könne, ist das Schicksal Brünings besiegelt. Schleicher präsentiert auch gleich den Nachfolger im Reichskanzleramt, den konservativen Herrn von Papen. Am 28. April findet zwischen Schleicher und Hitler eine persönliche Unterredung statt, die am 8. Mai wiederholt wird. Schleicher bietet Hitler an: Sturz des Kabinetts Brüning, Aufhebung des Verbots von sa und ss und neue Reichstagswahlen. Hitler soll dafür das von Papen zu bildende Präsidialkabinett tolerieren. Hitler verspricht es. Brüning legt am 30. Mai 1932 sein Amt nieder. Der neue Reichskanzler, Franz von Papen, löst am 4. Juni den Reichstag auf und schreibt neue Wahlen für den 31. Juli aus. Getreu dem Versprechen Schleichers wird das sa- und ss-Verbot aufgehoben.


  Am 24. Mai tritt der neugewählte preußische Landtag zu seiner ersten Sitzung zusammen. Die Regierungsbildung ist praktisch unmöglich, da keine politische Partei sich auf eine parlamentarische Mehrheit stützen kann, der Regierungschef aber die absolute Mehrheit auf sich vereinigen muß. Der sozialdemokratische Ministerpräsident Braun übergibt seine Geschäfte dem Zentrumsminister Hirtsiefer, und dieser veranlaßt die zurückgetretene Regierung, weiter im Amt zu bleiben. Solche Kabinette amtieren auch in Bayern, Sachsen, Württemberg, Hessen und Hamburg. Grund genug für die Nationalsozialisten, wieder einmal zu propagieren, daß der Parlamentarismus sich überlebt habe und nur ein starker Mann die Lage meistern könne.


  Über die Folgen der Aufhebung des sa-Verbotes legt der Berliner Polizeipräsident folgende Statistik vor: Zwischen dem 1. und dem 20. Juni 1932 gab es in Preußen 461 politische Zusammenstöße, bei denen 82 Menschen getötet und 400 schwer verletzt wurden. Allein am Sonntag, dem 10. Juli, fanden 18 Personen in Straßenkämpfen den Tod. Am Sonntag darauf ereignet sich der bisher schlimmste Zusammenstoß, als Nationalsozialisten in Altona, von der Polizei eskortiert, durch die Arbeiterviertel marschieren. Sie werden von Dächern und aus Fenstern beschossen und erwidern sofort das Feuer. Die Polizei meldet 19 Tote und 285 Verletzte.


  Reichskanzler von Papen legt dem Reichspräsidenten zwei Notverordnungen zur Unterschrift vor. Die erste hat zum Inhalt die »Reichsexekution gegen Preußen«, die zweite die »Verhängung des Ausnahmezustandes für Groß-Berlin und Brandenburg«. Für den Fall von Unruhen wird der Reichswehr unter Generalleutnant Rundstedt die vollziehende Gewalt übertragen. Als der Reichspräsident zögert zu unterschreiben, argumentiert Papen, die preußische Regierung sei offensichtlich nicht mehr in der Lage, Ruhe und Ordnung zu garantieren.


  Papen flüstert dem Reichspräsidenten noch zu, daß bereits sozialdemokratische Staatssekretäre in Preußen mit Kommunistenführern konspirierten. Schließlich unterschreibt Hindenburg die beiden Notverordnungen.


  Mit diesen Staatsstreichpapieren in der Tasche lädt Papen den stellvertretenden Ministerpräsidenten Hirtsiefer und den Innenminister Severing, der die preußische Polizei kommandiert, zu sich in die Reichskanzlei. Angeblich sollten »finanz- und agrarpolitische Angelegenheiten« besprochen werden. Als sich die preußischen Minister jedoch am 20. Juli zehn Uhr vormittags in der Reichskanzlei melden, erklärt ihnen Papen, die Reichsregierung sehe sich zu ihrem Bedauern gezwungen, das Amt des Ministerpräsidenten und des Innenministers kommissarisch zu übernehmen. Severing erhebt Einspruch, Papen appelliert an die »staatsmännische Einsicht« des Sozialdemokraten. Während man noch verhandelt, gibt Papen einem an der Tür wartenden Offizier einen Wink, das verabredete Zeichen für die Maßnahmen zur Auslösung des Ausnahmezustandes. Die Reichswehrführung strebt danach, so schnell wie möglich die Polizeigewalt in die Hände zu bekommen, weil ihr die Berliner Polizei zahlenmäßig überlegen ist. Praktisch stehen Rundstedt nur das Berliner Wachregiment und auf dem Truppenübungsplatz Döberitz nicht alarmierte Einheiten zur Verfügung. Dagegen unterstehen dem Polizeipräsidenten von Berlin Grzesinski rund 15000 Mann Schutzpolizei und etwa 5000 andere Polizeiangehörige. Aus diesem Grund arbeiten Regierung und Reichswehrführung mit Überraschungstaktiken. Als der Ministerpräsident Braun, der von den Vorgängen telefonisch benachrichtigt wird, sich in seine Amtsräume begeben will, wird ihm mitgeteilt, er könne das besetzte und abgeriegelte Haus nicht betreten. Um den Polizeipräsidenten Grzesinski, den Vizepräsidenten Weiß und den Kommandeur der Schutzpolizei Heimannsberg abzusetzen, bedarf es nur eines Hauptmanns vom iii. Bataillon des Infanterieregiments Spandau und dreier Feldwebel. Hauptmann Hauffe überbringt den dreien je einen Brief des Generals Rundstedt, in dem ihnen mitgeteilt wird, daß sie auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten »ihrer Stellung enthoben« seien und im Weigerungsfalle in Schutzhaft genommen würden. Weiß erklärt, daß ein Beamter, wenn ihm kein Disziplinarvergehen nachgewiesen wird, nicht entlassen, sondern nur an der »Ausübung seiner dienstlichen Tätigkeit« gehindert werden könne. Rundstedt leitet ihnen daraufhin durch Hauptmann Hauffe drei neue Schreiben zu, in denen er sie nicht mehr »ihrer Stellung enthebt«, sondern Ihnen die »Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit« untersagt. Die drei weigern sich, ihr Einverständnis schriftlich zu bestätigen. Darauf werden sie in »Schutzhaft« genommen. Auf besonderen Wunsch des Reichspräsidenten läßt sie Rundstedt nicht in die Offiziersarrestanstalt überführen, sondern in »Kavaliershaft« in das Offizierskasino des Wachregiments bringen. Nun unterschreiben die drei, daß sie auf jegliche dienstliche Tätigkeit verzichten und auch keine Verbindung mehr mit ihren alten Dienststellen aufnehmen würden. Daraufhin werden sie nach kurzer Zeit wieder entlassen.


  Schlagartig werden die öffentlichen Gebäude, nach einem genauen Plan durch die Reichswehr besetzt. Noch ehe in Berlin irgend jemand etwas merkt, ist der Staatsstreich vollzogen. Aber am Nachmittag des gleichen Tages ruft ein Flugblatt der kpd zum Massenstreik auf; ihr Zentralkomitee wendet sich an die Führung der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften und schlägt ihnen vor, den Generalstreik gegen die Militärdiktatur zu proklamieren. Doch die spd lehnt Kampfmaßnahmen ab.


  Die preußische Regierung klagt gegen das Reich: es dauert ein Vierteljahr, bis der Staatsgerichtshof ein salomonisches Urteil fällt, das an den Machtfragen nichts mehr ändert. Das sozialdemokratische Preußen, das größte Hindernis für eine Diktatur in ganz Deutschland, ist durch einen kalten Staatsstreich beseitigt.


  


  Chronik 1932–1933


  Staatsstreich und Machtergreifung durch Adolf Hitler. 1933


  


  1932 31. Juli: Straßenkämpfe am Tag der Reichstagswahlen fordern 9 Tote und viele Verletzte. Die nsdap steigert ihre Mandate von 107 auf 230 und zieht als stärkste Partei in den Reichstag ein.


  September-November: Gegen die Notverordnungsmaßnahmen vom 4. und 5. Dezember entwickeln sich etwa 1100 Streiks, vorwiegend in Klein- und Mittelbetrieben.


  3.–7. November: Streik von 22000 Arbeitern der Berliner Verkehrsgesellschaft (bvg) gegen weiteren Lohnabbau, Kürzung des Krankengeldes und die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen. Die nsdap solidarisiert sich aus wahltaktischen Gründen mit dem Streik. Der Verkehr wird in Berlin nahezu lahmgelegt. Rund 1000 Streikende werden verhaftet. Es gibt drei Tote. Der Streik muß abgebrochen werden; die bvg entläßt 2500 Arbeiter.


  3. Dezember: Unter Führung des Generals von Schleicher wird eine neue Regierung gebildet.


  1933 4. Januar: Papen und Hitler treffen sich im Hause des Bankiers Schröder in Köln und erzielen eine Vereinbarung über die Bildung einer von Hitler zu leitenden Regierung.


  30. Januar: Reichspräsident Hindenburg ernennt Adolf Hitler zum Reichskanzler.


  In den folgenden Tagen und Wochen finden in vielen Orten Deutschlands antinationalsozialistische Demonstrationen und Protestaktionen statt, so in Berlin, Hamburg, Köln, Leipzig, Dresden, Breslau, München, Frankfurt, Mainz, Halle, Stuttgart, Düsseldorf, Mannheim, Chemnitz. Im Hamburger Hafen streiken Arbeiter; in Lübeck und Straßfurt wird ein Generalstreik, in anderen Städten werden Teilstreiks durchgeführt. In Berlin, in Hamburg und in den großen Städten des Ruhrgebietes und Oberschlesien leisten Arbeiter der angreifenden sa erbitterten, zum Teil bewaffneten Widerstand.


  1. Februar: Der Reichspräsident löst den Reichstag auf und setzt Neuwahlen für den 5. März an.


  Ein Polizeierlaß von Göring verbietet alle Demonstrationen und Versammlungen der kpd im Freien.


  27. Februar: Nach dem Reichstagsbrand lassen die Führer der nsdap über den Rundfunk verbreiten, die Kommunisten hätten den Brand gelegt, als »Fanal zum Aufstand«. Diese Lüge dient als Vorwand zur Eröffnung eines Terrorfeldzuges gegen die kpd, die spd, die Gewerkschaften und zahllose Hitlergegner, vor allem Intellektuelle, auch ohne Parteibindung. Noch in der Brandnacht werden Tausende verhaftet.


  28. Februar: Der Reichspräsident setzt durch die »Verordnung zum Schutz von Volk und Staat« die demokratischen Grundrechte der Weimarer Verfassung außer Kraft und verhängt schwere Strafen, darunter die Todesstrafe für Widerstand gegen den Staat.


  21. März: Die Eröffnungssitzung des Reichstags wird unterMitwirkung des Reichspräsidenten, des ehemaligen Kronprinzen und vieler Militärs zu einer großen nationalistischen Propagandaveranstaltung.


  22. März: Zum ersten Mal wird offiziell die Errichtung eines Konzentrationslagers (Dachau) für Gegner des Regimes erwähnt. Im Laufe des Jahres 1933 werden über 100 Konzentrationslager errichtet und etwa 150000 Menschen dorthin gebracht.


  23. März: Die Sitzung des neuen Reichstags wird in der Kroll-Oper in Berlin fortgesetzt. Mit Ausnahme der spd – die kpd-Fraktion ist völlig ausgeschaltet – stimmen alle im Reichstag vertretenen Parteien dem Ermächtigungsgesetz zu, das der Regierung erlaubt, Gesetze ohne Kontrolle zu erlassen, auch wenn sie von der Verfassung abweichen.


  


  Staatsstreich und Machtergreifung durch Adolf Hitler. 1933


  


  28. Januar 1933, vormittags, Reichspräsidentenpalais. Hindenburg nimmt den Rücktritt des Reichskanzlers und Reichswehrministers General Schleicher, der genau den 54. Tag an der Macht ist, an. Schleichers Versuch, ein neues politisches Bündnis zu schaffen, war gescheitert, denn er hatte sich weder mit den Nationalsozialisten einigen können, noch, was er anschließend versuchte, mit den Gewerkschaften und der spd.


  Diese letzte Wendung brachte ihn in Konflikt mit der Industrie und den Großagrariern, die in dieser Situation kein Bündnis mit den Sozialdemokraten mehr dulden wollten.


  Kurz darauf empfängt der Reichspräsident Franz von Papen und beauftragt ihn mit der Bildung einer neuen Regierung unter Adolf Hitler. Papen und Hitler hatten sich bereits vorher in Köln heimlich im Hause des Bankiers von Schröder getroffen und die Möglichkeit und gegenseitigen Bedingungen eines kommenden Zusammengehens festgelegt. Goebbels schrieb in sein Tagebuch: »Wenn dieser Coup gelingt, sind wir nicht mehr weit von der Macht entfernt.« Papen wohnte, obwohl als Reichskanzler längst entlassen, noch immer in der Reichskanzlerwohnung, Wilhelmstraße 74. Von hier aus gelangte er durch die Gärten des Auswärtigen Amtes, zu denen er einen Schlüssel besaß, sozusagen durch die Hintertür in das Haus des Reichspräsidenten, Wilhelmstraße 77. Hier versuchte er des öfteren, gemeinsam mit Hindenburgs Sohn Oskar, den Reichspräsidenten davon zu überzeugen, daß man sich mit Hitler »arrangieren« müsse. Er, Papen, werde ein »Kabinett der nationalen Konzentration« bilden.


  28. Januar 1933 nachmittags Reichskanzlerpalais. Franz von Papen, der sich des Vertrauens Hindenburgs sicher weiß, hört sich mit einiger Überraschung die neuen Forderungen Hitlers an: Hitler verlangt das Amt des Reichskanzlers für sich selbst, dazu das Reichsinnenministerium und das Amt des preußischen Innenministers für Männer seiner Partei. Papen weiß, daß das Amt des preußischen Innenministers eine Schlüsselposition darstellt. Denn der preußische Innenminister, dem der Schutz der Reichshauptstadt und des Regierungsviertels untersteht, befiehlt der preußischen Polizei, die zwei Drittel der gesamten Polizeikräfte des Reiches umfaßt und neben der Reichswehr das schlagkräftigste Machtinstrument des Staates ist. Außerdem erklärt Hitler, daß sich die Minister, die der Reichspräsident noch ernenne, »über ihre Parteien stellen« müßten. Herrn von Papen bleibt nichts anderes übrig, als Hitler damit zu vertrösten, daß er dem Reichspräsidenten über die neuen Forderungen Bericht erstatten werde.


  Vorher empfängt Papen allerdings noch Dr. Alfred Hugenberg, der zwei Ministerposten beansprucht, obwohl seine Deutschnationale Volkspartei nur über 52 Reichstagssitze verfügt. Und Hugenberg betont neuerlich, daß er sich Neuwahlen zum Reichstag widersetze und daß er eine Regierungsbeteiligung von der Annahme dieser Bedingung abhängig mache.


  Der Vertreter der Bayerischen Volkspartei, Fritz Schäffer, bringt zum Ausdruck, daß seine Partei eine Regierung von Papen nicht unterstützen werde.


  Gegen 22 Uhr empfängt der Reichspräsident Herrn von Papen, hört sich das Ergebnis seiner Besprechungen an und weiß nicht mehr zu sagen, als daß Papen feststellen möge, wen Hitler für die Ministerposten nominieren wolle.


  Als Papen zu später Stunde das Zimmer verlassen hat, warten bereits zwei neue Besucher: der Chef der Heeresleitung, Freiherr von Hammerstein, und der General von Stülpnagel. Hammerstein erklärt, daß das Ausscheiden des Reichskanzlers und Reichswehrministers von Schleicher für die Armee untragbar sei. Der Reichspräsident antwortet höchst ungnädig, daß er selber wisse, was für die Wehrmacht tragbar sei, und daß er sich in dieser Hinsicht jede Belehrung durch die Herren Offiziere verbitte: »Es wäre besser, die Herren kümmern sich weniger um die Politik als um die Ausbildung ihrer Truppen.« Die Audienz ist beendet.


  Sonntag, 29. Januar 1933. Reichspräsident von Hindenburg beauftragt seinen Staatssekretär Otto Meißner, General von Blomberg den Befehl zu erteilen, sofort nach Berlin zu kommen. Strengstes Stillschweigen sei zu bewahren. Nichtsdestoweniger erfährt General von Schleicher den Befehl sofort und erwägt, was für Maßnahmen zu ergreifen seien. Währenddessen befindet sich Herr von Papen bereits wieder in eifrigen Gesprächen mit Hitler. Hitler nennt als Minister für das Kabinett seinen Parteigenossen, den Berufsbeamten Wilhelm Frick und seinen Mitarbeiter Hermann Göring, Hauptmann a. D. Das Reichskommissariat für Preußen, das Hitler ebenfalls für seine Partei reklamiert, will Papen auf keinen Fall preisgeben. Um so entschiedener besteht Hitler darauf, das Amt des preußischen Innenministers mit einem Nationalsozialisten zu besetzen. Papen antwortet wiederum, daß er diese Frage ohne Hindenburgs Stellungnahme nicht entscheiden könne.


  Weitere Gespräche des Herrn von Papen finden mit Hugenberg statt, der bereit ist, das Reichswirtschaftsministerium und das Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft in Personalunion zu übernehmen. Daß der »Stahlhelm«, die Kampftruppe der Deutschnationalen, das kommende Kabinett Hitler-Papen unterstützt, wird damit belohnt, daß Franz Seldte, der Bundesvorsitzende des Stahlhelms, zum Reichsarbeitsminister ernannt wird.


  Sonntag, 29. Januar 1933, nachmittags. Während die Parteiführer auf ihren Forderungen beharren und die Generale eine Regierung unter Hitler unterstützen wollen, wenn General von Schleicher Reichswehrminister bleibt, hat Hindenburg seine eigenen Gedanken: er hält an der Person Papens als Kanzler fest, besteht auf dem Ausscheiden Schleichers und will unter keinen Umständen das preußische Innenministerium Hitler überlassen. Papen fällt es nicht leicht, dem alten Hindenburg beizubringen, was er mit Hitler in Köln längst abgemacht hat. Papen erklärt, daß Hitler nur nominell Reichskanzler werde, während er, Papen, Vizekanzler und preußischer Ministerpräsident werde. Er als Vizekanzler werde bei allen Vorträgen des Reichskanzlers anwesend sein. Hindenburg kann sich immer noch nicht zu einer Entscheidung durchringen.


  Die Gespräche in den Hauptquartieren der verschiedenen Parteien laufen auf Hochtouren, und plötzlich glaubt man zu wissen, daß Schleicher plane, den Reichspräsidenten noch in der Nacht in Schutzhaft zu nehmen und die Macht an sich zu reißen. Göring wird aktiv und warnt Staatssekretär Meißner. Im Hause Hindenburg ist man bereit, an die Putschabsicht zu glauben. Papen nutzt diese Stunde – und noch in der Nacht geht die Aufforderung an Hitler, Frick und Göring, »anderntags um 11 Uhr in der Präsidialkanzlei zur Vereidigung zu erscheinen«.


  Montag, 30. Januar morgens. Anhalter-Bahnhof. General von Blomberg wird von Hindenburgs Sohn abgeholt und fährt in seiner Begleitung in das Reichspräsidentenpalais, wo Hindenburg dem völlig Überraschten seine Bestallung zum Reichswehrminister überreicht und ihn vor der Bildung einer Regierung vereidigt.


  Im Reichskanzleramt bei Papen ist man sich noch uneins, denn Hugenberg will auf keinen Fall der von Hitler geforderten Reichstagsauflösung zustimmen. Papen verhandelt bald mit der einen, bald mit der anderen Partei, und schließlich treten sich die Antipoden selbst gegenüber: Hitler gibt die feierlichsten Versprechungen ab, während Hugenberg immer wieder auf seiner Forderung beharrt. Meißner mahnt die Streitenden, daß es bereits fünf Minuten über die Zeit sei und der Herr Reichspräsident Pünktlichkeit liebe. Aber es wird 11 Uhr 15, und immer ist noch kein Ende abzusehen – bis sich schließlich Hugenberg bereit erklärt, den Reichspräsidenten über die Frage der Reichstagsauflösung entscheiden zu lassen.


  Als erster hebt Adolf Hitler die Hand zum Schwur: »Ich schwöre: Ich werde meine Kraft für das Wohl des deutschen Volkes einsetzen, die Verfassung und die Gesetze des deutschen Volkes wahren, die mir obliegenden Pflichten gewissenhaft erfüllen und meine Geschäfte unparteiisch und gerecht gegen jedermann führen.«


  Hitler kehrt mit seinem Anhang in sein Hauptquartier ins Hotel »Kaiserhof« zurück. Ihm und seinen engsten Mitarbeitern, Dr. Goebbels und Göring, ist es klar, daß sie vom Wunschbild der totalen Herrschaft noch weit entfernt sind. Ist die Weimarer Verfassung inzwischen auch noch so durchlöchert, so agieren sie alle doch noch auf dem Boden der Demokratie und des Parlementarismus: heute berufen, können sie morgen wieder gestürzt werden. Auch fühlen sie sich in dem neugeschaffenen Kabinett eingeengt, ja gefesselt. In diesen Stunden wohl wird in den Köpfen dieser drei Männer der Gedanke an einen Staatsstreich geboren, denn sie wollen die absolute Macht, die Ausschaltung aller anderen Parteien und die Sicherheit, an der Regierung zu bleiben. Den Rahmen zu diesen Überlegungen bildet die große Siegesfeier der Nationalsozialisten. Während Hitler aus seinem neuen Domizil in der Wilhelmstraße die Vorbeimarschierenden grüßt, steht ein paar Häuser weiter der alte Reichspräsident am Fenster und glaubt vermutlich, daß er recht gehandelt habe.


  Am andern Tag steht Hitler neben Papen vor Hindenburg, um ihm sein »Regierungsprogramm« vorzutragen. Hitler redet von großzügiger Aufbauarbeit, von seinem Arbeitsbeschaffungsprogramm, von Fragen, die man sofort entscheiden müsse, und von denen, die man besser geheimhielte. Mit militärischer Prägnanz stellt er dem Reichspräsidenten vor, daß es der rechte Weg sei, wenn ihm der Reichstag eine Art Ermächtigungsgesetz bewillige. Hindenburg ist angenehm davon berührt, daß nach der Verfassung mit der Mehrheit der Parteien regiert werden soll.


  Aber nun erklärt Hitler: mit dem jetzigen Reichstag könne er dieses Ziel nicht erreichen; der Reichstag müsse aufgelöst und Neuwahlen müßten ausgeschrieben werden. Dadurch kommt Hindenburg wieder in arge Bedrängnis und ist froh, daß Papen und sein Staatssekretär Meißner den Wunsch Hitlers unterstützen. So gibt Hindenburg seine Zustimmung. Als Wahltag wird der 5. März 1933 festgelegt.


  Der neue Propagandachef Goebbels geht an seine Arbeit: jedes Mittel ist ihm recht, jede Lüge willkommen, jede Phrase steht ihm zu Diensten. Göring säubert unterdessen als preußischer Innenminister sein Ministerium, die gesamte Polizei und alle Behörden von »unliebsamen Elementen«, sa und ss üben ihre Terrorfunktion aus und werden zum Teil als »Hilfspolizei« anerkannt. Selbst die hoffnungsfreudigsten Nationalsozialisten sind allerdings nicht davon überzeugt, daß sie die notwendige Zweidrittelmehrheit im neuen Reichstag bekommen werden. Und Goebbels ist klar, daß etwas Außerordentliches geschehen muß. Er schreibt in sein Tagebuch: »Wir werden ein Meisterstück der Agitation liefern … Der bolschewistische Revolutionsversuch muß zuerst einmal aufflammen. Im geeigneten Moment werden wir dann zuschlagen.« Hitler schließt seine großen Reden, etwa die im Berliner Sportpalast, mit den Worten: »Das ist mein Glaube: es wird wieder auferstehen ein neues Deutsches Reich der Größe, der Ehre, der Kraft und der Herrlichkeit! Amen!«


  Und Göring erläßt an die Kommandostellen der Polizei einen Befehl, in dem es heißt: »Dem Treiben staatsfeindlicher Organisationen ist mit den schärfsten Mitteln entgegenzutreten. Polizeibeamte, die in Ausübung dieser Pflichten von der Schußwaffe Gebrauch machen, werden ohne Rücksicht auf die Folgen des Schußwaffengebrauchs von mir gedeckt. Wer hingegen in falscher Rücksichtnahme versagt, hat dienststrafrechtliche Folgen zu gewärtigen.« Gleichzeitig wird die Presse der Kommunisten wie der Sozialdemokraten in einem solchen Maße geknebelt, daß von Pressefreiheit keine Rede mehr sein kann. Aber die Opposition gegen Hitler bleibt passiv: es kommt zu keinen Straßenkämpfen und zu keinen gewaltsamen Exzessen. Goebbels wartet umsonst. Es ist höchstwahrscheinlich seine Idee, dem Wahlkampf durch den Reichstagsbrand eine besondere Richtung zu geben.


  Am 27. Februar 1933 steigt Marinus van der Lubbe um 21 Uhr 03 in den Reichstag ein, um mit Kohlenanzündern das Parlamentsgebäude anzustecken; es ist indessen anzunehmen, daß Brandstifter sich bereits an Ort und Stelle befinden. Aus der Wohnung des Reichstagspräsidenten Göring am Königsplatz, die durch die gleiche Anlage wie der Reichstag beheizt wird, führt neben den Heizungsrohren ein Gang in den Keller des Parlamentsgebäudes. Durch diesen Gang dürften die Brandstifter in das Reichstagsgebäude gelangt sein. Hitler, der an den Brandort eilt, erklärt vor den Zeitungskorrespondenten: »Das ist ein von Gott gegebenes Zeichen! Niemand wird uns daran hindern, die Kommunisten mit eiserner Faust zu vernichten.« Und zu einem englischen Journalisten: »Sie sind Zeuge einer großen, neuen Epoche in der deutschen Geschichte. Dieser Brand ist ihr Beginn!« Noch in der gleichen Nacht werden 4000 Kommunisten, Sozialdemokraten und »verdächtige Personen« nach vorbereiteten Listen verhaftet. Vorbereitet ist auch bereits die »Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat«, die am 28. Februar veröffentlicht wird. Der Paragraph 1 lautet: »Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung des Deutschen Reiches werden bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschränkungen der persönlichen Freiheit, des Rechtes der freien Meinungsäußerung, einschließlich der Pressefreiheit, des Vereins- und Versammlungsrechts, Eingriffe in das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haussuchungen und von Beschlagnahme sowie Beschränkungen des Eigentums auch außerhalb der sonst hierfür bestimmten gesetzlichen Grenzen zulässig.« In den übrigen Paragraphen liest man immer wieder die Worte Tod und Todesstrafe.


  Damit ist der lang gefürchtete Staatsstreich durchgeführt. Aber Hitler und sein Anhang wollen dem deutschen Volk weiter Legalität vorspielen. Der Wahlkampf liefert dafür allerdings schlechte Beispiele. Göring verkündet auf einer Wahlversammlung: »Ich habe keine Gerechtigkeit auszuüben, sondern zu vernichten und auszurotten!« Auf den Wahlplakaten der Nationalsozialisten ist zu lesen: »Der Reichstag in Flammen! Von Kommunisten in Brand gesteckt! So würde das ganze Land aussehen, wenn der Kommunismus und die mit ihm verbündete Sozialdemokratie auch nur auf ein paar Monate an die Macht kämen! Brave Bürger als Geiseln an die Wand gestellt! Den Bauern den roten Hahn aufs Dach gesetzt! Wie ein Aufschrei muß es durch Deutschland gehen: Zerstampft den Kommunismus! Zerschmettert die Sozialdemokratie! Wählt Hitler – Liste 1.«


  Hitler und Göring nehmen Kontakt mit deutschen Industriellen und Bankiers auf, um ihnen »finanzielle Opfer nahezulegen«. Eine Reihe von ihnen beschließt, der nsdap einen Wahlfonds von insgesamt 3 Millionen Reichsmark zur Verfügung zu stellen.


  Das Ergebnis der Wahlen bringt trotz des Terrors der nsdap nicht die verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit. Inzwischen verhaftet man den Führer der kommunistischen Reichstagsfraktion Torgier und drei angebliche »Kominternagenten«, darunter den Bulgaren Dimitroff. Sie sollen neben dem Brandstifter van der Lubbe die Angeklagten des kommenden Schauprozesses um den Reichstagsbrand sein.


  Aber noch bedarf der Staatsstreich seiner verfassungsmäßigen Legalisierung. Die 82 kommunistischen Abgeordneten sind bereits ausgeschaltet: sie sind verhaftet oder im Untergrund, oder sie haben Deutschland verlassen. Das vorbereitete Ermächtigungsgesetz, nach dem in Zukunft alle Gesetze durch die Reichsregierung direkt beschlossen werden können, auch wenn sie von der Reichsverfassung abweichen, bedarf der verfassungsändernden Mehrheit des Parlaments. Neben den Stimmen der Deutschnationalen brauchen die Nationalsozialisten noch die 73 Stimmen der Zentrumsabgeordneten. Nur mit Hilfe einer Intrige gelingt es ihnen im letzten Augenblick, die Stimmen dieser Zentrumsabgeordneten zu gewinnen, die kurz nach der Abstimmung feststellen müssen, daß sie betrogen worden sind.


  Die einzige Fraktion, die geschlossen gegen das Ermächtigungsgesetz stimmt, ist die sozialdemokratische. Ihr Vorsitzender Otto Wels wagt es, Hitler vor aller Welt entgegenzutreten: »Aus einem Gewaltfrieden kommt kein Segen, im Innern erst recht nicht. Eine wirkliche Volksgemeinschaft läßt sich auf ihn nicht gründen. Ihre erste Voraussetzung ist gleiches Recht … Nach den Verfolgungen, die die Sozialdemokratische Partei in der letzten Zeit erfahren hat, wird billigerweise niemand von ihr verlangen oder erwarten können, daß sie für das hier eingebrachte Ermächtigungsgesetz stimmt … Noch niemals, seit es einen deutschen Reichstag gibt, ist die Kontrolle der öffentlichen Angelegenheiten durch die gewählten Vertreter des Volkes in solchem Maße ausgeschaltet worden, wie das jetzt geschieht und wie es durch das neue Ermächtigungsgesetz noch mehr geschehen soll.«


  Hitler läßt jetzt die Maske fallen. Obwohl ihn Papen zurückzuhalten versucht, tritt er zum zweitenmal ans Rednerpult und schreit den Sozialdemokraten zu: »Ich glaube nun einmal aus den eigenen politischen Erfahrungen, die ich mit Ihnen gemacht habe, daß das Recht allein noch nicht genügt, man muß auch die Macht besitzen! Und verwechseln Sie uns nicht mit einer bürgerlichen Welt. Sie meinen, daß Ihr Stern wieder aufgehen könnte. Meine Herren, der Stern Deutschlands wird aufgehen, und Ihrer wird sinken.«


  Das auf vier Jahre befristete und später automatisch verlängerte Ermächtigungsgesetz war bis zum Jahre 1945 das Grundgesetz der Diktatur.


  


  Chronik 1933–1934


  Der Röhm-Putsch. 30. Juni 1934


  


  1933 24. März: Das Präsidium des Reichsverbandes der deutschen Industrie dankt Hitler für die Sicherung der Wirtschaft vor »Störungen« und »politischen Schwankungen«.


  1. April: Die Nationalsozialisten organisieren eine terroristische Boykottaktion gegen die jüdische Bevölkerung.


  Das »Gesetz über Betriebsvertretungen und über wirtschaftliche Vereinigungen« ermächtigt die Landesregierungen, die Betriebsrätewahlen bis zum September auszusetzen und unerwünschte Betriebsräte zu entfernen.


  7. April: Juden und »politisch Unzuverlässige« werden durch das »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« aus dem Staatsdienst entlassen.


  26. April: Zur Verfolgung der »Staatsfeinde« wird das Geheime Staatspolizeiamt (Gestapo) in Preußen gebildet.


  2. Mai: Die Gewerkschaftshäuser in Deutschland werden durch sa besetzt und zahlreiche Gewerkschaftsfunktionäre verhaftet.


  10. Mai: Bücherverbrennung auf dem Opernplatz in Berlin und vielen öffentlichen Plätzen deutscher Universitätsstädte. »Säuberung« öffentlicher und privater Bibliotheken. Auftakt zur Verfolgung humanistisch gesinnter Vertreter der Literatur, Kunst und Wissenschaft.


  21. Juni: In der »Köpenicker Blutwoche« in Berlin werden Hunderte von Sozialdemokraten, Kommunisten und Gewerkschaftlern verschleppt und mißhandelt; über 90 Menschen werden zu Tode gefoltert.


  22. Juni: Offizielles Verbot der spd. Verschärfung der Verfolgung ihrer Mitglieder.


  14. Juli: Nachdem alle bürgerlichen Parteien und Organisationen sich selbst aufgelöst haben, garantiert das »Gesetz gegen die Neubildung von Parteien« die Monopolstellung der nsdap.


  1934 20. Januar: Das »Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit« verfügt die absolute Unterordnung der Arbeiter und Angestellten als »Gefolgschaft«, beseitigt das Tarifwesen und ersetzt die Betriebsräte durch machtlose Vertrauensräte.


  1. Februar: Die verhafteten Funktionäre der illegalen Leitung der kpd, Schehr, Steinfurth, Schwarz und Schönhaar, werden ermordet.


  12. Februar: Aufstand der österreichischen Sozialdemokraten gegen die konservativkatholische Regierung Dollfuß wird blutig niedergeschlagen.


  20. April: Himmler wird Inspekteur der Gestapo in Preußen, nachdem er bereits Kommandeur der politischen Polizei in allen außerpreußischen Ländern geworden ist.


  24. April: Durch das »Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts und des Strafverfahrens« wird der Volksgerichtshof als Instrument der Terrorjustiz gegen alle »Staatsfeinde« geschaffen.


  29.–31. Mai: Die Reichssynode der Bekennenden Kirche in Barmen protestiert gegen den Totalitätsanspruch des Staates, die angemaßte Alleinherrschaft des »Reichsbischofs« und die Verfälschung der kirchlichen Lehre. Die Synode verkündet das kirchliche Notrecht.


  30. Juni: Der Stabschef der sa und andere Führer dieser Terrororganisation werden von Hitler in Bad Wiessee als verhaftet erklärt. Die führende Gruppe der nsdap unter Leitung von Hitler, Göring und Himmler läßt im Einverständnis mit der Reichswehrführung durch die ss ein Blutbad vor allem unter sa-Führern anrichten. Gleichzeitig werden auch andere Gegner ermordet.


  


  Der Röhm-Putsch. 30. Juni 1934


  


  Juni 1934. Der »Kampf um die Macht« ist abgeschlossen, alle Organisationen und Einrichtungen des Staates sind in der Hand der Nationalsozialisten, alle Parteien und die Gewerkschaften sind aufgelöst, die Diktatur in Deutschland ist perfekt. Doch es gibt eine Ausnahme: die Reichswehr hat ihre Selbständigkeit bewahrt. Seit ihrem Entstehen nach preußischnationalistischen Traditionen ausgerichtet, begrüßte sie Hitlers Programm mit seinem Bekenntnis zur nationalen Stärke und zur Aufrüstung. Die wehr- und uniformfreudigen sa-Kolonnen betrachtet sie indessen als Reservoir einer neuen und größeren Wehrmacht und somit als Gefahr. In der Zeit der Straßenschlachten hatte die sa sich zu einer schlagkräftigen Bürgerkriegstruppe ausgewachsen. Sie ist ein Sammelbecken kleinbürgerlicher und proletarischer Elemente, die eine sehr verschwommene Vorstellung von einer neuen, sozialen Revolution haben. Typischer Repräsentant für diese Mentalität ist ihr oberster Anführer, der Stabschef der sa Hauptmann a. D. Ernst Röhm. Aber für Hitler ist die Zeit der »sozialistischen« Propagandaparolen vorbei. Von »Verstaatlichung«, »Gewinnbeteiligung«, »Abschaffung arbeitsloser Einkommen« und »Brechung der Zinsknechtschaft« ist nun nicht mehr die Rede. Dem Berufsrevolutionär Röhm paßt die ganze Richtung nicht mehr. Trotzdem veröffentlicht die Zeitung »Völkischer Beobachter« am 2. Januar 1934 folgenden Brief Hitlers an Röhm.


  »Mein lieber Stabschef!


  Der Kampf der nationalsozialistischen Bewegung und die nationalsozialistische Revolution wurden nur ermöglicht durch das konsequente Niederwerfen des marxistischen Terrors durch die sa. Wenn das Heer den Schutz der Nation nach außen zu garantieren hat, dann ist es die Aufgabe der sa, den Sieg der nationalsozialistischen Revolution, den Bestand des nationalsozialistischen Staates und unserer Volksgemeinschaft im Innern zu sichern. Als ich Dich, mein lieber Stabschef, in Deine heutige Stellung berief, durchlebte die sa eine schwere Krise. Es ist in erster Linie Dein Verdienst, wenn schon nach wenigen Jahren dieses politische Instrument jene Kraft entfalten konnte, die es mir ermöglichte, den Kampf um die Macht durch die Niederringung des marxistischen Gegners endgültig zu bestehen.


  Am Abschluß des Jahres der nationalsozialistischen Revolution drängt es mich daher, Dir, mein lieber Ernst Röhm, für die unvergänglichen Dienste zu danken, die Du der nationalsozialistischen Bewegung und dem deutschen Volke geleistet hast, und Dir zu versichern, wie sehr ich dem Schicksal dankbar bin, solche Männer wie Dich als meine Freunde und Kampfgenossen bezeichnen zu dürfen. In herzlicher Freundschaft und dankbarer Würdigung


  Dein Adolf Hitler«


  


  Im Februar 1934 plant Röhm, die Reichswehr zusammen mit der sa in ein »Volksheer« zu verwandeln. Hitler lehnt diese Forderung entschieden ab, er versichert andererseits dem Reichswehrminister von Blomberg, daß die Reichswehr die einzige bewaffnete Macht im Staate bleiben solle. Röhm erklärt in einem Tagesbefehl: »Die sa ist und bleibt das Schicksal Deutschlands«. Blomberg antwortet im »Völkischen Beobachter«: »In engster Verbundenheit mit dem ganzen Volke steht die Wehrmacht in Treue und Manneszucht hinter der Führung des Staates«.


  In den Kreisen der sa rumort und gärt es. Die sa-Männer wollen sich mit den erreichten Erfolgen nicht zufriedengeben.


  Der »Stellvertreter des Führers«, Rudolf Heß, hält am 26. Juni 1934 in Köln seine Rede, die offenbar als Signal und Warnung gedacht ist. Er erklärt, daß er dem ersten Dutzend sa-Männer angehöre und seither den Führer in seinem Leid, in seinem Hoffen, in seinem Glauben und Siegen begleitet habe; er dürfe daher wohl behaupten, daß er den Führer und dessen Gedankengänge kenne wie kein anderer und daß er das geblieben sei, was er war: Nationalsozialist in seiner ursprünglichen Bedeutung. Nachdem er die Erfolge der nationalsozialistischen Herrschaft gepriesen hat, fährt er fort: Diesen Erfolgen gegenüber könne die »Wühlarbeit« der »Nörgler« nur als lächerlich bezeichnet werden. Heß warnt weiter vor Provokateuren, die unter dem Deckmantel einer »zweiten Revolution« zu hetzen versuchten. Ausländische Mächte hätten immer Deutschland durch Deutsche bekämpfen lassen; er erinnere in diesem Zusammenhang an 1918. Heute sei allerdings die Lage anders, da das deutsche Volk nun politisch geschult sei und eine einfache Warnung vor diesen »Phantasten mit Scheuklappen«, die sich in »Revolutionsspielerei« ergingen, genügen dürfte. Wenn Adolf Hitler es für nötig hielte, wieder mit revolutionären Mitteln zu arbeiten, dann dürfe es nur eine von ihm geleitete Revolution sein …


  Die Auseinandersetzung, die nun folgt, ist unter der Bezeichnung »Röhm-Putsch« bekanntgeworden. Hitler stellt der sa eine Falle. Er erklärt sich bereit, in Bad Wiessee an einer sa-Führertagung teilzunehmen. In der Nacht zum 30. Juni fliegt er nach München, rast im Auto nach Wiessee und läßt die in einem Hotel zusammengekommenen, noch schlafenden sa-Führer, Röhm an der Spitze, verhaften und in das Gefängnis München-Stadelheim bringen.


  Sechs Monate nach seinem freundschaftlichen Brief an Röhm, am 30. Juni 1934, erläßt Hitler folgende Verfügung: »Ich habe mit dem heutigen Tage den Stabschef Röhm seiner Stellung enthoben und aus der Partei und der sa ausgestoßen …«


  In den deutschen Zeitungen sind folgende offizielle Verlautbarungen zu lesen: »Zwischen vier Uhr morgens und den Nachmittagsstunden des 30. Juni 1934 wurde durch persönliches Eingreifen des Reichskanzlers und Obersten Partei- und sa-Führers Adolf Hitler sowie des im Auftrag Hitlers handelnden preußischen Ministerpräsidenten Göring eine Revolte hoher sa-Führer unter der Leitung des Stabschefs und Reichsministers Ernst Röhm niedergeschlagen. Nach amtlicher Mitteilung trat Röhm ohne Wissen Hitlers mit dem früheren Reichskanzler und Reichswehrminister General von Schleicher und über diesen mit einer auswärtigen Macht und gewissen reaktionären Kreisen in Verbindung, und zwar mit der Absicht, die Regierung zu stürzen. Röhm setzte sich anderseits mit einzelnen höchsten sa-Führern in Verbindung. Hinzu kam, daß Röhm und ein Teil der hohen sa-Führer durch krankhafte Veranlagung und lasterhaftes Schlemmerleben zu einer besonderen Clique zusammengewachsen waren, deren Benehmen der Partei und dem Staat schwersten Abbruch tat.«


  Röhm wird am nächsten Tag in seiner Zelle im Gefängnis Stadelheim erschossen, nachdem er sich geweigert hat, Selbstmord zu begehen. Dies ist der Auftakt zu einer dreitägigen Mordaktion, die nun im ganzen Reich einsetzt und weit über die sa hinausgreift. Anhand vorbereiteter Listen werden Gegner Hitlers umgebracht, frühere oder solche, die für die Zukunft als gefährlich angesehen werden.


  Am 12. Juli gibt Hitler vor dem Reichstag einen Rechenschaftsbericht: »Meutereien bricht man nach ewig gleichem eisernem Gesetz. Wenn mir jemand den Vorwurf entgegenhält, weshalb wir nicht die ordentlichen Gerichte zur Aburteilung herangezogen hätten, dann kann ich ihm nur sagen: in dieser Stunde war ich verantwortlich für das Schicksal der deutschen Nation und damit des deutschen Volkes oberster Gerichtsherr. Ich habe den Befehl gegeben, die Hauptschuldigen an diesem Verrat zu erschießen, und ich gab weiter den Befehl, die Geschwüre unserer inneren Volksvergiftung und der Vergiftung des Auslandes auszubrennen bis auf das rohe Fleisch. Die Sühne für diese Verbrechen war eine schwere und harte. Neunzehn höhere sa-Führer, einunddreißig sa-Führer und sa-Angehörige wurden erschossen, ebenso drei ss-Führer als Mitbeteiligte am Komplott, dreizehn sa-Führer und Zivilpersonen, die bei der Verhaftung Widerstand versuchten, mußten dabei ihr Leben lassen, drei weitere endeten durch Selbstmord, fünf Nicht-sa-Angehörige, aber Parteigenossen, wurden wegen Beteiligung erschossen.«‚ Der Reichspräsident von Hindenburg sendet an den Reichskanzler ein Glückwunschtelegramm mit dem Bemerken, daß Hitler durch sein Zugreifen und tapferes Einsetzen der eigenen Person das deutsche Volk aus einer schweren Gefahr gerettet habe. Der Reichstag legalisiert durch ein Gesetz nachträglich die Mordaktion. Der einzige Artikel des eigens zu diesem Zweck erlassenen Gesetzes lautet: »Die zur Niederschlagung hoch- und landesverräterischer Angriffe am 30. Juni, 1. und 2. Juli 1934 vollzogenen Maßnahmen sind als Staatsnotwehr rechtens.«


  


  


  


  


  


  Chronik 1934–1944


  Aufstandsversuch der deutschen Opposition


  gegen Hitler, 20. Juli 1944


  


  1934 25. Juli: Ermordung des österreichischen Bundeskanzlers Dollfuß. Putschversuch durch die von Deutschland aus gelenkte nationalsozialistische Partei Österreichs. Die Niederschlagung des Putsches und die militärische Drohung Italiens verhindern das Eingreifen der Hitlerregierung.


  2. August: Nach dem Tod Hindenburgs vereinigt Hitler die Ämter des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers in seiner Person und läßt die Wehrmacht auf sich vereidigen.


  September: Der Arbeitskreis Revolutionärer Sozialisten, eine linke Oppositionsgruppe in der spd, tritt mit einem illegalen Programm hervor: »Der Weg zum sozialistischen Deutschland«.


  1935 16. März: Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht.


  20.–24. Mai: 6000 Arbeiter der Wandererwerke in Chemnitz streiken für die Wiederherstellung des Tarifvertrages und Lohnerhöhung. Die Direktion wird zur Verhandlung mit dem Streikkomitee gezwungen. Streiks mit ähnlichen Forderungen folgen in Schlesien (Bergbau), Bayern (Glas- und Textilindustrie), Württemberg (Autoindustrie), Sachsen, Berlin (Elektro-Industrie), im Ruhrgebiet (Bergbau) und auf vielen Autobahnbaustellen, teilweise mit Erfolg. Unter den Bedingungen des herrschenden Terrors kommt es nur zu örtlich und zeitlich sehr begrenzten Aktionen.


  Juli: Beim Streik der Arbeiter in den U-Boot-Werften von Vegesack bei Bremen gegen Überstunden, Schikanen und für Lohnerhöhungen kommt es zu Zusammenstößen mit der Polizei. Die Forderungen werden zum Teil erfüllt.


  15. September: Die Verkündung der antisemitischen »Nürnberger Gesetze« beraubt die Juden der staatsbürgerlichen Gleichberechtigung und degradiert sie offiziell zu Menschen zweiter Klasse.


  1935 Ende August 1942: Die Widerstandsorganisation in Berlin um Harro Schulze-Boysen und Arvid Harnack umfaßt zahlreiche kleinere Gruppen von Widerstandskämpfern im Staatsapparat, in der Wirtschaft und der Wehrmacht. 1942 wird die Organisation von der Gestapo aufgespürt, über 600 Mitglieder werden verhaftet, mehr als 50, unter ihnen Schulze-Boysen und Harnack, werden ermordet.


  1936 24. Juli: In einem Zweigbetrieb der Auto-Union in Berlin-Spandau streiken die Arbeiter mit Erfolg gegen Lohnkürzungen. Auch in anderen Betrieben finden Streiks um Lohnerhöhungen und Verbesserungen der Arbeitsbedingungen statt.


  24. August: Die Militärdienstzeit wird auf zwei Jahre erhöht.


  26. September: Der Erlaß über den Reichsarbeitsdienst legt eine sechsmonatige außermilitärische Dienstzeit fest.


  1. Dezember: Das Gesetz über die Hitlerjugend verordnet die Zwangsorganisierung der deutschen Jugend.


  1937 18. Januar: Im Prozeß gegen Angehörige des rfb in Hamburg werden drei Todesurteile und 160 Jahre Haft für 25 Angeklagte verhängt.


  4.–28. April: In einem Prozeß gegen Führer der katholischen Jugendorganisationen werden Kaplan Joseph Rossaint und andere Angeklagte zu hohen Zuchthausstrafen verurteilt.


  14–24- Juni: Der Volksgerichtshof in Essen verurteilt zehn Führer des Jungnationalen Bundes und der Pfadfinderschaft wegen oppositioneller Tätigkeit zu Zuchthausstrafen von drei bis zwölf Jahren.


  27. Juni: In einer Predigt in Berlin wendet sich Pastor Martin Niemöller öffentlich gegen Verhaftungen durch die Gestapo, was zu seiner eigenen Verhaftung am 1. Juli führt.


  12. Juli: In Augsburg finden Demonstrationen gegen das Verbot einer katholischen Jugendorganisation statt.


  16. Juli: Errichtung des Konzentrationslagers Buchenwald.


  14. Dezember: Der Runderlaß des Innenministers über eine »Vorbeugende Verbrechensbekämpfung durch die Polizei« bringt weitere Beschränkung der persönlichen Freiheit durch die Ausdehnung der »planmäßigen Überwachung« und der »Vorbeugungshaft«.


  Ende Dezember: Im Jahre 1937 wurden wegen illegaler Betätigung 17168 politische Verfahren eingeleitet. 1938/Anfang Januar: 40.000 saarländische Bergarbeiter erzwingen eine Abstimmung über zusätzliche Sonntagsschichten für die Rüstung.


  3. Januar: Die Forderung katholischer Priester und Bischöfe nach Glaubens- und Gewissensfreiheit und ihr Protestgegen die Judenverfolgungen führen zur Schließung der Reichszentrale der Katholischen Aktion in Düsseldorf, dem Verbot zahlreicher Presseerzeugnisse und der Schließung von Klöstern, Hochschulen und Fakultäten der katholischen Kirche.


  4. Februar: Der Oberbefehl über die Wehrmacht geht aufAdolf Hitler über.


  7. Februar–2. März: Pastor Niemöller wird zu 7 Monaten Festungshaft verurteilt; nach Verbüßung der Strafe wird er in das Konzentrationslager Sachsenhausen eingeliefert.


  12. Februar: Hitler verlangt von dem österreichischen Bundeskanzler Schuschnigg während dessen Besuch in Berchtesgaden die Kontrolle über die österreichische Außenpolitik und die Beteiligung von Nationalsozialisten an der Regierung.


  12.–13. März: Einmarsch deutscher Truppen in Österreich und Annexion des Landes.


  28. März–13. Dezember: Eine Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen stellt die deutschen Juden unter Ausnahmerecht.


  10. April: Die Nationalsozialisten führen im besetzten und seit dem 13. März im faktisch bereits eingegliederten Österreich eine »Volksabstimmung« über den »Anschluß« Österreichs an Deutschland durch. Zuvor hatten ss und Polizei Zehntausende in Konzentrationslager und Zuchthäuser verschleppt. Durch Terror- und »Volkstums«-Propaganda wird eine Stimmenmehrheit für den Anschluß erreicht.


  4. Mai: Der Schriftsteller Carl von Ossietzky, früherer Herausgeber der Zeitschrift »Weltbühne«, stirbt an den Folgen der Mißhandlungen und Entbehrungen in Konzentrationslagern.


  20. Juni: Als erste deutsche Frau wird die Kommunistin Liselotte Hermann mit dem Fallbeil hingerichtet.


  15. September: Verhandlungen zwischen Chamberlain und Hitler in Berchtesgaden über die Abtretung des Sudetengebietes an Deutschland.


  27. September: Die Bekennende Kirche wendet sich in einer Gebetsliturgie öffentlich gegen den drohenden Krieg.


  29. September: Die Teilnehmer der Münchener Konferenz, Chamberlain, Daladier, Hitler und Mussolini, legen in einem Abkommen die Abtretung des tschechoslowakischen Grenzgebietes an Deutschland bis zum 10. Oktober fest.


  1. Oktober: Beginn des deutschen Einmarsches in das Sudetengebiet.


  9.–10. November: Die Nazis nehmen die Ermordung des deutschen Diplomaten Ernst von Rath am 7. November in Paris durch einen polnischen Juden zum Anlaß, Pogrome gegen deutsche Juden, die sogenannte Kristallnacht, zu organisieren. Die Synagogen werden verbrannt; jüdisches Eigentum wird zerstört und geraubt; 20000 Juden werden verhaftet.


  13. November: Im Konzentrationslager Buchenwald sind 19676 Häftlinge eingekerkert. Am 31. Dezember befinden sich in Dachau 18000, in Sachsenhausen 8309, in Flossenbürg 1800 und in Mauthausen 1010 Gefangene. In Buchenwald sterben im Jahre 1937/38 infolge von Mißhandlungen und Entbehrungen 819 Gefangene, 1939 bereits 1235.


  1939 15. März: Um 1 Uhr 15 erklärt Hitler dem tschechoslowakischen Präsidenten in Berlin, daß deutsche Truppen von 6 Uhr an in die tschechischen Gebiete Böhmen und Mähren einrücken. Am 16. März wird das »Protektorat Böhmen und Mähren« gebildet.


  Mitte März: Gründung des »Aktionsausschusses Deutscher Oppositioneller« in Paris auf Initiative Heinrich Manns, in dem sich deutsche Hitlergegner aller Parteien, vor allem Schriftsteller und Intellektuelle, zusammenschließen.


  31. März: In den schlesischen Skalleywerken streiken 450 Arbeiter um Tariflohn und gegen die Schichtverlängerung auf 9 ¾ Stunden.


  18. Mai: Der erste Transport weiblicher politischer Gefangener trifft im Frauenkonzentrationslager Ravensbrück ein. Bis Kriegsende werden dort 132000 Frauen und Kinder eingekerkert, von denen 92.000 ihr Leben lassen müssen.


  Es befinden sich 162734 Gefangene deutscher Nationalität als politisch Angeklagte und 112432 als politisch Verurteilte in den Konzentrationslagern, Gefängnissen und Zuchthäusern.


  10. Juni: Erfolgreicher Streik von Arbeitern bei Westwallbauten im Abschnitt Gersweiler-Saarbrücken. Erfüllung von sozialen Forderungen.


  23. Juli: Die Werftarbeiter bei Blohm &. Voß in Hamburg erreichen durch Streik Lohnerhöhungen.


  22. August: Hitler legt mit den Oberbefehlshabern der drei Wehrmachtsteile den Kriegsbeginn für den 26. August fest.


  23. August.; Der Deutsch-Sowjetische Nichtangriffsvertrag wird in Moskau unterzeichnet.


  27. August: Durch die »Verordnung zur vorläufigen Sicherstellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutschen Volkes« wird die Bezugsscheinpflicht für alle wichtigen Lebensmittel sowie für Seife, Textilien, Schuhwaren und Kohlen eingeführt.


  1. September: Mit dem Angriff auf Polen beginnt der Zweite Weltkrieg.


  3. September: Kriegserklärung Großbritanniens und Frankreichs an Deutschland.


  4. September: Durch die »Kriegswirtschaftsverordnung« wird das Kriegsrecht, einschließlich Todesstrafe, in der Wirtschaft eingeführt.


  27. September: Bildung des Reichssicherheitshauptamtes, in dem unter der Leitung Heydrichs Sicherheitspolizei und sd zusammengefaßt werden. Damit beginnt eine neue Etappe verschärften Terrors über Deutschland.


  6. Oktober: Die Eroberung Polens ist abgeschlossen. 12. Oktober: Das »Generalgouvernement Polen« wird errichtet. Generalgouverneur Hans Frank erklärt: »Die Polen sollen die Sklaven des Großdeutschen Weltreiches werden.«


  1940 9. April: Überfall auf Dänemark und Norwegen.


  10. Mai: Beginn des deutschen Angriffs in Westeuropa.


  Mitte Mai: Der sozialdemokratische Parteivorstand versucht aus dem Untergrund an die Zivilbevölkerung und Soldaten zu appellieren, sich nicht mitschuldig zu machen und dem verbrecherischen Krieg des Hitlerregimes Widerstand entgegenzusetzen.


  25. Juni: Das deutschfranzösische Waffenstillstandsabkommen tritt in Kraft.


  August bis September: Verhaftung des Beauftragten des zk der kpd, Hallmeyer, und vieler Illegaler in Berlin. Hallmeyer wird am 8. September 1943 hingerichtet.


  Anfang November: Der aus Paris geflüchtete sozialdemokratische Parteivorstand löst sich in Lissabon auf. Breitscheid und Hilferding werden von der Vichypolizei verhaftet und an die Gestapo ausgeliefert. Die übrigen Mitglieder emigrieren nach England und in die usa.


  1940–1944 Die Saefkow-Jacob-Bästlein-Organisation, eine illegale, im Kern hauptsächlich kommunistische Widerstandsbewegung, bildet in vielen Berljner Rüstungsbetrieben Zellen und gibt zahlreiche Flugblätter heraus. Am 22. Juni 1944 findet zwischen Jacob und Saefkow und den sozialdemokratischen Führern Leber und Reichwein eine Zusammenkunft statt, die von Oberst Stauffenberg gebilligt wird: als Schritt zur Zusammenarbeit aller oppositionellen Kräfte mit der Verschwörung vom 20. Juli. Der Gestapo gelingt es, in die Organisation einzudringen. Vor einem zweiten Treffen beginnen am 4. Juli 1944 Verhaftungen von rund 1000 Widerstandskämpfern. Bästlein, Jacob und Saefkow werden am 18. September 1944 hingerichtet.


  1941 Frühjahr: Die Widerstandsorganisation unter der Leitung des Kommunisten Robert Uhrig verfügt über illegale Gruppen in 22 Berliner Betrieben, u. a. Siemenswerke, aeg, Knorr-Bremse, Kabelwerk Oberspree, Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken, Firma Loewe, Osram, Firma Lorenz. Sie steht in Verbindung mit Widerstandskämpfern in Tirol, Süddeutschland, Essen, Dortmund, Hamburg und anderen Teilen Deutschlands.


  6. April: Beginn des Angriffs auf Jugoslawien und Griechenland.


  10. Mai: Rudolf Heß, der Stellvertreter Hitlers, fliegt nach England, um mit Regierungskreisen die Möglichkeiten für eine Verständigung zu erörtern, besonders im Hinblick auf den geplanten Krieg gegen Rußland.


  12. Mai: Das Oberkommando der Wehrmacht erläßt an die deutschen Truppen den Befehl, Kommunisten und politische Funktionäre der Roten Armee nach Gefangennahme zu erschießen (»Kommissarbefehl«).


  22. Juni: Beginn des deutschen Angriffs auf die Sowjetunion.


  Juni-Dezember: Widerstand in Deutschland verstärkt sich, obwohl die Gestapo Massenverhaftungen vornimmt, denen 70845 deutsche Widerstandskämpfer und Kriegsgegner zum Opfer fallen.


  31. Juli: Göring beauftragt Heydrich mit der Ausrottung der jüdischen Bevölkerung in allen besetzten Ländern Europas. Vernichtungslager werden vor allem in Polen errichtet.


  1. September: Durch Polizei Verordnung sind alle jüdischen Bürger in Deutschland verpflichtet, den gelben »Judenstern« zu tragen.


  14. Oktober: Beginn der Deportationen jüdischer Bürger Deutschlands in die Gettos und Vernichtungslager.


  1942 4. Februar: Beginn der Verhaftung von etwa 200 Mitgliedern der Widerstandsorganisation Uhrig-Budeus-Römer. 52 Widerstandskämpfer werden ermordet.


  26. April: Hitler wird vom Reichstag zum »Obersten Gerichtsherrn« ernannt. Ihm wird damit die Vollmacht gegeben, sich im Kampf gegen alle Deutschen, die sich nicht bedingungslos in den Dienst des Krieges stellen, über noch bestehende Gesetze und Rechtsnormen hinwegzusetzen.


  18. Mai: Zehn Mitglieder der Widerstandsgruppe Herbert Baum, in der Mehrzahl jüdische Jungen und Mädchen, setzen in einer kühnen Aktion eine Hetzausstellung im Berliner Lustgarten in Brand. Baum und seine engsten Gefährten werden von der Gestapo verhaftet. Baum setzt seinem Leben selbst ein Ende; 28 seiner Mitkämpfer werden 1942/43 hingerichtet. Etwa 50 Jungen und Mädchen erhalten hohe Zuchthausstrafen, andere werden in Konzentrationslagern ermordet.


  26. Mai: Reinhard Heydrich wird von den tschechischen Widerstandskämpfern erschossen. Aus Rache für das Attentat wird das Dorf Lidice dem Erdboden gleichgemacht, 172 Männer und 8 Frauen werden von der ss erschossen, 192 Frauen in das kz Ravensbrück verschleppt, 52 von ihnen dort ermordet. 104 Kinder werden im Vernichtungslager Chelmno oder in »Kinderheimen« getötet.


  August: Das Vichyregime liefert führende Funktionäre der kpd an die Gestapo aus.


  1942–1943 Antinationalsozialistische christliche Studenten treten als Widerstandsgruppe »Weiße Rose« an der Universität München gegen Hitler und seine Kriegspolitik auf. An der Spitze stehen die Geschwister Hans und Sophie Scholl, Professor Kurt Huber, Willi Graf, Christoph Probst und Alexander Schmorell. Im Sommer 1942 verteilen sie vier verschiedene »Flugblätter der Weißen Rose«; im Januar und Februar 1943 verbreiten sie 7000 Flugblätter in München, Frankfurt, Stuttgart, Augsburg, Wien und Linz, in denen sie das nationalsozialistische Regime anklagen, das deutsche Volk ins Verderben zu führen. Nach einer Flugblattaktion in der Münchner Universität werden die Geschwister Scholl am 18. Februar 1943 von der Gestapo verhaftet und am 22. Februar zusammen mit anderen Mitgliedern der Gruppe hingerichtet.


  1943 19. April–11. Juni: Nachdem Himmler befohlen hat, das Warschauer Getto zu liquidieren und die 600000 Bewohner in die Vernichtungslager zu verschleppen, führen schlecht bewaffnete Kampfgruppen, meist aus jüdischen Jungen und Mädchen bestehend, fast drei Monate lang einen Verzweiflungskampf gegen die eindringenden ss-, Polizei- und Wehrmachtsverbände, die schließlich 56000 Menschen vernichten. Das Getto wird dem Erdboden gleichgemacht, die überlebenden jüdischen Bewohner werden in das Todeslager Auschwitz gebracht.


  12.–13. Juli: Das Nationalkomitee »Freies Deutschland« wird auf Initiative des zk der kpd in Krasnogorsk bei Moskau von kriegsgefangenen deutschen Offizieren und Soldaten gegründet. Ziele: »Sturz der Hitlerregierung und Friedensschluß durch Kräfte der Opposition in der Arbeiterschaft, dem Bürgertum und der Armee.«


  20. Juli: Oberst Klaus Graf Schenk v. Stauffenberg unternimmt einen Attentatsversuch auf Hitler, der mißlingt. Auch der gleichzeitig ausgelöste Aufstand des oppositionellen Militärs und der weitverzweigten Verschwörung scheitert. Oberst Stauffenberg und andere Offiziere werden am Abend des 20. Juli erschossen. Die Gestapo nimmt in den folgenden Tagen in ganz Deutschland zahllose Verhaftungen vor. 7000 Hitlergegner fallen dieser Terrorwelle zum Opfer.


  25. Juli: Sturz des faschistischen Mussolini-Regimes in Italien.


  25. August: Der Reichsführer ss und Chef der deutschen Polizei, Himmler, wird Innenminister. »Das Schwarze Korps« erklärt: »Wer nicht immer und unter allen Umständen in jeder Lebenslage für uns ist, der ist gegen uns. Und wer gegen uns ist, der wird geköpft.«


  


  Aufstandsversuch, der deutschen Opposition


  gegen Hitler, 20. Juli 1944


  


  Am 17. Mai 1943 schreibt der frühere Oberbürgermeister von Leipzig, Carl Friedrich Goerdeler, einer der führenden Widerstandskämpfer gegen das Hitlerregime, an den General Friedrich Ulbricht, Chef des Allgemeinen Heeresamtes und Stellvertreter des Befehlshabers des Ersatzheeres:


  »… Stalingrad und Tunis sind so schwere Niederlagen, wie sie in der deutschen Geschichte seit Jena und Auerstedt nicht zu verzeichnen sind. In beiden Fällen wurde dem deutschen Volke gesagt, daß entscheidende Gründe verlangt hätten, Armeen zu opfern. Daß das unwahr ist, wissen wir … In Wahrheit liegt unfähige, gewissenlose Führung vor …


  Die Zahl der auf Befehl vor und in diesem Kriege zum Tode gebrachten Zivilisten, Männer, Frauen und Kinder der verschiedenen Völker sowie der russischen Kriegsgefangenen übersteigt weit eine Million. Die Art und Weise ihrer Beseitigung ist ungeheuerlich und hat mit Ritterlichkeit, Menschlichkeit, ja mit den einfachsten Anstandsbegriffen primitiver Völker nichts zu tun. Dem deutschen Volke aber wird wahrheitswidrig dargestellt, als ob die russischen Bolschewisten es seien, die laufend ungeheure Verbrechen an Unschuldigen begangen hätten …


  Demgegenüber erscheint die Geduld des Volks unerklärlich. Aber diese Perversität beruht nur auf der Tatsache, daß Terror Geheimhaltung, Lüge und Verbrechen schützt.


  Die Perversität schwindet sofort, wenn das Volk sieht, daß dem Terror zu Leibe gerückt, der Korruption Vernichtung angesagt und an Stelle des Geheimnisses und der Lüge Offenheit und Wahrheit gesetzt werden …«


  Während Goerdeler mit den Vertretern der älteren Generation, so mit dem Generalobersten und ehemaligen Chef des Generalstabes des Heeres, Ludwig Beck, eine Widerstandsbewegung gegen Hitler organisiert, sucht eine andere Gruppe aus dem Kreis der militärischen Abwehr des Admirals Canaris Kontakt mit dem Ausland, um auf diese Weise eine Beseitigung des Hitlerregimes herbeizuführen. Als Anfang April 1943 führende Kräfte dieses Widerstandskreises verhaftet und andere unter Hausarrest gestellt werden, treten neue Männer des Widerstandes auf den Plan.


  Eine Schlüsselfigur dieser neuen Widerstandsbewegung wird bald der Oberst Claus Graf Schenk von Stauffenberg. In Nordafrika wurde er schwer verwundet: er verlor ein Auge, die rechte Hand und zwei Finger der linken. Wieder genesen, wird er 1943 beim okw in Berlin Chef des Stabes beim Befehlshaber des Ersatzheeres, Generaloberst Fromm.


  Fromm kennt Stauffenbergs Ansichten und duldet sie, so daß ihn die Verschwörer halb zu den Ihren zählen.


  Oberst Stauffenberg organisiert als Stabschef des Ersatzheeres unter dem Deckmantel von Weisungen für den Fall innerer Unruhen den militärischen Aufstand. Unter dem Stichwort »Walküre« werden detaillierte Befehle für den »Tag x« allen Wehrbezirken und den Militärverwaltungen im Ausland versiegelt zugestellt. Die Aktion soll nach einem genauen Zeitplan ablaufen. Alle Parteifunktionäre und Gauleiter sollen verhaftet, ss, sd und Gestapo außer Gefecht gesetzt werden. Das Ziel: eine neue deutsche Regierung, an der Spitze für eine Übergangsperiode Generaloberst Beck, Carl Goerdeler als Reichskanzler, der Sozialdemokrat Leuschner als Vizekanzler, Ulrich von Hassell als Außenminister und Feldmarschall von Witzleben als Oberbefehlshaber der Wehrmacht. In dem geplanten Aufruf an das deutsche Volk steht:


  »Ungeheuerliches hat sich in den letzten Jahren vor unseren Augen abgespielt. Hitler hat ganze Armeen gewissenlos … seiner Ruhmsucht, seinem Machtdünkel, seiner gotteslästerlichen Wahnidee geopfert, berufenes und begnadetes Werkzeug der »Vorsehung« zu sein … Rechtlosigkeit, Vergewaltigung der Gewissen, Verbrechen und Korruption hat er in unserem Vaterlande, das von jeher stolz auf seine Rechtlichkeit und Redlichkeit war, auf den Thron gesetzt … So droht dem öffentlichen Wirken und dem Leben des einzelnen tödliche Vergiftung. Das aber darf nicht sein, so geht es nicht weiter! Dafür dürfen Leben und Sterben unserer Männer, Frauen und Kinder nicht fernerhin mißbraucht werden … zu diesem Zweck haben wir, nachdem wir unser Gewissen vor Gott geprüft haben, die Staatsgewalt übernommen … Deutsche! Hitlers Gewaltherrschaft ist gebrochen. Er hat Ehre und Würde, Freiheit und Leben anderer für nichts erachtet. Zahllose Deutsche, aber auch Angehörige anderer Völker, schmachten seit Jahren in Konzentrationslagern, den größten Qualen ausgesetzt und häufig schrecklichen Foltern unterworfen. Viele von ihnen sind zugrunde gegangen. Durch grausame Massenmorde ist unser guter Name besudelt. Mit blutbefleckten Händen ist Hitler seinen Irrweg gewandelt, Tränen, Leid und Elend hinter sich lassend … Hitler hat seinen dem Volke geleisteten Eid durch Verletzungen göttlichen und menschlichen Rechts unzählige Male gebrochen. Daher ist kein Soldat, kein Beamter, überhaupt kein Bürger mehr durch Eid verpflichtet …«


  Auf mühsamen Wegen wird versucht, mit den Alliierten, vor allem mit England, in ein Gespräch zu kommen und Verständnis für die deutsche Situation und den deutschen Widerstand zu wecken. Aber Churchill und Roosevelt verschließen vor allen Dokumenten und Beschwörungen des »anderen Deutschland« die Augen. Für sie gibt es nur die Vorstellung einer kollektiven Schuld des ganzen deutschen Volkes und deshalb die Forderung nach bedingungsloser Kapitulation. Ende 1943 und Anfang 1944 erleidet die deutsche Opposition schwerste Verluste.


  Am 6. Juni 1944 landen die Alliierten in der Normandie. Die Verschwörer wissen: es bleibt nun nicht mehr viel Zeit, Deutschland aus eigener Kraft von Hitler zu befreien.


  General von Stülpnagel, Befehlshaber in Frankreich, wird zum Haupt der Verschwörung im Westen, deren Ziel es ist, Verhandlungen mit den Alliierten zu führen und einen Waffenstillstand zu schließen. Feldmarschall von Kluge, seit Juli 1944 Oberbefehlshaber West, scheint bereit, die Verschwörer zu unterstützen. Auch Feldmarschall Rommel, Befehlshaber an der Invasionsfront, bietet sich als Verbündeter an. In seinem Fernschreiben an Hitler über die Lage an der Invasionsfront vom 15. Juli 1944 heißt es:


  »Die Lage an der Front der Normandie wird von Tag zu Tag schwieriger, sie nähert sich einer schweren Krise. Die eigenen Verluste sind bei der Härte der Kämpfe, dem außergewöhnlich starken Materialeinsatz des Gegners, vor allem der Artillerie und Panzern, und bei der Wirkung der den Kampfraum unumschränkt beherrschenden feindlichen Luftwaffe derartig hoch, daß die Kampfkraft der Divisionen rasch absinkt … Neue nennenswerte Kräfte können der Front in der Normandie nicht mehr zugeführt werden … Unter diesen Umständen muß damit gerechnet werden, daß es dem Feind in absehbarer Zeit – 14 Tage bis drei Wochen – gelingt, die eigene dünne Front, vor allem die der 7. Armee, zu durchbrechen und in die Weite des französischen Raumes zu stoßen. Die Folgen werden unübersehbar sein. Die Truppe kämpft allerorts heldenmütig, jedoch der ungleiche Kampf neigt dem Ende entgegen. Ich muß Sie bitten, die Folgerungen aus dieser Lage unverzüglich zu ziehen. Ich fühle mich verpflichtet, als Oberbefehlshaber der Heeresgruppe dies klar auszusprechen …«


  Zu diesem Zeitpunkt werden in Deutschland die beiden wichtigsten Männer der sozialdemokratischen Opposition verhaftet, die auch für die Zeit nach einem gelungenen Attentat als Regierungsmitglieder vorgesehen sind: Julius Leber und Adolf Reichwein. Auch gegen Goerdeler, der untergetaucht ist, wird ein Haftbefehl erlassen. Unter diesen Umständen haben die Verschwörer keine Zeit mehr zu verlieren, ihre geplante Aktion durchzuführen. Am 6. 11. und 15. Juli will Stauffenberg das Attentat ausführen, muß es aber jedesmal unter dem Zwang äußerer Gründe verschieben. Am 17. Juli wird Feldmarschall Rommel bei einem Tieffliegerangriff schwer verletzt. Am 18. Juli erfährt Stauffenberg von dem Haftbefehl gegen Goerdeler.


  Am 20. Juli soll im Führerhauptquartier in Rastenberg eine Besprechung stattfinden, an der auch Oberst Stauffenberg teilzunehmen hat.


  20. Juli, 6 Uhr morgens: Stauffenberg verläßt seine Wohnung in Berlin-Wannsee.


  7 Uhr: Stauffenberg fliegt zusammen mit seinem Adjutanten von Haeften vom Flugplatz Rangsdorf nach Rastenburg in Ostpreußen. 10 Uhr 15: Stauffenberg trifft im Führerhauptquartier »Wolfsschanze« ein, wo er mehrere Gespräche führt, unter anderem mit General Fellgiebel, der die Nachrichtenverbindungen im Hauptquartier in der Hand hat.


  12 Uhr 30: Die tägliche Lagebesprechung mit Hitler findet nicht wie sonst immer im engen betonierten »Führerbunker« statt, der gerade ausgebessert wird, sondern in einer geräumigeren Holzbaracke. Hitler tritt mit den Offizieren an den Kartentisch; er steht in der Mitte, links von ihm Generalfeldmarschall Keitel und Generaloberst Jodl, rechts von ihm Generalleutnant Heusinger, der mit dem Vortrag über die Lage an der Ostfront beginnt. Im Vorraum drückt Stauffenberg mit einer Flachzange den Zeitzünder der Bombe in seiner Aktentasche ein. Am Kartentisch ist Stauffenbergs Platz rechts von Hitler. Er stellt die Aktentasche unter den Tisch und wird dann zu einem bestellten Telefongespräch aus dem Raum gerufen. Sicher ohne Absicht wird die Aktentasche von einem der Offiziere auf die von Hitler abgewendete Seite des Tischfußes geschoben. 12 Uhr 42: Die Bombe explodiert. Die Holzwände der Baracke geben dem Luftdruck nach, wodurch die Wirkung der Explosion stark abgeschwächt wird. Stauffenberg, inzwischen etwa 100 Meter entfernt, beobachtet die Detonation. In der Annahme, Hitler sei tot, besteigt Stauffenberg, der nun in Berlin dringend gebraucht wird, seinen Wagen, um das Führerhauptquartier so schnell wie möglich zu verlassen.


  12 Uhr 43: Alarm im Führerhauptquartier, der Sperrkreis A wird geschlossen.


  12 Uhr 44: Stauffenberg und seinem Adjudanten gelingt es, die innere Wache zu passieren. Erst eine Minute später werden sie an der Wache Süd angehalten; Stauffenberg verschafft sich durch einen Telefonanruf die Erlaubnis zur Weiterfahrt.


  13 Uhr 15: Stauffenberg startet mit dem Flugzeug von Rastenburg nach Berlin, in der sicheren Überzeugung, das Attentat sei geglückt. Doch das Attentat ist mißlungen: vier Personen sind tödlich, sieben schwer oder leichter verletzt – Hitler aber ist am Leben. Die Explosion hat ihm die Uniform zerfetzt, die Trommelfelle beschädigt, einige starke Prellungen verursacht und die linke Hand geringfügig verletzt. Kurze Zeit später begrüßt er den am Mittag eingetroffenen Mussolini, ein Umhang verbirgt den in der Schlinge liegenden Arm. Seit 12, Uhr sind die Hauptbeteiligten der Verschwörung in Berlin im Gebäude des Oberkommandos der Wehrmacht in der Bendlerstraße versammelt. 15 Uhr 50 meldet Stauffenbergs Adjudant vom Flugplatz Berlin-Rangsdorf: »Hitler ist tot.« Jetzt erst, mehr als 4 Stunden nach dem Attentat, geben die Verschwörer das Stichwort »Walküre« aus, das die Aktionen im gesamten Machtgebiet Hitlersanlaufen läßt.


  General Ulbricht begibt sich zu Fromm, dem Befehlshaber des Ersatzheeres, und meldet, Hitler sei tot. Fromm solle die gegebenen Befehle decken. Aber Fromm will sich selbst von Hitlers Tod überzeugen und ruft das Führerhauptquartier an. Zur Überraschung der Verschwörer kommt die Verbindung zustande; Keitel meldet, daß Hitler am Leben sei. Fromm erklärt Ulbricht für verhaftet. In diesem Augenblick trifft Stauffenberg in der Bendlerstraße ein. Er berichtet Fromm, daß er selber die Bombe gezündet habe; niemand in der Baracke könne mehr am Leben sein. Fromm weigert sich dennoch, die Aktion mitzumachen und beruft sich auf Keitel. Darauf Stauffenberg: »Der Feldmarschall lügt, wie immer.« Ulbricht und Stauffenberg überwältigen Generaloberst Fromm und stellen ihn in seinem Dienstzimmer unter Arrest, erlauben ihm aber wenig später, in seine Privaträume zu gehen. Damit hat Fromm die Möglichkeit, Kontakt nach draußen aufzunehmen.


  18 Uhr 30: Der mitverschworene Stadtkommandant von Berlin gibt dem Wachbataillon »Großdeutschland« den Befehl, das Regierungsviertel abzuriegeln. Dem Kommandeur des Wachbataillons, Major Remer, kommen inzwischen Bedenken. Er wendet sich an den Propagandaminister Dr. Goebbels, der ihn telefonisch mit Hitler verbindet. In diesem Telefongespräch gibt Hitler Remer den persönlichen Befehl, die Erhebung niederzuschlagen.


  Remer läßt daraufhin von Truppen des Wachbataillons das Gebäude des okw in der Bendlerstraße besetzen, wo bereits einige hitlertreue Offiziere Generaloberst Fromm befreit haben.


  Fromm bildet sogleich aus drei Generalen ein Standgericht, das die Anführer des Staatsstreichs zum Tode verurteilt. Generaloberst Beck gibt sich, als er verhaftet werden soll, selbst den Tod.


  Kurz nach Mitternacht werden im Hof der Bendlerstraße Friedrich Ulbricht, Albrecht Mertz von Quirnheim, Claus Graf Schenk von Stauffenberg und Werner von Haeften mit Maschinenpistolen erschossen.


  Das Gelingen der inzwischen auch in Paris angelaufenen Aktion scheint eine letzte Chance der Verschwörung zu sein. 1200 Mann der ss- und Polizeiverbände werden von der aufständischen Wehrmacht verhaftet. General von Stülpnagel versucht den Oberbefehlshaber West, Feldmarschall von Kluge, mitzureißen. Stülpnagels Adjutant beschwört Kluge: »Sie stehen mit Ihrem Wort und ihrer Ehre im Feuer! Das Schicksal von Millionen Deutschen, die Ehre der Armee liegt in ihrer Hand!« Aber Kluge, der versprochen hatte, auf die Seite der Erhebung zu treten, versagt sich nun und enthebt Stülpnagel seines Postens.


  Stülpnagel, nach Berlin beordert, begeht am nächsten Tag bei Verdun einen Selbstmordversuch, der ihn aber nur schwer verletzt. Erblindet wird er später vor Gericht gestellt und erhängt.


  21. Juli, 1 Uhr morgens: Der deutsche Rundfunk, der pausenlos Wagnermusik sendet, unterbricht das Programm, und der Chefkommentator des Großdeutschen Rundfunks verkündet: »Der Führer spricht«:


  »Welches Schicksal Deutschland getroffen hätte, wenn der Anschlag heute gelungen sein würde, das mögen die wenigsten sich vielleicht auszudenken. Ich selber danke der Vorsehung und meinem Schöpfer nicht deshalb, daß er mich erhalten hat – mein Leben ist nur Sorge und ist nur Arbeit für mein Volk –, sondern ich danke ihm nur deshalb, daß er mir die Möglichkeit gab, diese Sorgen weiter tragen zu dürfen und in meiner Arbeit weiter fortzufahren …«


  In den auf das Attentat folgenden Tagen verhaftet die Gestapo in Deutschland etwa 7000 Gegner des nationalsozialistischen Regimes. Tausende von Angehörigen der bürgerlichen Opposition, von Sozialdemokraten und Kommunisten sind die Opfer dieser beispiellosen Terrorwelle.


  Chronik 1944–1945


  


  1944 1. August–2. Oktober: Nach der Niederschlagung des Warschauer Aufstandes wird Warschau auf Befehl Himmlers völlig zerstört. 250000 Menschen finden dabei den Tod; die übrigen Einwohner werden gewaltsam vertrieben.


  18. August: Nach elfjähriger Haft wird der Vorsitzende der kpd Ernst Thälmann in Buchenwald ermordet.


  23. August: Aufstand in Rumänien und Sturz des Diktators Antonescu.


  29. August–28. Oktober: Aufstand in der Slowakei, an dem auch einige hundert deutsche Hitlergegner teilnehmen.


  9. September: Aufstand in Bulgarien.


  1945 Illegale Organisationen in Berlin, Leipzig und anderen Städten rufen in Flugblättern die deutsche Bevölkerung auf, befohlene Zerstörungen zu verhindern und sich für die Beendigung der sinnlosen Kriegshandlungen einzusetzen.


  3. April: Himmler befiehlt, aus jedem deutschen Haus, an dem eine weiße Fahne erscheint, alle männlichen Personen herauszuholen und zu erschießen.


  11. April: Das internationale Lagerkomitee in Buchenwald führt die 21000 Häftlinge, die sich der Evakuierung durch die ss erfolgreich widersetzt haben, in einem bewaffneten Aufstand zur Selbstbefreiung.


  21. April–1. Mai: Todesmarsch von 35000 KZ-Häftlingen aus dem Lager Sachsenhausen nach Mecklenburg. Auf dem Wege werden von den ss-Wachen etwa 10000 Häftlinge ermordet.


  25. April: Sowjetische und amerikanische Soldaten begegnen sich bei Torgau an der Elbe.


  26. April: Selbstbefreiung der politischen Gefangenen im Zuchthaus Brandenburg-Görden.


  27. April: Aufstand der Hitlergegner in München durch die“Freiheitsaktion Bayern« unter Führung einer Dolmetscherkompanie der deutschen Wehrmacht.


  28. April: Mussolini wird auf der Flucht von Partisanen gefangengenommen und erschossen.


  30. April: Hitler und Goebbels entziehen sich im Bunker der Reichskanzlei in Berlin durch Selbstmord der Verantwortung.


  2. Mai: Kapitulation Berlins.


  8. Mai: Unterzeichnung der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Wehrmacht. Ende des Krieges in Europa und der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.


  Nachkriegsjahre und Gegenwart


  


  Am 8. Mai 1945 unterzeichneten die Vertreter des Oberkommandos der Wehrmacht in Berlin-Karlshorst die Urkunde über die bedingungslose Kapitulation der deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft.


  Deutschland war von den Siegermächten besetzt. Die wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse in den einzelnen Besatzungszonen gestalteten sich im wesentlichen nach den Vorbildern ihrer Besatzungsmächte, wobei deren Gesetze und Verfügungen anfänglich mehr zu dieser Entwicklung beitrugen als der freie Wille der deutschen Bevölkerung. Die Konstituierung von Parteien und Gewerkschaften leitete jedoch bald die Anfänge eines neuen politischen Eigenlebens in Deutschland ein. Sie war freilich auch, da sie sich nicht im ganzen Reichsgebiet einheitlich vollzog, sondern in der Ostzone unter anderen Direktiven stand als in den Westzonen, eine der Vorboten der späteren Teilung.


  Am 20. April 1946 wurde in der sowjetischen Besatzungszone aus 53 Prozent spd- und 47 Prozent kpd-Mitgliedern die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (sed) gegründet.


  Der Parteitag der spd der Westzonen, der vom 9.–11. Mai 1946 in Hannover stattfand, stellte als wesentliche gesellschaftspolitische Forderungen auf: Sozialisierung aller Großbetriebe, Agrar- und Bodenreform unter Enteignung des Großgrundbesitzes, planmäßige Lenkung und gemeinwirtschaftliche Gestaltung der Wirtschaft, Mitbestimmung und -Verantwortung aller Bürger und Sammlung aller demokratischen Kräfte im Zeichen des Sozialismus, als drittem Weg zwischen Kapitalismus und Kommunismus.


  Am 8. Mai 1949 wurde im Bereich der westlichen Besatzungsmächte das Grundgesetz für die »Bundesrepublik Deutschland« (brd) durch den Parlamentarischen Rat in Bonn angenommen, und am 7. Oktober wurde im sowjetisch besetzten Teil Deutschlands die Verfassung der »Deutschen Demokratischen Republik« (ddr) in Kraft gesetzt. Damit war die Trennung Deutschlands in zwei sich politisch und wirtschaftlich widersprechende Teile offenbar besiegelt, obwohl von beiden Seiten immer wieder behauptet wurde, daß sie unter bestimmten Bedingungen zur Wiedervereinigung bereit seien.


  Die Bundesrepublik erlebte einen ständig fortschreitenden wirtschaftlichen Aufschwung, nicht zuletzt gefördert durch die Wirtschaftshilfe der Vereinigten Staaten von Amerika und den Ausbruch des Kroeakrieges, der einen Wirtschaftsboom von riesigen Ausmaßen hervorrief.


  In der ddr beschloß die 2. Parteikonferenz der sed am 12. Juli 1952 die »planmäßige Errichtung der Grundlage des Sozialismus«. »Denn« – so erklärte Walter Ulbricht – »die politischen und ökonomischen Bedingungen und das Bewußtsein der Arbeiterklasse und der Mehrheit der Werktätigen sind so weit entwickelt, daß der Aufbau des Sozialismus zur grundlegenden Aufgabe geworden ist.« Bei diesem Plan war man allerdings von Illusionen ausgegangen. Die Unzulänglichkeit der Rohstoffquellen und des Industriepotentials sowie die ablehnende Haltung der Bevölkerung ließen eine Realisierung nicht zu. Gegen Ende des Jahres 1952 stellte sich heraus, daß der Export weit hinter dem Import zurückgeblieben war. Die Regierung und die sed sahen keine andere Lösung, als die Arbeitsnormen und damit die Arbeitsproduktivität zu steigern und auf diese Weise die Selbstkosten zu senken. Die Sowjetunion hingegen riet den Genossen in Berlin, ihre Wirtschaftspolitik umzustellen und eine Hebung des Lebensstandards anzustreben. Dieser Weisung folgend, beschloß das Polit-Büro der sed, der Regierung eine Reihe von Maßnahmen zu empfehlen, »die der entscheidenden Verbesserung der Lebenshaltung aller Teile der Bevölkerung und der Rechtssicherheit in der ddr dienen«. Am 11. Juni 1953 folgte der Ministerrat diesen Empfehlungen; er stoppte die beschleunigte Umwandlung der ddr in eine Volksdemokratie und machte damit in entscheidenden Punkten viele Zwangsmaßnahmen rückgängig. Gleichzeitig aber erließ das Polit-Büro der Partei eine Anweisung an den Ministerrat, die Arbeitsnormen zu erhöhen, wobei allerdings gefordert wurde, daß »nicht diktatorisch und administrativ« vorgegangen werden dürfe, daß vielmehr die Arbeiter vorher von der Richtigkeit der Normenerhöhung »überzeugt« werden müßten.


  Seit Anfang Juni war in Arbeiterkreisen über die Normenfrage diskutiert und die Möglichkeit einer Arbeitsniederlegung als Kampfmaßnahme gegen die Normenerhöhung erörtert worden. Als dann die Gewerkschaftszeitung »Tribüne« erklärte, »die Normenerhöhung sei in vollem Umfang richtig«, wirkte das wie »der Zünder für die Erregungswelle«. Am 15. Juni verweigerten Bauarbeiter verschiedener Blocks in der Stalinallee in Ostberlin die Arbeit und beschlossen eine Resolution an die Regierung.


  Am 16. Juni – es goß in Strömen – formierte sich in der Stalinallee ein Demonstrationszug von etwa 30 Bauarbeitern, die der Gewerkschaftszentrale und der Regierung die Forderung auf Herabsetzung der Normen vortragen wollten. Weitere Blocks schlossen sich den Demonstrierenden an, bis vor dem Haus der Ministerien etwa zehntausend Demonstranten standen.


  Erfolglos versuchten Minister Selbmann und Professor Havemann, die Demonstrierenden zu belehren. Sprechchöre verlangten das Erscheinen Grotewohls und Ulbrichts, doch ließ sich weder der eine noch der andere blicken. In den Reden und Zurufen aus den Reihen der Demonstranten wurden nun auch politische Forderungen laut, die Zustimmung fanden.


  Ein Arbeiter verlangte die Proklamierung des Generalstreiks, falls die Regierung nicht zurücktrete. Großer Beifall! Dann marschierten die Demonstranten zu ihren Arbeitsplätzen in die Stalinallee zurück. Inzwischen verkündeten Lautsprecherwagen in gewundener und unklarer Rede den Beschluß, die Normen herabzusetzen. Es kam zwischen Funktionären und Arbeitern zu tätlichen Auseinandersetzungen, in deren Verlauf ein Lautsprecherwagen erobert wurde, aus dem heraus zum Generalstreik aufgerufen und die Arbeiter aufgefordert wurden, sich am Morgen des 17. Juni auf dem Straußberger Platz zu versammeln. Dieser Aufruf verbreitete sich in den nächsten Stunden wie ein Lauffeuer durch Ostberlin.


  Außer in Ost-Berlin kam es am 17. Juni auch an mehr als 250 Orten in der ddr zu Streiks und Demonstrationen, zu deren Zustandekommen auch Meldungen westlicher Rundfunkstationen nicht unwesentlich beitrugen. Die Schwerpunkte der Unruhen lagen im mitteldeutschen Industriegebiet und im Magdeburger Revier. Am Streik beteiligten sich 300000, nach westlicher Schätzung 372000 Arbeiter, insgesamt etwa 6 Prozent der gesamten Arbeiterschaft der ddr.


  Die Demonstrierenden und Streikenden übernahmen die Parolen der Berliner Bauarbeiter vom 16. Juni. Sie lauteten:


  1. Auszahlung der Löhne bei der nächsten Lohnzahlung bereits wieder nach den alten Normen;


  2. sofortige Senkung der Lebenshaltungskosten;


  3. freie und geheime Wahlen;


  4. keine Maßregelung von Streikenden und Streiksprechern.


  In Berlin marschierten die Betriebsbelegschaften am 17. Juni von den Außenbezirken ins Stadtinnere. In vielen Fällen rissen sie auf ihrem Weg die Bilder der Parteiführer und politische Spruchbänder herunter und demolierten Propagandakioske. Von diesen spontanen Akten abgesehen, kam es nicht zu Plünderungen und Ausschreitungen. Das Rathaus und verschiedene Dienststellen wurden besetzt. Vor den Gefängnissen und Zuchthäusern marschierten einzelne Werksbelegschaften auf und verlangten die Freilassung von Kameraden, die ihnen namentlich bekannt waren, in anderen Fällen verlangten sie auch die Entlassung aller politischen Häftlinge. Soweit die Demonstranten in Gefängnisse eindringen konnten, wurden die Befreiungen im Einvernehmen mit dem Gefängnispersonal durchgeführt.


  Schließlich kam es zu Großkundgebungen, mit denen diese Demonstrationen ihren Höhepunkt fanden. Der größte Teil der Betriebsbelegschaften kehrte diszipliniert wieder in die Betriebe zurück. Gegen Mittag änderte sich die Situation in Berlin völlig. Es kam zu Plünderungen, Brandstiftungen und zu Akten der Lynchjustiz. Anhänger des Regimes, durch Abzeichen kenntlich, wurden verprügelt. Demonstrierende Massen drangen in die Gefängnisse ein und öffneten, im Gegensatz zur vormittäglichen Praxis, wahllos die Zellen. An diesen nachmittäglichen Demonstrationen waren sehr viele Frauen und Jugendliche beteiligt, aber auch Schaulustige aus West-Berlin. Die Regierung verhängte den Ausnahmezustand, aber die Polizei- und Parteikräfte blieben machtlos. Die sowjetischen Truppen gingen meist erst mehrere Stunden nach Verkündigung des Ausnahmezustandes gegen die Demonstranten vor. Die rote Fahne, die 1945 auf dem Brandenburger Tor gehißt worden war, wurde von einigen Jugendlichen heruntergeholt, obwohl drei russische Kompanien auf der Ostseite des Tores stationiert waren. Die Soldaten schossen in die Luft. Während der Streiks und Demonstrationen wurden insgesamt 21 Personen getötet.


  Die Zahl der Streikenden und Demonstranten, die verhaftet und verurteilt wurden, hat die ddr nie bekanntgegeben. Im Westen sind mehr als 1300 Verurteilte registriert worden, davon sieben zum Tode und acht zu lebenslänglichem Zuchthaus. Damit waren in der ddr »Ruhe und Ordnung« wiederhergestellt.


  Als die Bundesrepublik am 23. Oktober 1954 in Paris die Verträge über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft unterschrieb, antwortete die ddr mit der Drosselung des Reiseverkehrs, dem Verbot der Einreise von Westberlinern in die ddr und der Erklärung, daß die Zonengrenze ab sofort Staatsgrenze sei.


  Innerhalb der ddr verschärfte sich der politische Druck, und Tausende wurden wegen »politischer Unzuverlässigkeit« gemaßregelt oder wegen »politischen Widerstandes« verhaftet und als »Agenten, Diversanten, Spione und Saboteure« verurteilt.


  Die politische Unterdrückung und die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die eine Steigerung des Lebensstandards der Bevölkerung verhinderten, gaben der Fluchtbewegung von Bewohnern der ddr nach Westdeutschland mächtigen Auftrieb. Von September 1949 bis Ende 1952 wurden 675000 Flüchtlinge gezählt. Bis Juli 1961 stieg die Zahl der Flüchtlinge aus der ddr auf 2,6 Millionen, worunter sich viele qualifizierte Arbeitskräfte befanden. Man schätzt den finanziellen Schaden, der der ddr durch diese Fluchtbewegung entstanden ist, auf 80–100 Milliarden DM.


  In der Bundesrepublik hatte der Bundestag am 26. Februar 1954 mit 334 gegen 144 Stimmen der spd das »Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes« gebilligt und damit die Wehrhoheit begründet.


  Am 25. November wurde vor dem Bundesgerichtshof in Karlsruhe der Prozeß gegen die kpd eröffnet, die auf Antrag der Bundesregierung als »verfassungswidrig« erklärt werden sollte. Am 17. August 1956 endete der Prozeß mit dem Verbot der Partei.


  Im Januar 1955 begannen unter der Führung von namhaften Gewerkschaftlern, Sozialdemokraten und Vertretern kirchlicher und bürgerlicher Kreise außerparlamentarische Aktionen gegen die Remilitarisierung in der Bundesrepublik.


  Am 24. Oktober 1956 setzte eine der längsten Streikbewegungen der Nachkriegszeit ein, und zwar in der Metallindustrie Schleswig-Holsteins. Mitte Januar 1957 befanden sich mehr als 34000 Arbeiter aus 38 Betrieben im Ausstand. Da in der letzten Urabstimmung nicht mehr die erforderlichen 75 Prozent zur Fortführung des Streiks erreicht wurden, mußte der mehrmonatige Kampf beendet werden. Nachdem Bundeskanzler Adenauer im Dezember 1956 der Stationierung von Atomwaffen in der Bundesrepublik zugestimmt hatte, forderten am 12. April 1957 achtzehn führende westdeutsche Atomwissenschaftler im »Göttinger Appell« den Verzicht auf atomare Bewaffnung der Bundeswehr und verweigerten ihre Mitarbeit bei der Herstellung, Erprobung und dem Einsatz von Atomwaffen. Am 26. März 1958 richteten 44 westdeutsche Professoren einen Appell an die Gewerkschaften, gemeinsame Aktionen gegen die Atombewaffnung zu unternehmen.


  Die spd beschloß im November 1959 auf einem außerordentlichen Parteitag in Godesberg ein neues Grundsatzprogramm, in dem sie die Staatsordnung der Bundesrepublik und die Landesverteidigung bejahte und den Grundsatz der Vergesellschaftung des kapitalistischen Eigentums an den Produktionsmitteln aufgab.


  Um die Fluchtbewegung und Abwanderung wertvoller Arbeitskräfte aus der ddr zu verhindern und das Staatsprestige zu wahren, beschloß der Ministerrat der ddr am 13. August 1961, die Grenze nach Westberlin durch Einheiten der nationalen Volksarmee besetzen zu lassen und die ddr durch Grenzsperren und den zugleich begonnenen Bau der Berliner Mauer hermetisch nach Westen abzuriegeln.


  Gegen Lohnverschlechterungen streikten im April und Mai 1963 400000 Metallarbeiter in Baden-Württemberg; sie erreichten dabei einen vollen Erfolg.


  Der außerparlamentarische Kampf, der Kampf gegen Notstandsgesetze, Remilitarisierung und Atombewaffnung, fand in der Bundesrepublik immer weniger Anhänger. Lediglich größere Teile der Studentenschaft und einzelne Intellektuelle riefen noch zu Aktionen auf und versuchten, die Arbeiter zu aktivieren und ein Bündnis mit ihnen einzugehen. Doch diese Versuche schlugen fehl. Als ein junger Nationalist ein Attentat auf Rudi Dutschke, einen der bekanntesten Sprecher der revolutionären Studenten, ausführte, war der Höhepunkt dieser Protestbewegung bereits überschritten. Freilich finden in der Bundesrepublik nach wie vor Streiks und Arbeitskämpfe statt, doch haben sie fast ausschließlich wirtschaftliche Motive.


  In der ddr hat sich die sed zur allein führenden Kraft entwickelt, was bedeutet, daß sich dort ein politisches Leben, wie es in den westlichen Demokratien verstanden wird, nicht entfalten kann. Doch scheint sich die Bevölkerung mehr oder weniger mit der Situation abgefunden zu haben. Welche Rolle dabei im einzelnen Resignation oder Stolz auf die eigenen Leistungen spielen, ist schwer auszumachen.


  Bei aller sonstigen Verschiedenheit kann also im Augenblick für beide Teile Deutschlands festgestellt werden: die Verhältnisse haben sich konsolidiert, grundlegende Änderungen scheinen vorerst nicht im Bereich des Möglichen zu liegen. Die jüngsten Vertragswerke zwischen Bonn und Moskau, zwischen den vier Botschaftern der Großmächte und zwischen der Bundesrepublik, dem Berliner Senat und der ddr fixieren im wesentlichen den durch die Entwicklung geschaffenen Status quo. Wie lange wird dieser Zustand andauern? Welche Ereignisse und Entwicklungen werden hier oder dort neue politische Energien auslösen? Und vor allem: wird es eines Tages zu einem einheitlichen, freien, demokratischsozialistischen Deutschland kommen? Fragen, die jeden Deutschen angehen, die aber nur die Zukunft beantworten kann.


  


  Nachwort


  


  Hat die revolutionäre Tat in unserer Zeit und Welt noch eine Chance? Diese Frage stellen sich Rebellen und Konservative. Die einen um der Hoffnung nach Frieden und Glückseligkeit eines unverlierbaren Menschheitstraumes willen, die anderen aus Sorge, weil sie auf Ruhe und Ordnung und auf gefahrlose Stetigkeit eingeschworen sind.


  »Eine Monarchie kann in eine Republik, in eine Oligarchie, in eine Demokratie umgewandelt oder eine Oligarchie durch eine andere ersetzt werden, wenn Menschen, die für den Wechsel sind, eine genügende Anzahl jener Menschen, die sich ihnen widersetzen, töten, um den Rest einzuschüchtern.«


  Diese These von Bernard Shaw ist nicht in einer seiner witzigen Komödien zu finden, sondern in seinem sehr klugen Buch »Wegweiser für die intelligente Frau zum Sozialismus und Kapitalismus«. In dem zitierten Satz steckt – wenn man von seiner reichlich frivolen Pointierung absieht – ohne Zweifel eine große Portion Wahrheit. Was wir freilich vermissen, ist die Frage nach der historischen und politischmoralischen Legitimität eines solchen »Wechsels«. Klammern wir diese Problematik jedoch einmal aus, um nur den konkreten Vorgang eines Herrschaftsumsturzes zu betrachten, so stellt sich die ganz nüchterne Frage: Wie findet sich und wer organisiert jene »genügende Anzahl von Menschen«, die willens sind, einen anderen Teil zu töten und den Rest einzuschüchtern?


  Bakunin schreibt in seinem Programm der anarchistischen Internationale, das geradezu von einem Vertreter der heutigen »Außerparlamentarischen Opposition« verfaßt sein könnte: »Die Assoziation geht von der Überzeugung aus, daß die Revolutionen nie weder von Individuen noch selbst von den geheimen Gesellschaften gemacht werden. Sie geschehen wie von selbst, hervorgebracht durch die Macht der Dinge, die Bewegung der Ereignisse und Tatsachen. Sie bereiten sich lange in der Tiefe des instinktiven Gewissens der Volksmassen vor – dann brechen sie aus, dem Anschein nach oft durch unbedeutende Ursachen angestiftet. Alles, was eine gut organisierte geheime Gesellschaft tun kann, ist zunächst, bei der Geburt einer Revolution Hilfe zu leisten, durch die Verbreitung ihren Instinkten entsprechender Ideen bei den Massen, und zu organisieren. Und wie sollen wir handeln? Das Volk unterrichten? Das wäre dumm. Das Volk weiß selbst und besser als wir, was ihm not tut. Wir müssen das Volk nicht unterrichten, sondern es empören.«


  Ganz anders stellt sich das Verhältnis der Massen, der Klassen, der Revolution und ihrer Führung bei Karl Marx und Friedrich Engels dar. »Die Kommunisten sind«, schreiben sie in ihrem Kommunistischen Manifest, »… der entschiedenste, immer weitertreibende Teil der Arbeiterparteien aller Länder; sie haben theoretisch vor der übrigen Masse des Proletariats die Einsicht in die Bedingungen, den Gang und die allgemeinen Resultate der proletarischen Bewegung voraus. Der nächste Zweck ist der wie aller übrigen proletarischen Parteien: Bildung des Proletariats zur Klasse, Sturz der Bourgeoisieherrschaft, Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat.«


  Sind die Kommunisten, also diejenigen, die das Programm der Stifter der Kommunistischen Partei anerkennen und sich ihre Grundsätze und Regeln zu eigen machen, klüger und einsichtiger als alle übrigen Proletarier oder deren Parteien?


  Bernard Shaw weiß auch hierzu in seinem eingangs zitierten Buch einiges zu sagen, was nicht ohne Bedeutung ist: »Vor einer Gefahr müssen sie jedoch auf der Hut sein. Der Sozialismus kann nicht nur als weitreichende wirtschaftliche Neuerung gepredigt werden, sondern auch als neue Kirche, gegründet auf die neue Offenbarung von Gottes Willen durch einen neuen Propheten … Ihr Prophet heißt … Karl Marx. Ihre metaphysische Literatur … gipfelt im ›Kapital‹, dem literarischen Meisterwerk von Karl Marx, genannt ›Die Bibel der Arbeiterklasse‹ erleuchtet, unfehlbar, allwissend. Zwei seiner Lehrsätze widersprechen einander so offenkundig wie die beiden ersten Paragraphen des Artikels 27 der anglikanischen Kirche. Der eine besagt, die Entwicklung des Kapitalismus zum Sozialismus sei vorherbestimmt, was soviel heißt wie, daß wir nichts zu tun haben, als uns hinzusetzen und abzuwarten, bis sich alles vollzieht. Das ist die marxistische Formulierung durch den Glauben. Der andere Satz verkündet, daß der Umschwung durch eine Revolution bewirkt werden müsse, die eine Diktatur des Proletariats bringen werde. Das ist die Formulierung der Erlösung durch Werke …«


  Als mit dem Ausbruch der Februarrevolution in Paris im Jahre 1848 eine wechselvolle Revolutionsepoche in ganz Europa anbrach, hofften und prophezeiten Marx und Engels, daß diese Revolutionen mit dem endgültigen Sieg des Proletariats enden würden. 1895 schreibt Engels – Marx war bereits gestorben –, daß die Geschichte ihm und Marx und allen, die ähnlich dachten, im Jahre 1848 unrecht gegeben habe, da der Stand der ökonomischen Entwicklung in Europa damals bei weitem nicht reif gewesen sei für die Beseitigung der kapitalistischen Produktion. Außerdem erklärte Engels, der gemeinsam mit Marx aus den revolutionären Kämpfen der Pariser Kommune das strategische und taktische Rüstzeug für jede kommende Revolution geschöpft hatte:


  »Die Rebellion alten Stils, der Straßenkampf mit Barrikaden … war bedeutend veraltet.« Engels führt weiter aus, daß alle Bedingungen auf seiten der Insurgenten schlechter geworden seien. »Machen wir uns keine Illusionen«, sagt er wörtlich, »ein wirklicher Sieg des Aufstandes über das Militär im Straßenkampf gehört zu den größten Seltenheiten … Wo es sich um vollständige Umgestaltung der gesellschaftlichen Organisation handelt, da müssen die Massen selbst dabei sein, selbst schon begriffen haben, worum es sich handelt … Damit aber die Massen verstehen, was zu tun ist, bedarf es langer, ausdauernder Arbeit, die wir jetzt betreiben, und das mit einem Erfolg, der die Gegner zur Verzweiflung bringt.« Engels versteht unter dieser »ausdauernden Arbeit« die Mobilisierung der Arbeiter für den Gebrauch des Stimmzettels, und den Erfolg sieht er im stetigen Anwachsen der Stimmen für die Sozialdemokratie. Damit, meint Engels, sei eine ganz neue Kampfweise des Proletariats wirksam geworden, die sich rasch weiterausbilde. Engels zog einen Vergleich dieser Entwicklung mit dem Kampf und Sieg des Christentums im übermächtigen römischen Weltreich. Nach Verfolgungen (sind sie mit dem Sozialistengesetz gleichzusetzen?) habe ein römischer Kaiser selbst das Christentum zur Staatsreligion proklamiert.


  Rosa Luxemburg zog auf dem Gründungsparteitag der kpd, Ende Dezember 1918, Friedrich Engels zur Rechenschaft. Sie erklärte: »Hier, Parteigenossen, legt Ihnen Engels dar mit aller Sachkenntnis, die er auch auf dem Gebiet der Militärwissenschaft hatte, daß es ein purer Wahnsinn ist zu glauben, das arbeitende Volk könne bei der heutigen Entwicklung des Militarismus, der Industrie und der Großstädte Straßenrevolutionen machen und dabei siegen.« Aber Rosa Luxemburg ist überzeugt, das spricht sie gleichzeitig aus, daß Engels, hätte er lange genug gelebt, gegen die »Versumpfung der Arbeiterbewegung durch den Nur-Parlamentarismus mit aller Kraft protestiert und den Karren zurückgerissen hätte«.


  Haben Marx und Engels den Ausbruch einer Revolution noch lediglich unter großen historischen Perspektiven analysiert beziehungsweise prophezeit, so geht Lenin einen wesentlichen Schritt weiter. Er diagnostiziert den Zeitpunkt für den Ausbruch einer Revolution geradezu auf die Minute. Die Bedingungen, unter denen eine konkrete revolutionäre Situation gegeben ist, bezeichnet Lenin folgendermaßen:


  »1. Für die herrschenden Klassen ist es unmöglich, ihre Herrschaft unverändert aufrechtzuerhalten … Damit es zur Revolution kommt, genügt es in der Regel nicht, daß die ›unteren Schichten‹ in der alten Weise ›nicht leben wollen‹, es ist außerdem erforderlich, daß die ›oberen Schichten‹ in der alten Weise ›nicht leben können‹.


  2. Die Not und das Elend der unterdrückten Klassen verschärfen sich über das gewohnte Maß hinaus.


  3. Infolge der erwähnten Ursachen steigert sich erheblich die Aktivität der Massen, die sich in der ›friedlichen‹ Epoche ruhig ausplündernlassen, in stürmischen Zeiten dagegen sowohl durch die ganze Krisensituation als auch durch die ›oberen Schichten‹ selbst zu selbständigem Handeln gedrängt werden.


  Ohne diese objektiven Veränderungen, die unabhängig sind vom Willen nicht nur einzelner Gruppen und Parteien, sondern auch einzelner Klassen, ist eine Revolution – in der Regel – unmöglich. Die Gesamtheit dieser objektiven Veränderungen wird denn auch revolutionäre Situation genannt.«


  Ohne diese konkrete objektive revolutionäre Situation gibt es, sagt Lenin, keine Revolution. Ist sie aber gegeben, wäre es ein Verbrechen, die Revolution nicht durchzuführen.


  Die großen marxistischen Theoretiker Marx, Engels und Lenin gingen in ihren Schriften und Reden über die Möglichkeiten der Revolution von zwei Vorstellungen aus: von der historischen Zwangsläufigkeit der Revolution auf Grund der fortschreitenden Widersprüche des kapitalistischen Systems und vom Vorbild der Jakobinerrevolution, des Aufstandes eines bewaffneten Volkes unter Führung einer qualifizierten Minderheit. Der Verlauf der Pariser Kommune hat bei den marxistischen Revolutionstheoretikern die zweite Vorstellung – die jakobinische Tradition im Marxismus – ebenso verstärkt wie die für die marxistische Revolutionstheorie nicht minder wichtige Funktion der Sowjets der Ersten Russischen Revolution des Jahres 1905. Aber gerade dieses Ereignis hat die militärorganisatorische Seite der Revolution für Revolutionäre wie Leo Trotzkij z. B. – aber auch für andere russische Marxisten – ganz scharf in den Vordergrund gerückt. Die Bolschewiki siegten in der Oktoberrevolution, weil sie die Eroberung der Macht nicht in Form eines bewaffneten Volksaufstandes anstrebten, sondern weil sie in einer nach Lenins Theorien klassischen revolutionären Situation über operative militärische Einheiten verfügten, deren taktischstrategische Ausgangslage, deren Kampfmoral, deren Bewaffnung und politischmilitärische Führung den konterrevolutionären militärischen Einheiten überlegen waren. Auch der Sieg der Bolschewiki in den Jahren des nachfolgenden Bürgerkrieges hat dort seinen Grund.


  Die 3. Internationale war in ihren Theorien und Proklamationen zeit ihres Bestehens von den traditionellen jakobinisch-marxistischen Vorstellungen getragen – allerdings nicht in ihrer »legalen« Organisation, da die Apparate zur militärischen Eroberung der Macht selbstverständlich eine geheime Rolle spielten – nach den Grundsätzen der Kriegsvorbereitung und -führung. In keiner der Parteien der kommunistischen Internationale hat es jedoch dieser militärische Apparat vermocht, sich theoretisch und praktisch gegen die jakobinisch-leninistischen Revolutionsvorstellungen durchzusetzen – mit Ausnahme der Kommunistischen Partei Chinas unter der Führung Mao Tse-tungs nach der Niederlage in China im Jahre 1927.


  Erst durch Mao Tse-tung ist der Marxismus theoretischorganisatorisch auf die Höhe der Zeit gekommen, d. h. mit den tatsächlichen militärischen Fragen der Eroberung der Macht in Einklang gebracht worden. Dies ist einer der wichtigen Gründe für die enorme Wirkung des maoistischen Kommunismus, für den Revolution ganz selbstverständlich Bürgerkrieg bedeutet, und zwar Bürgerkrieg nach den verschiedensten organistorischen Voretappen – wie z. B. Freischärlerkrieg – und letzten Endes die kämpferische Auseinandersetzung militärischer Einheiten, also Armeen mit dem Ziele der Vernichtung und Vertreibung des Gegners – d. h. der Besetzung des Territoriums.


  Nach diesen Grundsätzen handeln wohl auch die Guerillakämpfer, die in Kuba und Fidel Castro ihr Vorbild sehen.


  »Wenn die marxistische Bibel nicht als Führer zu parlamentarischer Taktik gelten kann«, sagt Bernard Shaw, »so gilt auch das gleiche von den Evangelien, diesen äußerst revolutionären Schriften. Darum verbrennen wir jedoch die Evangelien nicht, noch folgern wir daraus, daß der Verkünder der Bergpredigt uns nichts zu lehren hätte. Ebensowenig sollen wir ›Das Kapital‹ verbrennen und Marx als wertlosen Autor verschreien, den niemand lesen sollte. Marx hat seinen großen Ruf nicht umsonst erlangt. Er war ein großer Lehrmeister. Und wer seine Lehre noch nicht in sich aufgenommen hat, ist, ob Mann oder Frau, im Staatsdienst eine Gefahr. Wer aber wirklich von ihm gelernt hat, statt ihn blind als unfehlbaren Propheten anzubeten, der ist ebensowenig Marxist, wie Marx selbst einer war.«


  Der Herausgeber dieses Buches ist kein Prophet. Er hat sein Material zusammengestellt, und er hat zum Schluß die Frage aufgeworfen, ob die Revolution noch eine Chance hat. Er möchte den Leser zum Nachdenken anregen und ihm die Klärung seiner eigenen Gedanken erleichtern. Er wünscht, daß diese Materialien sein soziales Gewissen schärfen und seine Bereitschaft zum selbständigen politischen Handeln erhöhen.


  Ohne soziales Gewissen und ohne politische Aktivität aller gesellschaftlichen Kräfte, die den Fortschritt der Menschheit auf den Gebieten der Humanität und der Freiheit wünschen, ist die notwendige Umgestaltung der Gesellschaft nicht möglich.
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